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Gemeinderath. 
Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 

der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 

1. October 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 

meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. 


Nürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. N 

1. Von der heutigen Sitzung hat Herr Gem.-Rath Wieder 
ſein Ausbleiben wegen Krankheit entſchuldigt. Herr Gem.-Rath 
Kaiſer entſchuldigt fein Ausbleiben von der heutigen und morgigen 
Sitzung. 

2. Herr College Dr. Rader richtet an mich ein Schreiben, 
worin er mittheilt, daj8 der hochwürdige Herr Dechant Dr. 
Wieſinger ſich einer Operation im Rudolfinerhauſe unter— 
ziehen müſſe und bittet, ihm einen unbeſtimmten Urlaub zu ertheilen. 
Ich werde ihm vorläufig einen Urlaub in der Dauer von vier 
Wochen ertheilen. 

3. Es iſt folgendes Telegramm eingelangt (liest): „Se. k. u. k. 
Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog Franz Salvator 
laſſen für die von der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
dargebrachten Glückwünſche höchſtſeinen wärmſten Dank ausſprechen. 
Kammervorſteher Baron Lederer.“ 

4. Se. Eminenz der Herr Cardinal Fürſterzbiſchof hat folgendes 
Schreiben an das Präſidium gerichtet (liest): „Am 4. October, 


als dem hohen Namensfeſte Sr. k. u. k. Apoſtoliſchen Majeſtät, 
wird für Allerhöchſt derſelben ewiges und zeitliches Wohl um 
11 Uhr vormittags in der Metropolitankirche zu St. Stephan 
ein feierliches Hochamt mit Te Deum abgehalten werden. Indem 
ich höflichſt erſuche, hievon Kenntnis zu nehmen, beehre ich mich 


zugleich, zur Theilnahme an dieſer Feier ergebenſt einzuladen, und 
verharre ich mit dem Ausdrucke der vollkommenſten Hochachtung 
Ant. Joſ. Cardinal Gruſcha, Fürſterzbiſchof.“ 

5. Es iſt ferner ein Schreiben von der hohen k. k. n.⸗bö. 
Statthalterei eingelangt, welches folgendermaßen lautet (liest): 
„Se. k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Ent— 
Schließung vom 17. September 1896 dem vom Landtage des Erz— 
herzogthums Oſterreich unter der Enns beſchloſſenen Entwurfe 
eines Geſetzes, mit welchem der Stadtgemeinde Wien die Auf— 
nahme eines Anlehens von 60 Millionen Kronen bewilligt wird, 
die Allerhöchſte Sanction allergnädigſt zu ertheilen geruht. Hievon 
beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren infolge Erlaſſes des hohen 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 20. September 1896, Z. 31681, 
mit dem Beifügen in die Kenntnis zu ſetzen, daſs im Falle der 
Aufnahme des Anlehens die Formularien der auszugebenden Theil— 
ſchuld verſchreibungen dem hohen k. k. Finanzminiſterium zur Ge— 
nehmigung vorzulegen ſein werden. Die Kundmachung des Geſetzes 
im Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatte wird unter einem ver— 
anlaſst.“ 

6. Herr Joachim Wilhelm Salomon in Hamburg hat 
teſtamentariſch den Betrag von 1000 fl. für die Armen der Stadt 
Wien ohne Unterſchied der Confeſſion anhergeſchickt, welcher zur 
Vertheilung gelangen ſoll. 

Dem Spender wird der Dank ausgedrückt. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die eingelaufene Inter— 
pellation zur Verleſung zu bringen. 


Schriftführer Gem.-Nath Schuh (liest): 

7. Anfrage des Gem. RNathes Dr. Vogler und Ge— 
noſſen: 

Nach Berichten der in Berlin erſcheinenden „Staatsbürger Zeitung“ ſoll 
Herr Bürgermeiſter Strobach einem ihn interviewenden Jourualiſten unter 
anderem Folgendes geſagt haben: 

„1. Wien lag bisher in den Händen einer Clique, die alle anderen Inter— 
eſſen vertrat, nur nicht die der Bürgerſchaft, die finanzielle Miſswirtſchaft, die 
unter ihren Händen eingeriſſen war, macht ſich heute noch auf allen Ecken 
und Enden fühlbar, und es erfordert große Anftrengungen, jene Schäden zu 
heilen. Alle kommunalen Unternehmungen hat man den Eugländern oder den 
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Juden in die Hände geſpielt, obwohl die letzteren niemals das allgemeine 
öffentliche Intereſſe, ſondern immer nur ihr eigenes verfolgen. 

2. Die Kräfte ſind da, aber der Magiſtrat wollte früher nicht; bei jedem 
neuen Unternehmen wurde ein großes Becken hingeſtellt, in dem ſich alle die 
Hände wuſchen.“ 


Die Gefertigten ſtellen die Anfrage: 

1. Sit es richtig, daf3 der Herr Bürgermeiſter die erwähnten 
Außerungen gemacht hat? 

2. Wenn ja, auf welche Thatſachen ſtützt der Herr Bürger— 
meiſter dieſe ſeine⸗Beſchuldigungen? 

3. Wie findet es der Herr Bürgermeiſter mit ſeiner Stellung 
vereinbar, die Verwaltung der Gemeinde Wien im Auslande 
herabzuſetzen? 


Vürgermeiſter: Es freut mich ſehr, dafs dieſe Interpellation 
eingebracht wurde, weil ſie mir Gelegenheit bietet, eine Richtig— 
ſtellung vorzunehmen. Es heißt nämlich hier: „Die Kräfte ſind da, 
aber der Magiſtrat wollte früher nicht.“ Ich erkläre hiemit, dass 
ich vom Magiſtrate kein Wort geſprochen habe. Ich habe auch 
keine Veranlaſſung dazu gehabt, auch keine Veranlaſſung dazu, 
die Verwaltung der Stadt Wien herabzuſetzen, und erkläre auf 
das Beſtimmteſte, daſs ich nur von den Verhältniſſen und der 
Miſswirtſchaft der früheren Judenliberalen geſprochen habe. (Bei— 
fall und Händeklatſchen links.) 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Anträge zur Verleſung 
zu bringen. 


Schriftführer Gem Rath Obriſt (liest): 
8. Antrag des Gem.-Nathes Ceitner und Genoſſen: 


Nachdem durch das Zuſtandekommen des Petroleum-Cartells die Be— 
völkerung in der unerhörteſten Weiſe ausgebeutet wird und ſich außerdem 
noch Fälle ereignet haben, daſs ein weit unter dem Zündpunkte ſtehendes 
Petroleum in den Handel kommt, ſonach in einer weiteren Weiſe Leben und 
Eigenthum der Bewohnerſchaft in Betracht kommt, ſo ſtellen die Gefertigten 
folgenden Antrag: 


Es möge jedes Petroleum, welches zu Beleuchtungszwecken 
dient, vor ſeiner Abgabe an die Conſumenten von Seite der 
ſtädtiſchen Marktorgane auf den Zündpunkt geprüft werden und 
jedes unter dem Zündpunkte von 21 bis 22° nach dem vom 
Ingenieur Abel erfundenen Apparate geprüftes Petroleum vom 
Handel ausgeſchloſſen werden. 

Zur Durchführung wäre ein Reichsgeſetz, wie es im Deutſchen 
Reiche beſteht, im Petitionswege anzuſtreben. 

Bürgermeifler: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Obriſt (liest): 
9. Antrag des Gem.-Nathes Cehofer: 


Die Bewirtſchaftungsweiſe des zum Fondsgute Kaiſer-Ebersdorf gehörigen 
Grundcomplexes, genannt „Lobau“, iſt eine derartige, dafs fie im forſtlichen 
wie landwirtſchaftlichen Sinne als irratiouell bezeichnet zu werden verdient. 

Die heutige Bewirtſchaftung der Lobau baſiert zufolge des Hofjagd— 
Servitutes auf reiner Graswirtſchaft. Die forſtlichen alten Beſtände, als auch 
die Culturen find mit jo minderwertigen Holzgattungen bepflauzt, dafs für 
dieſen Theil des Fondsgutes eine nur geringe Rentabilität zu erzielen iſt. 


Der Charakter des forſtlichen Gebietes entſpricht dem der Donau-Auen 
und dieſe Auencultur war ſeinerzeit durch die ſtets wiederkehrenden Über- 
ſchwemmungen augeblich eine bedingte; obgleich einzelne vereinzelte Exemplare 
der Stieleiche in verſchiedenen Altersperioden den Beweis liefern, dafs auch 
wertvollere Holzarten trefflich gedeihen müſsten. 

Die Graswirtſchaft hatte vor der Zeit der Donauregulierung durch die 
jährlichen Uberſchwemmungen eine regelrechte befruchtende Bewäſſerung erfahren 
und demgemüß eine conſtante Heuernte geliefert. N 

Seit der Donauregulierung hat dieſe natürliche koſtenloſe Bewäſſerung 
aufgehört und in den meiſt vorherrſchenden trockenen Jahreszeiten war der 
Grasbeſtand ein kaum den Schnitt lohnender. ö 

Das hohe k. k. Oberſtjägermeiſteramt hat ſich infolge dieſer Grasnutzung 
veranlasst geſehen, mehrere hundert Joch Wieſen von der Commune in Pacht 
zu nehmen, um der Devaftierung des jungen Culturenanfluges bei der Gras— 
nutzung Einhalt zu thun. 
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Ich ſtelle daher folgenden Antrag: 

1. Der löbl. Stadtrath wolle das ſtädtiſche Forſtamt Groß— 
Enzersdorf beauftragen, mit möglichſter Beſchleunigung einen neuen 
Culturenaufforſtungsplan vorzulegen. 

2. Bei Wahl der Culturpflanzen ſei auf wertvollere Holz; 
gattungen wie bisher Rückſicht zu nehmen, und zwar: 

die Stieleiche (Quercus petunculata), 

die Fichte (Picea excelsa), 

die Meeresſtrandkiefer (Pinus silvestris), 

die Schwarzföhre (Pinus austriaca) 

und die Tanne (Abies pectinata) 


zu cultivieren. 


3. Die Anpflanzungen ſeien mindeſtens im Ausmaße von 
20 Joch (oder mehr) pro Jahr und ſchon im künftigen Frühjahre 
(1897) zu beginnen, und 

4. in einer wohlcultivierten Forſtbaumſchule auf eigenem Gebiete 
der Vorrath an Laub- und Nadelhölzern für den Bepflanzungs⸗ 
bedarf (im Turnus) zu ziehen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-⸗Nath Obriſt (liest): 

10. Antrag des Gem.-Nathes Tomanek und Genoſſen: 

An den Wiener Volks- und Bürgerſchulen tritt alljährlich am Anfange 
des Schuljahres eine Störung des regelmäßigen Unterrichtes ein, die dadurch 
verurſacht wird, indem die Schulrequiſiten, die von der Commune gezahlt 
werden und für arme Schüler, beziehungsweiſe Schülerinnen beſtimmt ſind, 
nicht zur rechten Zeit durch die Lieferanten an die einzelnen Schulen abge— 
führt werden. n 

Eine weitere Störung des Unterrichtes tritt auch noch dadurch ein, 
indem die Erledigung der Geſuche jener armen Eltern, die um die Schul— 
requiſiten für ihre Kinder bei den einzelnen Ortsſchulräthen bis längſteus 
15. Auguſt eines jeden Jahres einreichen müſſen, erſt in der zweiten Hälfte 
des Monates September erfolgt. 

Mit Rückſicht auf die oben angeführten zwei Umſtände, ſowie mit 
Rückſicht darauf, daſs hiedurch durchſchnittlich mehr als 50 Percent der An— 
zahl der Schüler einer Claſſe nicht beſchäftigt werden können, worunter die 
Diſeiplin der Claſſen ſehr leidet, ſtellen die Gefertigten an den hochverehrten 
Herru Bürgermeiſter die Bitte, 

dieſe Störungen dahin zu beheben, dafs längſtens bis zum 
15. September eines jeden Jahres ſowohl die Schulrequiſiten als 
auch die ſeitens der einzelnen Ortsſchulräthe vorgenommene Er— 
ledigung der Geſuche an die einzelnen Schulen zugeſtellt werden. 

Vürgermeiſter: Ich betrachte dieſen Antrag als eine An— 
zeige und werde ihn dem Magiſtrate zur geſchäftsordnungsmäßigen 
Behandlung zuweiſen. 


Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 

11. Antrag des Gem.-Nathes Prauneiß: 

Zwiſchen der Märzſtraße und der Burggaſſe iſt der Verkehr durch den 
Bau der Stadtbahn zu den Häuſern, welche am Gürtel vis-A-vis find, nicht 
anders möglich als bei der ehemaligen Weſtbahnlinie oder bei der Burggaſſe. 
Die Bewohner, beſonders die Geſchäftsleute, ſind an mich herangetreten, und 
haben mich erſucht, ich möchte mich der Sache annehmen, dafs dieſem Übel— 
ftande abgeholfen wird. 

Ich ſtelle daher den Antrag: ö 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, es ſeien von den von 
dem VII. Bezirke ausmündenden Gaſſen auf den Gürtel eheſtens 


übergänge über die Stadtbahn herzuſtellen. 

Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Tagleicht: 

Der Preistarif für den Amtsgebrauch der Stadt Wien iſt den derzeitigen 
Verhältniſſen nicht entſprechend. 

Ich beantrage 


eine gründliche Reviſion der Einheitspreiſe und der allge— 
meinen und ſpeciellen Bedingniſſe des ſtädtiſchen Preistarifes für 
gewerbliche Arbeiten und Lieferungen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 
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Wir ſchreiten zur Erledigung der Tagesordnung. 


Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen Dr. Deutſch— 
mann. 

13. Referent Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann: Sehr geehrte 
Herren! Es dürfte den meiſten von Ihnen, meine Herren, erinnerlich 
ſein, daſs die Regierung ſchon im Jahre 1894 eine Geſetzesnovelle 
im hohen Abgeordnetenhauſe eingebracht hat, wodurch ſehr weſent— 
liche Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes neu eingeführt werden 
ſollen, nämlich die Erſitzung des Heimatsrechtes. Bekanntlich kann 
jetzt jemand regulär die Zuſtändigkeit nur durch eine ausdrückliche 
Aufnahme in den Gemeindeverband erlangen. Nach dieſer Geſetzes— 
vorlage der Regierung ſoll dies dann eintreten, wenn ein Orts— 
fremder von einem Gewerbe oder ſonſtigem Einkommen durch fünf 
Jahre eine directe Steuer zahlt, und bei anderen, die keine directen 
Steuern zahlen, wenn fie zehn Jahre dauernd anſäſſig find und 
während dieſer Zeit ſich keiner ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht 
haben. Dieſe Geſetzesvorlage hat ſchon im Jahre 1894 den Wiener Ge— 
meinderath in der Richtung beſchäftigt, daS er dazu Stellung ge— 
nommen hat und wurde bereits im Jahre 1894 vom Wiener Gemeinde— 
rathe eine wohlmotivierte Petition an die Regierung und die beiden 
Häuſer des Abgeordnetenhauſes gerichtet, in welcher darauf hin— 
gewieſen wurde, dafs durch den vorausſichtlichen großen Zuwachs 
von zuſtändigen Perſonen, worunter ſich auch eine große Anzahl 
von Unterſtützungsbedürftigen befinden werden, die Armenver— 
ſorgungskoſten der Stadt Wien ſich in ganz unberechenbarer 
Weiſe vermehren werden. Es iſt ſchon im Jahre 1892 vom Magiſtrate 
ausgerechnet worden, daſs die Armenverſorgung über 3,000.000 fl. 
koſtet, und der Magiſtrat nimmt mit Recht an, daſs durch den 
vermehrten Zuwachs der nach dem neuen Geſetze hinzukommenden 
Gemeindezuſtändigen die Armenverſorgung in ganz abſehbarer Zeit 
das Doppelte koſten wird. Angeſichts der der Stadt Wien drohenden 
Mehrbelaſtung hat, wie ſchon erwähnt, der Gemeinderath im 
Jahre 1894 darauf hingewieſen, dafs, jo ſehr es auch wünſchenswert 
iſt, daſs die Heimatsgeſetzgebung reformiert wird, es doch ſehr noth— 
wendig ſei, dass fie neu geregelt werde, dass nicht bloß wie bisher 
den Gemeinden die Verſorgung der Armen aufgebürdet werde, 
ſondern daſs unter Umſtänden auch die Länder, rückſichtlich das 
Reich für die Armenverſorgung einzutreten habe. In dieſer Beziehung 
wurde ſpeciell in der Petition vom November 1894 darauf hin— 
gewieſen, daſs es angezeigt und billig wäre, dass die Unterſtützung 
ſolcher Heimatsberechtigter, welche zehn Jahre von ihren Heimats— 
gemeinden abweſend ſind, von einer anderen Gemeinde getragen 
werden müſſe als von der Heimatsgemeinde, und da wurde vor— 
geſchlagen, daſs, wenn der Unterſtützungsbedürftige in demſelben 
Kronlande ſeinen Aufenthalt hat, dem auch ſeine Heimatsgemeinde 
angehört, er an das betreffende Kronland, im anderen Falle an den 
Staat zur Verſorgung überwieſen werde. 


Es wird Ihnen auch bekannt ſein, meine Herren, daſs im 
Jahre 1895 der öſterreichiſche Städtetag, welcher hier in Wien 
getagt, ſich ebenfalls mit dieſer Frage beſchäftigt und eine dies— 
bezügliche Reſolution gefaſst hat, in welcher auch darauf hinge— 
wieſen wurde, dafs die fortdauernde und alleinige Belaſtung der 
Gemeinden mit der Armenverſorgung mit der Zeit nicht mehr 
ertragen werden kann, und daßs in dieſer Richtung Abhilfe noth— 
wendig iſt. Es wurde auch ſowohl in der Petition der Stadt Wien 
als auch in der Reſolution des Städtetages auf mehrere andere 
Punkte hingewieſen und verlangt, daſs die Erſitzungsdauer ver— 


1355 


längert werde und dafs insbeſondere nicht dieſes Recht der Erſitzung 
auf Ausländer ausgedehnt werde. 

Alle dieſe Petitionen und die Reſolution wurden ſeinerzeit 
dem Verwaltungs⸗Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes zugewieſen. 
Wie aber der jetzt dem Abgeordnetenhauſe vorliegende Regierungs— 
Entwurf ausweist, ſind alle dieſe Petitionen und Reſolutionen 
nicht berückſichtigt worden, und das war die Veranlaſſung, welche 
dazu geführt hat, dass der Stadtrath ſich entſchloſſen hat, Ihnen 
eine Reſolution zur Annahme vorzulegen, welche dahin geht, daſs, 
nachdem die Geſetzesvorlage unter den bereits erwähnten Ge— 
ſichtspunkten für Wien und alle größeren Communal-Verwaltungen 
nicht annehmbar erſcheint, die Vertreter der Stadt Wien gebeten 
werden, gegen dieſes Geſetz zu ſtimmen. 

Die Reſolution, welche der Stadtrath beſchloſſen hat, hat 
folgenden Wortlaut (liest): 

„In Erwägung, daj3 von der Einbringung einer Regierungs— 
vorlage, wonach gleichzeitig mit Anderung der Heimatsgeſetz⸗ 
gebung eine Reform der Armengeſetzgebung im Sinne der vom 
Wiener Gemeinderathe bereits im November 1894 beſchloſſenen 
Petition angebahnt werden ſoll, bisher nichts verlautet, demnach 
die Armenverſorgung ausſchließlich den Gemeinden verbleiben ſoll; 

in weiterer Erwägung, dass der vom Verwaltungs-Ausſchuſſe 
des hohen Abgeordnetenhauſes beſchloſſene Geſetzentwurf, betreffend 
die Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. De— 
cember 1863, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 105, nur in ganz wenigen und 
bloß untergeordneten Punkten die vom Wiener Gemeinderathe in 
obgedachter Petition erhobenen Forderungen berückſichtigt, dagegen 
die in der Regierungsvorlage enthaltene Feſtſetzung einer nur zehn— 
jährigen Erſitzungsdauer des Heimatsrechtes für keinerlei directe 
Steuer bezahlende Ortsfremde unter vollſtändiger Ignorierung der 
diesbezüglichen Wünſche der Stadt Wien und der derſelben er— 
wachſenden unerſchwinglichen Armenverſorgungskoſten beibehält, ja 
dieſe Erſitzung des Heimatsrechtes ſogar auf Ausländer ausdehnt; 

in endlicher Erwägung, dafs vorgedachter Geſetzentwurf ſogar 
die Regierungsvorlage in einem ſehr weſentlichen Punkte, nämlich 
hinſichtlich des Beginnes der Erſitzungsfriſten mit Außerachtlaſſung 
des ſonſt allgemein geltenden Grundſatzes, daßs Geſetze nicht zurück— 
wirken, zu Ungunſten der Städte abgeändert und den Beginn 
dieſer Friſten ſchon vom 1. Jänner 1891 an feſtgeſetzt, wodurch 
der Gemeinde Wien die bedeutenden finanziellen Mehrlaſten der 
Armenverſorgung ſchon um circa fünf Jahre früher auferlegt 
werden ſollen, als dies durch die Regierungsvorlage geſchähe, 
ſpricht der Wiener Gemeinderath ſeine Überzeugung dahin aus, 
daſs obige Geſetzesvorlage vollſtändig unannehmbar iſt und ſtellt 
daher an die Herren Reichsraths-Abgeordneten der Stadt Wien 
das dringendſte Erſuchen, gegen dieſe Geſetzesvorlage zu ſtimmen. 

Dem Gemeinderathe wird weiters zur Kenntnis gebracht, dass 
mit Rückſicht auf die Wichtigkeit und Dringlichkeit dieſer Ange— 
legenheit von der vorſtehenden Reſolution allen communalen Ver: 
tretungen, welche Delegierte zum öſterreichiſchen Städtetage nach 
Wien entſendet hatten, behufs Einleitung einer analogen Action, 
ferner den Reichsraths-Abgeordneten der Stadt Wien mit dem Er— 
ſuchen bereits Mittheilung gemacht wurde, gegen die erwähnte 
Geſetzesvorlage ihre Stimme abzugeben.“ 

Ich erſuche Sie, dieſer Reſolution Ihre Zuſtimmung zu er⸗ 
theilen. 

Vürgermeiſter: Zum Worte iſt gemeldet Herr Gem.-Rath 
Dr. Stern. 
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Gem.-Nath Dr. Stern: Meine Herren! Die Annahme des 
Antrages im Jahre 1894 im Gemeinderathe hat eine Geſchichte. 
Es iſt damals nicht urſprünglich gleich der Antrag geſtellt worden, 
man möge den Wunſch ausſprechen, dass das Heimatsgeſetz verworfen 
und dass zuerſt an die Regulierung der Armenverſorgung ge— 
ſchritten werden möge, ſondern es iſt damals in einer Sitzung des 
Gemeinderathes vom Stadtrathe ein eingehender Antrag geſtellt 
worden, es möge ſich der Gemeinderath darüber ausſprechen, in 
welchen Punkten dieſe Heimatsrechtsvorlage zu modificieren ſei. Erſt 
im Plenum des Gemeinderathes wurde dann ein Antrag geſtellt, 
und zwar, wenn ich nicht irre, von Seite des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Lueger, den Antrag des Stadtrathes zu modificieren und 
an deſſen Stelle den Antrag dahin anzunehmen, daßs ſich der Ge— 
meinderath zunächſt überhaupt gegen dieſe neue Heimatsrechts— 
vorlage ausſprechen möge. Das iſt dann allerdings in der folgen— 
den Sitzung des Gemeinderathes zum Beſchluſſe erhoben worden. 
Dasjenige, um was es ſich im vorliegenden Falle handelt, iſt 
Folgendes: 

Bis zum Jahre 1863 konnte das Heimatsrecht nicht allein 
durch Verleihung ſeitens der Commune und durch Antritt eines 
öffentlichen Amtes, ſondern auch dadurch erworben werden, dass 
ſich jemand eine gewiſſe Zeit hindurch unangefochten in der Gemeinde 
aufhielt. Erſt im Jahre 1863 wurde dieſer durch mehr als ein 
halbes Jahrhundert in der öſterreichiſchen Geſetzgebung feſtgehaltene 
Standpunkt modificiert. Erſt damals wurde, und zwar um der 
Autonomie der Gemeinde vollkommen Rechnung zu tragen, eine 
Geſetzesnovelle gegeben, wonach es in das Belieben der Gemeinde— 
vertretung geſtellt iſt, ob ſie jemanden, der ſich noch ſo lang in 
der Gemeinde aufhält, der noch ſo ſehr zu den Laſten der Gemeinde 
beiträgt, auch ganz unbeſcholten iſt, gegen deſſen Perſon gar nichts 
einzuwenden iſt, das Heimatsrecht verleihen will oder nicht. Dieſes 
freie Arbitrium wurde erſt durch eine Geſetzesnovelle im Jahre 
1863 der Gemeinde verliehen. Und die Wirkungen nun, welche 
dieſes unumſchränkte Recht der Gemeinde, jemanden in den Ge— 
meindeverband aufzunehmen oder nicht, nach ſich zog, waren, — ich 
will nicht behaupten allein in Wien, ſondern noch mehr außerhalb 
Wiens — in vielen Städten geradezu horrend. Die Regierungs- 
vorlage, welche dem Abgeordnetenhauſe unterbreitet iſt, hat als 
Beilage eine Tabelle, und aus dieſer iſt erſichtlich, daſs es Ge— 
meinden gibt, in welchen 60, 70, 80 und mehr Percent der Be— 
völkerung in der Gemeinde, in welcher ſie jahrelang ſich aufhielten, 
gar nicht heimatsberechtigt find; daſs Gemeinden vorkommen, in 
denen nur 15, ſage 15 Percent der Bevölkerung heimatsberechtigt 
ſind. Es iſt allerdings richtig, dafs mit dem Heimatsrecht, wie 
der Herr Referent ausführte, auch zugleich das Recht der Armen— 
verſorgung verbunden iſt, daſs nämlich der Heimatsberechtigte das 
Recht hat, wenn er verarmt, in der betreffenden Gemeinde ver— 
ſorgt zu werden. Es ſind aber mit dem Heimatsrechte auch noch 
andere Rechte verbunden, welche ebenfalls von gleich großer 
Wichtigkeit ſind, wie das Recht der Armenverſorgung. So iſt zum 
Beiſpiel mit dem Heimatsrechte das Recht verbunden, dafs man 
aus dem Orte, an welchem man heimatsberechtigt iſt, nicht polizeilich 
ausgewieſen werden darf. Es iſt das Recht damit verbunden, dafs 
man an dem Orte, an dem man heimatsberechtigt iſt, zur Militär- 
ſtellung verhalten wird, überhaupt daſs man nicht etwa in einen 
weit entlegenen Ort geſchickt wird, den man gar nicht kennt, und 
da haben ſich nun die horrendeſten Conſequenzen ergeben, auch in 
Wien. Da iſt es vorgekommen, dajs Leute, welche nie den Ort 
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betreten hatten, in dem fie dem Geſetze nach heimatsberechtigt 
waren, eines ſchönen Tages dahin polizeilich ſpediert wurden, der 
ihnen vollkommen fremden Bevölkerung zur Laſt gefallen ſind, 
und Sie mögen ſich vorſtellen, in welcher Weiſe dann die Be— 
treffenden in dieſem Orte aufgenommen wurden. Da iſt es vor⸗ 
gekom men, daſs Leute — es iſt auch in Wien vorgekommen — 
welche Jahre und Jahre in Wien wohnten, deren Eltern in Wien 
wohnen, die in Wien geboren waren, nichtsdeſtoweniger um irgend— 
eines Umſtandes willen von Wien weggewieſen werden konnten. 
Es wird ſogar erzählt, dafs in Arbeiterfamilien es vorkommt, dafs 
der Mann die Frau, mit der er jahrelang ein Verhältnis gehabt 
und von der er Kinder hat, nicht heiratet, weil die Mutter und 
ihr uneheliches Kind nach Wien zuſtändig ſind, der nicht in Wien 
heimatsberechtigte Mann daher wenigſtens verhindern will, daſs 
die Mutter mit den Kindern nicht aus Wien ausgewieſen werden 
kann. Wenn Ihnen nun der Herr Referent jagt, dass die Be— 
laſtung der Stadt Wien dadurch, dafs die Heimatsgeſetzvorlage 
zum Geſetze erhoben werde, eine ganz bedeutende ſein werde, ſo 
hat er darin vollkommen recht und wenn er daraus auch die 
Folgerung ziehen würde, es müſſe daher dafür geſorgt werden, 
daſs der Stadt Wien für dieſe große Belaſtung ein Aquivalent 
geboten werde, ſo hätte er auch recht. 

Es müfste das Beſtreben der Gemeinde Wien ſein, ein ſolches 
Aquivalent für die Anderung des Heimatsgeſetzes und für die 
infolge deſſen die Gemeinde im vermehrten Maße treffenden 
Armenlaſt zu ſuchen und zu finden. Ich erinnere nur daran, daßs 
z. B. auch durch die neue Steuergeſetzvorlage, welche gegenwärtig 
im Reichsrathe noch in Berathung ſteht, die Stadt Wien in ihrem 
Steuereinkommen verkürzt wird. Und was hat die Commune in 
dieſem Falle gethan? Sie iſt eingeſchritten, dass ihr hiefür ein 
Erſatz geboten werde, und dieſer Erſatz wird ihr auch, wenigſtens 
theilweiſe, dadurch geboten, daſs fie eine gewiſſe Participation an 
der Verzehrungsſteuer, welche vorläufig für ein Jahr mit 400.000 fl. 
ausgerechnet wird, genießt. Wenn alſo die Stadt Wien heute in 
demſelben Sinne vorgehen und ſagen würde, durch dieſe Heimats— 
rechtsnovelle werden unſere Finanzen empfindlich getroffen, wir 
müſſen daher an die Regierung herantreten und dafür ſorgen, dass 
uns Erſatz geboten werde und er mus uns auch auf demſelben 
Wege, wie für den früher erwähnten Entgang der Steuer geboten 
werden, dann müſste man einem ſolchen Antrage allerdings 
zuſtimmen. 

Aber deshalb, weil die Stadt Wien durch die Armenverſorgung 
in bedeutend vermehrtem Maßſtabe belaſtet wird, zu ſagen, es ſoll 
das Heimatsgeſetz, es ſollen die durch dasſelbe geſchaffenen ver— 
rotteten Zuſtände einfach weiter belaſſen werden, iſt denn doch eine 
der Logik entbehrende Schlussfolgerung. Es iſt allerdings richtig, 
dafs in dieſer Heimatsgeſetznovelle ſich einzelne Beſtimmungen 
finden, gegen welche die Stadt Wien, und ſpeciell die Commune 
Wien ſich zu wenden alle Urſache hätte. So iſt z. B. in der 
heutigen Vorlage auch eine Beſtimmung enthalten, wonach je— 
mand, der ſich 10 Jahre lang in einem anderen Orte als ſeinem 
Heimatsorte aufhält, zwanzsweiſe — gleichſam expatriert wird, ſo 
daſs, wenn ſich jemand z. B. 10 Jahre in Wien aufhalten würde, 
der nach Budweis zuſtändig iſt (Rufe links: Tarnopol!) die 
Stadtgemeinde Budweis das Recht hätte, zu ſagen: Du haſt Dein 
Heimatsrecht verloren, Du muſst nach Wien inpatriert werden. 
Solche und ähnliche Beſtimmungen finden ſich in der Heimats- 
rechtsnovelle, und wenn ſich die Gemeinde gegen ſolche Beſtim— 
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mungen kehren würde und gegen andere ähnliche, die ſie entſchieden 
belaften — dann könnte und müjste man dem allerdings zuſtimmen. 
Dagegen könnte ich einer Reſolution, wie ſie uns hier vorgeſchlagen 
wird, nicht zuſtimmen, und ich möchte Sie, werthe Herren, bitten, 
dieſe Reſolution, wie ſie uns hier vorgelegt wird, abzulehnen. 
Dürgermeifler : Herr College Dr. Nechansky! 


Gem.-Nath Dr. Nehansky: Meine Herren! Es find beinahe 
zwei Jahre verfloſſen, ſeitdem die Debatte über denſelben Gegen— 
ſtand in dieſem Saale durchgeführt wurde — eine Debatte über 
eine Petition, welche von Seite des Stadtrathes vorgeſchlagen 
wurde, und welche mit Einmüthigkeit nach einem Gedanken— 
compromiſs angenommen worden iſt. Ich bedauere es auch, dass 
von einem Hauptpunkte oder ſagen wir den Hauptpunkten dieſer 
Petition in der Vorlage des Verwaltungs-Ausſchuſſes ſehr wenig zu 
finden iſt. 

Aber ſeien wir aufrichtig, eigentlich hat es ſich in dieſer Pe— 
tition für uns um zwei Dinge gehandelt. Erſtens um die Feſt— 
ſetzung der Erſitzungszeit und zweitens um die Erklärung, dajs die 
Gemeinde Wien nicht im Stande ſein wird und würde, die mit 
der neuen Heimatsgeſetzgebung verbundene Armenverſorgung zu 
übernehmen, wenn ihr nicht, wie es damals in der Petition ge— 
heißen hat, ein entſprechendes Aquivalent gegeben wird. Das eine 
wäre in der That ein Punkt, der in der Novelle dieſes Heimats— 
geſetzes ſeine Erledigung zu finden hätte, nämlich die Beſtimmung 
der Erſitzungszeit. Während damals in der Regierungsvorlage die 
Erſitzungszeit auf 5 Jahre für Steuerzahler und auf 10 Jahre 
für Nichtſteuerzahler feſtgeſetzt war, hat die Gemeinde verlangt, 
daſs dieſe Zeiträume mit 10 Jahren für Steuerzahler und 
15 Jahren für Nichtſteuerzahler feſtgeſetzt werden. Der Ver— 
waltungs-Ausſchuſs hat dieſe Bitte der Gemeinde, für welche die 
Mitglieder beider Parteien damals eingetreten ſind, nicht berück— 
ſichtigt und hat die Anzahl von 10 Jahren acceptiert, und zwar auf 
Grund der Petitionen oder Gutachten der verſchiedenen Landtage 
und auf Grundlage der Vorausſetzung, dajs 10 Jahre den Ver— 
hältniſſen in Oſterreich im allgemeinen am beſten entſprechen 
würden. Nun, meine Herren, ich habe damals in der Debatte er— 
klärt und habe meine Meinung diesbezüglich heute nicht geändert, 
daſs vom Standpunkte Wiens und der Communalverwaltung es 
wünſchenswert iſt, daſs die Erſitzungszeit weiter ausgedehnt wird. 
Ich habe es vom Standpunkte der Communalverwaltung Wiens 
für gerecht gehalten, daſs wir die Bitte an das Abgeordnetenhaus 
gerichtet haben, dieſe Erſitzungszeit zu erweitern. 

Aber, meine Herren, ich erkläre Ihnen, daſs ich aus dem 
Grunde, daſs die Erſitzungszeit nicht 10 und 15 Jahre, ſondern 
dafs fie nur 10 Jahre ſein ſoll, nicht wünſchen würde, dass 
die Reform der Heimatsgeſetzgebung gehindert würde, ich glaube, 
auf dieſem Standpunkte ſollten alle Mitglieder dieſes Hauſes ſtehen. 
Wir ſollen ſolange als möglich das für uns beſte zu erreichen 
ſtreben. Wenn wir es aber nicht erreichen können, dann ſollen 
wir uns nicht auf den Standpunkt ſtellen: „laſſen wir es lieber 
beim alten“, ſondern wir müſſen ſagen, dann wollen wir uns 
auch den erſchwerten Verhältniſſen unterwerfen in Rückſicht darauf, 
dafs es unabweisbar iſt, dafs die Heimatsgeſetzgebung endlich 
einmal in einer den Bedürfniſſen der Zeit entſprechenden Weiſe 
abgeändert werde. (Sehr richtig! rechts.) Das haben damals 
die Redner von beiden Parteien anerkannt, und mir ſind noch 


genau die Worte in Erinnerung, welche der Herr Vice-Bürger— 
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meifter Dr. Lueger damals geſprochen hat, und in welchen er 
die Verhältniſſe der Heimatsgeſetzgebung als geradezu troſtloſe 
bezeichnete. Wenn ein troſtloſer Zuſtand in irgendeiner Richtung 
beſteht, ſo müſſen wir von dem beſtimmten und ehrlichen Wunſche 
durchdrungen fein, dafs dieſer Zuſtand beſeitigt werde, wenn dies 
anch Opfer koſtet. (Sehr gut! rechts.) Allerdings müſſen wir 
dann an den Staat herantreten mit dem entſchiedenen Verlangen, 
dafs er uns die Mittel dazu gibt. Ich glaube, dass auch der 


Staat oder vielmehr das Abgeordnetenhaus, denn in deſſen Händen 


ruht doch die ſchließliche Entſcheidung, daſs alſo Regierung und Ab— 
geordnetenhaus auch zu dem Einſehen gelangen werden, dass, wenn 
man großen Städten und Induſtrialorten durch die neue Heimats— 
geſetzgebung ſo große neue Laſten auferlegt, daſs dann auch für 
dieſe Verwaltungsgebiete die Mittel geſchaffen werden müſſen, um 
den neuen Verpflichtungen nachzukommen. Was das für Wien 
bedeutet, iſt in die Augen ſpringend, wenn man bedenkt, dass in 
Wien das Verhältnis zwiſchen Fremden zu Einheimiſchen beiläufig 
900.000 zu 500.000 iſt. 

Bei Wien würden alſo die Folgen der neuen Heimatsgeſetz— 
gebung viel größere ſein, als in irgendeiner anderen Stadt oder 
irgend einem anderen Induſtrialorte Oſterreichs. Das muss Be— 
rückſichtigung finden und ich bin überzeugt, dass es ſchließlich anch 
Berückſichtigung finden wird. 

Wir dürfen aber, ich wiederhole es, deswegen nicht, ſo wie 
dies in der Reſolution zum Ausdrucke gebracht iſt, das ganze 
Heimatsgeſetz werfen. Das iſt der Differenzpunkt zwiſchen unſerer 
Auffaſſung und zwiſchen dem Gedankengange der Reſolution. Die 
Reſolution ſagt allerdings auch, daſs deswegen das Heimats— 
geſetz vollkommen unannehmbar erſcheine, weil nicht die Armen— 
geſetzgebung zuerſt reformiert worden iſt. Das ſcheint mir ein 
gänzlich unzulänglicher Grund zu ſein. Wir haben allerdings 
damals in der Petition darauf aufmerkſam gemacht, dafs zunächſt 
die Armengeſetzgebung zu ändern iſt. Es iſt ja in der Regel immer 
etwas zu ändern, denn wenn man irgendeine Geſetzesbeſtimmung 
gemacht hat, eine Organiſation fertig iſt, ſo ſtellen ſich immer 
Mängel ein. Die Mängel, die man abgeſchafft hat, ſind ver— 
ſchwunden und neue, an die man früher nicht gedacht hat, ſind 
aufgetaucht. Alſo gewifs wäre die Armengeſetzgebung zu ändern, 
es wäre vielleicht der Verſuch zu machen, ob die Armenverpflegung 
nicht auf die Schultern von Reich und Land überwälzt werden 
könnte, ich bin aber überzeugt, dafs auch dieſe Form der Armen— 
geſetzgebung ihre Mängel haben würde. Wien würde wahrſchein— 
lich gegenüber Niederöſterreich nichts profitieren, denn es iſt zu 
bedenken, daſs Wien zu den Landeslaſten 84 Percent beiträgt; 
alſo würde von den ganzen Armenkoſten Niederöſterreichs 
Wien auch noch 84 Percent beitragen. Da würde für Wien 
vielleicht dieſes Syſtem nicht beſonders günſtig ſein, aber man 
kann ja Verſuche machen. In Bezug auf die Armengeſetzgebung 
ruht die Geſetzgebung ebenſowenig als auf irgend einem anderen 
Gebiete der Verwaltung. Nie und nimmer könnte ich billigen, 
daſs man ſagt: weil Ihr meinem Steckenpferde, die Armen— 
geſetzgebung zu reformieren, nicht nachgekommen ſeid, weil Ihr 
darauf keine Rückſicht genommen habt, will ich lieber gar keine 
Reſorm des Heimatsgeſetzes; ich anerkenne, die Zuſtände find troſt— 
los, ſie müſſen geändert werden, ich capriciere mich aber darauf, 
zuerſt müsst Ihr die Armengeſetzgebung ändern; wenn Ihr das 
nicht thut, nehme ich keine Novelle, nehme ich keine Anderung des 
Heimatsgeſetzes an. Das ſcheint mir nicht der richtige Standpunkt 
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zu jein und einem ſolchen Standpunkte können wir nicht bei- 
pflichten, einem ſolchen Vorſchlage nicht folgen. 

Was das andere betrifft, iſt es Geſchmackſache, ob man jagen 
will, wir nehmen die Novelle in toto gar nicht an, wir lehnen ſie 
ab und bitten auch die Herren Reichsraths⸗Abgeordneten, dagegen zu 
ſtimmen, weil nicht die Friſt von 10 und 15 Jahren angenommen, 
ſondern eine ſolche von nur 10 Jahren feſtgeſetzt worden iſt, und weil 
das Geſetz auch noch auf die Ausländer ausgedehnt wurde. Meine 
Herren, der Ausländer wegen dürfen wir uns nicht erhitzen. (Rufe: 
Die Juden!) Das ſind keine Ausländer. Das ſind ſo Späſſe. (Gelächter 
links.) Die Sache iſt viel zu ernſt, als dafs man immer wieder 
auf den Juden in dem Kaftan zurückkommen ſollte. Meine Herren! 
In Ofterreich find noch andere Millionen Menſchen, auf die müſſen 
wir auch denken. Es geht nicht immer alles auf den Juden aus. 
Meine Herren, ich ſage, der Gegenſtand iſt viel zu ernſt, als dafs 
ſolche Zwiſchenrufe geduldet werden ſollten. (Vice-Bürgermeiſter 
Lueger: Es iſt aber richtig!) Ich kann dem Herrn Vice-Bürger— 
meiſter nur ſagen, daj8 vor zwei Jahren ſein eifriger Parteigenoſſe 
Dr. Geßmann eine andere Anſchauung gehabt hat, denn er 
hat damals in der Debatte bezüglich der Ausländer erklärt: „Die 
Abänderung iſt wirklich von keiner maßgebenden Bedeutung“ und 
da hat er einmal recht gehabt. (Gelächter links.) Da handelt es 
ſich nicht um ſoviel Leute, daſs man deswegen die ganze Reform 
der Heimatsgeſetzgebung zum Falle bringen ſollte. Meine Herren! 
Ich will dieſe Polemik ſchließen, denn meinen Hauptgedanken habe 
ich ausgeſprochen und der geht dahin, dass man bezüglich der 
Erſitzungszeit und bezüglich der Armengeſetzgebung nicht die ganze 
Heimatsgeſetzgebung zum Falle bringen darf, weil die Wünſche 
der Gemeinde nicht im vollen Umfange berückſichtigt worden ſind. 
Ich geſtehe aber, dafs die Novelle, die der Verwaltungsausſchuſss 
vorſchlägt, zwei Punkte hat, welche die Vorlage der Regierung 
meines Erachtens verſchlechtert haben. 

Ich will abſehen davon, dafs die einzelnen Paragraphe länger 
geworden find. Ich erkläre, ich bin ein Schwärmer dafür, dafs man 
Geſetze in kurzen Paragraphen macht. Je länger der Paragraph 
wird, deſto unverſtändlicher wird er und deſto mehr kommt man 
in Caſuiſtik. Das iſt eben die Kunſt des Geſetzgebers, ihn ſo zu 
machen, dajs alle Fälle hineingebracht werden. Es iſt allerdings 
eine große Kunſt. 

Es ſind nun in dieſer Novelle zwei Grundſätze aufgenommen 
worden; im §3, zweiter Abſatz, die Verpflichtungen der Gemeinde, 
wenn Perſonen, welche anderwärts heimatsberechtigt ſind, in der— 
ſelben durch ein Jahr Aufenthalt genommen oder dieſelbe verlaſſen 
haben oder in den Heimatsverbaud daſelbſt aufgenommen worden 
ſind, die bisherige Heimat davon zu verſtändigen; alſo eine gewiſſe 
Verſtändigungspflicht der Gemeinde über die zugewachſenen 
Fremden. Meine Herren! Das hat ein Doctrinär am grünen 
Tiſch gemacht, der keine Vorſtellung hat, was das in der Durch— 
führung, insbeſondere der Stadt Wien, für Mühe und Koſten 
machen würde. Eine ſolche Verſtändigungspflicht für die Gemeinde 
Wien bedarf ohne Zweifel ein neues, wohldotiertes Bureau. Da ſoll 
man alle die Hunderttauſende überwachen, die nach Wien kommen, 
und wenn ſie ein Jahr in Wien geweſen ſind, dann ſoll man den 
verſchiedenen Gemeinden, aus denen ſie hergekommen ſind, die 
Verſtändigung zuſchicken: der XX, PP, 33, find jetzt ein Jahr hier, 


ich mache darauf aufmerkſam, in neun Jahren kannſt Du das 


Recht geltend machen, dafs der nicht mehr in Deiner Gemeinde 
zuſtändig iſt, kurz, Du kannſt alſo von der Exſtinctivverjährung, 
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wie man zu ſagen pflegt, Gebrauch machen. Nothwendig iſt das 
nicht! Es iſt nicht nothwendig, dafs man die Gemeinden ver— 
ſtändigt, damit fie dieſes Recht ausüben können. Die kleinen Ge— 
meinden können ihre Leute viel leichter überwachen, und es wird 
endlich beim Falle der Armenverſorgung oder Bewerbung um das 
Heimatsrecht derjenigen Gemeinde, wo man zehn Jahre wohnt, 
zutage treten, und wird man Gelegenheit haben, die Gemeinde zu 
verſtändigen, von welcher der Betreffende einmal ausgewandert iſt. 
Das iſt alſo ein unpraktiſcher Grundſatz, und jedenfalls einer, von 
welchem die Gemeinde Wien wünſchen und verlangen mufs, dafe 
er in dieſe Novelle nicht aufgenommen wird, weil er der Stadt 
Wien, wie ich auseinandergeſetzt habe, große Mühe und Koſten 
machen würde, und die Aufnahme dieſes Grundsatzes nicht noth⸗ 
wendig iſt. 

Dann ſtimme ich inſofern mit dem Inhalte der Reſolution 
überein, als ich es als eine Ungerechtigkeit und als ebenfalls nicht 
nothwendig erachte, dass der Beginn der Friſt der 1. Jänner 1891 
ſein ſoll. 

Es iſt gar kein Zweifel, dafs die Heimatsgeſetzgebung mit 
der ſich daran ſchließenden Armenverſorgung ein Inſtitut iſt, das 
für die großen Gemeinden, Städte und Induſtrialorte eine Vor— 
bereitung zur Durchführung erfordert. Wenn nun dieſe Friſt gar 
zu kurz genommen wird, ſo werden die genannten Gemeinden 
nicht im Stande fein, ſich ſowohl adminiftrativ als finanziell auf 
die Durchführung des Heimatsgeſetzes vorzubereiten. Es iſt daher 
meines Erachtens — da ſtimme ich noch einmal mit dem Inhalte 
der Reſolution überein — nicht gerechtfertigt, daſs die Friſt vom 
1. Jänner 1891 genommen wird und ſomit die Wirkſamkeit des 
neuen Heimatsgeſetzes ſchon vor vier Jahren, wenn heuer das 
Geſetz angenommen wird, beginnen ſoll. 

In der Conſequenz dieſer Geſichtspunkte, welche ich mir der 
Verſammlung auseinanderzuſetzen erlaubt habe, würde ich be— 
antragen, daſßs die Reſolution nicht jo lauten möge, wie fie der 
Stadtrath vorſchlägt, ſondern dafs dieſelbe folgenden Inhalt haben 
möge (liest): 

„Unter voller Anerkennung der Nothwendigkeit einer Ab— 
änderung des Heimatsgeſetzes verweist der Gemeinderath von Wien 
gegenüber der vom Verwaltungs-Ausſchuſſe beantragten Novelle 
zum Heimatsgeſetze nochmals auf den Inhalt ſeiner am 27. No- 
vember 1894 beſchloſſenen, an das hohe Abgeordnetenhaus über— 
reichten Petition und erklärt: 

1. dass die in den Geſetzentwurf neu aufgenommenen Be— 
ſtimmungen, wonach für die Gemeinde bezüglich der Fremden eine 
Anzeigepflicht feſtgeſetzt wird (S 3, Alinea 2 des Entwurfes) und 
wonach der Lauf der Erſitzungsfriſt vom 1. Jänner 1891 beginnen 
ſoll (Artikel II) unannehmbar find, und 

2. dajs die Reform des Heimatsgeſetzes nicht durchgeführt 
werden kann, ohne dafs der Stadt Wien für die ihr dadurch er— 
wachſenden Millionenauslagen, und zwar durch volle Überweiſung 
der Verzehrungsſteuer die nöthigen Einnahmen geſchaffen werden.“ 

Ich bitte um Annahme dieſer Reſolution. (Beifall rechts.) 

Vürgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueg er! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Meine Herren! Ich bin 
nicht bloß ein Freund kurzer Geſetze, ſondern auch ein Freund 
kurzer Reden (Sehr gut! links) und werde Sie nicht lange mit 
dieſem Gegenſtande beläſtigen. Ich conftatiere nur, dajs ich der 
Meinung geweſen bin, dafs der Antrag des Stadtrathes von Seite 
des Wiener Gemeinderathes einſtimmig zum Beſchluſſe erhoben 
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werden würde. Ich bedauere, daßs ich mich in dieſer meiner 
Meinung geirrt habe. Solange ich auf den Bänken der Oppoſition 
geſeſſen bin, habe ich in ſolchen, die Intereſſen der Stadt Wien 
berührenden Fragen immer dahingewirkt, daſs ein einheitliches 
Votum zuſtande komme und es iſt auch in der Regel geſchehen. 
Ich bin nach wie vor der Meinung, dafs die derzeitigen Heimats— 
verhältniſſe in Oſterreich unhaltbare, dass fie troſtloſe find, aber 
ich bin auch weiters der Meinung, daßs dieſe ſe Heimatsverhältniſſe 
nicht in ſolcher Weiſe abgeändert werden dürfen, daſs dadurch die 
Laſten einzig und allein auf die Gemeinden und ſpeciell auf die 
Gemeinde Wien gewälzt werden (Beifall), und ich bin auch weiters 
heute noch der Meinung, dafs die Vertreter der Stadt Wien ver— 
pflichtet ſind, gegen eine ſolche Haltung der Regierung mit aller 
Entſchiedenheit Front zu machen. (Beifall.) Ich bin auch heute 
noch der Meinung, dass die Vertreter der Gemeinde Wien ver— 
pflichtet ſind, dahinzuwirken, den Staat aufzuklären, dass es ſeine 
Pflicht iſt, hier helfend einzugreifen. Deswegen hat der frühere 
Gemeinderath auch beſchloſſen, an dem Grundſatze feſtzuhalten, 
dafs die Armenverſorgung in der Weiſe geregelt werden möge, 
dafs bis zu zehn Jahren Abweſenheit die Gemeinden verpflichtet 
bleiben, zu ſorgen, dafs aber nach zehnjähriger Abweſenheit ent⸗ 
weder das Land oder das Reich an ihre Stelle zu treten haben; 
das Land, wenn der Betreffende aus demſelben Lande ſtammt, das 
Reich, wenn der Betreffende aus einem anderen Kronlande ſtammt. 

Das iſt ein gerechter Grundſatz und dieſer Grundſatz muſßs 
auch feſtgehalten werde. Nicht die Gemeinden allein dürfen belaſtet 
werden, ſondern der Staat iſt verpflichtet, Sorge dafür zu tragen 
daſs ſeine Bürger auch wirklich in einer Weiſe verpflegt werden, 
die der Menſchlichkeit entſpricht. Wenn darauf verwieſen wird, 
daſs wir ja begehren können, es möge uns der Staat dasjenige 
erſetzen, womit er uns mehr belaſtet, und wenn insbeſondere 
darauf verwieſen wird, daſs ja der Staat gelegentlich der Be— 
laſtung, beziehungsweiſe der Minderung der Einnahmen, die wir 
infolge der Steuerreform erzielen werden, uns eine gewiſſe Mehr⸗ 
einnahme bei der Verzehrungsſteuer zugewieſen hat, ſo muſs ich 
jagen: ich finde es geradezu merkwürdig, dass ein Gemeinderath 
der Stadt Wien in dieſem Geſetze, welches eine Mehreinnahme 
aus der Verzehrungsſteuer anweist, eine auch nur annähernd ent— 
ſprechende Vergütung für den Nachtheil erblickt, den wir eventuell 
durch die Steuerreform erleiden werden. 

Wenn wir für die Laſten, die uns durch das proponierte 
Heimatsgeſetz auferlegt werden, in ähnlicher Weiſe entſchädigt 
werden, wie es bei der Steuerreform geſchehen iſt, dann iſt Wien 
finanziell beinahe ruiniert. (Beifall links.) Das habe nicht bloß 
ich heute geſagt, das hat (nach rechts gewendet) einer Ihrer 
hervorragendſten Führer, das hat der damalige Herr Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Richter erklärt; er hat hier erklärt, daſs, wenn das 
Heimatsgeſetz durchgehen würde, die Gemeinderäthe ohne Unter: 
ſchied der Partei verpflichtet wären, ihr Mandat niederzulegen und 
dem Staate zu jagen: „Nun wirtſchafte Du hier weiter!“ Und 
heute, meine Herren, kommen Sie uns mit einer ſolchen Reſo— 
lution! — Es iſt geradezu unglaublich! 

In Anbetracht des Umſtandes, dass durch das Heimatsgeſetz, 
beziehungsweiſe durch die betreffende Vorlage des Ausſchuſſes, 
wenn ſie zum Geſetze erhoben würde, die Gemeinde in einer un— 
erhörten Weiſe belaſtet würde; in weiterer Erwägung aber, dajs 
durch dieſe Geſetzvorlage — ich könnte ſagen — die Grundlagen 
für den Staat verrückt werden, und insbeſondere in der Erwägung, 
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dafs in dieſer Geſetzvorlage eine eminente Gefahr für die Deutſchen 
Oſterreichs gelegen iſt, beantrage ich die namentliche Abſtimmung 
über den Antrag des Stadtrathes. (Lebhafter Beifall und Hände— 
klatſchen links.) Es ſoll dann wenigſtens die Wiener Bevölkerung 
wiſſen, wer für die Wiener Bevölkerung denkt und wer willens 
iſt, die Gefahr vom Deutſchthume und die Gefahr der Mehr— 
belaſtung abzuwenden. — Nun ſtimmen Sie, wie Sie wollen, 
meine ſehr geehrten Herren! (Lange anhaltender, lebhafter Beifall 
und Händellatſchen links.) 

Bürgermeifler: Herr College Dr. Vogler! 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich möchte zunächſt einen wefent- 
lichen Unterſchied zwiſchen der Art und Weiſe, wie früher vor— 
gegangen wurde und wie jetzt vorgegangen wird (Zwiſchenrufe links), 
conſtatieren. Als im Jahre 1894 das Referat über die Heimats— 
geſetzvorlage hier erſtattet wurde, wurde ſämmtlichen Gemeinderäthen 
außer dem Antrage des Stadtrathes, welcher die Abänderungs— 
vorſchläge enthielt, auch die Regierungsvorlage ſelbſt zugemittelt. 
Es wäre wünſchenswert geweſen, wenn dies heute auch ſo geſchehen 
wäre. Wir haben, wenn ich nicht irre, geſtern abends — ich habe 
es erſt heute früh vorgefunden — mit der Poſt die Reſolution des 
Stadtrathes zugeſtellt bekommen, und in dieſer Reſolution wird auf die 
Vorlage des Verwaltungs-Ausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes Bezug 
genommen. Nun, meine Herren, derjenige, der nicht Reichsraths— 
Abgeordneter iſt, iſt ja nicht im Beſitze dieſer Vorlage und wenn 
man auf eine ſolche Vorlage Bezug nimmt, fo muſss man doch 
auch dem Gemeinderathe die Möglichkeit bieten, ſich eventuell 
darüber zu orientieren. Das iſt hier abermals — wie ſchon in 
vielen Fällen — nicht geſchehen, was ich nur conſtatieren will. 
Ich weiß, offen geſtanden, nicht, wie die Herren von der ſehr ge— 
ehrten Majorität ſich ohne Information in den eigentlichen 
Sachverhalt hineinfinden können. 

Nun, der Herr Vice-Bürgermeiſter hat jetzt erklärt, daſs er 
vollkommen auf dem Standpunkte ſtehe, den er im Jahre 1894 ein— 
genommen hat, und dafs daher von dieſem Standpunkte aus die Vor— 
lage als abſolut unannehmbar zu bezeichnen ſei, infolange nicht eine 
andere Regelung der Armenverſorgung, oder richtiger geſagt Armenlaſt, 
ſtatuiert worden iſt. Es iſt nun richtig, daßs der Gemeinderath 
im Jahre 1894 eben über einen Antrag des Herrn Dr. Lueger 
beſchloſſen hat, eine Petition des Inhaltes an die Regierung zu 
richten, daſs, wenn jemand zehn Jahre von der Gemeinde abweſend 
iſt, die Gemeinde der Unterſtützungspflicht zu entledigen ſei und 
daſs dieſelbe an das Land beziehungsweiſe Reich übergehe. Ich 
möchte aber conſtatieren, daſs eben derſelbe Herr Dr. Lueger 
damals ſelbſt den Antrag ſtellte, dafs, falls dieſer fein Gedanke 
nicht durchgehen ſollte, im Abgeordnetenhauſe die Abänderungs⸗ 
Anträge des Stadtrathes Berückſichtigung finden ſollen. Die 
Protokolle werden dies ausweiſen. Daraus ergibt ſich alfo, dafs 
Herr Dr. Lueger damals nicht auf dem vollkommen ablehnenden 
Standpunkte geſtanden iſt, auf dem er heute ſteht. 

Wir, als Vertreter der Großſtadt Wien, wir müſſen vor allen 
Dingen doch gewiſſe Rückſichten nehmen auf die allgemeinen Intereſſen 
der Bevölkerung und auf die humanitären Verhältniſſe. Die humani- 
tären Rückſichten gebieten aber eine ganz energiſche Anderung des 
Heimatsrechtes. Dieſen Gedanken haben wir immer feſtgehalten und 
haben immer darauf gedrungen und es als Vorzug bezeichnet, 
daſs endlich die Regierung daran geht, das Heimatsgeſetz abzuändern. 
Dieſer Gedanke wird aber in der Reſolution, wie ſie hier beantrag: 
wird, vollkommen verlaſſen. Das iſt etwas, wogegen wir ung aus⸗ 
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ſprechen wollen, weil wir nicht als inhumane Lente erſcheinen wollen 
(Gelächter links), welche die Hand auf den Geldſack legen und 
deshalb, weil die Geſchichte etwas koſtet, abſolut nicht eingehen wollen 
auf eine Anderung des Heimatsrechtes. 

Meine Herren! Wir wollen eine Anderung des Heimatsgeſetzes, 
nur wollen wir auch, dafs uns die Mittel geboten werden, das 
neugeſchaffene Heimatsrecht entſprechend anzuwenden, beziehungs— 
weiſe die Laſten, die es uns auferlegt, wirklich auch zu tragen. Das 
iſt auch, glaube ich, der einzig richtige Standpunkt; mit dem 
„Juſtament⸗Standpunkt“ geht es nicht gut in ſolchen Dingen. 
(Gelächter links.) 

Wir bleiben auf dem Standpunkte, den wir im Jahre 1894 
eingenommen haben und infolge deſſen kann uns auch nicht der 
Vorwurf gemacht werden, dafs wir die Einigkeit ſtören. Wenn 
Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueg er auf demſelben Standpunkte 
ſtehen würde, den er im Jahre 1894 eingenommen hat, dann 
brauchte er nur ſeine Partei anzuweiſen, heute für die Reſolution 
Nechansky zu ſtimmen und die Einigkeit wäre hergeſtellt. (Rufe 
links: Ah fol) 

Ich mache noch auf eines aufmerkſam, meine ſehr geehrten 
Herren! Die Dringlichkeit der Anderung des Heimatsrechtes iſt in 
neuerer Zeit in recht draſtiſcher Weiſe zutage getreten. Es iſt 
das eine bedauerliche Erſcheinung, aber ich glaube, fie mußs bei 
dieſem Anlaſſe hier berührt werden, das iſt nämlich die Praxis 
des Wiener Stadtrathes. Der Wiener Stadtrath hat die Praxis, 
alle Geſuche um Zuſtändigkeit, wenn ſie von Juden kommen, 
direct abzuweiſen. (Gelächter links. — Rufe: Das wäre ja gut, wenn 
es fo wäre, leider iſt es nicht fo!) Meine Herren! Wenn einer 
20 Jahre hier in Wien gewohnt und gelebt hat, wenn er während 
dieſer Zeit die Steuern redlich bezahlt hat (Gem.-Rath Gregorig: 
Siebenmal umgeſchmiſſen!) — auch die indirecten Steuern in 
der Verzehrungsſteuer — wenn er feine Wohnungsmiete und 
damit auch die Wohnſteuer ordentlich entrichtet hat, wenn er voll— 
kommen unbeſcholten und ein anſtändiger, arbeitſamer und fleißiger 
Menſch iſt (Rufe links: Soll er nach Paläſtina gehen!), ſo wird 
er vom Stadtrathe ſelbſt dann, wenn er ein junger Mann und 
kinderlos iſt, nur deshalb abgewieſen, weil ſein Geburtsſchein 
vorliegt, der ausweist, daſs er ein Jude iſt! (Gelächter links.) 
Angeſichts einer ſolchen Praxis des Wiener Stadtrathes, meine 
ſehr geehrten Herren, muſs man ſehr vorſichtig ſein und darf ein 
Geſetz, welches eine Verbeſſerung der hentigen troſtloſen Heimats— 
rechtsverhältniſſe, wie der Herr Vice-Bürgermeiſter ſelbſt an— 
erkannte, herbeiführt, nicht ſo rundweg abweiſen. Ich wiederhole 
daher: Wir wollen im Intereſſe der Humanität (Gem. Rath 
Gregorig: Für die Aſiaten!) eine Regelung unſerer jetzigen 
troſtloſen Heimatsrechtsverhältniſſe, wir wollen aber allerdings 
auch, dafs keine Schädigung der Gemeinde Wien herbeigeführt 
werde, wir wollen die Laſten, die die Gemeinde Wien dadurch 
treffen, erleichtern. Dies kommt in der Reſolution des Herrn 
Dr. Nechansky zum Ausdrucke und ich empfehle Ihnen daher 
die Annahme dieſer Reſolution. (Beifall rechts.) 

Vürgermeiſter: Zum Worte gelangt der Herr Gem. Rath 
Dr. Nechansky. 

Gem.-Nath Dr. Nechansky: Ich beantrage über meine 
Reſolution die namentliche Abſtimmung. (Gelächter links.) Wir 
ſchämen uns durchaus nicht, für unſere Reſolution zu ſtimmen. 
(Beifall rechts. — Rufe links: Wir auch nicht!) Habe ich denn 
geſagt, dafs Sie fi ſchämen werden? Ich werde mich nicht 
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ſchämen, auch mit meinem Namen für meinen Antrag einzutreten. 
Mir kann auch niemand den Vorwurf machen, dass ich es bisher 
nicht gethan habe. Allerdings hat der Herr Vice-Bürgermeiſter ſo 
gethan, als ob wir ein Geſetz zu beſchließen hätten. Ja, was iſt 
denn ſeine Reſolution, die er beantragt hat? (Rufe links: Wer? 
Wer iſt das: „er“? Reden Sie deutſch!) Vor allem anderen muss 
ich betonen, daſs mich zu corrigieren ein Recht nur der Vorſitzende 
hat, dafs ich es aber entſchieden ablehne und mich dagegen wahre, 
wenn irgendein Mitglied der Verſammlung mich corrigieren will. 
(Lebhafter Widerſpruch und Gelächter links.) Der Herr Vorſitzende 
hat nicht gefunden, dafs ich mich einer incorrecten Ausdrucksweiſe 
bedient habe. Ich habe grammatikaliſch richtig deutſch geſprochen, 
was in dieſem Saale nicht immer geſchieht. (Heiterkeit rechts. — 
Gem.⸗Rath Gregorig: Das Leopoldſtädter-Deutſch!) Nach 
dieſem Zwiſchenfall nur noch eine kurze Bemerkung: 

Der Herr Vice-Bürgermeiſter hat gethan, als wenn wir ein 
Geſetz zu beſchließen hätten. Seine Reſolution iſt auch nichts 
anderes als eine Demonſtration. (Widerſpruch links.) Das wird 
er ſelbſt zugeben müſſen. Er ſagt nur: da der Verwaltungs— 
Ausſchuſs des Abgeordnetenhauſes eine ſolche Vorlage gemacht hat, 
ſo erklären wir, der Gemeinderath, das iſt unannehmbar, wir 


weiſen das ganze Geſetz zurück und wir fordern unſere Abge— 


ordneten auf — wir erſuchen unſere Abgeordneten heißt es darin 
— dagegen zu ſtimmen. Nun alſo, meine Herren! Es iſt auch 
nur eine Demonſtration. Der Unterſchied unſerer Anſchauungen iſt 
ein ganz klarer und ſoll hier nicht durch eine darüber hinſtreifende 
Phraſe verwiſcht werden. Der Unterſchied unſerer Auffaſſung iſt 
der, daſs wir ſagen: Ja, das neue Heimatsgeſetz wird der Ge— 
meinde Wien Laſten auferlegen. Dafür müſſen der Stadt Wien 
die nöthigen Mittel gegeben werden. Aber wir ſtehen nicht auf 
dem Standpunkte der Negation und wir ſagen nicht: deswegen, 
weil uns nicht in allen Punkten Recht gegeben worden iſt, weil 
insbeſondere nicht die 10 und 15 Jahre angenommen worden 
ſind, ſind wir für die Zurückſtellung des ganzen Geſetzes. Auf 
dieſem Standpunkte ſtehen wir nicht, weil wir in den Vordergrund 
unſerer Gedanken ſtellen, daſs das Heimatsgeſetz reformbedürftig 
ift, daſs ſolche Zuſtände — ich nehme da ein Wort wieder auf, 
welches der Herr Vice-Bürgermeiſter damals geſagt hat — troſt— 
loſe find, und daſs jeder wünſchen muss, das ſolche troſtloſe 
Zuſtände, auch wenn es ein Opfer koſtet, beſeitigt werden 
müſſen. Auf dieſem Standpunkte ſtehen wir, und dieſer Standpunkt 


iſt ein vollkommen ehrenvoller, und es ſollte der Herr Vice— 


Bürgermeiſter nicht den Verſuch machen, uns durch die Ablehnung 
unſerer und durch die Annahme ſeiner Reſolution einen Stand— 
punkt zuzuſchieben, welchen ein Wiener nicht einnehmen ſollte. 
(Gelächter links.) Das iſt unecht. (Widerſpruch links. — Gem. 
Rath Gregorig: Die Geſchichte iſt Humbug; die Wahrheit 
hat der Dr. Vog ler geſagt!) 

Vürgermeiſter: Zur 
Schwarzmayer. 

Gem.-Nath Schwarzmayer: Nachdem die Debatte jo weit 
vorgeſchritten iſt, erlaube ich mir, den Schluſs der Debatte zu 
beantragen. 

Vürgermeiſter: Es iſt Schluſs der Debatte beantragt. 
Ich erſuche jene Herren, welche mit dem Schluſs der Debatte 
einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht). Der Antrag 
iſt angenommen. 


Geſchäftsordnung Herr College 


—— 


Zum Worte ſind noch gemeldet: Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger; zur thatſächlichen Berichtigung Herr Gem.-Rath 
Steiner. Ich bitte den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger, 
das Wort zu ergreifen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Meine Herren! Es iſt 
ganz eigenthümlich, wie ſich die geehrten Herren der Minorität 
in der jetzigen Debatte benehmen. Sie verzeihen ſchon, wenn ich 
Ihnen ſage, daſs Sie eben das, was Sie im Jahre 1894 gethan 
haben, heute vergeſſen zu haben ſcheinen. Merkwürdig iſt zum 
Beiſpiel, wenn Sie ſagen, die Anderung der Heimatsgeſetzgebung 
erfordert ein Opfer und man müſſe ein ſolches zu bringen bereit 
ſein. Ja, ich frage die geehrten Herren der Minorität: Wer ſoll denn 
das Opfer bringen? Soll dieſes Opfer nur Wien bringen? Wollen 
Sie, daßſs wir das Opfer bringen? Und für wen? (Gem.-Rath Dr. 
Nechansky: Der Staat!) Der Staat mufßs das Opfer bringen, 
nicht aber Wien; und das iſt der Standpunkt, den ich im Jahre 
1894 eingenommen habe und den ich auch heute einnehme (Rufe 
rechts: Wir auch!) und Sie ſollten auch dieſen Standpunkt ein- 
nehmen. (Rufe rechts: Wir thun es!) Sie thun aber das Gegen- 
theil. In Ihrer Reſolution wenden Sie ſich gegen einzelne Punkte, 
nicht aber gegen das Weſen der Regierungsvorlage. Und darum 
verzeihen Sie, daſs ich Ihnen eine kleine Mittheilung mache. 
Wiſſen Sie, wer am allermeiſten auf die Berathung des Geſetzes 
gedrängt hat? Die Polen? Nein, die Jungczechen waren es, die 
Jungczechen, nicht wegen der Wiener Verhältniſſe, ſondern wegen 
der Verhältniſſe in Böhmen. Und nun mögen Sie es gefälligſt 
mit Ihrem ſogenannten Nationalbewufstjein abmachen, wie Sie 
ſtimmen werden. (Beifall links.) Dafs der Herr Gem.-Rath 
Dr. Stern dafür iſt, das finde ich begreiflich. (Lebhafte Heiterkeit 
links.) Ich war zart genug, dieſen Punkt nicht zu berühren, aber 
Herr Dr. Vogler hat ohne jedwede Nöthigung die Judenfrage 
wieder in die Debatte hineingezogen (Beifall links), ohne jedwede 
Nöthigung. Und ich ſage Ihnen heute: Sie ſtimmen deswegen 
für jene neue Heimatsgeſetzvorlage, weil es ſich für Sie nicht 
um die Deutſchen, weil es ſich Ihnen um gar nichts anderes 
handelt als nur um die Juden. (Lebhafte Heiterkeit. — Beifall 
und Händeklatſchen links. — Widerſpruch rechts.) Das iſt Ihr 
Leitſtern, das iſt Ihr Beweggrund und Sie ſelbſt haben durch den 
Mund Ihrers Führers Dr. Vogler bekundet und die geſammte 
Bevölkerung ſoll wiſſen, wer Ihnen mehr am Herzen liegt, die 
Deutſchen oder die Juden. Danach wird ſie richten. (Stürmiſcher, 
anhaltender Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vürgermeiſter: Zur thatſächlichen Berichtigung Herr College 
Steiner. 

Gem.⸗Nath Steiner: Meine ſehr geehrten Herren! Es iſt 
ein beliebtes Mittel der gegenwärtigen Oppoſition, auf frühere 
Zeiten hinzuweiſen und einzelne Mitglieder der Majorität der 
Inconſequenz zu zeihen. So wurde es auch von Seite des Herrn 
Dr. Vogler gegenüber Herrn Dr. Lueger gehalten. Er erklärt, 
dafs Herr Dr. Lueg er heute nicht dieſelben Anſichten vertrete, 
wie im Jahre 1894. Nun erlaube ich mir, das ſtenographiſche 
Protokoll aus der Sitzung vom 27. November 1894, Z. 9158, 
damit die Herren es genau finden (Heiterkeit links), vorzuleſen, 
nach welchem der Referent Gem.-Rath Dr. v. Billing wörtlich 
Folgendes geſagt hat, und dies zur thatſächlichen Berichtigung 
(liest): 

„Meine Herren! In der letzten Sitzung hat Herr Gem. 
Rath Dr. Lueger in der Debatte über das Heimatsgeſetz folgen- 
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den Antrag geſtellt: Es ſei ein Armengeſetz zu erlaſſen, in welchem 
folgende Grundſätze zur Geltung zu kommen haben:“ 

Nun kommen die Punkte (liest): 

„Dieſer Antrag wurde von Seite des Bürgermeiſters zuerſt 
dem Magiſtrate beziehungsweiſe dem ſtädtiſchen Armenreferenten 
zur Begutachtung zugemittelt. Das Gutachten wurde erſtattet, und 
es hat über dasſelbe eine Sitzung des vom Stadtrathe einge— 
fetten Comités ſtattgefunden. Sowohl dieſes Comité als der Stadt- 
rath haben heute darüber berathen, und ich habe die Ehre, Ihnen 
namens des Stadtrathes mitzutheilen, dafs derſelbe ſich nach ein— 
gehenden Erörterungen, ſoweit dies — wie ich mit Bedauern 
hervorhebe — mit Rückſicht auf die kurze Friſt möglich war, mit 
überwiegender Majorität, ja beinahe mit Einhelligkeit dem An— 
trage des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueger mit einigen Modi— 
ficationen angeſchloſſen hat.“ (Lebhafter Beifall links.) 

Meine Herren! Ich bitte, wer iſt inconſequent? Herr Dr. 
Lueger oder die gegenwärtige Opposition? (Lebhafte Heiterkeit 
links.) 

Ich erlaube mir aber, weiters noch anzuführen, dass die Be— 
hauptung des Herrn Dr. Vogler, dass ein junger Mann von 
20 Jahren Steuer zahlt, jedenfalls in das Raritätencabinet der 
judenliberalen Partei gehört. (Heiterkeit links.) 

Würgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Vogler zur that- 
ſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Rath Dr. Vogler (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr College Steiner hat offenbar meine Ausführungen 
nicht richtig verſtanden. Ich habe nur aus dem Protokolle 
conſtatiert. Herr College Steiner hat zwar auch einen Abſatz 
dieſes Punktes verleſen, aber nicht vollſtändig, ſonſt hätte er 
daraufkommen müſſen, daßs der jetzige Vice-Bürgermeiſter Herr 
Dr. Lueger damals den Antrag geſtellt hat (liest): „1. Wenn 
der Unterſtützungsbedürftige durch mehr als zehn Jahre von der 
Gemeinde abweſend iſt, erliſcht die Verpflichtung der Gemeinde 
zur Armenverſorgung desſelben. 2. Dieſe Pflicht geht an das Land 
über, wenn er dauernden Aufenthalt in demſelben Kronlande durch 
zehn Jahre gehabt hat, an das Reich, wenn das nicht der Fall 
it.” Dann hat er den weiteren Antrag geſtellt: „Sollte auf dieſe 
Vorſchläge nicht eingegangen werden, ſo wird gebeten, an dem 
Regierungsentwurfe folgende Anderungen vorzunehmen.“ Folgen 
die Beſchlüſſe des Stadtrathes. 

Ich habe mich darauf berufen, daſs Herr Dr. Lueg er 
damals zwar ein Princip aufgeſtellt hat, aber nicht als conditio 
sine qua non, ſondern er hat damals ſchon, in der Vorausſetzung, 
daſs dieſer Antrag, der ja zu feiner Durchführung allein vielleicht 
20 Jahre brauchte, nicht angenommen wird, geſagt: Wenn dieſe 
Anträge nicht angenommen werden, dann ſollen die Beſchlüſſe des 
Stadtrathes, wenigſtens bezüglich der Anderung der Regierungs⸗ 
vorlage, angenommen werden. 

Dem Herrn Dr. Lueger nun erwidere ich noch perſönlich, 
daſs es ſich mir perſönlich bei dieſer Frage nicht um die Juden 
gehandelt hat (Rufe links: O ja!), daſs ich nur pflichtgemäß 
dieſe Frage ſachlich zur Sprache bringen wollte. Mit dem vor— 
liegenden Gegenſtande ſteht der Gegenſtand nur inſofern im Zu— 
ſammenhange, als er eben auch auf die gegenwärtigen Heimats— 
verhältniſſe ein gewiſſes Licht wirft. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky zur 
thatſächlichen Berichtigung. 
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Gem.-Rath Dr. Hedansky: Ich berichtige thatſächlich 
daſs nach dem Inhalte meiner Reſolution die Koſten der Armen- 
verſorgung auch auf den Staat überwälzt werden ſollen, nur in 
einer anderen Form, als es von Herrn Dr. Lue ger gedacht iſt. 
Ich ſchlage nämlich vor, dass die Verzehrungsſteuer im vollen 
Umfange der Stadt Wien überwieſen wird, und das iſt doch eine 
Staatseinnahme. Wenn der Staat eine Einnahme, die er bisher 
gehabt hat, der Gemeinde Wien übergeben ſoll, ſo iſt das doch 
eine Überwälzung der Laſt auf den Staat. 

Mürgermeiſter: Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. Ich 
bringe zuerſt den Gegen-Antrag, nämlich die Reſolution des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Nechansky zur Abſtimmung. Er hat die 
namentliche Abſtimmung beantragt. (Gem.-Rath Dr. Vogler: 
Nimmt der Referent nicht das Schlusswort?) Der Herr 
Reſerent zum Schlufswort. 

Aeferent (zum Schlusswort): Mit Rückſicht auf die aus⸗ 
reichende Erörterung der Angelegenheit verzichte ich auf das 
Schluſswort, bemerke nur noch, dafs ich der Anſchauung bin, dafs 
es beſſer iſt, ſeinen Standpunkt in dieſer Frage in energiſcher 
Weiſe auszudrücken, die bloße Außerung des Wunſches, dass der 
Entwurf geändert werden möge, dürfte nicht das Richtige ſein. Ich 
erſuche Sie daher, der vom Stadtrathe vorgeſchlagenen Reſolution 
zuzuſtimmen. 

Würger meiſter: Jene Herren, welche dem Antrage des Herrn 
Collegen Dr. Nechansky, über ſeine Reſolution namentlich ab— 
zuſtimmen, Folge geben, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. (Gelächter rechts.) 

Jetzt bringe ich die Reſolution des Herrn Collegen Dr. 
Nechansky zur Abſtimmung. 

Wird gewünſcht, dafs ich fie nochmals zur Verleſung bringe? 
(Zuſtimmung rechts. — Widerſpruch links.) Ich bitte, meine 
Herren, es kann ja geſchehen (liest): 

„Unter voller Anerkennung der Nothwendigkeit einer Ab— 
änderung des Heimatsgeſetzes verweist der Gemeinderath von Wien 
gegenüber der vom Verwaltungs-Ausſchuſſe beantragten Novelle zum 
Heimatsgeſetze noch einmal auf den Inhalt ſeines am 27. No⸗ 
vember 1894 beſchloſſenen, an das hohe Abgeordnetenhaus über- 
reichten Petition und erklärt: 

1. dass die in jenem Geſetzentwurfe neu aufgenommenen Be- 
ſtimmungen, wonach für die Gemeinden bezüglich der Fremden 
eine Anzeigepflicht feſtgeſetzt wird ($ 3, Alinea 2 des Entwurfes) 
und wonach der Lauf der Erſitzungsfriſt vom 1. Jänner 1891 
beginnen ſoll (Artikel II), unannehmbar find, und 

2. daſs die Reform des Heimatsgeſetzes nicht durchgeführt 
werden kann, ohne dass der Stadt Wien für die ihr dadurch er— 
wachſenen Millionenauslagen, und zwar durch volle Überweiſung 
der Verzehrungsſteuer, die nöthigen Einnahmen geſchaffen wer den.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für dieſe Reſolution ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Die Reſolution des Herrn Gem.⸗Rath Dr. Nechansky iſt 
abgelehnt. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung über den Referenten⸗Antrag. 

Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger hat namentliche Ab- 
ſtimmung beantragt. Jene Herren, welche für die namentliche Ab- 
ſtimmung ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag iſt angenommen. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, mit dem Namensaufrufe zu 
beginnen. Jene Herren, welche für die Reſolution des Stadtrathes 
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ſind, bitte ich, mit „Ja“, und welche dagegen ſind, mit „Nein“ 
zu ſtimmen. (Über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers 
Gem.⸗Rath Schuh ſtimmen mit „Ja“ die Gem.-Räthe: 

Bärtl, Baumgartner, Becker Joſef, Becker Guſtav, 
Bock, Braun, Bünds dorf, Büſch, Coſtenoble, Dr. Deutſch— 
mann, Dobes, Dürbeck, Eigner, Fickeys, Fiedler, 
Fiſcher, Geyer, Götz, Gregorig, Dr. Gruber, Hallmann, 
Hauke, Hawranek, Hipp, Hörmann, Dr. Hößlinger, 
Hraba, Hütter, Dr. Kraft, Kreiſel, Dr. Krenn, Kubik, 
Dr. Kupka, Latſchka, Lehofer, Leitner, Pice-Bürgermeifter 
Dr. Lueger, Mareſch. Dr. Mayreder, Migl, Müller 
Lorenz, Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer, Oberzeller, Obriſt, 
Oppenberger, Pichler, Platter, Pollak, Polzhofer, 
Dr. Pommer, Dr. Porzer, Proſchek, Purſcht, Dr. Rader, 
Rauer, Rauſcher, Reichert, Rißaweg, Roſam, Sauer— 
born, Schedifka, Schleſinger, Schlögl, Schneeweiß, 
Schrabauer, Schreiner, Schuh, Schwarzmahyer, Seichert, 
Sigmeth, Staſtnik, Stehlik, Steiner, Bürgermeiſter 
Strobach, Sturm, Swoboda, Tomanek, Dr. Wähner, 
Weitmann, Weſſely, Wimberger, Zatzka; — mit „Nein“ 
ſtimmen die Gem.⸗Räthe: Brunner, Dr. Nechansky, Wrabetz 
und Zifferer.) 

Ich conſtatiere, daſs die Reſolution des Stadtrathes mit 
82 gegen 4 Stimmen angenommen wurde. 

Herr Gem.⸗Rath Schlechter zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Nath Schlechter (zur Geſchäftsordnung): Der ge: 
ehrte Herr Bürgermeiſter hat jetzt conftatiert, daßs die Reſolution 
mit 82 gegen 4 Stimmen angenommen worden iſt. 

Nun iſt doch eine große Anzahl von Gemeinderäthen an— 
weſend, die mit Rückſicht darauf, dafs nur über den Antrag. .. 
(Lebhafte Unruhe und Gelächter links. — Redner iſt nicht hörbar. 
Der Bürgermeiſter gibt das Glockenzeichen.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe. 

Gem.-Nath Schlechter (fortfahrend): Ich bitte zu con— 
ſtatieren, wie viele Mitglieder jetzt bei der Abſtimmung anweſend 
waren. (Widerſpruch links.) Das, glaube ich, kann begehrt werden, 
weil ja diejenigen, welche ſich der Abſtimmung enthalten, doch 
auch in der Ziffer ihren Ausdruck finden müſſen. (Widerſpruch links.) 

Bürgermeiſter: Bezugnehmend auf dieſe Abſtimmung iſt es 
nicht nothwendig, dafs dies geſchieht. Wenn einzelne Herren nicht 
ſtimmen, ſo iſt das ihre Sache, wenn aber Herr College Schlechter 
die Auszählung des Hauſes verlangt, ſo muſs dem Wunſche 
Rechnung getragen werden. (Widerſpruch links.) 

Herr Gem.⸗Rath Gregorig zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Es braucht 
nur conſtatiert zu werden, daſs 46 Mitglieder anweſend find 
(Zuſtimmung links), das iſt die zur Beſchluſsfähigkeit nothwendige 
Zahl. Mehr iſt nicht nothwendig. 

(Gem.⸗Rath Tagleicht meldet ſich zum Worte. — Lebhafte 
Heiterkeit links.) 

Würgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Tagleicht zur Geſchäfts⸗ 
ordnung. 


Gem.-Nalh Tagkeicht: Ich berufe mich auf § 40 der 


Geſchäftsordnung, und dieſer ſagt in ſeinem Abſatze 2, letzte Zeile, 
daſs es jedem Mitgliede des Gemeinderathes freiſteht, die Gegen— 
probe oder die Zählung zu verlangen (Widerſpruch und Rufe 
Es war ja namentliche Abſtimmung, da gibt es keine 


links: 
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Gegenprobe !), alſo ebenſo die Auszählung des Hauſes. Das hat 
Herr College Schlechter verlangt, er hat auch recht. 
Würgermeiſter: Die Angelegenheit ift erledigt. 
Beſchluſs: 1. Der Gemeinderath ſtimmt nachſtehender Reſolution 
zu: In Erwägung, dajs von der Einbringung einer 


Regierungsvorlage, wonach gleichzeitig mit Anderung 


der Heimatsgeſetzgebung eine Reform der Armengeſetz— 


gebung im Sinne der vom Wiener Gemeinderathe 


bereits im November 1894 beſchloſſenen Petition an- 
gebahnt werden ſoll, bisher nichts verlautet, demnach 
die Armenverſorgung ausſchließlich den Gemeinden 
verbleiben ſoll; 

in weiterer Erwägung, dass der vom Verwaltungs— 
Ausſchuſſe des hohen Abgeordnetenhauſes beſchloſſene 
Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung einiger Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 3. December 1863, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 105, nur in ganz wenigen und bloß 
untergeordneten Punkten die vom Wiener Gemeinde— 
rathe in obgedachter Petition erhobenen Forderungen 
berücksichtigt, dagegen die in der Regierungsvorlage 
enthaltene Feſtſetzung einer nur zehnjährigen Erſitzungs⸗ 
dauer des Heimatsrechtes für keinerlei directe Steuer 
bezahlende Ortsfremde unter vollſtändiger Ignorierung 
der diesbezüglichen Wünſche der Stadt Wien und der 
derſelben erwachſenden unerſchwinglichen Armen 


verſorgungskoſten beibehält, ja dieſe Erſitzung des 


Heimatsrechtes ſogar auf Ausländer ausdehnt; 

in endlicher Erwägung, dass vorgedachter Geſetz— 
entwurf ſogar die Regierungsvorlage in einem ſehr 
weſentlichen Punkte, nämlich hinſichtlich des Beginnes 
der Erſitzungsfriſten mit Außerachtlaſſung des ſonſt 
allgemein geltenden Grundſatzes, dajs Geſetze nicht 
zurückwirken, zu Ungunſten der Städte abgeändert und 


an feſtgeſetzt, wodurch die Gemeinde Wien die be— 
deutenden finanziellen Mehrlaſten der Armenverſorgung 
ſchon um circa fünf Jahre früher auferlegt werden 
ſollen, als dies durch die Regierungsvorlage geſchähe 
ſpricht der Wiener Gemeinderath ſeine Überzeugung 
dahin aus, dafs obige Geſetzesvorlage vollſtändig un⸗ 
annehmbar iſt und ſtellt daher an die Herren Reichs⸗ 
raths⸗Abgeordneten der Stadt Wien das dringendſte 
Erſuchen, gegen dieſe Geſetzesvorlage zu ſtimmen. 

2. Der Gemeinderath nimmt zur Kenntnis, daſs 
mit Rückſicht auf die Wichtigkeit und Dringlichkeit 
dieſer Angelegenheit von der vorſtehenden Reſolution 
allen communalen Vertretungen, welche Delegierte zum 
öſterreichiſchen Städtetage nach Wien entſendet hatten, 
behufs Einleitung einer analogen Action, ferner den 
Reichsraths⸗Abgeordneten der Stadt Wien mit dem 
Erſuchen bereits Mittheilung gemacht wurde, gegen 
die erwähnte Geſetzesvorlage ihre Stimme abzugeben. 

Nürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Dr. Mayreder. (Lebhafter Beifall links. — Gem.⸗Rath 
Schlechter: Das wird mir nicht mehr vorkommen. (Lebhafte, 
anhaltende Heiterkeit links.) 

14. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 5870 
liegt ein Anſuchen der Finanzprocuratur vor, der Verfügung der 
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Finanz⸗Landes⸗Direction zuzuſtimmen, denjenigen Grundſtücken, 


welche im Beſitze des Stadterweiterungsfondes ſich befinden, die 


ſeinerzeit unter jenen Grundſtücken rangiert haben, denen eine 
30jqährige Steuerfreiheit gewährt wurde, nunmehr, nachdem dieſe 
Grundſtücke infolge eines mit der Gemeinde Wien abgeſchloſſenen 
Vertrages in den Beſitz des Stadterweiterungsfondes zurück— 
gekommen ſind, dieſen die 30jährige Steuerfreiheit im Sinne der 
Allerhöchſten Entſchließung vom Jahre 1859 zuzuſtimmen. Der 


Stadtrath hat ſich veranlaſst geſehen, dem Antrage des Magiſtrates 


Folge zu geben unter Aufſtellung zweier Bedingungen. Er iſt von 
dem Geſichtspunkte ausgegangen, dafs der Fiction, wenn ich jo 
prechen darf, die hier aufgeſtellt wird, dass dieſe Gründe noch 
immer Stadterweiterungsgründe ſind, wohl zugeſtimmt werden 
könne. Nachdem aber die Grundſtücke, welche die Gemeinde Wien 
durch den Vertrag mit dem Stadterweiterungsfonde erworben hat, 
ſich in demſelben Rechtsverhältniſſe befinden, ſo wird von der 
Gemeinde gefordert, daſs auch dieſen die 30jährige Steuerfreiheit 
gewährt werden müſſe. 

Gleichzeitig hat der Stadtrath über Antrag des Herrn Vice— 
Bürgermeiſters Dr. Lueger Veranlaſſung genommen, hier zum 
Ausdrucke zu bringen, dafs der Stadterweiterungsfond bisher nicht 
in jener Weiſe, die ſein Programm vorſchreibt, für die Regulierung 
der Inneren Stadt und der ganzen Stadt Wien eingetreten ſei, 
und er macht daher die Zuſtimmung zu dieſer 30jährigen Steuer: 
freiheit davon abhängig, dass zwiſchen dem Stadterweiterungsfonde 
und der Gemeinde Wien bezüglich der Betheiligung des erſteren 
an der Regulierung der Inneren Stadt ein bindendes Überein⸗ 
kommen zuſtande komme. 

Was den finanziellen Effect der ganzen Frage anbelangt, ſo 
handelt es ſich für die Gemeinde Wien nur um einen relativ 
geringen Ausfall an Gemeindeumlagen, nachdem die Umlage nur 
476 Percent beträgt und dies nur innerhalb der erſten zehn 


ö Jahre, während noch eine 21percentige Gemeindeumlage zur 
den Beginn dieſer Friſten ſchon vom 1. Jänner 1891 | 


5percentigen Steuer von 089 Percent auch innerhalb dieſer zehn 
Jahre gezahlt wird, fo dass der Ausfall an Gemeindeumlagen 
innerhalb dieſer zehn Jahre nur 3˙8 Percent ergeben würde, 
während der Hauptſteuernachlaſs in erſter Linie vom Staate und 
in zweiter Linie vom Lande erfolgen würde. 


Wenn aber der Gemeinde Wien auch für die 26.000 m? um- 
faſſenden Grundflächen, welche ihr in dem Vertrage zuerkannt wurden, 


die 30jährige Steuerfreiheit gewährt wird, ſo bedeutet dies eine 


30pecentige Werterhöhung der Grundflächen und bei dem heutigen 
Grundwerte von 200 fl. eine Werterhöhung um 1˙8 Millionen während 
der Entgang an Gemeindeumlagen incluſive des auf die Gemeinde 
entfallenden Theiles der Landesumlagen für die ganze circa 
36.000 m? umfaſſende Area mit nicht ganz 0˙8 Millionen escom⸗ 
ptiert werden kann, jo dafs jedenfalls ein Gewinn von über eine 
Million zu ſtande kommen würde. 


Von dieſem Geſichtspunkte aus alſo könnte die Gemeinde 
ohne jede Bedingung dieſer Steuerfreiheit zuſtimmen, wir thun es 
aber deshalb nicht, weil der Stadtrath im allgemeinen ein Gegner 
derartiger Stenerfreiheiten iſt und in dieſem Ausnahmsfalle nur 
dann der Steuerfreiheit zuſtimmen würde, wenn dem Stadt— 
erweiterungsfonde gerade durch dieſe Steuerfreiheit ein theilweiſes 
Aquivalent dafür geboten würde, von der bisherigen Praxis ab⸗ 
zuweichen und ſich künftig an der Regulierung der Inneren Stadt 
zu betheiligen. 
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Von dieſem Geſichtspunkte empfehle ich Ihnen die in Ihren 
Händen befindlichen Anträge des Stadtrathes, welche folgender— 
maßen lauten (liest): 

„Die Gemeinde Wien ertheilt nur unter folgenden Bedin— 
gungen ihre Zuſtimmung dazu, dafs für die im Plane A roth 
und grün angelegten Grundflächen die Steuerbefreiung im Sinne 
der Allerhöchſten Entſchließung vom 14. Mai 1859 bewilligt wird: 

1. Daſßs die gleiche 30jährige Steuerfreiheit auch für die im 


Plane B roth und grün angelegten Baugründe, welche zuſammen⸗ 


geſetzt find aus Theilen der Cat.-Parc. 2998/3, 1592, 1594/1, 
1594/2, 1595, 662, 661/1, 661/2, 1545, 1546/1, 1546/2, 1546/3, 
1546/4, 1546/5, 1546/6, 1703/1, 1703/2 und 1703/3 ge— 
währt wird. 

2. Dass zwiſchen dem Stadterweiterungsfond und der Ge— 
meinde Wien, bezüglich Betheiligung des erſteren an der Regu— 
lierung der Inneren Stadt, ein bindendes Übereinkommen zu⸗ 
ſtande kommt. 

Das vom Stadtrath eingeſetzte Comité zur Berathung der 
Durchführungsmaßregeln des General-Regulierungsplanes wird 
beauftragt, mit dem Stadterweiterungsfond behufs Abſchluſs eines 
ſolchen Übereinkommens in Verhandlung zu treten.“ 

Bürgermeifter: Zum Worte iſt gemeldet Herr Gem.-Rath 
Dr. Vogler. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Meine Herren, ich habe mich nur 
zum Worte gemeldet, um darauf hinzuweiſen, in welcher Weiſe 
uns dieſes Referat wieder vorgelegt wurde. Dieſes Referat iſt von 
ziemlich weitgehender Bedeutung; es handelt ſich um Zuerkennung 
einer 30jährigen Steuerfreiheit für gewiſſe Gründe, und, meine 
Herren, da kriegen wir ein Quartblatt, auf welchem, wenn ich 
nicht irre, ungefähr 16 Zeilen gedruckt ſtehen und in dieſen 
16 Zeilen ſteht etwas, was wir nicht einmal verſtehen können, 
ohne einen Plan zur Hand zu haben. Der Plan, der exiſtiert, iſt uns 
aber nicht mitgetheilt worden, ſondern es iſt nur hier im Saale 
ein kleiner Plan aufgehängt, und da ſollen wir jetzt conſtatieren, 
um welche Baugründe es ſich hier bei den mit ungefähr 20 Num⸗ 
mern bezeichneten Gründen handelt. Auf dieſe Weiſe wird heute 
die Minorität in ſolchen Angelegenheiten informiert. Es wird auf 
eine Allerhöchſte Entſchließung vom Jahre 1859 hingewieſen, offen⸗ 
bar jene Allerhöchſte Entſchließung, mit welcher den Gründen des 
Stadterweiterungsfondes die 30jährige Steuerfreiheit bewilligt 
worden iſt. Es wäre nun aber doch zweckmäßig geweſen, uns den 
Inhalt dieſer Allerhöchſten Entſchließung einigermaßen bekannt— 
zugeben, uns zu ſagen, wie dieſelbe lautet, um eventuell conſtatieren 
zu können ... (Gem.⸗Rath Gregorig: Das waren Stadträthe! 
Haben alles vergeſſen und nichts gelernt!) Ich kann da nicht weiter 
ſprechen. Ich bitte den Herrn Bürgermeiſter, mir Redefreiheit zu 
verschaffen. 

Mürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe, meine Herren! 

Gem.- Bath Dr. Vogler (fortfahrend): Ich will alſo nur 
geſagt haben, daſs ohne eingehende Kenntnis der ganzen Sach— 
lage und ohne Einſicht der Pläne es nicht möglich iſt, ſich über 
dieſen Gegenſtand ein Urtheil zu bilden. Ich möchte Sie daher, 
meine Herren von der Majorität, die nicht im Stadtrathe ſind, 
fragen, wenn Sie dieſes Blatt Papier leſen, wiſſen Sie, um was 
es ſich handelt, oder wiſſen Sie es nicht? Ich glaube, Sie müſſen 
dieſe Frage verneinen. (Gem.⸗Rath Gregorig: Glauben heißt 
nichts wiſſen!) Höchſtens diejenigen, die vielleicht ſehr lange im 
Gemeinderathe ſind, können eine Ahnung von dem Gegenſtande 
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haben, für die neuen Herren, ſowohl auf dieſer wie auf jener 
Seite iſt das Referat ganz unverſtändlich. 

Als im Jahre 1893 es ſich um die 18jährige Steuerfreiheit 
handelte — ich habe das Referat mitgenommen, damit das nicht 
wieder abgeleugnet werden kann — da haben die Gemeinderäthe ein 
gedrucktes Elaborat bekommen, da haben ſie den Bericht und die 
Anträge des Magiſtrates bekommen, ſie haben einen ausführlichen 
und begründeten Bericht des Stadtraths⸗Referenten und ſchließlich 
die Anträge bekommen. 

Da hat man ſich ſchon aus den Acten über einen ſolchen 
Gegenſtand informieren können. Heute kann man das aber nicht, 
wenn man ein ſolches Quartblatt über einen ſo wichtigen Gegen— 
ſtand bekommt. Mit Rückſicht auf dieſe Umſtände, weil es, glaube 
ich, unmöglich iſt, für alle Herren hier und dort, welche nicht 
im Stadtrathe ſind, ein richtiges Urtheil in dieſer Angelegenheit 
ſich zu bilden, wenn fie nicht in entsprechender Weiſe informiert 
werden, beantrage ich die Vertagung dieſes Re— 
ferates und bitte das Präſidium, zu veranlaffen, dass ein ordent— 
liches, gedrucktes Referat an die Mitglieder des Gemeinderathes 
zugeſtellt werde, in welchem der Sachverhalt klargeſtellt wird. 
(Beifall rechts.) 

Bürgermeifler: Es iſt die einfache Vertagung beantragt 
worden. Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort. 

Referent: Ich glaube, es liegt im großen und ganzen 
keine Veranlaſſung vor, den Gegenſtand zu vertagen. Was den 
Einwand des Herrn Dr. Vogler, wegen der ſpäten Zuſtellung 
anbelangt, ſo hatte ich verſchiedenemale Gelegenheit, auf derartige 
Einwände zu antworten und kann mir daher erſparen, dieſes alte 
Thema wieder zu behandeln. Dass die Lage der Oppoſition bei 
einem ſolchen Referate eine ſchwierige iſt, gebe ich ganz gut zu. 
Das dürfte wahrſcheinlich an der Geſchäftsordnung liegen, die, 
wie ſchon ſo oft erwähnt worden iſt, nicht von uns gemacht worden 
iſt. (Heiterkeit und Beifall links.) Aber auch die Majorität hat 
eine ſchwierige Aufgabe, wenn ſie zahlreiche Referate zur rechten 
Zeit erledigen will, was ſie bis jetzt glücklicherweiſe zuſtande ge⸗ 
bracht hat. 

Was die Allerhöchſte Entſchließung vom Jahre 1859 anbe— 
langt, ſo iſt ſie in allen Geſetzesſammlungen zu finden und iſt 
auch in unſerer Bibliothek. Was übrigens die Behandlung in 
früherer Zeit betrifft, zum Beiſpiel bezüglich der 18jährigen 
Steuerfreiheit, ſo wurde das in ſo eingehender Weiſe gemacht, 


wie der Herr Vorredner geſagt hat, es haben alle Herren ein 


ausführliches Referat bekommen — und was iſt zuſtande gekommen? 
ein ganz elendes, unbrauchbares Geſetz, das unſere Stadtregulie— 
rung nur erſchwert anſtatt erleichtert. (Beifall links.) Ich glaube 
alſo, dafs der vorliegende Antrag als ſolcher gewißs geeignet iſt, 
die Stadtregulierung zu erleichtern. Denn, wenn Punkt 2 wirklich 
angenommen wird, ſo wird ja der Stadterweiterungsfond betheiligt. 
Es war von den Franz Joſefskaſerngründen die Rede. Der Plan liegt 
vor. Wenn jemand einen Blick hinwirft, ſieht er die Franz Joſefskaſerne; 
es weiß jeder, dass innerhalb der Grenzen, wo fie gelegen ift, in den 
letzten Jahren große Transactionen ſtattgefunden haben. Und wenn 
jemand nicht weiß, daßs bezüglich der Franz Joſefskaſerne in den 
letzten Jahren große Transactionen zwiſchen dem Stadterweiterungs— 
fond und der Gemeinde Wien gepflogen worden ſind, ſo hat er 
ſich ebenſowenig um die Verhältniſſe der Gemeinde Wien gekümmert, 
dass es nichts verſchlägt, wenn er bloß abſtimmt. (Lebhafte Heiter- 
keit und Beifall links.) Ich ſpreche mich daher gegen die Ver⸗ 
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tagung aus, nachdem ich glaube, dass die Frage hier genügend 
gut erörtert werden kann. 

Mürgermeiſter: Ich bringe den Vertagungsantrag des Herrn 
Dr. Vogler zur Abſtimmung. Jene Herren, welche für die ein— 
fache Vertagung ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt abgelehnt. \ 

Zum Worte hat ſich Herr Gem.-Rath Zifferer gemeldet, 
ich ertheile ihm dasſelbe. 

Gem.⸗Nath Zifferer: Sehr geehrte Herren! Ich habe mir 
die Mühe genommen, den Act zu ſtudieren und habe die Mühe 
nicht geſcheut, von allen Seiten das Material zuſammenzuklauben, 
um heute informiert fein und das Wort ergreifen zu könn en. Es 
wird gewiss nicht jedem die Möglichkeit geboten geweſen fein, wie 
ſie mir geboten war. Ich nehme aber das Wort, weil der Herr 
Referent jüngſt gelegentlich des Baulinienplanes über die Schaufler— 
gaſſe den Ausſpruch gethan hat, daſs die vormalige Majorität ſich 
in Bau⸗ und Steuerſachen vom mancheſterlichen Standpunkte habe 
leiten laſſen. Ich glaube nach reiflicher Durchprüfung des jetzigen 
Vorſchlages dieſen Vorwurf mit Bezug auf die Anträge, wie ſie 
uns vorgelegt werden, mit viel mehr Berechtigung thun zu können, 
und weil ich am allerwenigſten ein Anhänger dieſer mancheſterlichen 
Schule bin, werde ich mir erlauben, die Gründe auseinander— 
zuſetzen, die mich beſtimmen, gegen dieſe Anträge zu ſtimmen. Zus 
nächſt wird ſich doch jeder Unbefangene die Frage vorlegen: weshalb 
ſollen dieſe im Centrum der Inneren Stadt in ihrer allerbeſten 
Lage unmittelbar am Donaucanal an der Stadtbahn gelegenen 
Gründe mit dem außerordentlichen Privilegium einer 30jährigen 
Steuerfreiheit ausgezeichnet werden, da doch bekannt iſt, daſs man 
ſo weitgehende Steuerfreiheiten nur in ganz beſtimmten Fällen, 
wenn es ſich um die Hebung der Baugewerbe, wenn es ſich um 
Aſſanierung beſtimmter Stadttheile oder um allgemeine öffentliche 
Intereſſen handelt, gewährt. Alle dieſe Fälle treffen aber hier nicht 
zu und ſelbſt das Analogon mit den ehemaligen erſten Stadterweite— 
rungsgründen trifft hier auch nicht im mindeſten zu; denn damals 
beſtand die große Angſt und Gefahr, dajs dieſe Gründe eine ſehr 
ſchwierige Fundierung im Stadtgraben haben. Überhaupt ſind alle 
jene Bedingungen hinweggefallen, welche im Jahre 1860 bei der 
Ausſchreibung für dieſe Baugründe beſtanden. Der Grund iſt 
einzig und allein folgender: Der Stadterweiterungsfond hat 
bekanntermaßen der Transactions-Commiſſion die Mittel vor— 
geſchoſſen, um die Kaſernen zu erbauen und ſchießt ſie auch noch 
heute vor und hat dagegen als Pfandobject die Kaſernengründe 
zum commiſſionsweiſen Verkaufe übernommen. Um nun eine Ver⸗ 
beſſerung dieſes Pfandobjectes zu erzielen, ſoll heute auf dieſen 
Gründen die 30jährige Steuerfreiheit gegeben werden. (Hört! 
Hört! rechts.) 

Und, meine Herren, hören Sie! Der Stadterweiterungsfond 
iſt eingeſchritten, damit die geſammten Gründe der Franz Joſefs— 
kaſerne die 30jährige Steuerfreiheit erlangen ſollen. Das Finanz 
miniſterium hat das nicht acceptiert und nur für einen Theil von 
11.000 und ſo und ſoviel Quadratmeter ſeine Zuſtimmung gegeben, 
vorausgeſetzt, dass die Gemeinde Wien ihre Zuſtimmung geben 
werde. Nun, meine Herren, habe ich zunächſt zu bemerken, dafs 
dieſe Vorſchläge, wie ſie uns heute vorgelegt werden, überdies 
noch an einer Undeutlichkeit laborieren. Sicher und ziffermäßig 
feſtſtellbar iſt nur das eine, daſs die Stadt Wien für die Con— 
ceſſion, die ſie bietet, auf ſo und ſoviele Jahre — die Ziffer konnte 
ich mir nicht merken, im Berichte ſteht ſie auch nicht — auf die 


Nr. 80. — 6. October 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 1. October 1896. 


1365 


Arr. 


Gemeindeumlagen verzichtet, dafs fie auch auf die Landesumlagen 
wird verzichten müſſen, weil die Landesumlagen, wie wir gehört 
haben, mit 86 Percent die Stadt Wien angehen. Rückſichtlich dieſer 
Umlagen wird für 30 Jahre die Steuerfreiheit bewilligt, während 
die Stadt Wien hiefür auch eine 30jährige Steuerfreiheit für ihre 
im Tauſchwege erworbenen Gründe erwerben will. 

Dieſe Gründe werden aber zum Theile vielleicht niemals 
verbaut werden, und da hat ſomit die 30jährige Steuerfreiheit 
überhaupt keinen Wert, zum Theile würden ſie erſt in ſpäterer Zeit, 
wie jene am Naſchmarkte, zur Verbauung gelangen. 

Nun ſcheint das dem Stadtrathe nicht genug zu ſein, denn 
er verlangt ein Mehr, er verlangt, dafs der Stadterweiterungsfond 
ein Übereinkommen treffe zur Beitragsleiſtung für die Regulierung 
der Inneren Stadt. Meine Herren! Ich liebe die Deutlichkeit und 
glaube, uns allen wird mit einem Übereinkommen nicht gedient 
ſein, wenn wir die Bedingungen des Übereinkommens nicht kennen. 
Wenn uns die Bedingungen des Übereinkommens nicht convenieren, 
alſo für den Fall, daſs mein Antrag, den ich zunächſt begründen 
werde, die Geſammtanträge abzulehnen, fallen ſollte, bitte ich, 
zunächſt mindeſtens ein Amendement anzunehmen, d. h. das Ver— 
handlungsreſultat der Ratification des Gemeinderathes zu unter— 
breiten. (Rufe links: Das iſt ſelbſtverſtändlich!) Es ſteht aber 
nicht hier! Es iſt vielleicht nicht Zeit genug geweſen, das hinzu— 
zuſetzen. 

Ich ſpreche mich im allgemeinen gegen die Privilegierung 
aus. Jede derartige Privilegierung beſtimmter Baugründe iſt eine 
immenſe Schädigung aller Haus- und Grundbeſitzer in Wien, und 
zwar, meine Herren, eine derartige Schädigung der Haus- und 
Grundbeſitzer, daſs ich mich wundern mufs, dafs der hochverehrte 
Herr Bürgermeiſter, der Präſident der Hausherrenvereine und 
Ehrenmitglied derſelben, unter ein ſolches Übereinkommen ſeine 
Unterſchrift zu ſetzen geneigt ſein ſollte. 

Eine jo weitgehende Privilegierung beſonderer Gründe iſt 
eine ſchwere Schädigung aller Haus- und Grundbeſitzer, weil 
naturgemäß dieſe Gründe bevorzugt, die anderen vernachläſſigt 
werden, weil weiters ein Rückſchlag eintritt für die Häuſer, welche 
mit einer ſolchen Begünſtigung nicht ausgeſtattet ſind. Ich brauche 
die Sache nicht weiter auszuführen, aber es iſt eine ganz be— 
ſondere Schädigung in dieſem Momente für die ganze Stadt Wien, 
weil dadurch unſere Regulierung der Engpäſſe, die Straßen— 
regulierung unnöthig verlangſamt und verzögert wird. Meine 
Herren! Wenn bei der Franz Joſefskaſerne die 30jährige Steuer— 
freiheit für die Gründe gegeben wird, ſo werden die Häuſer mit 
18jähriger Steuerfreiheit vernachläſſigt werden, der Umbau wird 
nicht ſo raſch vorgenommen werden, als wir es wünſchen und 
wünſchen müſſen. 

Bei dieſer Gelegenheit werde ich aber dem Herrn Referenten 
vielleicht noch eine Aufklärung über dieſes Geſetz geben können. 

Im Jahre 1892 habe ich in der Nummer 9323 der „Neuen 
Freien Preſſe“ (Rufe links: O je!) vom 9. April 1892 (Ruf 
links: Die leſe ich nicht!) — vielleicht doch! — (Heiterkeit) 
darauf hingewieſen, dafs die Steuerfreiheit zum Zwecke der Regu— 
lierung Wiens bewilligt werden ſolle, daſs nie und nimmer 
durch ein ſolches Steuerfreiheitsgeſetz die Regulierung der Inneren 
Stadt und überhaupt der Stadt Wien als ſolcher zweckdienlich 
werde erfolgen können. 

Ich bitte, mir zu geſtatten, nur zwei Sätze dieſes Artikels 
vorzuleſen. Darf ich es thun? Ich bitte den Herrn Vorſitzenden, 
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mir zu geſtatten, die zwei Sätze vorzuleſen, weil es auf den 
Wortlaut ziemlich ankommt (liest): 

„Es hieße zielbewuſster handeln, wenn der Stadt Wien ein 
vernünftiges Expropriationsrecht eingeräumt würde und für die 
durch die Expropriierung gewonnenen Gründe, welche von der 
Commune Wien zur Veräußerung gelangen, eine erhöhte Steuer— 
freiheit einträte. Dann, und nur dann iſt es ausgeſchloſſen, dajs 
eine erhöhte Steuerbegünſtigung jenen als Geſchenk zugewieſen 
werden könnte, welche auch ohne dieſe Begünſtigung aus dem 
Umbaue ihrer alten Häuſer Vortheil ziehen und jetzt nur eine 
Prämie für ihr die Bauintereſſenten fo ſchwer ſchädigendes Zu⸗ 
warten erhoffen.“ 

Wenn ich, den Sie als Erzliberalen verſchreien, in einem 
Parteiblatte, in dem von Ihnen angefeindetſten Blatte, der „Neuen 
Freien Preſſe“, dieſe Vorſchläge mache, die von unſerer Partei 
niemals bekämpft wurden, und wenn dieſe Vorſchläge unter dem 
Miniſterium Taaffe, welches kein liberales Miniſterium war, 
nicht Geſetzeskraft erlangt haben, dann trifft der Vorwurf, dais 
wir mancheſterliche Geſetze gemacht haben, nicht uns. Und wenn 
der Herr Referent drei Jahre, nachdem das Geſetz zuſtande ge— 
kommen iſt, den Vorſchlag, den ich vor fünf Jahren gemacht habe, 
als ſehr wünſchenswert bezeichnet, dann bin zum mindeſten nicht ich 
derjenige, der mit einem fremden Kalbe gepflügt hat. Eine ſo hohe 
neue Steuerfreiheit iſt ein ungeheurer pecuniärer Schaden für die 
Beſitzer von Umbauhäuſern und von Baugründen. Und, meine 


Herren, find wir uns klar, was bedeutet denn eigentlich in den 


Falle, wo quaſi der Regierung und dem Arar die Gründe 
gehören, die Gewährung einer 30jährigen Steuerfreiheit? Es iſt 
einfach ein Escomptegeſchäft: ich bezahle den Kaufpreis heute höher, 
weil ich jene Steuern, welche ich in den nächſten 30 Jahren zu zahlen 
hätte, nicht bezahle. Das iſt aber ein Escompte zu einem nicht 
controlierten Zinsfuße, bei welchem der Käufer noch überdies den 
ungemeſſenen Vortheil hat, daſs er jene Steigerung des Mietzinſes, 
welche nothwendig in jeder größeren Stadt immerfort erfolgt und 
welche ſpäter einer erhöhten Steuerleiſtung zu unterziehen wäre, 
unentgeltlich überlaſſen bekommt, weil eben der Staat und die 
Stadt durch den Escompte auf die Zuſchläge verzichten. Und 
glauben Sie, meine Herren, daſs bei dieſem vortheilhaften Escompte— 
geſchäfte dem kleinen Manne geholfen wird? Glauben Sie, dafs 
der kleine Mann von dieſem Escompte irgendeinen Nutzen ziehen 
wird? Sie werden da einfach die Dienſte für das Großcapital gethan 
haben. Wollen Sie aber behaupten, dafs vielleicht, wenn dort eine 
30jährige Steuerfreiheit gewährt wird, unſere Induſtrie und unſer 
Baugewerbe infolgedeſſen raſcher florieren werden, ſo negiere ich 
dies vollſtändig. Denn durch dieſe erhöhte Bauthätigkeit wird nur 
örtlich eine Verlegung erfolgen, das heißt, was in den nächſten 
Monaten und Jahren auf den Franz Joſefskaſernengründen mehr 
gebaut werden wird, wird in unſeren Vorſtädten und Vororten 
weniger gebaut werden. (Widerſpruch links.) Ganz gewifs geſchieht 
das. Was aber noch? Es kommt noch viel ärger. Während bei 
dieſen Paläſten nur unſere erſten Induſtriellen beſchäftigt ſein 
werden, wird der kleine Gewerbsmann, der unſeres beſonderen 
Schutzes bedarf, warten müſſen, bis die Arbeiten vorbei ſind. 
Denn wenn die Ziegel eine unendliche Preiserhöhung erlangt 
haben, dann wird in den Vororten nicht gebaut werden können. 
Alles das würde aber eigentlich noch gar nichts bedeuten. Es iſt 
noch ein tieferliegender Umſtand, der uns veranlaſst, abſolut gegen 
dieſe Vorlage zu ſtimmen. 
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Meine Herren! Seit vielen, vielen Jahren fordern wir im 
Intereſſe der minderbemittelten Bevölkerung, welcher unſere ab— 
normale Hauszinsſteuer und die abnormalen Zuſchläge zu dieſer 
ein menſchenwürdiges Wohnen nahezu unmöglich machen, deals 
Steuerbegünſtigungen für ſolche Wohnungen eintreten ſollen, und 
dafs die Herabſetzung der Hauszinsſteuer bei Häuſern eintreten 
ſolle, welche für die minderbemittelten Claſſen beſtimmt ſind. — 
In vielen Enqusten, ich verweiſe auf diejenige des Gewerbevereines, 
an welcher ich ſelbſt theilgenommen habe, habe ich darauf hingewieſen, 
daſs eine Geſundung unſerer Wohnungsverhältniſſe in Wien für die 
minderbemittelte Bevölkerung ohne Regelung der Steuergeſetze, ohne 
tiefgehende und einſchneidende Steuerbefreiung ſolcher Wohnhäuſer 
unmöglich zu ſchaffen iſt. Der Fiscus erklärt rundweg, er könne 
auf dieſe Steuer nicht verzichten. Meine Herren! In allen Groß— 
ſtädten ſpielt ſich dieſes Beiſpiel ab, auch in Städten, die nicht 
einmal den vierten Theil der Hauszinsſteuer wie wir in Wien haben. 

In Städten, wo nur ſechs und ſieben Percent der Mietzinſe 
als Steuer bezahlt werden müſſen, werden Maßregeln getroffen, 
um der ärmeren Bevölkerung das Wohnen möglich zu machen. 
Hier in Wien erklärt der Fiscus, das gehe nicht. Nun gehen wir 
der Sache genau auf den Grund. Unſer letzter Ausweis des Stadt— 
phyſikates hat erwieſen, daſs 92.000 Menſchen in Wien in über- 
völkerten Wohnungen leben, und dieſe übervölkerten Wohnungen 
find eine ſtete Gefahr für Reich und Arm. Die Evacuierung 
dieſer Wohnungen iſt nicht möglich, weil der Magiſtrat, welcher 
die Verpflichtung hätte, darauf zu dringen, dass die Perſonen aus 
ſolchen Wohnungen geſchafft werden, nicht Platz, nicht Raum, 
nicht Wohnungen hat, wohin er ſie ſchaffen ſoll. Meine Herren! 
Was würden Sie brauchen, um dieſe Wohnungen zu evacuieren? 
Für circa 18.000 bis 20.000 Menſchen bedürſen Sie 3000 bis 3500 
der kleinſten Wohnungen, aus Zimmer und Küche beſtehend — 
welche einen Zinswert von 320 bis 400.000 fl. betragen. 
(Rufe kinks: Das gehört nicht hieher!) Ich werde ſofort zeigen, 
wie dies im Zuſammenhange mit dieſer Frage ſteht. Die Steuer— 
leiſtung für dieſe Beträge würde für das Staatsärar circa 60 bis 
80.000 fl. ausmachen und der Fiscus erklärt rundweg, er 
könne nicht darauf verzichten. Welcher ſittliche Ernſt in der 
Abweiſung liegt, das zeigt die jetzige Vorlage. Für die 
Bevölkerung kann man auf 60.000 fl. nicht verzichten, aber 
zu Gunſten von 17 Häuſern des Stadterweiterungsfondes, die 
mindeſtens 500.000 fl. Zins tragen werden, wird mit einem 
Federſtriche verzichtet. 

Es handelt ſich hier doch um dieſen wirtſchaftlich ſo ſchwach 
ausgeſtatteten Stadterweiterungsfond (Lebhafter Beifall rechts. — 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger: Hört! Hört!), um dieſen 
wirtſchaftlich ſchwachen Stadterweiterungsfond, und dann, meine 
Herren — zum Schluſſe — glauben Sie, dass dieſer in ſeiner 
muſterhaften Verwaltung, in ſeiner finanziellen Gebarung einzig 
daſtehende Stadterweiterungsfond in dem Momente, wo er einzig 
und allein darauf bedacht iſt, zu ſeiner eigenen Sicherung die 
Sicherheitsquote zu gewinnen, Ihnen ein Aquivalent bieten werde, 
das nur annähernd dem Betrage gleichkommt, der zu ſeiner 
Sicherungdienen fol? Glauben Sie, daßs der Stadterweiterungs— 
fond Ihnen im vorhinein verſprechen wird, dass er Ihnen hier 
zur Regulierung beitragen werde, wenn das, was er gewinnen 
will, eine Million bei 100.000 fl. ausmacht, die nicht ihm gehört, 
ſondern nur zur Sicherung ſeiner Capitalsverluſte dienen ſoll? Meine 
Herren! Ich zweifle nicht nur daran, ſondern ich bin feſt übe r⸗ 
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zeugt, daſs dies nie und nimmer geſchehen wird, wenn nicht 
höhere Intervention dabei eintreten wird. Aus all dieſen Gründen 
und weil ich die ernſtliche Befürchtung habe, dafs, wenn wir 
poſitiv als Gemeinde Wien ein Geſchäft dabei machen würden 
— was ich übrigens noch nicht weiß — dieſes Geſchäft nur auf 
Koſten unſerer Haus⸗ und Grundbeſitzer, auf Koſten der Gewerbs— 
leute gemacht würde, mufs ich entſchieden gegen die Annahme 
dieſer Anträge ſtimmen. 

Wenn Sie aber, meine Herren — weil der Antrag von 
dieſer Seite kommt und Sie principiell Anträgen, wenn ſie von 
dieſer Seite kommen, Ihre Zuſtimmung nicht geben — wenn 
Sie gegen Ihr beſſeres Gewiſſen dieſen Antrag nicht annehmen 
ſollten, wenn Sie eine ſolche echt mancheſterliche Geſetzesvorlage 
annehmen wollten, dann bitte ich Sie, zum mindeſten jene Pflicht, 
welche gewiſſenhafte Verwalter fremden Vermögens haben, zu 
wahren und ſich vor Augen zu halten, und das Amendement an— 
zunehmen, wonach das ganze Übereinkommen der Ratification 
des Gemeinderathes unterbreitet werden ſoll. 

Ich bitte Sie aber eindringlichſt und inſtändigſt, im Inter— 
eſſe unſerer Haus⸗ und Grundbeſitzer, im Intereſſe der Gewerbs— 
leute und nicht im Intereſſe des Großcapitals, ſolche Anträge 
abzulehnen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Bürgermeifter: Herr College v. Neumann! 

Gem.-Nath Ritter v. Neumann: Auch ich bin nicht in 
der Lage, für die Anträge des Herrn Referenten zu ſtimmen, und 
zwar aus folgenden Gründen, welche mich beſtimmen, eine ab— 
lehnende Haltung einzunehmen. Ich halte es nicht für zuläſſig, 
die Zuerkennung der 30jährigen Steuerfreiheit zu einem Ge— 
ſchäfte zu machen, zu einem Handel, wenn er auch zu Gunſten 
der Gemeinde ausfallen ſollte. Es iſt meine überzeugung, dass 
dieſe Auslegung auch rechtlich nicht zuläſſig iſt, und ich werde 
Ihnen im Laufe meiner Ausführungen Daten geben, welche Sie 
zu dieſer Anſchauung beſtimmen werden. 

Ich bin principiell ein Gegner, eine erhöhte Steuerfreiheit zu 
gewähren bloß zwecks der Erhöhung der Grundwerte. Ich bin 
für eine erhöhte Steuerfreiheit für beſtimmte Zwecke, für Zwecke 
der Stadtregulierung, für die Aſſanierung, für die Schaffung von 
Wohnungen für Unbemittelte, niemals aber für eine Erhöhung der 
Steuerfreiheit, die nur eine Prämie für den Grundeigenthümer 
ſchafft, und mag der Grundeigenthümer auch die Gemeinde Wien 
ſein. Ich bin dagegen, weil dieſe Maßregel eine Schädigung 
unſerer Stadtentwicklung iſt, weil die Ziele, die wir zuerſt im Auge 
haben müſſen und deren Realiſierung nothwendig iſt, nämlich die 
Regulierung im J. Bezirke, die Beſeitigung der Engpäſſe, ver- 
zögert, wenn nicht vereitelt werden, weil man fo ein Speculations⸗ 
object ſchafft, auf welches ſich die Bauthätigkeit werfen und die 
Bauthätigkeit im I. und in den anderen Bezirken ſtorniert wird. 

Ich bin endlich dagegen, weil damit den berechtigten Wünſchen 
und Forderungen des Realbeſitzes entgegengetreten wird. Wünſchen, 
welche Sie, meine Herren, wie ich glaube, in großer Anzahl ſich 
verpflichtet haben, zu erfüllen. 

Und nun geſtatten Sie mir, daj8 ich auf dieſe meine 
Behauptungen etwas eingehender zu ſprechen komme. Um was 
handelt es ſich denn? Der Stadterweiterungsfond beſitzt einen 
Grundſtreifen an der rechtsſeitigen Front der Ringſtraße vom 
Gewerbemuſeum bis zur Aſpernbrücke. Dieſer Grundſtreifen iſt 


als Stadterweiterungsgrund eingetragen und hat zweifellos die 
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30jährige Steuerfreiheit, wenn nicht geltend gemacht werden kann, 
daſs die Beſtimmung des Planes für die Ringſtraße ja ſchon 
längſt erfolgt iſt und daher die 10jährige Friſt zur Ausnützung 
dieſes Rechtes verſtrichen ſei. 

Dieſer Grund wird ergänzt durch einen Grundſtreifen der 
Ringſtraße, welchen die Gemeinde dem Stadterweiterungsfond 
überläfst. Dieſer Streifen iſt im öffentlichen Gute eingetragen; 
er wird ergänzt gegen das Wienthal zu, durch einen Streifen des 
Taloud des Wiengebietes, welcher ebenfalls im öffentlichen Gute 
erliegt. 

Nun frage ich Sie, wenn ein Nicht-Juriſt das Geſetz liest, 
wie kann er zu der Anſchauung kommen, daſs es ohne einen 
Gewaltact möglich ſei, daſs dieſe Gründe, welche nicht Stadt— 
erweiterungsgründe ſind, für die das Geſetz alſo keine Geltung hat, 
nachträglich dazu beſtimmt und erklärt werden? 

Ich frage Sie, würde das einem Privatmanne gewährt 
werden? Niemals, und wenn die Rechtslage ſo offen und ſicher 
wäre, warum hat denn die Finanz-Procuratur nicht ihre Zuſtimmung 
gegeben, warum braucht ſie die Gemeinde zur Unterſtützung für 
dieſe, wie ich glaube, rechtlich nicht zuläſſige Maßregel? 

Und nun, gehen wir weiter zur zweiten Gruppe der Gründe, 
die uns intereſſieren. Dieſe Gründe werden gebildet durch den 
Obſtmarkt und durch die Gründe am Reſſelpark. 

Dieſe Gründe ſind Eigenthum des Stadterweiterungsfondes 
und ſind nur der Gemeinde zur Benützung überlaſſen. Für die 
Gründe am Obſtmarkt, wo eine Verbauung ſtattfinden kann, beſteht 
daher ohnedies nach meiner Überzeugung und nach Anſicht des 
Herrn Oberbaurathes Stadtbaudirector Berger das Recht der 
30jährigen Steuerfreiheit. Hier braucht man alſo nichts zu 
erbetteln, nichts zu erkaufen, nichts zu erhandeln! 

Nun kommen wir weiter; da ſind die Gründe des Reſerve— 
gartens; das ſind Gemeindegründe, nur mit dem Servitut der 
Nichtverbauung belaſtet. Dieſe Gründe können rechtlich auch nicht 
mit der Begünſtigung der 30jährigen Steuerfreiheit ausgerüſtet 
werden, außer man ſchafft eine Gewaltmaßregel, zu welcher die 
Zuſtimmung der Gemeinde erwirkt werden ſoll. 

Nun, meine Herren, Sie haben ſchon gehört, dass es ſich um 
11.000 beziehungsweiſe 27.000 m? Grund handelt. Das Geſchäft iſt 
auch inſofern ungleich, als die Gründe des Stadterweiterungsfondes 
ſofort einer Verbauung zugeführt werden, während die Gründe, 
welche die Gemeinde Wien eventuell zur Verwertung hat, eigentlich 
noch nicht einmal in ihren Baulini en beſtimmt find und ein großer 
Theil dieſer Gründe während der Wienfluſsregulierung zu Depot— 
zwecken benützt wird, und möglicherweiſe der geehrte Gemeinderath, 
wenn er den Regulierungsplan zur Genehmigung erhält, die Ver— 
bauung noch weſentlich einſchränken wird. 

Nun, meine Herren, was wird denn beabſichtigt? Ein Bau— 
grund in dieſer Lage, der von der 12jährigen Steuerfreiheit zur 
30jährigen avanciert, dürfte eine Werterhöhung von etwa 100 fl. 
per Quadratmeter erfahren. Der Fond wird daher etwas über eine 
Million Gulden, und die Gemeinde — das lägſst ſich nicht jo 
genau beſtimmen — ſagen wir bei 27.000 m? über zwei Millionen 
Gulden profitieren. Der Herr Referent hat dies mit 1˙8 Millionen 
berechnet. Wenn aber eine Reduction der Verbauung ſtattfindet, 
dann wird dieſe Summe weſentlich verringert. Nun wird vom 
Stadterweiterungsfond verlangt, er ſolle noch eine Prämie dafür 
zahlen. Wie groß dieſe Prämie gedacht iſt, das haben wir nicht 
erfahren. Es wäre aber ſehr intereſſant. Ich glaube aber nicht, 
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daſs ſich der Fond zu mehr entſchließen würde, als zu einem 
Theil jenes Mehrbetrages, welchen er dadurch erzielt, dafs die 
30jährige Steuerfreiheit gewonnen wird. Rechnen Sie von 
dieſer Summe die Hälfte, alſo eine halbe Million Gulden, ſo iſt 
dies ein Betrag, der für die Gemeinde Wien, für die Regu⸗ 
lierung der Stadt jedenfalls unbedeutend iſt. 

Nun habe ich auch ausgeführt, dafs ich gegen den Antrag 
aus dem Grunde bin, weil die Entwicklung des I. Bezirkes, die 
Beſeitigung der Engpäſſe dadurch ſtorniert wird. Das iſt doch jedem 
Realbeſitzer klar: wenn Sie in Wien in dieſer großen Zahl 
30 Jahre ſteuerfreie Baugründe ſchaffen, fo wird die Bauunter⸗ 
nehmung ſich dieſen Obj ecten zuwenden und die 18 Jahre ſteuer— 
freien Häuſer werden nicht umgebaut werden, ſie werden keine 
Käufer finden. (Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger: Das wäre kein 
Unglück!) Das wäre ein Unglück, Herr Vice-Bürgermeiſter, denn 
wie ſoll die Stadtregulierung im I. Bezirke durchgeführt werden? 
Der Herr Vice-Bürgermeiſter war auch Mitglied des Gemeinderathes, 
wie die 18jährige Steuerfreiheit votiert wurde, und ich conſtatiere, dass 
der geſammte Gemeinderath damals einig war, und dass die Herren 
vollkommen einverſtanden waren, dass die Gewährung dieſer Steuer— 
freiheit eine Nothwendigkeit ſei. Die Steuerfreiheit für 18 Jahre 
wurde für jene Umbauobjecte gegeben, die ohne dieſe Prämie 
gar nicht zum Umbau gelangen können, weil niemand ſo ungeſchickt 
iſt, ein Haus niederzureißen, es aufzubauen, und daun mit dem 
halben Capitalswerte zufrieden zu fein. Wenn der Herr Referent: 
nun eine andere Methode erfindet, ſo werden wir ſehen, ob ſie zum 


Ziele führt. Bis jetzt find alle Stadtregulierungen auf dieſe Weiſe =. 333 
Ziele führt. Bis jegt find a 0 0 e der Steuerfreiheit, namentlich für eine ſolche von 30 Jahren und 


betrieben worden. Die Steuerfreiheit iſt keine neue, ſie iſt auch 
keine locale Erfindung, ſie iſt ein Mittel, das überall in Anwendung 
kommt, aber nur in richtiger Form, an richtiger Stelle. 

Nun, meine Herren, iſt hier von der 18jährigen Steuerfreiheit 
ſchon wiederholt in ſehr abträglicher Weiſe geſprochen worden. Der 
Herr Referent, deſſen Anſichten ich ſonſt ſehr ſchätze, fpielt. da etwas 
mit ſocialdemokratiſchen Anſichten. Ich nehme das allerdings von 
ihm nicht ſehr ernſt, denn der Socialdemokrat im Fracke mit der 
wohlgefüllten eiſernen Caſſa macht mir keine großen Sorgen 
(Heiterkeit und Zuſtimmung rechts), er muſs noch immer darauf 
achten, daſs das Capital, ob mobil oder immobil, geſchützt wird. 
Alſo: ich nehme das nicht ſehr ernſt. 

Es iſt aber auch gejagt worden, dass die 18jährige Stener- 
freiheit gewiſſermaßen die Ergatterung eines Geldes ſei, welches 
nur einzelnen zukomme und welches ohne Recht und Grund ge— 
währt werde. Nun, meine Herren, der geehrte Herr Referent hat 
nicht jene Baupraxis, wie ich ſie mir, bei aller Beſcheidenheit in 
Perſon ſonſt, zumuthen darf. Meine Herren! Ich kann Objecte 
im J. Bezirke bezeichnen, wo trotz der 18 jährigen Steuerfreiheit 
dieſelben nur mit vier Percent Capitalswert verkauft wurden. 
Das iſt ein Verkauf, wo die Eigenthümer nichts gewinnen, weil, 
wenn ſie Geld bekommen und Pfandbriefe kaufen, ſie denſelben 
Ertrag haben. Ich kann Ihnen auch ſagen, dafs Objecte beftehen, 
wo die Eigenthümer trotz der 18jährigen Steuerfreiheit nicht ein— 
mal dieſes Geſchäft machen können, es ſind nicht umbaubare 
Gründe, weil der Verluſt zu groß iſt. Wir haben es zu thun mit 
vier, fünf Stock hohen Häuſern, welche einen großen Ertrag haben, 
in welchen die Geſchäfte einen großen Wert haben und die nicht 
weſentlich mehr erbringen bei einem Umbau. Die 18jährige Steuer⸗ 
freiheit für Objecte, wo vielleicht vorne ein ſchmaler Tract ſteht, 
rückwärts ein großer Hof und nicht viel gebaut iſt, iſt eine ganz 
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andere Sache. Nun, meine Herren, habe ich erwähnt, dafs mit 
dieſem Antrage auch den Intereſſen des Realbeſitzes entgegenge⸗ 
treten wird und dafs damit für denjenigen, der für dieſen Antrag 
ſtimmt oder richtiger für viele von uns ein Widerſpruch erwächst 
mit jenen Verſprechungen, welche die ſehr geehrten Herren den 
Herren Wählern vor ihrer Wahl gegeben haben. (Sehr richtig! 
rechts.) Meine Herren! Ich erinnere Sie an die 18jährige Steuer- 
freiheit noch einmal und conſtatiere, daſs die erſte Vorlage hier 
einſtimmig angenommen wurde. Als nun eine Ergänzung der 
Objecte ſtattfinden ſollte, und zwar eine nothwendige Ergänzung, 
war es der Realbeſitzerverein, welcher dagegen Stellung genommen, 
und ſiehe da, trotz der Majorität, die damals Ihrer Anſicht nach 
ſo mächtig war, war es nicht möglich, dieſe Vorlage durchzu— 
bringen. Sie wurde zurückgezogen. 


Es beſteht in Wien ein Verein der Hausbeſitzer, dem ich 
von ſeiner Entſtehung an als Mitglied angehöre, weil ich mich 
an den Grundſatz halte, fachliche und fachliche Angelegenheiten 
immer zu verfolgen und mich ohne Rückſicht auf die Parteiſtellung 
an den Berathungen, ſolange ſie objectiv ſind, zu betheiligen. 
Ich bin auch Mitglied des Centralverbandes der Hausbeſitzer— 
vereine, und ich erinnere nur an das Programm dieſes Vereines. 
Unter den weſentlichſten Punkten des Programmes war auch jener 
betreffend die Vermeidung jeder neuen Erhöhung der Steuerfreiheit, 
ja es war ſogar ein Punkt, dem ich nicht zugeſtimmt habe, und 
den ich als ein Zuviel betrachte, nämlich die Beſeitigung der 
12jährigen Steuerfreiheit. Ich habe erklärt, für eine Erhöhung 


noch dazu für grünen Grund werde ich niemals ſtimmen, eventuell 
indes für eine 18jährige Steuerfreiheit für einzelne Objecte, nur 
wenn es unbedingt nothwendig wäre, für den I. Bezirk. Ich frage, 
wie ſtehen da diejenigen Collegen, ob rechts oder links ſitzend, 
welche vom 1. Wahlkörper gewählt wurden, welche den Real— 
beſitzern verſprochen haben, ihre Intereſſen zu ſchützen und zu 
wahren, wenn wir nun ſo ganz ohne Noth und ganz ohne Urſache 
dem reichen Fond der Stadterweiterung hier eine Prämie gewähren, 
welche wir nicht im vollen Umfange erhalten werden? Wenn 
dieſer Fond verpflichtet iſt, uns Beiträge für die Regulierung des 
I. Bezirkes zu leiſten — und er iſt es nach meiner Überzeugung. 
— dann mußs dieſer Verpflichtung überhaupt genügt werden. In 
der erſten Concurrenzausſchreibung für die Stadterweiterung iſt 
ausdrücklich die Verbindung des I. Bezirkes mit den Vorſtädten 
enthalten. 


Dieſe Frage iſt daher ein Punkt des kaiſerlichen Programmes 
und dieſem muſs eutſprochen werden. Daran iſt zu erinnern, hier 
iſt anzuknüpfen, und ich ſtimme dem geehrten Herrn Referenten 
zu, einer ſolchen Vorſtellung werden wir beipflichten, das iſt ein 
Antrag, der gewiſs die Zuſtimmung aller finden wird. Meine 
Herren, den Referentenantrag — ich bitte um Verzeihung — ver- 
urtheile ich nach meinem moraliſchen Gefühle, weil er ein Schacher 
mit der Auslegung des Geſetzes iſt. Wenn ich ihn aber auch rein 
geſchäftlich betrachte, ſo halte ich ihn für nicht geſchickt. Der Ge— 


winn für den Fond wird ein relativ großer, der Beitrag für uns 
wird ein ſchmählich Heiner fein. Ich bin überzeugt, dass die Ver⸗ 
handlung um einen Regulierungsbeitrag ohnedies zu einem günſtigen 
Reſultate führen würde, daſs es nicht nothwendig ift, dafür eine 
ſolche Prämie zu zahlen und den Realbeſitz zu ſchädigen, einzelnen 
Bürgern wegzunehmen, damit die Stadt ſich entwickelt und reguliert 
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werde. Das iſt nicht der richtige Weg, die Erforderniffe für die 
Regulierung einer Stadt dadurch zu beſtreiten, dafs man die Haus⸗ 
beſitzer in ihrem Eigenthume verkürzt. Man denkt ſich immer 
einen Hausbeſitzer als einen ſehr reichen Mann. Meine Herren, 
Sie wiſſen ja, wie groß die Hypothekarſchulden find und wie es 
in der Regel mit den Hauseigenthümern ausſieht; alſo ich glaube, 
als große Capitaliſten kann man im allgemeinen die Hauseigen— 
thümer nicht bezeichnen. 

Ich bin daher entſchieden dagegen, daſs in dieſer Weiſe vor— 
gegangen werde. Nun wird man mir vielleicht ſagen: Du warſt 
ja für die Regulierung der Stadt, insbeſondere für den I. Bezirk, 
Du warſt ſelbſt Referent, und weißt, welche großen Opfer die 
Gemeinde wird aufbringen müſſen, um das Project durchzuführen. 
Nun, meine Herren, dieſe 500.000 fl., die wir vielleicht ſo be— 
kommen, werden uns nicht retten. Ich glaube, die Frage der 
Durchführung iſt finanziell nicht ſo ſchwierig, wie man ſich ſie 
heute vorſtellt. Die Regulierung des I. Bezirkes iſt ein Geschäft, 
es wird Geld ausgelegt, es wird aber auch viel Geld zu ver— 
dienen ſein. Warum ſoll die Gemeinde Wien nicht unternehmen, was 
der Stadterweiterungsfond getroffen hat, der aus dem Ankaufe von 
Objecten, der Parcellierung und Auftheilung derſelben reichlichen 
Gewinn für ſich errungen hat? Meine Herren, der Stadterweite— 
rungsfond hat damit Millionen verdient. Die Gemeinde Wien iſt 
in der Lage, wenn fie eine Anleihe aufnimmt — und das mufs 
ſie für Regulierungszwecke thun — bei dieſer Stadtregulierung 
geſchäftlich vorzugehen und nicht wie bisher bureaukratiſch. 

Meine Herren! Ich habe im Stadtrathe, allerdings vergebens 
bemerkt, daſs wir eines Wirtſchaftsamtes bedürfen, welches ſich nur 
mit den wirtſchaftlichen Intereſſen beſchäftigt. Meine Herren, nur 
ein paar Worte darüber. Sehen Sie, wenn wir einen Grund kaufen 
wollen, wie unpraktiſch wir das anfaſſen; wir kaufen vielleicht 
die ſchlechteſten, gewiſs aber die theuerſten Gründe. Wenn in 
einem Bezirke etwas gebaut wird, wird ausgetrommelt, eine Schule 
iſt nothwendig, der ganze Bezirk weiß es, und natürlich die paar 
Hauseigenthümer, die Objecte für uns haben, gehen mit dem 
Preiſe hinauf! Ein Privater würde nie ſo handeln wie wir. Wir 
haben zum Beiſpiele ein Metzenhaus und anſchließend liegt das 
Haus casa piccola. Wir find die Eigenthümer des rückwärts 
gelegenen Grundes, wir kaufen den vorgelagerten nicht, wir laſſen 
ihn eine Baugeſellſchaft kaufen, damit dieſe einen reichlichen Gewinn 
hat. (Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger: So haben Sie es gemacht!) 
Gewiſs, fo iſt es geſchehen, ich wiederhole es, ohne Rückſicht auf die 
Parteiſtellung. 

Bürgermeiſter: Das gehört nicht zur Sache. (Vice-Bürger⸗ 
meiſter Dr. Lueger: Wir ſind bei der Stadterweiterung!) 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Wer führt denn das Präſidium? 
(Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Wer will! — Heiterkeit rechts.) 

Bürgermeiſter: Dieſe Ausführungen gehören nicht zur Sache. 
Ich bitte, zur Sache zu ſprechen! 

Gem.-Nath Ritter v. Neumann (fortfahrend): Meine 
Herren! Ich bin überzeugt, wenn wir uns wirtſchaftlich einrichten 
würden, wenn wir ein großes Anlehen aufnehmen, wenn wir eine 
Stadterweiterungs-Commiſſion begründen, aber nicht abhängig 
vom Gemeinderath, wenn wir geſchäftskundige Beamte nehmen, 
welche wirtſchaften, wie es der Stadterweiterungsfond gethan hat, 
dann wird unſere Stadtregulierung ſich leicht vollziehen. Wir werden 
Gelegenheit finden zu reichlichem Verdienſt, zu Nutzen für die Be— 
völkerung. Denn es iſt ja nicht jedermanns Sache, große Complexe 
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zu kaufen und ſie aufzutheilen. Wie aber die Sache auch immer 
ſtehen mag, ich habe meinen Wählern das Wort gegeben, dafür 
zu ſorgen, daſs . .. (Unruhe links.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe und bitte den Herrn 
Redner nochmals, zur Sache zu ſprechen. (Rufe rechts: Er iſt ja 
bei der Sache. — Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Das gehört 
nicht zur Sache! — Unruhe links.) 

Gem.-Nath Ritter v. Neumann: Darf ich fortfahren? 

Bürgermeiſter (gibt das Glockenzeichen): Ich bitte fortzu- 
fahren, aber zur Sache. 

Gem.-⸗Nath Dr. Vogler: Ein ſo ſachlicher Redner wird 
unterbrochen. (Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Wir können ja 
nicht über alles mögliche reden laſſen. Er ſpricht über alles, nur 
nicht über den Antrag. — Gem.-Rath Wrabetz macht Zwiſchen⸗ 
rufe.) 

Bürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Wrabetz, Sie haben 
nicht das Wort. 

Gem.-Nath Wrabetz: Ich habe auch nichts gejagt. Solche 
Bemerkungen ſind erlaubt. (Unruhe.) 

Nürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe. Entweder Spricht der 
Herr College weiter oder ich ertheile einem anderen Redner das 
Wort. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg ruft: Zwiſchenrufe werden 
von oben gemacht!) 

Gem.-Nath Ritter v. Neumann: Ich bin gleich fertig. 

Bürgermeifler: So ſprechen Sie! 

Gem.-RNath Ritter v. Neumann: Ich möchte nur eines, 
meine Herren, ſagen. Wenn ich als Mann, der immer nur in 
fachlichen Angelegenheiten im früheren Gemeinderathe und auch 
heute geſprochen hat und ſpreche, wem ein Mann, der ſo ruhig 
und ſachlich erörtert, der jeden Angriff vermeidet, ſchon nicht mehr 
im Stande iſt, zu ſprechen, da weiß ich nicht, wem überhaupt hier 
noch zu ſprechen möglich iſt. (Unruhe links.) Meine Herren! Ich habe 
bei meiner Wahl das Wort gegeben, gegen eine Erhöhung der 
Steuerfreiheit zu ſein, welche nichts anderes als eine Prämie für 
den Grund bedeutet, eine Erhöhung des Grundwertes. Dieſes 
Wort habe ich gegeben nach meiner Überzeugung, nicht um ein 
Mandat zu erreichen und dieſem meinem Worte getreu ... (Unter- 
brechungen links.) Laſſen Sie mich ausſprechen! Dieſem meinem 
Verſprechen und meiner Überzeugung gemäß werde ich gegen den 
Antrag ſtimmen. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Oppenberger zur 
Geſchäftsordnung. 

Gem.-Rath Oppenberger: Ich beantrage Schluss der 
Debatte. (Gelächter rechts.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte jene Herren, welche für Schlußs 
der Debatte find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Schlufs der 
Debatte iſt angenommen. 

Zum Worte ſind noch gemeldet die Herren Collegen Wurm, 
Dr. Kraft und Dr. Lueger. 

Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten. 

Referent: Ich muss zur Aufklärung und zur Richtig⸗ 
ſtellung des ganzen Standpunktes, auf dem wir ſtehen ſollten, 
das Wort ergreifen. Es liegt hier eine Eingabe der Finanz— 
Landes⸗Direction vor, die eigentlich den Gegenſtand der heutigen 
Berathung bildet, und wenn ich Ihnen dieſelbe vorleſe, ſo werden 
Sie zur Überzeugung kommen, dafs es ſich gar nicht darum 
handelt, daſs etwa wir eine neue Steuerfreiheit ſchaffen wollen, 
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daſs es ſich auch darum nicht handelt, mit einem Federſtrich jo 
und ſo vielen Grundſtücken die Steuerfreiheit zu gewähren, ſondern 
der Federſtrich iſt im Jahre 1859 bereits gemacht worden. 

Es heißt z. B. im Punkte A dieſer Allerhöchſten Entſchließung 
vom 24. Mai 1859, dafs die Steuerfreiheit gewährt wird für 
Neubauten, welche auf den dem Baufond für die Stadterweiterung 
gehörigen Gründen binnen fünf Jahren nach Feſtſetzung des 
Stadterweiterungsplanes und erfolgter Ausbietung dieſer Gründe 
plangemäß vollendet und benützbar gemacht werden durch dreißig 


Jahre. Alſo ſobald dieſe Gründe benützbar gemacht ſind für die 


Verbauung — und das geſchieht vom jetzigen Zeitpunkte an — 
ſoll dieſe 30jährige Steuerfreiheit zuſtande kommen, und darauf 
bezieht ſich auch die Eingabe der Finanz-Landes-Direction, welche 


ich mir erlauben werde, zur Verleſung zu bringen, damit Sie 


eigentlich erfahren, um welchen Gegenſtand es ſich handelt. (Leb— 
hafte Heiterkeit rechts.) Die beiden Herren Redner, Zifferer 
und Ritter v. Neumann, haben ſo ausführliche Erörterungen 
geboten, daſs man hätte meinen können, daſs ſie thatſächlich, wie 
Herr Gem.⸗Rath Zifferer betont hat, den Gegenſtand ſtudiert 
haben. (Rufe rechts: Gewiſs!) Wenn Sie aber trotzdem nicht 
orientiert waren, ſo hätte eine Anfrage an mich zur Orientierung 
genügt. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Der Referent hat alles zu 
bringen!) Ich habe nicht alles zu bringen. 

Bürgermeifter: Ju bitte, Herr Dr. Klotzberg, nicht 
zu unterbrechen! 

Neferent (fortfahrend): Denn wenn ich alles vorbringen 
wollte, jo müſsten wir hier Stadtrath ſpielen und noch länger 
brauchen, als wir ohnehin brauchen. Dieſe Eingabe der Finanz— 
Landes-Direction lautet wie folgt (liest): 

„Anläfslich der zwiſchen der Gemeinde Wien einerſeits und 
dem Stadterweiterungs- und Kaſernenbaufonde andererſeits ver— 
einbarten, vom n.⸗ö. Landtage genehmigten Grundtransactionen 
bezüglich der Verlegung der Franz Joſefskaſerne und der Feſt— 
ſtellung des Verbauungsplanes für den dieſen Kaſernengrund 
umfaſſenden Stadttheil, iſt die Frage actuell geworden, ob den 
auf den Franz Joſefskaſernengründen aufzuführenden Neubauten 
die qualificierte zeitliche Steuerbefreiung im Sinne der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 14. Mai 1859 zukomme. 

In der in einem Exemplare beiliegenden Planſkizze ſind die 
ſeinerzeit dem Stadterweiterungsfond übergebenen und ſeither ſtets 
im Eigenthum desſelben geſtandenen Theile des fraglichen Grund— 
complexes roth angelegt, die Baufläche der anderen Gebäude ſammt 
Innenhöfen gelb, jene ſeinerzeit dem Stadterweiterungsfonde über— 
gebenen Flächen, welche 1865 in die Verwendung der Heeres— 
verwaltung zurückübergeben wurden, blau, und jene ſeinerzeit dem 
Stadterweiterungsfond übergebenen Flächen, welche ſpäter der 
Gemeinde Wien überlaſſen, von dieſer aber durch das eingangs 
erwähnte Übereinkommen wieder abgetreten werden, grün. Nach 
Anſchauung des hohen k. k. Finanzminiſteriums wird den Neu— 
bauten auf den Flächen der erſten (roth) und der zweiten (grün) 
dieſer vier Gruppen die Steuerbefreiung im Sinne der Aller— 
höchſten Entſchließung vom 14. Mai 1859 zu bewilligen ſein, 
wogegen jenen auf den übrigen, theils ſeit jeher, theils ſeit dem 
Jahre 1865, in der Verwendung der Heeresverwaltung befindlichen 
Gründen ein diesbezüglicher Anſpruch nicht zuſteht. Da mit der 
Steuerbefreiung nach der erwähnten Allerhöchſten Entſchließung 
auch eine 10jährige Befreiung von den Gemeinde-ZJuſchlägen ver— 
bunden iſt, beehrt ſich das Präſidium der k. k. niederöſterreichiſchen 
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Finanz⸗Landes⸗Direction zufolge Erlaſſes des hohen Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 28. Februar 1896, Z. 4166, das dienſthöfliche Er— 
ſuchen zu ſtellen, unter Communicatsrückſchluß mit thunlichſter 
Beſchleunigung die Erklärung hieher gelangen zu laſſen, ob ſeitens 
der Gemeinde Wien gegen die gedachte Anſchauung eine Einwendung 
erhoben werde.“ 

Es handelt ſich alſo demnach nur darum, über dieſe Ent— 
Scheidung der Finanz⸗Landes⸗Direction hier zu urtheilen, ob fie 
richtig iſt oder nicht. Der Stadtrath hat nun gemeint, dass er 
verpflichtet iſt, ſich in eingehendſter Weiſe mit der Sache zu be— 
faſſen und er hat es nicht verantworten können, ohneweiters zuzu— 


ſtimmen, ohne den Verſuch zu machen, bei dieſer Gelegenheit 


wenigſtens vom Stadterweiterungsfond eine ihm aus anderen 
Titeln gebürende Begünſtigung nun endlich zu bekommen. 

Er hat es auch nicht für richtig befunden, hier ohneweiters 
negative, ablehnende Haltung einzunehmen, wodurch die ganze 
Frage lediglich vom Finanzminiſterium im eigenen Wirkungskreiſe 
zu unſeren Ungunſten entſchieden worden wäre, ſo daſs wir im 
Recurswege wahrſcheinlich den Kürzeren gezogen hätten. Es waren 
alſo nur praktiſche Momente, welche den Stadtrath veranlaſst 
haben, in die ganze Frage näher einzugehen, anſtatt einfach „Ja“ 
zu ſagen — was er nach ſeiner Rechtsanſchauung hätte thun 
müſſen — oder „Nein“ zu ſagen — lediglich deshalb, weil es ihm 
lieber geweſen wäre, wenn hier die Steuerbefreiung nicht ſtatt— 
gefunden hätte. Auf die übrigen Bemerkungen werde ich mir ge— 
legentlich des Schluſswortes zurückzukommen erlauben. 

Bürgermeiſter: Herr College Wurm! 

Gem.-Rath Wurm: Wir haben heute eine höchſt wichtige 
Vorlage erhalten, und zwar ohne Motivenbericht. Herr College 
Dr. Vogler hat dem Herrn Referenten daraus einen Vorwurf 
gemacht. Ich glaube, ich könnte den Herrn Referenten entſchuldigen, 
denn es wäre wirklich ſehr ſchwierig, zu dieſer Vorlage einen 
Motivenbericht zu verfaſſen, da es ſich factiſch um eine Steuer— 
befreiung ohne Motive handelt. 

Bisher war ſchon eine ganze Reihe von Steuerbefreiungen. 
Wenn wir zurückgehen bis zu Beginn dieſes Jahrhunderts, ſo 
leben in unſerem Gedächtnis noch verſchiedene Steuerbefreiungen. 

Alle dieſe Steuerfreiheiten wurden aus großen Motiven ge— 
währt. Ich greife zurück auf die Steuerfreiheit des Jahres 1859. 
Damals hat es ſich um die Verbauung einer großen Anzahl von 
Gründen gehandelt. Es hat ſich gehandelt um die erſte Regu— 
lierung und Erweiterung der Stadt. Damals hat man die Neu— 
bauten begünſtigt, vor allem, weil es ſich darum gehandelt hat, 
ganz neue Stadttheile, ganz neue Stadtanlagen zu ſchaffen. Da— 
mals war es nothwendig, dafs die Neubauten begünſtigt wurden. 
Wir wiſſen ja, wie lange es gedauert hat, dass trotz der enormen 
Steuerbefreiung endlich gebaut wurde. Das Motiv waren alſo die 
vielen Baugründe und es war nothwendig, dad man die Bauten 
auf den neu gewonnenen Gründen begünſtigte. Das Motiv war 
alſo die Befreiung für Neubauten. 

Nach dem ſogenannten wirtſchaftlichen Aufſchwunge iſt be— 
kanntlich ein Niedergang gekommen und es iſt eine Zeit geweſen, wo 
gar nicht gebaut wurde. Das war in den Jahren 1874 und 1875. 
Darum hat man damals auch Steuerbefreiungen gewährt. Wieder 
aus einem ganz anderen Motiv, nämlich aus dem Motiv, um Arbeit 
zu ſchaffen. Dieſe Steuerbefreiung war auch eine ſehr weitgehende, 
fie war keine 30jährige, ſondern eine 20jährige (Ruf: 251) ja, 
25 Jahre, abgeſtuft herunter bis auf 20 Jahre und 12 Jahre, 
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die wir heute noch beſitzen nach dem Geſetze vom Jahre 1880. 
Alſo das war auch wieder ein dringendes Motiv. Heute beſteht 
nun weder das eine noch das andere Motiv. ES tft nicht noth— 
wendig, dafs man die Verbauung von neu geſchaffenen Flächen 
beſonders begünſtigt und auch nicht nothwendig, daſs man be— 
ſonders begünſtigt, daſs noch mehr gebaut wird, als ohnehin ge— 
baut wird. Heute gibt es nur ein einziges Motiv, was eine 
Steuerbefreiung rechtfertigen kann, und dieſes Motiv iſt die Re— 
gulierung der Inneren Stadt, Beſeitigung der Engpäſſe, die Aſſa— 
nierung der Stadt, Verbeſſerung der Anlagen, welche man nur 
erreichen kann, wenn man Umbauten begünſtigt. Neubauten ſind 
alſo nicht zu begünſtigen, ſondern bloß und ausſchließlich Um— 
bauten, denn dadurch kann man Straßen ſchaffen, welche abſolut 
nothwendig ſind für die Regulierung und Entwicklung der Stadt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Referent hat ſich ſehr abträglich gegen die 18jährige 
Steuerfreiheit ausgeſprochen. Hätten wir die 18;ährige Steuer— 
freiheit damals nicht durchgeſetzt, ſo wären die Hauptverkehrsadern 
der Stadt noch nicht ſo weit reguliert als ſie heute ſind. (Wider— 
ſpruch links und Richtig! rechts.) Es iſt gar kein Zweifel, daſs 
nur durch die 18jährige Steuerfreiheit das möglich war, denn es 
iſt überhaupt ungeheuer ſchwer, Umbauten durchzuführen, weil bei 
jedem Umbau ein enormer Wertverluſt entſteht. Ein Object, das 
verhältnismäßig noch ſehr wertvoll iſt, das ſich ganz befriedigend 
verzinst, ſoll niedergeriſſen und auf der verkleinerten Bauſtelle ein 
neues Gebäude geſchaffen werden. Durch die Verkleinerung der 
Bauſtelle, den gänzlichen Wegfall des alten Gebäudes entſteht ein 
Wertverluſt, der nur dann paralyſiert werden kann, wenn man 
eine Prämie gibt, und dieſe iſt die 18jährige Steuerfreiheit. Nur 
dadurch iſt es möglich geweſen, daſs die Stadt ſoweit in den 
Hauptverkehrsſtraßen reguliert wurde. 

Die Abſicht war nun, nachdem der Regulierungsplan fertig 
iſt, das Häuſerverzeichnis, welches damals zuſammengeſtellt wurde, 
noch zu erweitern und dringende Verkehrsſtraßen in dieſer 


Weiſe zu regulieren. Es iſt dazu außerdem noch vieles andere 


nothwendig, zum Beiſpiel ein Enteignungsgeſetz, aber ich bin auch 
überzeugt, daS die Gemeinde Wien, wenn ſie ſich ſelbſt mit einem 
großen Fond daran betheiligt, dieſe Umbauten in der glücklichſten 
und für die Gemeinde beſten Weiſe durchführen kann. Trotzdem 
wird aber noch immer ein Manco bleiben, wenn man nicht dieſe 
abſoluten Verluſte, welche durch die Umbauten eintreten, durch 
Steuerfreiheiten paralyſiert. Alſo das einzige Motiv, welches heute 
noch exiſtiert, um Steuerfreiheiten zu gewähren, iſt ausſchließlich 
die Regulierung, und darum iſt es eine Schädigung, wenn man 
ganz unmotivierterweiſe noch für andere Flächen dieſe Freiheit 
gewährt, welche auch ohne ihr verbaut würden; denn es iſt ja 
gar keine Frage, dieſe Flächen werden verbaut werden, ob Sie die 
Steuerfreiheit geben oder nicht. Es iſt nicht nöthig, daſs man 
dieſe Flächen noch mit einer beſonderen Steuerfreiheit ausſtattet. 
Es iſt dies abſolut überflüſſig, es wird dort gebaut werden, und 
wenn auch langſamer gebaut wird, ſo iſt das auch kein Unglück. 
Es wird ohnedies nach meiner Überzeugung in Wien genügend 
gebaut. Es iſt meine Überzeugung, dafs es für die Entwick— 
lung der Stadt ſchädlich iſt, wenn die Neubauten mit einer 
ſo enormen Steuerfreiheit begünſtigt werden. Was nun aber die 
Abmachung anbelangt — von einer Seite iſt dies geradezu als 
ein Schacher bezeichnet worden — dieſes Hin- und Herhandeln 
zwiſchen dem Stadterweiterungsfond und der Gemeinde, ſo halte 
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ich das abſolut für unwürdig. Ich bin auch vollkommen über— 
zeugt, daſs wir unſere Poſition dadurch nur ſchädigen. Der Stadt— 
erweiterungsfond wäre verpflichtet, ſich überhaupt an der Regulierung 
der Stadt in weit größerem Maße zu betheiligen, als er es bisher 
gethan hat. (Sehr richtig! rechts.) Wenn wir aber aus dieſem 
verhältnismäßig kleinen Geſchäfte irgendeine Conſequenz ableiten 
wollen, ſo werden wir mit einem Bettel abgefunden werden und 
wir verſchlechtern unſere Situation. Wir müſſen an den Stadt— 
erweiterungsfond herantreten und ſagen, es iſt deine Pflicht, uns 
zu unterſtützen, denn das Geld iſt eigentlich auf Koſten der Ge— 
meinde Wien geſammelt worden. Ich wiederhole, unſere Situation 
wird nur verſchlechtert, wenn wir uns mit einem Bettel begnügen 
wollen, der gleichſam ein Trinkgeld für das iſt, was wir dem Stadt— 
erweiterungsfond in dieſem kleinen Geſchäfte bieten. Aus allen 
dieſen Gründen bitte ich, den Antrag des Herrn Referenten ab— 
zulehnen. (Beifall rechts.) 

Dürgermeifter: Zum Worte iſt noch Herr Gem.-Rath 
Dr. Kraft gemeldet. 

Gem.-Rath Dr. Kraft: War ich nicht als der letzte 
Redner gemeldet? 

Mürgermeiſter: Nein. 

Gem.⸗Rath Dr. Kraft: Meine Herren! Geſtatten Sie 
mir nur einige wenige Worte auf die Gefahr, daS das, was ich 
ſagen will, vielleicht bei der allgemeinen Unruhe ſchon von einem 
Redner vor mir berührt wurde. Ich bin der Anſicht, daſs das 
allgemein geltende nationalökonomiſche Princip, dafs man der 
ruhigen Entwicklung eines Bauweſens uicht durch künſtliche Mittel 
hindernd in den Weg treten ſoll, auch von der Commune Wien 
befolgt werden ſoll. Wenn ſchon Gründe vorhanden ſind, in dieſe 
natürliche Entwicklung ändernd einzugreifen, ſo müſſen dies gewiss 
andere Gründe ſein als bloße Privatvortheile für den Communal— 
ſäckel. 

Das erſte iſt das Wohl und Wehe des Bürgers und nicht 
die Caſſa der Gemeinde Wien. (Beifall rechts.) Ich bin nun — 
das wird der Grund fein, dais ich gegen den Stadtraths-Antrag 
ſtimme — ein principieller Gegner einer ſo hohen Steuerfreiheit 
wie der 30jährigen auf einem Platze, den man füglich als einen 
Luxus platz bezeichnen kann. Auf dem Pate vor der Franz Joſefs— 
kaſerne und auf dem Platze, wo dieſe Kaſerne ſteht, werden immer 
Häuſer gebaut werden, ob die Steuerfreiheit gegeben wird oder 
nicht. Ich kann daher in der Zuſtimmung zu einer ſo exorbitanten 
Steuerbefreiung nur eine Begünſtigung der jetzigen Grundeigen— 
thümer ſehen und muss jogen: das darf kein Grund fein, daſss 
die Commune Wien durch die Zuſtimmung zu einer ſolchen 
Steuerbefreiung die Beſitzer anderer Realitäten indirct hintanſetzt. 
Ich mufs aus dieſen Gründen, ohne mich weiter darauf einzu— 
laſſen, ob das Zugeſtändnis, welches die Commune für dieſe Zu— 
ſtimmung erlangt, dem Opfer entſpricht oder nicht, mich gegen 
den Stadtraths-Antrag ausſprechen. (Beifall rechts.) 

Dürgermeifter : Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueg er hat 
das Wort. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: 


Meine Herren! Vor 


allem bemerke ich, daſs die Herren von der Oppoſition ſich zuerſt 

außerordentlich bitter darüber beklagt haben, dafs ſie nicht ge— 

nügend informiert find, und dafs dann einzelne Mitglieder der 

Oppoſition ellenlange Reden über den Gegenſtand gehalten haben 

und uns vorſtellen wollten, als ob ſie auf irgend einem geheimen 

Wege zu der Information gelangt wären. Sie erlauben ſchon, 
3* 
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daj8 ich ſage: Die Frage, um die es ſich handelt, iſt eine außer— 
ordentlich einfache, eine Frage, die für jeden, der in den Ge— 
meinderath eintritt, klar fein muss, eine Frage, die jedem Wähler 
klar ſein wird, wenn man ihm dieſelbe vorſtellt, fo dafs er ſich, 
ich könnte ſagen, ſofort entſcheiden kann, wie er ſtimmen ſoll. Die 
geehrten Herren kennen die Franz Joſeſskaſerne, ſie kennen die 
Gründe am Obſtmarkt, oder wie er im Volksmunde heißt, Naſch— 
markt, ſie kennen die Gründe, welche bei der Karlskirche verbaut 
werden ſollen, alle vollſtändig. (Rufe rechts: Ein Plan war nicht 
da!) Ich bedauere ſelbſt, daſs kein Plan dabei iſt. Wenn ich es 
früher geſehen hätte, hätten Sie ihn bekommen. Aber trotzdem 
erkläre ich Ihnen, halte ich niemand von Ihnen, um mich gelinde 
auszudrücken, für jo wenig in der Stadt Wien bekannt, dais er 
nicht das alles wiſſen ſollte. (Widerſpruch rechts.) Die geehrten 
Herren der Oppoſition werden wiſſen, wo die Franz Joſefskaſerne 
liegt, wo der Naſchmarkt liegt werden ſie auch wiſſen, wo die 
Karkskirche gelegen iſt werden ſie auch wiſſen, denn wenn ſie das 
nicht wiſſen ſollten, würde ich es außerordentlich bedauern, und 
würde ſie einmal einladen, mit mir einen Spaziergang zu machen, 
um ihnen die Schönheiten der Stadt zu zeigen. (Heiterkeit.) Nun, 
meine Herren, gehen wir auf die Frage etwas näher ein; indem 
ich das thue, bemerke ich Folgendes: Niemandem von uns, meine 
Herren, wäre es eingefallen, an eine 30jährige Steuerfreiheit zu 
denken, wenn nicht dieſe Zuſchrift der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction 
gekommen wäre. Meine Herren, wenn Sie jetzt ruhig nachdenken, 
werden Sie mir zugeben, dass dieſe Zuſchrift in folgender Weiſe 
hätte beantwortet werden können. Wir hätten ſagen können: Wir 
ſind nicht einverſtanden. 

Meine Herren, ſowohl der Majorität als der Minorität, 
glauben Sie, dass das k. k. Finanzminiſterium oder die anderen 
höheren Gewalten, welche in dieſer Frage denn doch ein Wörtlein 
dreinzuſprechen haben, geſagt hätten: Ah, die Gemeinde Wien iſt 
dagegen; wir machen es nicht. Glauben Sie das? (Heiterkeit 
links.) Glaubt einer von Ihnen, und es ſind ja da Herren, die 
erklärt haben, dafs fie das ausgezeichnet verſtehen, dass fie einen 
glücklichen Blick, eine ſo glückliche Hand für das alles haben, glaubt 
Jemand, daſs das etwas gefruchtet hätte? Nein, keiner von Ihnen 
glaubt es, denn gewiſs wird das Miniſterium wegen unſerer 
negativen Antwort ſeine Anſchauung nicht ändern. Wir haben uns 
gedacht, und das iſt das einzig richtige, wenn ſchon das Finanz— 
miniſterium dieſe Anſchauung hat, dann iſt es doch gut, wenn wir 
unſere Gründe, die dort in der Nähe gelegen ſind, oder wenigſtens, 
man könnte ſagen, zu der nämlichen Gruppe gehören, nicht ent— 
werten laſſen dadurch, daſs die Gründe, die dem Staate gehören, 
eine 30jährige Steuerfreiheit haben, und unſere Gründe nicht. 
Sehen Sie das ein, meine Herren? Iſt das richtig gedacht? Ja? 
Und wenn Sie das nicht einſehen, da mufs ich ſchon ſagen, da iſt 
Hopfen und Malz verloren. (Heiterkeit, Beifall und Händeklatſchen 
links.) 

Ich bedauere, das ſagen zu müſſen, aber Sie ſtimmen auch 
im Herzen mit mir vollſtändig überein; das iſt doch ſo richtig, 
als irgend etwas. Wenn ich ſage: Hier iſt ein Grund und hier 
iſt ein Grund, der Grund hat eine 30jährige Steuerfreiheit und der 
Grund hat eine 12jährige Steuerfreiheit. (Gem.-Rath Dr. Vogler: 
Umgekehrt war es, der hat 30 Jahre und der andere nicht! — 
Heiterkeit.) Übrigens, mir iſt es gleich, ſo hat alſo der Grund 
30 Jahre und der andere 12 Jahre Steuerfreiheit. Das eine wird 
aber Herr College Dr. Vogler zugeben, der Grund, der die 
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30jährige Steuerfreiheit hat, iſt mehr wert als der Grund, der 
eine 12jährige Steuerfreiheit hat; und wenn ich daher beide Gründe 
zu verkaufen habe, und wenn der A. den Grund mit 30jähriger 
Steuerfreiheit und ich den Grund mit 12jähriger Steuerfreiheit 
bekomme, ſo beſitzt der, der die Gründe mit 30jährige Steuerfreiheit 
hat, viel mehr als der, welcher die Gründe mit 12jähriger Steuer— 
freiheit hat; das iſt ja doch ſo klar, wie nur etwas. Und nun 
ſagen wir dem Arar oder den Miniſterium Folgendes: 

Wir ſind einverſtanden, wenn auch wir die 30jährige Steuer— 
freiheit bekommen und — fügen wir noch weiter bei — wenn 
mit dem Stadterweiterungsfond ein Übereinkommen bezüglich der 
Betheiligung des letzteren an der Regulierung der Inneren Stadt 
zuſtande kommt. 

Und da ſagen die Herren: Schrecklich, da ſtimmen wir da— 
gegen. Sie ſelbſt haben zu wiederholtenmalen Gelegenheit genommen, 
darüber zu klagen, daſs der Wiener Stadterweiterungsfond an der 
Regulierung nicht theilnimmt. Nun alſo, wenn Sie die Ge— 
legenheit benützen und endlich mit dem Stadterweiterungsfond 
unterhandeln können, damit ein ordentlicher Beitrag geleiſtet wird, 
warum ſoll es denn nicht ſein? Sie ſagen, das bringen wir nicht 
zuſtande. Sie meinen, weil Sie es nicht zuſtande gebracht haben, 
werden wir es auch nicht. (Heiterkeit.) Nehmen wir an, wir ſind ſo 
wie Sie, und bringen es nicht zuſtande. Was geſchieht dann? Dann 
wird einfach geſagt: Nein. Dann ſind wir auf demſelben Stand— 
punkte, als wenn wir heute nein ſagen. Warum ſoll aber nicht der 
Verſuch gemacht werden, den Stadterweiterungsfond zu einer größeren 
Leiſtung heranzuziehen? Warum ſollen wir die Gelegenheit ver— 
ſäumen, das zu thun? Ich frage jeden vernünftigen Menſchen, 
wie könnten wir es verantworten, ſo etwas zu thun, und wie 
können Sie es verantworten, gegen einen ſolchen Verſuch zu 
ſtimmen? Meine Herren, wenn Sie dabei ſein wollen, ich lade 
Sie ein; wenn Sie nicht wollen, ſo bleiben Sie zuhauſe; aber 
wenn Sie vielleicht glauben, daſs es zweckmäßig iſt, eine ſolche 
Gelegenheit vorübergehen zu laſſen, ohne ein ernſtes Wort zu 
reden, da mußs ich die geehrten Herren auf das tiefſte bedauern. 
Aber ſehen Sie, was haben Sie alles herangezogen, Dinge, die 
mit der ganzen Sache nach dem, was ich Ihnen jetzt geſagt habe, 
in gar keinem Zuſammenhange ſtehen. (Widerſpruch rechts.) Aber 
ich bitte, wenn Sie über alles reden wollten, müjste man Ihnen 
bei jedem Referate ganze Bücher geben. Sie haben über Arbeiter— 
häuſer geſprochen. Die Arbeiterhäuſer haben mit dieſer Frage 
abſolut nichts zu thun (Rufe rechts: O ja!), abſolut nichts zu 
thun und wenn ſie etwas zu thun hat, meine Herren, ſo iſt es 
zweckmäßig, daſs wirklich das zuſtande kommt, was wir wollen, 
weil uns dann vielleicht Geld für die Arbeiterhäuſer übrig bleibt. 
So iſt es. Wenn Sie bloß nein ſagen, wie die Herren beantragen, 
dann iſt gewiss nichts zu erreichen, gewiſs auch nichts für die 
Arbeiterhäuſer. Sie werden finden, dafs für die Arbeiterhäuſer 
ohnehin ſchon ein Geſetz beſteht. (Rufe rechts: Aber nicht benützt 
wird!) Das iſt nicht meine Sache, das kann ja ein Baumeiſter 
viel eher benützen, er ſoll es machen. (Heiterkeit links.) 

Meine Herren! Dann iſt der kleine Mann hineingezogen 
worden! Der berühmte kleine Mann! Nun, meine Herren, welche 
jetzt ſo viel Sympathie für den kleinen Mann haben, ſehen Sie 
denn nicht ein, dafs, wenn wir Ihren Antrag annehmen, wir den 
kleinen Mann ſchädigen? Natürlich, weil wir für unſere Gründe 
weniger bekommen, und das wieder von dem kleinen Mann 
getragen werden muſs. (So iſt es! links.) Sehen Sie das nicht 
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ein? (Beifall links.) Das mußs ich wirklich auf das tiefſte 
bedauern! Es iſt ja das auch ganz erklärlich, wenn wir muth— 
willig unſere eigenen Gründe entwerten! Da ſagen Sie, = 
liegt im Intereſſe des kleinen Mannes! Das heißt wirklich, i u 
einer Weiſe vorgehen, die an gewiſſe Komödien erinnert. und 


jetzt kommen Sie uns mit dem mancheſterlichen Standpunkte! 


Meine Herren, Sie, die die 18 jährige Steuerfreiheit auf dem 
Gewiſſen haben! Dieſe 18jährige Steuerfreiheit hat die Gemeinde 
in empfindlichſter Weiſe geſchädigt. (So iſt es! links.) Durch die 
18jährige Steuerfreiheit iſt wirklich einzelnen Capitaliſten ein 
Geſchenk gemacht worden, und wir haben jetzt das zweifelhafte 
Vergnügen, das zu zahlen, und die Gründe, die für die Erwei— 
terung der Straßen abgetreten werden, müſſen wir auch noch 
um ſo theurer bezahlen. (Widerſpruch rechts.) O ja! Es iſt ſo, 
und die Herren, die den einzelnen Capitaliſten ſolche Geſchenke 
gemacht haben, ſagen auf einmal: Wenn der Erweiterungsfond 
mehr bekommen ſollte, oder die Gemeinde Wien mehr einnehmen 
ſollte, nein, das thue ich nicht! (Zur Rechten gewendet.) Aber, 
meine Herren, an ſich haben Sie gedacht, an die Stadt Wien 
nicht! (Beifall und Händeklatſchen links) Meine Herren! So geht 
man nicht vor. 

Man mußs Ihnen doch endlich einmal die Wahrheit ganz 
und voll ins Geſicht ſagen. Leſen Sie doch gefälligſt nach, was 
wir bezahlen müſſen für Gründe, die zur Straßenverbreiterung 
abgetreten werden und dann ſagen Sie: Ja, es wird dieſe Action 
verzögert. Es iſt ja möglich, dass die Action verzögert wird. 

Iſt es vielleicht ein ſo rieſiges Glück, was jetzt in der 
Inneren Stadt geſchieht? Glauben Sie, es wäre ſo ein rieſiges 
Unglück, wenn, um ein Beiſpiel anzuführen, das alte Schwarzen— 
berg⸗Palais noch ſtehen möchte und nicht der verunglückte neue 
Bau dort ſtünde? Glauben Sie, es wäre ein ſo rieſiges Unglück? 
Nein. Wir ſorgen bei Stellung dieſer Anträge für die Gemeinde. 
Wir ſehen darauf, dass wir dadurch, dafs anderen ein Vortheil 
zuerkannt wird, des gleichen Vortheiles genießen, dajs wir nicht 
bedeutenden Schaden erleiden. 
träge, und wenn Sie ſagen: bei dieſer Gelegenheit kann man 
mit dem Stadterweiterungsfond nicht verhandeln, denn das iſt ein 
kleines Geſchäft, ſo frage ich Sie, wenn das ein kleines Geſchäft 
iſt, warum machen denn die Herren einen ſo großen Lärm? 
(Heiterkeit links.) Sie ſagen, es ſtünde das in gar keinem Verhältnis, 
wir verſchlechtern unſere Situation. Bis jetzt haben wir vom 
Stadterweiterungsfond nichts oder ſehr wenig bekommen. Ich 
wüßte wirklich nicht, wie unſere Situation noch ſchlechter werden 
kann, denn weniger als nichts kann man doch nicht bekommen. 
Das werden Sie zugeben. Dann wird geſagt, wenn es ſich um 
etwas grandioſes handeln würde, könnte man noch zuſtimmen. 

Wiſſen Sie nicht, daſs die Verbauung dieſer Gründe, ich 
könnte ſagen, eine neue Schaffung eines Stadttheiles iſt, wie ſie 
beinahe nicht größer gedacht werden kann? Iſt es denn nicht von 
Bedeutung, wenn zum Beiſpiel der ganze Naſchmarkt verbaut 
wird? Sie ſelbſt legen weiters auf die Ausbauung des Platzes bei 
der Karlskirche großes Gewicht. Ich kann Sie daran erinnern, daßs 
Sie ſelbſt und mit Recht ſehr häufig darüber geſprochen haben. 
Iſt das fo kleinlich? Nicht der Mühe wert, dass man irgend— 
ein Opfer bringt? Für uns iſt das gewiss ſehr wichtig! 
Oder iſt vielleicht, meine Herren, der Ausbau des Platzes der 
jetzigen Franz Joſefskaſerne nicht wichtig? Iſt die Verlegung der 
Ringſtraße, die doch ſtattfindet, iſt ſie nicht wichtig? Iſt das 
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alles fo kleinlich und fo unbedeutend, dajs wir nicht wirklich even— 
tuell ein Opfer bringen könnten? Sie dürfen ſich nicht in ſolchen 
Widerſprüchen bewegen. Nur immer ſchön bei der Sache bleiben, 
nicht ſich immer widerſprechen. (Gem.-Rath Zifferer ruft da— 
zwiſchen. — Bürgermeiſter gibt 77 Glockenzeichen.) 

Es freut mich ſehr, daſs Herr Zifferer mit mir nicht einer 
Meinung iſt, aber es geniert mich nicht. (Heiterkeit links.) 

Wenn Sie ſchon die Widerſprüche durch viele Worte ver— 
decken, darf man doch den anderen nicht für ſo ſchwachköpfig halten, 
daſs der das nicht merkt! Das, was der Stadtrath in dieſem vor— 
liegenden Falle beantragt, liegt im Intereſſe der Stadt Wien und 
des kleinen Mannes. Es ſchadet keinem einzigen Hausbeſitzer in 
den Vorſtädten! Keinem einzigen Hausbeſitzer ſchadet es, nur ein 
paar Speculanten in der Inneren Stadt. (Beifall links.) Und ich 
habe ja auch ein gutes Gehör und mein Gehirn ſteht mit dem 
Gehör in ſehr guter — um mich eines lateiniſchen Ausdruckes zu 
bedienen — Communication! Ich habe es ſingen gehört und 
gewuſst, wem das Singen gilt. Ach nein, das iſt nur ſo nach 
außen hin! Das ſind die Arabesken, das iſt nur beſtimmt für 
den kleinen Mann und für die Hausbeſitzer in den Vororten! 
Um die dreht es ſich nicht! Um ein paar Speculanten der Inneren 
Stadt dreht es ſich, dafs die ein biſſerl Schaden erleiden. Daran 
iſt wirklich nichts gelegen, und ich erſuche die geehrte Majorität, 
ſie möge dem Antrage des Stadtrathes mit voller Beruhigung 
ihre Zuſtimmung geben. (Beifall und Händeklatſchen links.) 

Bürgermeiſter: Der Herr Referent hat das Schluſswort. 

Referent: Ich erlaube mir einige kurze perſönliche Bemerkungen 
zu den Ausführungen der geehrten Herren Vorredner. Herr Gem.-Rath 
Zifferer hat uns erwähnt, dafs er den Act auf irgendwelche, 
uns nicht mitgetheilten Wege ſtudiert hat, und er hat dann ſofort 
davon geſprochen, das es ſich um Grundſtücke des Centrums der 
Inneren Stadt handle. Damit ſollten offenbar diejenigen ſeiner 
Collegen, welche dieſen Act nicht auf geheimem Wege zu ſtudieren 
in der Lage waren, glauben, daßs es ſich vielleicht um den 
Stephansplatz handelt, denn im Centrum der Stadt liegt jedenfalls 
die Franz Joſefskaſerne nicht. 

Ich möchte aber noch einmal auf das Meritoriſche der Frage 
zurückkommen und insbeſondere auf den Einwand des Collegen 
Kraft. Es handelt ſich hier nicht — ich muss das noch einmal 
bemerken — um die Neuſchaffung der 30jährigen Steuerfreiheit, 
ſondern um die beſtehende 30jährige Steuerfreiheit, und wenn 
nun die Finanz⸗Landes⸗Direction dieſe Thatſache ausſpricht, ſo 
müſſen wir doch darauf beſtehen, dafs dieſe Thatſache auch be— 
züglich jener Grundſtücke ausgeſprochen werde, die uns gehören, 
und wenn — wie Herr College Dr. Vogler eingeſtreut hat — 
der Naſchmarkt die 30jährige Steuerfreiheit genießt, fo iſt es um fo 
ſelbſtverſtändlicher, dafs wir darauf beſtehen, dass dies in dem 
Momente ausgeſprochen werde, wo es für den Stadterweiterungs— 
fond ausgeſprochen wird. 

Wenn Herr College Zifferer auf die „Neue Freie Preſſe“ 
aus dem Jahre 1892 hinweist, jo mußs ich geſtehen, dafs ich die 
„Neue Freie Preſſe“ in meinem Acten-Repertoire nicht habe, 
während ſich in demſelben allerdings die Allerhöchſte Entſchließung 
von 1859 befindet. (Lebhafter Beifall links.) Wenn er ſchon damals 
etwas verlangt hat, was ich neulich betont habe, ſo iſt das nur 


ein Beweis dafür, daſs die „Neue Freie Preſſe“ und auch er 
damals nicht auf dem Juſtament-Standpunkte geſtanden ſind, auf 
dem ſie heute ſtehen. Es hat ja ſchon die „Neue Freie Preſſe“ 
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gegen die Verlängerung der Nordbahn-Coneeſſion geſchrieben, und 
dafs es ihr nicht um das Juſtament der Verſtaatlichung dort zu 
thun war, darüber iſt kein Zweifel. (Widerſpruch rechts.) Wie 
ernſt es der „Neuen Freien Preſſe“ und ihren Artikelſchreibern 
allenfalls damals um die Sache geweſen iſt, weiß ich nicht, aber 
daſs fie, wenn es ſich um die Intereſſen der Gemeinde handelte, 
ſich häufig nicht auf den Juſtament⸗Standpunkt geſtellt hat, ſondern 
daßs häufig Artikel in die Preſſe gegangen find, welche andere 
Tendenzen haben, als dort ausgeſprochen wurden, will ich nicht 
bezweifeln. Trotzdem, glaube ich, hat Herr College Zifferer 
perſönlich einen ganz guten Gedanken gehabt, aber dafs feine 
Partei und ſpeciell ſeine Preſſe damals ſo an das Wohl und 
Wehe der Stadt Wien gedacht hätten, das macht er mir nicht 
glauben. 

Er hat die Wohnungsfrage aufgeworfen und von dem ſitt— 
lichen Ernſte des Fiscus geſprochen, daſs er für die Steuer— 
befreiung der Arbeiterwohnungen ein viel wärmeres Herz haben 
müſste als für den Stadterweiterungsfond. Für den ſittlichen 
Ernſt des Fiscus ſind wir ſo wenig verantwortlich, als der Herr 
College Zifferer, und es dreht ſich nicht um den jetzigen Ernſt 
des Fiscus, ſondern ich mufs betonen, daſs es ſich darum handelt, 
welche Anſchauungen in dieſer Richtung im Jahre 1859 vor— 
herrſchend waren, und dafs eben der Federſtrich, von dem die 
Rede war, ſchon damals gethan worden iſt. 


Nun erlaube ich mir noch einige Bemerkungen auf die Rede 
des Herrn Collegen Neumann, der insbeſondere die Richtigkeit 
der Rechtsauslegung bezüglich der Steuerfreiheit aus dem Jahre 
1859 beſprochen hat, dann aber eigentlich die genaue Begründung, 
warum er davon abweicht, uns doch nicht gegeben hat. Es ſind 
das thatſächlich jene Stadterweiterungsgründe, für welche die 
Steuerfreiheit im Jahre 1859 ausgeſprochen wurde, und es handelt 
ſich hier wirklich nur um die Conſtatierung dieſer Thatſache. 
Wenn wir hier in oberflächlicher Weiſe nein geſagt hätten, ſo 
wären wir auf den Rechtsweg verwieſen worden, hätten zum Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe gehen können, was einen Proceſs herbeigeführt 
hätte, der gewiſs negativ für uns ausgegangen wäre. Das iſt in 
dem Momente gewiss unpraktiſch, da man die Abſicht hat, den 
Stadterweiterungsfond zu einer großen Action heranzuziehen. Es 
iſt nicht praktiſch, ſich mit einem, mit dem man in ein klares 
Verhältnis kommen will, ſich in einen Proceſs einzulaſſen. 


Es hat auch nicht die Finanz⸗Procuratur um Unterſtützung 
der Gemeinde in dieſer Frage angeſucht, ſondern ſie hat lediglich 
ihre Rechtsanſchauung der Gemeinde bekanntgegeben und wie es 
die Höflichkeit erfordert, an die Gemeinde die Anfrage gerichtet, 
ob fie gegen die Anſchauung eine Einwendung habe, und dafs die 
Gemeinde in der Lage war, etwas einzuwenden, beweiſt ja der 
Stadtraths⸗Antrag. Die Finanz-⸗Landes⸗Direction iſt mit dem Stadt— 
erweiterungsfond nicht zu identificieren, aber es iſt nicht über- 
flüſſig geweſen, die Gemeinde Wien davon in Kenntnis zu ſetzen 
und zu fragen, ob gegen die gedachte Anſchauung irgend eine Ein— 
wendung beſteht, denn wir haben thatſächliche Einwendungen, zwar 
nicht negativer, aber poſitiver Natur. 

Es wurde auch betont vom Herrn Baurath v. Neu— 
mann, oder ich glaube vom Collegen Wurm, dass er abſolut 
dagegen ſei, Steuerfreiheiten zu gewähren, welche keinen beſtimmten 
Zweck haben, und bloß dazu dienen, Grundwerte als ſolche zu 
erhöhen. Die vorliegende Steuerfreiheit hat für uns eben den ganz 
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beſtimmten Zweck, durch Unterſtützung des Stadterweiterungsfondes 
die Engpäſſe in der Inneren Stadt wegzuräumen, und zwar nicht, 
wie es bis jetzt Uſus war, auf Koſten der Gemeinde, ſondern 
ohne weſentliche Koſten derſelben. Daſs bei der Regulierung eines 
Stadttheiles, wie die Innere Stadt ein Geſchäft zu machen wäre, 
weiß ich auch, aber man mußſs es in einer Art durchführen, dass 
es wirklich ein Geſchäft iſt, und wenn es mir erlaubt iſt, heute 
durch die Regulierung Geſchäfte zu machen, warum ſoll dazu auch 
nicht, wie man ſich ausgedrückt hat, die Auslegung des Geſetzes 
benützt werden, um Geſchäfte zu machen, wenn man, nebenbei 
geſagt, das Geſetz auch richtig auslegt und ihm nicht Zwang 
anthut, was wir eben nicht thun. Es wurde vom Herrn Baurath 
v. Neumann auch gejagt, dafs ich gewiss weniger Praxis 
habe, als er. 


Ich will das nicht beſtreiten und anerkennen die praktiſche 


Thätigkeit des Herrn Baurathes v. Neumann und insbeſondere 


ſeine in dieſer Hinſicht weitgehenden Erfahrungen. Aber wenn ich 
mich in gewiſſen Dingen und gerade, weil ich in vielen Fragen 
anderer ſocialer Anſchauung bin, von ihm trenne, ſo geſchieht dies 
nicht, weil ich mir eine größere Praxis zumuthe, ſondern weil ich 
den theoretiſchen Anſchauungen, die ich vertrete, mehr Berechtigung 
zumuthe, als vielen der ſeinigen. Wenn er aber davon ſpricht, 
daſs ich mit meinen ſocialdemokratiſchen Anſichten ſpiele, ſo 
muß ich mich entſchieden dagegen verwahren. Denn einerſeits 
will ich mich mit den ſocialdemokratiſchen Anſchauungen, inſoweit 
ſie überhaupt in die Offentlichkeit treten, nicht im entfernteſten 
identificieren, andererſeits muſs ich mich aber entſchieden gegen 
den Vorwurf verwahren, dajs, wenn ſich allenfalls Anſchauungen, 
welche auch gleichzeitig von Socialdemokraten in Verſammlungen 
als die ihren bekanntgegeben werden, vielleicht in gewiſſen Dingen 
mit den meinigen decken, ich mit ſolchen Anſichten ſpiele, ſondern 
es iſt mir, wenn ich von ſolchen Dingen rede, gewiſßs bitterer 
Ernſt und ich glaube, dafs man meine Thätigkeit gewifs nicht als 
Spiel, ſondern als Ernſt auffaſſen wird (Rufe links: Wacker! ), 
und ich mußs insbeſon dere auf die gewiss hier nicht am richtigen 
Platze gemachte Bemerkung zurückkommen, daßs er auf dieſe focıal- 
demokratiſchen Anſichten umſoweniger geben könne, nachdem er 
gewiſs wiſſe, dass einer, der gefüllte eiſerne Caſſen hinter ſich 
hat, gewiſs immer für die Wahrung capitaliſtiſcher Intereſſen 
eintreten werde. 


Meine Herren, es iſt das eine private Angelegenheit, die 
eigentlich nicht in dieſen Raum gehört, aber ich beſitze überhaupt 
keine eiſernen Caſſen und gewiß keine gefüllten und muſs dem 
Herrn Collegen Baurath v. Neumann ſagen, dass ich ſpecrell 
vielleicht ebenſoviel Bauluſt habe als er und ſehr gerne mich an 
derartigen Bauten betheiligen würde, es aber deshalb nicht thue, 
weil ich gefüllte eiſerne Caſſen, die mir die Möglichkeit bieten 
würden zu bauen und Geſchäfte zu machen, nicht hinter mir habe! 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 


Herr Baurath von Wurm hat erwähnt, dafs dieſer Steuer— 
freiheit ein dringendes Motiv fehle und ich mufs ihm hier 
meritoriſch in gewiſſem Sinne Recht geben. Es iſt nämlich heute 
keine außerordentliche Veranlaſſung, eine neue Steuerfreiheit zu 
ſchaffen. Es iſt aber eine formale Veranlaſſung vorhanden, die 
Steuerfreiheit für dieſe Grundſtücke auszuſprechen, denn dieſe 
Grundſtücke haben die Steuerfreiheit, und zwar nur unter den 
Modalitäten, welche in dem Paſſus der Allerhöchſten Entſchließung 
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vom Jahre 1859 ausdrücklich ausgeſprochen ſind, die ich verleſen 
habe und auf welche keiner der Herren Vorredner zurückgekommen 
iſt; es heißt nämlich, dass dieſe Steuerfreiheit binnen fünf Jahren 
nach Feſtſetzung des Stadterweiterungsplanes und erfolgter Aus⸗ 
bietung dieſer Gründe erfolgt. 

Nachdem nun die Feſtſetzung dieſes Planes zuſtande gekommen 
iſt und dieſe Gründe ausgeboten werden ſollen, ſo ſollen ſie jetzt 
die Steuerfreiheit bekommen, und es iſt alſo das formale Motiv 
vorhanden, jetzt dieſe Steuerbefreiung auszuſprechen. Außerdem iſt 
aber immerhin auch ein meritoriſches Motiv für den Stadtraths⸗ 
Antrag vorhanden, dafs wir dieſe Steuerbefreiung mit der Frage 
der Regulierung der Inneren Stadt verquicken wollen, und dass wir 
endlich den Stadterweiterungsfond an ſeine in dem Allerhöchſten 
Handſchreiben, wodurch derſelbe geſchaffen wurde, ausdrücklich nam— 
haft gemachte Beſtimmung, an der Verſchönerung und Regulierung 
der Stadt theilzunehmen, mahnen wollen. Herr Baurath von 
Wurm meinte, die Verkleinerung der Baufläche ſei ein Hindernis 
für den Umbau. Ich kenne eine Reihe von Fällen, wo die Ver— 
ringerung der Baufläche gerade das Motiv für den Umbau ge— 
worden iſt, weil für den abzutretenden Grund ſoviel bezahlt 
wurde, dass auf dem reſtlichen Grunde mit dem von der Gemeinde 
bezahlten Gelde der Neubau errichtet wurde. (Sehr richtig! links.) 

Nachdem ich bereits die übrigen Ausführungen geſtreift habe 
und auch mein Herr Vorredner, Herr Dr. Lueger, darauf hin— 
gewieſen hat, dass es ſich hier nicht um einen Bettel handelt, ſondern 
um eine höchſt wichtige Sache, dass die Situation der Gemeinde 
durch eine derartige Forderung an den Stadterweiterungsfond 
nicht verſchlechtert, ſondern höchſtens verbeſſert werden kann, glaube 
ich ſchließen zu können und Sie bitten zu dürfen, den Antrag zu 
genehmigen. (Beifall links.) 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Zifferer zu einer that— 
ſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Zifferer: Ich werde mich ſehr kurz faſſen. Ich 
berichtige thatſächlich, das das, was der Herr Vice⸗Bürgermeiſter 
betreffs der Verbauung der Gründe an der Karlskirche geſagt hat, 
mit der Gewährung oder Nichtgewährung der Steuerfreiheit nicht 
im Zusammenhange ſteht, dass es nicht richtig iſt, daßs dem kleinen 
Manne dadurch geholfen wird, daſs die Gründe theuerer verkauft 
werden und wir viele Jahre auf die Steuer verzichten. Ich be— 
richtige auch den Lapſus, der ſo außerordentlich geklungen haben 
Soll, dafs ich geſagt habe: „Centrum der Inneren Stadt“. Das 
Wort iſt in der That zu viel. Ich weiß, wo die Franz Joſefs⸗ 
faferne ift. Wenn wir die Zuſtimmung abſolut geben müjsten, 
wie der Herr Vice-Bürgermeiſter in Bezug auf die Anfrage der 
Finanz⸗Landes⸗Direction geſagt hat, ſo könnte das eine damit 
zuſammenhängen, daf3 wir ſagen, ſoweit die ſteuerfrei ſind, müſſen 
es auch jene ſein. Wieſo wir aber Bedingungen daran knüpfen 
können, weiß ich nicht. 

Nürgermeiſter: Das war keine thatſächliche Berichtigung. 
Das Wort hat der Herr Referent. 

Referent: So haben wir uns ja eben vorſichtshalber nicht 
ausgedrückt: „wir müſſen es geben, deshalb fordern wir Be— 
dingungen“. Bei einem Vertretungskörper iſt es viel ſchwerer als 
bei privaten Verhandlungen, aber es gibt Möglichkeiten, auch bei 
ſolchen Veranlaſſungen Vortheile herauszuſchlagen, die vielleicht 
nicht ganz auf dem Rechtsboden beſtehen, indem man andere 
Rechtsgründe zuhilfe nehmen kann, jo dass der Stadterweite⸗ 
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rungsfond thatſächlich aus einem anderen Rechtstitel zu dem ver— 
pflichtet wird, was wir hier von ihm fordern 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich erſuche 
jene Herren, welche dem Referenten-Antrag zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen und 
damit die Angelegenheit erledigt. (Rufe rechts: Der Zuſatz⸗Antrag 1 
Den Zuſatz⸗Antrag brauche ich nicht zur Abſtimmung zu bringen. 
Wenn die Herren den Stadtraths-Antrag anſehen, ſo werden ſie 
finden, daſs er im Sinne des § 81 des Gemeindeſtatutes geſtellt 
wurde. Es wäre gar nicht nothwendig geweſen, die ganze Ange— 
legenheit vor den Gemeinderath zu bringen. Ich habe mich aber 
veranlasst gefühlt, dies zu thun, und es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs, 
wenn das Übereinkommen zuſtande kommen würde, es auch dem 
Gemeinderathe unterbreitet würde. 

Zur Geſchäftsordnung Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Das mag alles recht ſchön 
fein, aber wenn ein Antrag geſtellt iſt, muſs darüber abgeſtimmt 
werden. (Lebhafte Unruhe links.) 

Mürgermeiſter: Ich bitte, nur § 81 nachzuleſen. Damit iſt 
die Sache erledigt. 

Zur Geſchäftsordnung Herr Gem.-Rath Dr. Vogler. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Was dieſe Frage betrifft, jo iſt 
es klar, daſs der Gemeinderath ſich die Genehmigung ausdrücklich 
vorbehält, dafs es nicht im Belieben des Herrn Bürgermeiſters 
gelegen ſein kann, ob er nochmals die Angelegenheit zur Geneh⸗ 
migung vorlegt. 

Ich erlaube mir zur Geſchäftsordnung noch weiter Folgendes 
zu bemerken: 

Während Herr Dr. Nechansky geſprochen hat, und auch 
während ich jetzt ſpreche, hat Herr Gem.-Rath Purſcht laut 
converſiert und mit ſeinem Nachbar auf den Tiſch geſchlagen, 
um den Redner zu ſtören, und der Herr Bürgermeiſter hat dieſe 
Störung der Redner unſerer Seite mit keiner Silbe gerügt 
und den Herrn Gemeinderath nicht zurechtgewieſen. Das werden wir 
uns nicht gefallen laſſen. 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Herr Dr. Vogler, ich thue, 
was ich will und nicht, was Sie wollen. (Zuſtimmung links.) 

Wenn Sie Bürgermeiſter ſein werden, können Sie thun, 
was Sie wollen. Heute bin ich Bürgermeiſter und heute thue ich, 
was ich will. (Stürmiſcher Widerſpruch rechts. — Rufe rechts: So 
ſpricht man nicht!) Ich bitte um Ruhe. Das iſt ein Scandal, was 
Sie treiben, meine Heeren! 

Zur Geſchäftsordnung hat Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger 
das Wort. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich mußs endlich ein⸗ 
mal über alle dieſe Geſchichten ein ernſtes Wort mit Ihnen reden. 
Ich habe die Verfügung getroffen, daßs über dieſen Gegenſtand 
hier referiert werde, trotzdem nach der Geſchäftsordnung über 
dieſen Gegenſtand gar nicht referiert zu werden brauchte. So ſteht 
die Sache, und Sie, meine Herren, ſtellen es gerade immer ſo dar, 
als ob wir Ihnen etwas vorenthalten wollten. Nein, meine Herren, 
wenn Dr. Prix noch hier geſeſſen wäre, fo wären Sie gar nicht 
in die Gelegenheit gekommen, auch nur ein Wörtlein darüber zu 
ſprechen. Nach der Geſchäftsordnung hat das Geſetz oder der 
Bürgermeiſter zu beſtimmen, niemand anderer, nicht Dr. 
Nechansky und auch nicht die Majorität des Wiener Gemeinde— 
rathes, ſondern der Bürgermeiſter hat das Geſetz zu handhaben 
und hat nach 8 81 das Recht, die zu erledigenden Gegenſtände 
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zu beſtimmen. Der Gemeinderath hat nach dem von Ihnen ver⸗ 
fafsten Statute und nach der Geſchäftsordnung gar kein Recht 
und Sie haben daher auch kein Recht, einen ſolchen Antrag zu 
ſtellen. (Stürmiſcher, anhaltender Beifall und Händeklatſchen.) Noch 
eines, meine Herren! Jetzt machen die Herren es fo, dass fie 
alles an den Gemeinderath bringen wollen, jetzt wollen Sie, 
meine Herren, angeblich der Retter der Ingerenz des Gemeinde— 
rathes ſein. Meine Herren! Ich ſage Ihnen nochmals, denken 
Sie gefälligſt zurück an Ihre vergangenen Zeiten und thun Sie 
das, was Ihnen nach der Geſchäftsordnung zuſteht. Sie ſollten 
ſich doch eigentlich ſchämen, in ſolcher Weiſe vorzugehen. 
(Stürmiſcher Widerſpruch rechts. — Stürmiſcher Beifall und Hände— 
klatſchen links. — Gem. Rath Tagleicht: Zur Geſchäftsordnung. 
Herr Bürgermeiſter, ich erſuche Sie, den Herrn Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger zur Ordnung zu rufen.) 

Bürgermeifter (das Glockenzeichen gebend): Sie haben 
nicht das Wort, wenn Sie es haben wollen, melden Sie ſich! 
(Lebhafte Unruhe links. — Rufe: Ruhig, Jud! — Laute Bewegung im 
Saale.) Ich bitte um Ruhe! Herr Gem.⸗Rath Dr. Vogler zur 
Geſchäftsordnung. (Unruhe links.) Herr College Stehlik, ich 
bitte um Ruhe. 


Gem.-Nath Dr. Vogler: Wenn es ſich bei dieſem Antrage 
lediglich um die Einleitung von Verhandlungen handelte, ſo hätte 
der Herr Bürgermeiſter und der Herr Vice-Bürgermeiſter aller— 
dings recht, wenn er ſagt, es ſtand in ſeinem Belieben, ob er 
dieſen Antrag dem Gemeinderath vorlegen ſoll oder nicht; es 
konnte das auch ex Stadtrath erledigt werden. Im Schlußsſatze 
des uns vorliegenden Antrages heißt es aber, daßs das Comité 
behufs Abſchluſſes eines ſolchen Übereinkommens mit dem Stadt— 
erweiterungsfond in Verhandlungen zu treten hat. Es könnte daraus 
argumentiert werden, dass dieſes Comité bereits im Vollmachts— 
namen des Gemeinderathes ein ſolches Übereinkommen abſchließen 
kann; und infolge deſſen iſt es eine Vorſicht von Seite der 
Minorität, wenn ſie ausdrücklich verlangt, dass dieſes Überein- 
kommen dem Gemeinderathe wieder vorzulegen ſei. Wozu die 
Herren ſich darüber gar ſo ereifern, iſt mir vollkommen unklar. 
Ich erlaube mir aber weiter zur Geſchäftsordnung zu bemerken, 
wenn der Herr Bürgermeiſter meint, dafs er, weil er Bürgermeiſter 
iſt, das thun kann, was er will, und dafs es infolge deſſen in 
ſeinem Belieben ſteht, ob er einen Gemeinderath auf jener Seite, 
der die Verhandlungen ſtört, zurechtzuweiſen habe oder nicht, ſo 
hat er ganz merkwürdige Begriffe von der Präſidialgewalt. Die erſte 
Pflicht eines Vorſitzenden einer parlamentariſchen Körperſchaft ift 
es, daßs er Gerechtigkeit übt. Der Vorſitzende ſoll wenigſtens in 
dieſem Saale inſofern unparteiiſch fein, dafs er gegen rechts und 
links mit gleichem Maße mist. Das geſchieht von Seite des Herrn 
Bürgermeiſters nicht. 

Würgermeiſter: Ich möchte dem Herrn Gem.⸗Rath Dr. Vogler 
nur entgegnen, daßs er froh fein kann, dafs ich nicht das Maß 
nach ſeiner früheren Partei nehme, ſonſt würden Sie überhaupt 
das Wort nicht bekommen. 

Zum Referate bitte ich Herrn Gem.-Nath Dr. Mayreder. 
(Rufe rechts: Wird nicht abgeſtimmt?) Die Angelegenheit iſt 
erledigt. 

Beſchluſs: Die Gemeinde Wien ertheilt nur unter folgenden 
Bedingungen ihre Zuſtimmung dazu, dafs für die im 
Plane A roth und grün angelegten Grundflächen die 
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Steuerbefreiung im Sinne der Allerhöchſten Ent— 
ſchließung vom 14. Mai 1859 bewilligt wird: 

1. Dass die gleiche 30jährige Steuerfreiheit auch 
für die im Plane B roth und grün angelegten Bau— 
gründe, welche zuſammengeſetzt ſind aus Theilen der 
Cat.-Parc. 2998/3, 1592, 1594/1, 1594/2, 1595, 
662, 661/1, 661/2, 1545, 1546/1, 1546/2, 1546/3, 
1546/4, 1546/5, 1546/6, 1703/1, 1703/2 und 1703/8 
gewährt wird; 

2. dass zwiſchen dem Stadterweiterungsfond und 
der Gemeinde Wien, bezüglich Betheiligung des erſteren 
an der Regulierung der Inneren Stadt, ein bindendes 
Übereinkommen zuſtande kommt. 

Das vom Stadtrath eingeſetzte Comité zur Be— 
rathung der Durchführungsmaßregeln des General— 
Regulierungsplanes wird beauftragt, mit dem Stadt⸗ 
erweiterungsfond behufs Abſchluſs eines ſolchen Über— 
einkommens in Verhandlung zu treten. 


15. Referent Gem.-Rath Dr. Mayreder: Zur Zahl 7999 
liegt noch einmal ein Detailproject und das Offertergebnis für den 
Schulhausbau im XIII. Bezirke, Speiſingergaſſe 44, vor. Es iſt 
das dasſelbe Elaborat, welches ſchon einmal den Gemeinderath 
beſchäftigt hat. Damals wurde über den Antrag des Gem.-Rath 
Bündsdorf der Act zurückgeſtellt und drei Forderungen geſtellt, 
nämlich einestheils, dafs die Vorhalle im Schulgebäude vergrößert 
wird, dafs die Waſchküche auf den Dachboden kommt, und dafs 
die Thüren zu den Schulzimmern größer gemacht werden, als es 
der Fall iſt. Gegen die Verlegung der Waſchküche aus dem 
Souterrain auf den Dachboden hat ſich der Magiſtrat und das 
Bauamt ausgeſprochen, weil es nicht angeht, die Waſſerleitung 
dort hinaufzuverlegen, und weil nach dem Gemeinderaths-Beſchluſſe 
Hochquellenwaſſer für ſolche Zwecke nicht verwendet werden ſoll. 
Andererſeits müſste, wenn die Waſchküche auf dem Dachboden 
errichtet werden ſoll, das Waſſer von den Dienſtboten hinauf— 
getragen werden, und es müfßste dieſes Waſſertragen, überhaupt 
der ganze Verkehr über die Haupttreppe des Schulgebäudes ſtatt— 
finden, was ja dem Principe widerſpricht, dafs die Schulleiter— 
wohnung vollkommen getrennt ſein ſoll von dem übrigen Schul— 
gebäude. 


Bezüglich der Vergrößerung des Vorraumes wurde eine ſolche 
von 3 m auf 37 m Breite vorgenommen und die Thüren hat das 
Bauamt als Doppelthüren von 120 m lichter Weite projektiert. 
Der Stadtrath aber ſchlägt Ihnen vor, dieſelben mit 95 em als 
Kreuzthüren auszuführen, weil ſie auf einmal geöffnet werden und 
weil von den Doppelthüren nur immer ein Flügel geöffnet wird. 
Es waren 90 cm projectiert. Der Stadtrath beantragt 95 em. 
Ich beantrage Ihnen daher die Genehmigung des Stadtraths— 
Antrages wie folgt (liest): 

„Das zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 28. Auguſt 1896, 
Z. 5279, neuerlich vorgelegte Detailproject wird mit dem 
adjuſtierten Koſtenbetrage von 68.993 fl. 34 kr. und mit der 
Abänderung genehmigt, dafs anſtatt der geplanten Doppelthüren 
per 1:20 m lichte Weite, Kreuzthüren von 0˙95 m Weite zu 
wählen ſind, und wird, vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes 
der abzuhaltenden Baucommiſſion, unter einem die Baubewilligung 
im Sinne des § 105, Alinea 3, Punkt 4, der Wiener Bau⸗ 
ordnung ertheilt.“ 
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(Während des vorſtehenden Referates hat Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueg er den Vorſitz übernommen.) 

Vice Bürgermeifter Dr. Cueger: Herr Gem. - Rath 
Eigner! 

Gem.-Nath Eigner: Der Herr Bürgermeiſter wird geſtatten, 
wenn ich über die Planfkizze ſpreche. 

Wenn die Herren das Project anſehen, ſo werden Sie ſehen, 
dafs das ganze Parterre gar kein einziges Lehrzimmer hat, 
ſondern die ganze Verwertung der Fläche iſt ein Turnſaal, eine 
Garderobe, ein Abort, eine Schuldienerwohnung, ferner die Schul— 
leiterwohnung. Dieſe beſteht aus zwei Zimmern, Cabinet, Vorraum 
und Küche. 

Im erſten Stock ſind wohl fünf Lehrzimmer und eine Kanzlei, 
im zweiten Stock ein Lehrzimmer, ein Lehrmittelzimmer und ein 
Conferenzzimmer. 

Wenn Sie dieſe Schulleiterwohnung anſehen, ſo glaube ich, 
daſs dieſe ganz beſtimmt wieder zu Lehrzimmern adaptiert werden 
wird, wie es in Hernals geſchehen iſt. In Hernals in der Gebler— 
gaſſe wurde eine Doppelſchule um mehrere hunderttauſend Gulden 
erbaut. Der dorthin deſignierte Schuldirector hat aber die 
Wohnung gar nicht angenommen und er hat ſich verſetzen laſſen, 
weil die Wohnung ſehr unpraktiſch iſt. Die Lehrzimmer in ſämmt— 
lichen Schulen in Hernals ſind zu wenig, um die geſammten Schul— 
kinder unterzubringen und war es daher nothwendig, vier Spät— 
claſſen einzuführen. Aus dieſem Anlaſſe iſt es auch nothwendig, 
daſs die Schuldirectorswohnungen in der Geblergaſſe in Lehr: 
zimmer umgeändert werden, und koſtet dieſe Umänderung 4000 fl., 
dies wird ebenfalls auch hier einige Tauſende koſten. 

Die hier auf dem Plane erſichtliche Schule ſteht auf ganz 
freiem Felde. Da wird ſich der Oberlehrer oder der Schuldirector 
bedanken. Ich glaube, es wäre unnöthig, dieſe Schuldirectorswohnung 
herzuſtellen, um ſie bald wieder aufzulaſſen. 

Ferner hat das Conferenzzimmer im zweiten Stocke ein Länge 
von 96 m. Vom Conferenzzimmer führt die Thüre direct auf 
den Bodenraum. Wenn ein Baumeiſter, ein Ingenieur oder 
Architekt einen ſolchen Plan vorlegen würde, würde man ihn für 
einen ſachunverſtändigen Menſchen halten. Das Stadtbauamt aber 
hat dieſen Plutzer gemacht. Hier müſſen die Geſchäftsleute, wenn 
ſie auf dem Boden oder auf dem Dache zu thun haben, durch— 
gehen, der Rauchfangkehrer, um die Rauchfänge zu kehren, der 
Ziegeldecker und der Spengler. Sie müſſen alle durch das Conferenz— 
zimmer gehen; und wenn ein Feuer ausbricht, mufs die Feuerwehr 
durch, überhaupt wer immer auf dem Boden zu thun hat. Das 
iſt nach dem Geſetze ſchon nicht thunlich. Und das Bauamt macht 
ein ſolches Project. Ich glaube, es wäre genug, wenn das Con— 
ferenzzimmer ſtatt 9:6 nur 8·4 m hätte. Ich beantrage, dafs zwiſchen 
der Mittelmauer und dem Conferenzzimmer eine Abtheilungsmauer 
geſchaffen wird und vom Gange ſepariert eine Thür in den Boden 
hinein, jo daſs man, ohne das Conferenzzimmer zu betreten, auf 
den Boden gehen kann, wenn eine Feuersgefahr eintritt oder eine 
Reparatur ſtattfindet. 

Weiters mußs ich conſtatieren, dafs im Parterre im Plane 
keine Traverſen ober der Eingangsthüre zum Turnſaale eingezeichnet 
ſind. Dieſe Traverſen ſind jedoch unbedingt nöthig, weil auf ihnen 
eine Trennungsmauer und ein Pfeiler, und zwar direct ober dem 
Thürbogen zu ſtehen kommt. Das hat auch das Bauamt gemacht; 
ich ſage, ein gewöhnlicher Bauzeichner, der die Bürgerſchule abſolviert 
hat, wird dieſe Plutzer und Fehler nicht machen. 
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Die Schule koſtet, wie der Referent ſagt, 68.993 fl. 34 kr., 
und hier wird ſo etwas ausgeführt. Wenn ich dieſen Plan machen 
würde, würde er mir gewiſs zurückgeworfen und gejagt werden: 
einen anſtändigen Plan herbringen, ſonſt wird der Bau nicht com- 
miſſioniert und die Bewilligung nicht ertheilt. Ich erſuche alſo, daſs 
dieſe Anderungen gemacht werden. (Beifall.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Ich würde den Herrn 
Redner bitten, mir den Antrag ſchriftlich zu übergeben, weil ich 
mir alle dieſe Thüren nicht merken konnte. (Heiterkeit.) 

Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn 


nicht, erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und gebe dem Herrn 


Referenten das Schlusswort. 

Neferent (zum Schluſswort): Meine Herren! Dieſes Referat 
war bereits einmal im Gemeinderathe und hat denſelben Plan 
gehabt wie jetzt, und iſt es ſchade, daſs Herr College Eigner 
nicht ſchon damals ſeine Verbeſſerungsvorſchläge gemacht hat. In— 
zwiſchen iſt das Referat neuerdings zum Stadtbauamt zurück— 
gegangen und überarbeitet worden, dieſes hätte damals ſeine 
Verbeſſerungsvorſchläge eventuell mitaufnehmen können. Er wendet 
fi) beſonders gegen die Schulleiterwohnung und meint, dafs die— 
ſelbe ſpäter einmal zu Lehrzimmern adaptiert werden könnte. Nun 
iſt die Schule heute derartig groß angelegt, dafs fie nach der 
übereinſtimmenden Meinung aller Schulbehörden und Vertreter 
des Bezirkes im Stadtrathe und nach meiner eigenen Meinung 
auf eine lange Reihe von Jahren groß genug ſein wird. Wenn 
man wirklich vielleicht in 20 bis 30 Jahren Anlafs nehmen ſollte, 
auch die Wohnung miteinzubeziehen, ſo hat man bis dahin dieſe 
Mehrkoſten ſchon längſt amortiſiert. Aber was das anbelangt, daſs in 
Hernals irgendwo ſo kleine Schulzimmer gemacht wurden, ſo kann 
doch der Herr College nicht behaupten, daſs auch hier kleine 
Zimmer gemacht worden ſind, die Zimmer hier ſind groß, hier 
iſt überhaupt genug Platz für die dortigen Schulbedürfniſſe, und 
was die Annahme der Wohnung durch den Schulleiter betrifft, ſo 
werden wir den Schulleiter nicht fragen, ob er die Wohnung 
nimmt, ſondern werden ſie ihm anweiſen, und er wird ſie an⸗ 
nehmen müſſen und ſie auch gerne annehmen, denn auf freiem 
Acker ſteht das Haus nicht, ſondern in einem verbauten Bezirke. 
Auf der einen Seite iſt der Garten und der ackerähnliche Rayon, 
auf der anderen Seite wird man cultivieren. In dem Momente, 
wo Schulgebäude irgendwohin kommen, wird dort gebaut, und der 
Mann wird dort eine ſchönere Exiſtenz haben als viele ſeiner 
Collegen. 

Ein Einwand mag Berechtigung haben, daſs nämlich der 
Rauchfangkehrer durch das Conferenzzimmer durchgehen muss. Aber 
er kann ja auch von oben, vom Dache aus putzen. Und wenn er 
auch wirklich einmal durch das Conferenzzimmer durchgehen müſste! 
Es geht ja oft ein Rauchfangkehrer auch durch ein Patrizierhaus 
durch — er kann alſo auch durch ein Conferenzzimmer gehen. Es 
iſt ja richtig, das man das Conferenzzimmer kürzer machen und 
daß man ein Scheidewändchen hinſtellen könnte, und ſo könnte 
der Rauchfangkehrer ohne Anſtand auf den Bodenraum kommen. 
Das ganze Gebäude iſt nun darauf angelegt, dafs ſeinerzeit auch ein 
drittes Geſchoßs aufgebaut werden ſoll, wenn einmal das Bedürfnis 
nach mehr Raum ſich geltend macht, und es entfällt daher auch 
die Unannehmlichkeit für die ſpätere Zeit, dass der Dachbodenraum 
nur durch das Conferenzzimmer zugänglich iſt. Es beſchränken ſich alſo 
alle mit ſo großer Energie vorgebrachten Einwände des betreffenden 
Herrn Collegen darauf, dass ein Scheidewändchen angebracht 
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werden könnte. Ich glaube aber, das es beſſer iſt, das Zimmer 
breiter zu machen und einen großen langen Tiſch hineinzubringen. 
Die Leute können ſich dann beſſer bewegen und dafür laſſen ſie es 
ſich gefallen, daſs der Rauchfangkehrer einmal durchgeht — und 
wenn gerade einmal Conferenz ſein ſollte, ſo ſoll er über das Dach 
putzen gehen. Ich möchte deshalb beantragen, dieſes Referat, das 
einen ſo langen Leidensweg durchlaufen hat, anzunehmen und damit 
einem vom XIII. Bezirke längſt gehegten Wunſch, ein Schulgebäude 
zu bekommen, Rechnung zu tragen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Eigner 
zu einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.- Rath Eigner (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
berichtige den Herrn Referenten, der gemeint hat, daſs ich bei der 
erſten Vorlage des Referates das Wort hätte ergreifen ſollen, um 
den Plan richtigzuſtellen, dahin, dafs ich zu jener Zeit Urlaub 
gehabt habe und in Reichenhall war, mithin den Plan nicht richtig— 
ſtellen konnte. Ferner berichtige ich, daſs dieſer Durchgang, der 
heute zum Dachboden exiſtiert, gegen das Geſetz iſt — was der 
Herr College, der Ingenieur iſt, wiſſen mufs, und ich erſuche die 
Herren, den Antrag des Stadtrathes nicht anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich würde bitten, Herr 
College, ſich im Rahmen der thatſächlichen Berichtigung zu halten. 

Cem.-Nath Eigner (fortfahrend): Ich berichtige, daßs eine 
6zöllige Scheidemauer, auf die circa 500 Ziegel gehen, ferner eine 
Thüre benöthigt wird — ſonſt gar nichts; das würde kaum 
100 fl. erfordern. Weiters berichtige ich, daſs dieſe Traverſen über 
den Thürbögen übergelegt werden müſſen, weil ſonſt der Pfeiler 
nicht aufgeſtellt werden kann. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Steger: Herr Gem.⸗Rath Hör⸗ 
mann zu einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-RNath Hörmann (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr College Eigner macht einen fo großen Spectakel 
wegen dieſer Geſchichte! Die Sache iſt ja nicht ſo arg. Der Plan 
hier iſt ja nur eine Skizze, der Conſensplan wird ja vom Stadt— 
bauamte geprüft. (Widerſpruch.) Das iſt ja nur eine Skizze! 
Wir ſehen ja ſchon wieder eine Abänderung im Plane. (Gem. 
Rath Eigner: Dem Gemeinderathe legt man keine Skizze vor!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, das iſt 
nicht richtig, es iſt das ein Detailproject, welches genehmigt werden 
ſoll. Es iſt übrigens nicht der Mühe wert, ſich den Kopf darüber 
zu zerbrechen. Wenn die Herren unter jeder Bedingung die 6zöllige 
Scheidemauer und die Thüre haben wollen, ſo werden Sie eben 
dafür ſtimmen, das iſt ja kein Unglück, es koſtet nur um ein paar 
tauſend Gulden mehr. (Gem.⸗Rath Eigner: Aber nein, hundert 
Gulden!) 

Diejenigen Herren, welche für den Antrag des Herrn Re— 
ferenten, vorbehaltlich der vom Herrn Collegen Eigner vor— 
gebrachten Abänderungs-Anträge, ſind, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Dieſe Anträge ſind angenommen. 

Herr College Eigner beantragt: 

„1. Zwiſchen dem Conferenzzimmer und der Mittelmauer iſt 
ein ſeparater Gang in den Dachboden herzuſtellen.“ 

Diejenigen Herren, welche ür dieſen Antrag des Herrn 
Collegen Eigner ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Jetzt kommt der zweite Antrag, „dass über der Eingangs— 


thüre in den Turnſaal im Parterre Traverſen übergelegt werden, 
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auf welchen in dem erſten Stocke die Scheidemauer und Pfeiler 
daraufkommen.“ 

Das verſtehe ich nicht recht. Ich bitte Herrn Collegen 
Eigner, den Antrag noch einmal zu formulieren. 

Gem.-Nath Eigner: Der Antrag ſoll fo lauten: Über 
der Eingangsthüre im Parterre in den Turnſaal find Traverſen 
überzulegen, auf welchen die Scheidemauer und der Pfeiler darauf— 
geſtellt werden. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Alſo fo, dass über der 
Eingangsthüre in den Turnſaal im Parterre mehrere Traverſen 
anzubringen ſeien, auf welche dann die Scheidemauer und der 
Pfeiler im erſten Stock zu ſtehen kommen. Nicht wahr? (Gem. 
Rath Eigner: Ja!) Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche für 
dieſen Antrag des Herrn Collegen Eigner ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ebenfalls angenommen. 
Beſchluſs: Das zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 28. Au- 

guſt 1896, Z. 5279, neuerlich vorgelegte Detailproject 
wird mit dem adjuſtierten Koſtenbetrage von 68.993 fl. 
34 kr. und mit nachſtehenden Abänderungen genehmigt: 
Anſtatt der geplanten Doppelthüren per 1˙2 m lichte 
Weite, find Kreuzthüren von 0˙95 m Weite zu wählen. 
Zwiſchen dem Conferenzzimmer und der Mittelmauer 
iſt ein ſeparater Gang in den Dachboden herzuſtellen. 
Über der Eingangsthüre in den Turnſaal im Par— 
terre ſind mehrere Traverſen überzulegen, auf welchen 
die Scheidemauer und der Pfeiler im 1. Stocke zu 
ſtehen kommen. 

Vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes der 
abzuhaltenden Baucommiſſion wird unter einem die 
Baubewilligung im Sinne des § 105 al. 3, P. 4 der 
Wiener Bauordnung ertheilt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Dr. Wähner zum Referate. Meine Herren, wir werden heute 
die Tagesordnung durchmachen, die Herren wollen alſo die Güte 
haben, hier zu bleiben. 

16. Referent Gem.- Rath Dr. Wähner: Zahl 7753. 
Der Schillerverein „Glocke“ erſucht um eine Subvention. Dieſer 
Verein hat ſeit Jahren ſeitens des Gemeinderathes Subventionen 
erhalten und es wird conform dem Anſuchen beantragt, dieſelbe 
Subvention wie im Vorjahre auch für das Jahr 1896 zu ertheilen, 
nämlich dem Vereine 200 fl. zu gewähren. Ich bitte um die 
Annahme. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Diejenigen Herren, welche für den 
Referenten⸗Antrag ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Schillervereine „Die Glocke“ wird eine Sub— 
vention von 200 fl. für das Jahr 1896 gewährt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Fiedler 
zum Referate. 

17. Referent Gem.-Nath Fiedler: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 7895. Der Vorſteher des V. Bezirkes erſucht 
um Bewilligung eines Mehrquantums von Schotter, und zwar 
200 m3 Gebirgs- und 300 m? Wienfluſsſchotter. Nachdem im 
heurigen Sommer durch das ſchlechte Wetter die Straßen hart 
mitgenommen wurden, iſt das präliminierte Schotterquantum auf 
gebraucht und iſt die betreffende Ausgabspoſt bereits belaſtet, jo 
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daſs ein Zuſchuſscredit von 1490 fl. erforderlich iſt. Ich bitte 

die Herren um Annahme dieſes Zuſchuſscredites in der Höhe von 

1490 fl. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Diejenigen Herren, welche für den 
Antrag ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Anläſslich Genehmigung eines Mehrquantums von 
200 m? Gebirgs⸗ und 300 m? Wienflufsichotter zur 
Erhaltung der Schotterſtraßen im V. Bezirke wird zur 
Rubrik XXII 2a ein Zuſchuſscredit von 1490 fl. be⸗ 
willigt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Hipp 
zum Referate. 

18. Referent Gem.⸗Rath Hipp: Zahl 7934. Geſuch um 
Erhöhung der Bauſumme für den Bau des Volksbades im 
XVI. Bezirke von 70.279 fl. auf 72.733 fl. 68 kr. Ich bitte 
um die Annahme. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich bitte um nähere Auskunft. 

Referent: Die Erhöhung des Baufondes gründet ſich auf 
Folgendes: Es iſt die Tieferbohrung des Brunnens erforderlich, 
was eine Summe von 1000 fl. erfordert. Dann iſt die Abfriedung 
des rückwärtigen Theiles der Grundparcelle erforderlich, nachdem 
ſie bis jetzt nicht vollſtändig ausgebaut iſt. Dies koſtet 150 fl. 
Ferner find einige Abänderungen im Baue nöthig, jo daſs um 
2000 und einige Gulden mehr erforderlich ſind. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche dem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt 
angenommen. 

Beſchluſs: Anläßslich Herſtellungen im Volksbade für den 
XVI. Bezirk wird die Bauſumme von 70.279 fl. 78 kr. 
auf 72.733 fl. 68 kr. erhöht. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Müller zum Referate. 

19. Referent Gem.-Rath Lorenz Müller: Zahl 7094. 
Project für den Bau von Canälen in der Salzach- und Leyſtraße 
und Traiſengaſſe im II. Bezirke. 

Durch verſchiedene Bauten in der Salzachſtraße und in 
anderen Straßen iſt es nothwendig geworden, dass der Canal in 
der Salzachſtraße um 48 m verlängert wird mit einem Gefälle 
von 259. Weiters iſt es nothwendig, daſs der Canal in der 
Leyſtraße zwiſchen der Pöchlarnſtraße 
250 m Länge gebaut werde. Die Arbeiten belaufen ſich anf 
10.718 fl. 78 kr. Der Stadtrath ſtellt daher den Antrag: Be— 
willigung eines Zuſchuſscredites von 10.718 fl. 78 kr. zur Rubrik 
XVII Ib. Ich bitte um die Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht jemand hiezu 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
erſuche alſo jene Herren, welche den Antrag annehmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 
Beſchluſs: Für Canalbauten in der Salzach- und Leyſtraße und 

Traiſengaſſe im II. Bezirke wird zur Rubrik XVII 1b 
ein Zuſchuſscredit von 10.718 fl. 78 kr. bewilligt. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Cueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Seichert zum Referate. 


und der Leyſtraße in 
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20. Referent Gem.-Nath Heihert: Z. 7666. Es handelt 
ſich um die Abänderung der Verfügung des Bezirkshauptmannes 
Dr. v. Friebeis vom 7. October 1895, Z. 8084, hinſichtlich 
der Grundtransaction mit Samuel Ritter v. Hahn puncto Realitäten 
Einl.⸗Z3. 89 und 145 im IV. Bezirke und um die Regulierung der 
Starhemberg und Schelleingaſſe. Die Herren haben den dies— 
bezüglichen Plan in der Hand. Herr Samuel Ritter v. Hahn beſitzt 
zwiſchen der Favoritenſtraße und der Kriehubergaſſe im IV. Bezirke 
ein langgeſtrecktes Territorium, welches ſich an den Linienwall 
anſchließt, der, wie die Herren wiſſen, der Commune Wien gehört. 
Behufs Durchführung der Starhemberggaſſe, Schaumburgergaſſe, 
Schönburggaſſe, Verlängerung der Trappelgaſſe, Verlängerung 
der Blechthurmgaſſe ſowohl, als behufs Durchführung der Schellein— 
gaſſe iſt es ſehr nothwendig, dafs dieſe Gründe gegenſeitig arrondiert 
und completiert werden. Es wurde auch am 7. October 1895 
durch den ſeinerzeitigen l. f. Commiſſär Dr. v. Friebeis ein 
diesbezügliches Übereinkommen getroffen, und zwar auf einer 
Baſis, die ſehr einfach war. Es wurden nämlich die Gründe gegen— 
ſeitig derart ausgetauſcht, daſs keine von den zwei tauſchenden 
Parteien eine Aufzahlung zu bezahlen gehabt hätte. Infolge der Ver⸗ 
längerung der Trappelgaſſe, welche ſich anlässlich der Parcellierung 
des Territoriums zwiſchen der Schönburg⸗, Blechthurm-, Schellein⸗ 
und Seisgaſſe ergeben hat, wurde es nothwendig, dieſes Überein— 
kommen, welches damals ſchon ganz complet war, aber grund— 
bücherlich nicht durchgeführt wurde, abzuändern. Die Trappelgaſſe 
wurde nach rechts verſchränkt und die Eintheilung, wie ſie früher 
beſtanden hat, etwas alteriert. 

Jetzt liegt uns ein neues Übereinkommen vor, wonach Herr 
Samuel Ritter v. Hahn etwas mehr Baugrund zu bekommen hätte. 
Er bekommt mehr um ein Fragment von Im? und um ein 
Trapez von 93 m? und zahlt für dieſen Mehrgrund, den er jetzt 
erwirbt, an die Gemeinde eine Summe im Betrage von 6790 fl. 
Außerdem macht er ſich erbötig, 1000 fl. dafür herzugeben, dass 
wir ſeine Straßengründe, nämlich diejenigen Gründe, die er für 
Straßenzwecke an uns abtritt, auf unſere Unkoſten in das richtige 
Niveau bringen. Der ganze Effect der Transaction iſt folgender: 
Die Gemeinde ergänzt ihre fünfzehn Bauſtellen, ſie bekommt nämlich 
für fünfzehn Bauſtellen Fragmente; Ritter v. Hahn ergänzt zwölf 
Bauſtellen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger (unterbrechend): Ich bitte, 
ich muſs unterbrechen, das iſt ein ſogenanntes Y2er-Stüd und es 
kann daher nur bei Anweſenheit von 92 Mitgliedern in Berathung 
gezogen werden. Ich bitte, über das nächſte Stück zu referieren. 
(Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Zur Geſchäftsordnung!) Herr College 
Dr. Vogler zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich möchte doch den Schlufs der 
Sitzung beantragen. Wir ſitzen jetzt ſeit ½5 Uhr hier und es iſt 
eine Nachtſitzung nicht angeſagt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wir werden abſtimmen; 
die Herren, welche für den Schlujs der Sitzung find, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Schlufs der Sitzung iſt 
abgelehnt. Ich bitte, in dem Referate fortzufahren. 

21. Referent Gem.⸗Nath Seichert: Zahl 7607 betrifft 
Reparatursarbeiten an dem Dache des Schulgebäudes II., Darwin— 
gaſſe 17, Pazmanitengaſſe 17. Auf dem Dache dieſes Gebäudes 
ſind Reparaturen nothwendig, insbeſondere die Verbreiterung der 
Dachrinnen, und zwar deshalb, weil wir das Gebäude gegen 

das Schmelzwaſſer, welches im Frühjahre die Rinnen zu verlegen 
4 * 
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pflegte, ſchützen müſſen. Die Arbeiten betragen nur 725 fl. 59 kr. 

Dieſer Betrag iſt jedoch nicht gedeckt und deshalb erſucht der Stadtrath 

um die Bewilligung eines Zuſchuſscredites zur Rubrik XII 4 c 

in Höhe des obgenannten Betrages von 725 fl. 59 kr. Ich bitte 

um die Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort. (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, bitte ich jene 
Herren, welche mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt zum Beſchluſſe 
erhoben. 

Beſchluſs: Für Reparatursarbeiten an dem Dache des Schul— 
gebäudes II., Darwingaſſe 17, Pazmanitengaſſe 17, 
wird zur Rubrik XII 4 ein Zuſchuſscredit von 
725 fl. 59 kr. bewilligt. 

22. Referent Gem.-Nath Heichert: Zur Zahl 6065. Es 
handelt ſich um ein Project für den Schulbau auf den ehemaligen 
Nitſche'ſchen Gründen im XII. Bezirke, Hetzendorferſtraße. — 
Es wurden ſchon vor einiger Zeit, ich glaube vor zwei Jahren, 
ganz beſondere Mängel an den Lehrzimmern in Hetzendorf wahr— 
genommen; es hat ſich der Beirath in der Sitzung vom 16. Juli 
1895 mit dieſer Aufgabe befafst und wurde über Verfügung des 
ſeinerzeitigen landesfürſtlichen Commiſſärs Dr. v. Friebeis ein 
Project genehmigt, welches einen Betrag von 160.000 fl. er- 
fordert hätte. Bei Prüfung des Detailprojectes für dieſe Schule 
hat ſich herausgeſtellt, daſs es doch vielleicht nicht nothwendig ift, 
dieſe Summe auszugeben. Das Bauamt wurde beauftragt, zwei 
neue Projecte auszuarbeiten. Das Stadtbauamt iſt dieſem Auf- 
trage nachgekommen und hat ein Project ausgearbeitet mit einem 
Koſtenbetrage von 147.000 fl. und ein zweites mit 126.000 fl. 
Anläſslich der Prüfung dieſer Projecte iſt man darauf gekommen, 
dajs es nicht nothwendig iſt, eine Doppelſchule mit dieſem Be— 
trage herzuſtellen und dafs eine einfache Schule, in welcher 9 Lehr— 
zimmer, 2 Zeichenſäle, 1 Turnſaal, 1 Garderobe, 1 Conferenz- 
zimmer und 1 Schuldienerwohnung untergebracht werden ſollen, 
vollſtändig genügen würde; dieſes Project ſoll einen Betrag von 
97.000 fl. erfordern und ſollen nunmehr die diesbezüglichen 
Detailpläne und Koſtenanſchläge angefertigt werden. 

Der Stadtrath ſtellt ſomit folgenden Antrag (liest:) 

„1. Es ſei auf dem ehemaligen Nitſche'ſchen, jetzt der Commune 
Wien gehörigen Grunde der früheren Gemeinde Hetzendorf im 
XII. Bezirke, mit der Front in der Hetzendorferſtraße, eine Doppel⸗ 
Bürgerſchule nach dem Projecte D des Stadtbauamtes mit einem 
approximativen Koſtenerforderniſſe von 97.000 fl. für Bau und 
Einrichtung mit der Modification zu erbauen, dafs an Stelle der 
projectierten Schulleiterwohnung im Parterre zwei Lehrzimmer 
geſchaffen und Conferenz⸗ und Lehrmittelzimmer in der entſprechenden 
Weiſe vergrößert werden. 

Über dem Turnſaale ſammt Nebenräumen wäre, da er nicht 
unterkellert wird, nach dem Vorſchlage des Stadtphyſikates auf 
Anbringung einer Luftſchichte Bedacht zu nehmen. 

2. Es ſei der Bau derart in Angriff zu nehmen, dass das 
neue Schulhaus mit Beginn des Schuljahres 1898/99 in Ver— 
wendung genommen werden kann. Jedoch mußs für die Bedeckung 
der Baurate im Jahre 1897 Vorſorge getroffen werden. 

3. Es ſei das Stadtbauamt zu beauftragen, die Detailpläne 
eheſtens zu verfaſſen und vorzulegen. Das Bauamt ſoll auf Grund 
dieſer Detailpläne eine zweifache Koſtenberechnung vorlegen und 
zwar: 
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a) nach der jetzt üblichen Art der Ausführung, und 
b) nach der möglichſt billigen Herſtellungsart, welche den geſetz— 
lichen Beſtimmungen noch entſprechen würde (Tramböden, 

Ziegeleindeckung, lärchene Schiffböden, einfache und nur noth- 

wendige Beleuchtung, einfache Beheizung, Ventilation mit 

einfachen Luftflügeln, einfache Schulbänke ꝛc.). 

4. Es ſei der Beſtand der Volksſchule XII. Bezirk, Hetzen⸗ 
dorferſtraße 9 (in Altmannsdorf) bis auf weiteres ungeändert zu 
belaſſen, doch ſeien die Verhandlungen wegen des projectierten 
Zubaues weiterzuführen.“ 

Ich bitte um die Annahme des Antrages. 

Vice Mürgermeiſter Dr. Tueger: Herr Gem. - Rath 
Platter! 

Gem.-Rath Platter: Ich möchte fragen, warum noch ein 
Jahr mit dem Bau gewartet wird? Die Bürgerſchule iſt ja ſo 
nothwendig. (Ruf links: Sie wird ja gebaut!) Erſt im Jahre 
1898! In Altmannsdorf iſt eine Schule, die dringend den Zubau 
nothwendig hat. 

Referent: Die Nothwendigkeit dieſes Schulbaues hat ſich 
ſeinerzeit herausgeſtellt, weil man das alte Gebäude hat caſſieren 
wollen und ein neues, großes, den Anforderungen der Neuzeit 


entſprechendes Gebäude hat aufführen wollen. Nachdem aber das 


alte Schulgebäude beſteht und bloß nur mit kleineren Koſten 
adaptiert wird, ſo iſt es noch für mehrere Jahre hinreichend. Der 
neue Schulbau ſoll nicht für Volksſchul, ſondern für Bürgerfchul- 
zwecke dienen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. CTueger: Herr Gem.⸗Rath Baron 
Engerth! 

Gem.-Nath Freih. v. Engerth: Ich ver muthe, daßs hier 
in der Vorlage ein Schreibfehler iſt, der den Antrag ganz confus 
macht. Es heißt hier „über“ dem Turnſaal ſammt Nebenräumen 
wäre auf Anbringung eines Luftſchachtes Bedacht zu nehmen. 
Das kann doch nicht „über“ dem Turnſaal fein, das muſs wohl 
„unter“ dem Turnſaale heißen. (meferent: Es ſoll heißen „über: 
dies“.) Ich glaube, es mußs hier heißen „unter“ dem Turnſaale 
ſammt Nebenräumen, ſo denke ich mir, ich weiß aber nicht, ob 
es richtig iſt. (Referent: Ja, in der Vorlage iſt ein Schreib— 
fehler, es mufs heißen „unter“ dem Turnſaale.) Dann bin ich 
ſchon aufgeklärt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich die— 
jenigen Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Beſchluſs: 1. Auf dem ehemaligen Nitſche'ſchen, jetzt der 


Commune Wien gehörigen Grunde der früheren Ge— 
meinde Hetzendorf im XII. Bezirke iſt mit der Front 
in der Hetzendorferſtraße eine Doppel-Bürgerſchule 
nach dem Projecte D des Stadtbauamtes mit einem 
approximativen Koſtenerforderniſſe von 97.000 fl. für 
Bau und Einrichtung mit der Modification zu erbauen, 
daſs an Stelle der projectierten Schulleiterwohnung 
im Parterre zwei Lehrzimmer geſchaffen und Conferenz⸗ 
und Lehrmittelzimmer in der entſprechenden Weiſe 
vergrößert werden. 

Unter dem Turnſaale ſammt Nebenräumen iſt, 
da er nicht unterkellert wird, nach dem Vorſchlage des 
Stadtphyſikates auf die Anbringung einer Luftſchichte 
Bedacht zu nehmen. 
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2. Der Bau iſt derart in Angriff zu nehmen, 
dafs das neue Schulhaus mit Beginn des Schuljahres 
1898/99 in Verwendung genommen werden kann. 
Jedoch mußs für die Bedeckung der Baurate im Jahre 
1897 Vorſorge getroffen werden. 

3. Das Stadtbauamt wird beauftragt, die Detail— 
pläne eheſtens zu verfaſſen und vorzulegen. Das Bau⸗ 
amt ſoll auf Grund dieſer Detailpläne eine zweifache 
Koſtenberechnung vorlegen, und zwar; 

a) nach der jetzt üblichen Art der Ausführung und 
p) nach der möglichſt billigen Herſtellungsart, welche 
den geſetzlichen Beſtimmungen noch entjprechen 
würde (Tramböden, Ziegeleindeckung, lärchene 

Schiffböden, einfache und nur nothwendige Be— 

leuchtung, einfache Beheizung, Ventilation mit 

einfachen Luftflügeln, einfache Schulbänke ꝛc.). 

4. Der Beſtand der Volksſchule XII., Hetzen— 
dorferſtraße 9 (in Altmannsdorf), iſt bis auf weiteres 
ungeändert zu belaſſen, doch ſind die Verhandlungen 
wegen des projectierten Zubaues weiterzuführen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Zum Referate bitte ich 
Herrn Collegen Hraba. 

23. Referent Gem.-»RNath Hraba: Ich habe die Ehre zu 
referieren zur Zahl 7672, Zuſchusscredit zur Ausgabsrubrik 111 14 
„Aushilfen an active Beamte und Diener“ und zur Rubrik III 16 
„Beſoldungsvorſchüſſe an Beamte und Diener“. 

Für das Jahr 1896 wurden zur erſten Rubrik 12.000 fl., 
zur zweiten 60.000 fl. präliminiert. Dieſe Summe iſt bereits 
erſchöpft und nachdem beim Nahen der ſtrengen Jahreszeit ſich die 
Krankheitsfälle und infolge deſſen die Beſoldungsvorſchüſſe ſteigern, 
ſo ſtellt der Magiſtrat den Antrag, zur erſten Rubrik 3000 fl., 
und zur zweiten 10.000 fl. als Zuſchuſs pro 1896 zu bewilligen 
und der Stadtrath ſchließt ſich dieſem Antrage an. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Die Herren, welche mit 
dieſem Antrage des Stadtrathes einverſtanden ſind, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Beſchluſs: Zu der Ausgabs-⸗Rubrik III 14 „Aushilfen; an 


active Beamte und Diener“ wird ein Zuſchufßscredit 
von 3000 fl. und zur Ausgabs-Rubrik III 16 „Be⸗ 
ſoldungsvorſchüſſe an Beamte und Diener“ ein ſolcher 
von 10.000 fl. bewilligt. 

24. Referent Gem. Rath Hraba: Zur Zahl 7529. Der 
Hütteldorfer Verſchönerungsverein um Subvention. Im Jahre 
1894 wurde ihm eine ſolche von 500 fl. bewilligt. Nachdem der 
Vorort Hütteldorf eine ungemein große Ausdehnung hat, und dort 
ein ganz neues Villenviertel ſich entwickelt und der Verſchönerungs⸗ 
verein heuer ſehr viele Arbeiten hatte, welche durch die Verkehrs- 
arbeiten ſtark gelitten haben, ſo erlaubt ſich der Stadtrath zu 
beantragen, eine Subvention von 300 fl. zu gewähren. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Diejenigen Herren, welche 
für den Antrag des Stadtrathes ſind, bitte ich, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Angenommen. (Gem.⸗Rath Tagleicht hat 
ſich zum Worte gemeldet.) 

Beſchluſs: Dem Hütteldorfer Verſchönerungsvereine wird eine 
ausſchließlich zu Verſchönerungszwecken zu verwendende 
Subvention pro 1896 im Betrage von 300 fl. be- 
willigt. | | 
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Bice-Bürgermeifter Dr. Lueger: Ich habe ausdrücklich 
gefragt, ob jemand das Wort wünſcht. Herr College haben eine 
ſchüttelnde Kopfbewegung gemacht, welche hierzulande als Ver⸗ 
neinung gilt. (Heiterkeit.) 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich bitte, ich habe keine Kopfbe⸗ 
wegung gemacht, ſondern die Abſtimmung wurde per Dampf vor⸗— 
genommen, während ich das Wort verlangte. Ich verzichte nun 
auf das Wort, ſtimme aber gegen den Antrag. (Heiterkeit.) 

25. Referent Gem.-Rath Hraba: Zur Zahl 7043. Auf⸗ 
laſſung der III. Bezugsclaſſe für die ſtädtiſchen Amtsdiener. 

Ich habe mir erlaubt, Ihnen die Anträge des Stadtrathes, 
dann die Anträge des Magiſtrates und die Außerung der Stadt⸗ 
buchhaltung lithographiſch übermitteln zu laſſen. Im Jahre 1876 
wurde die letzte große Regulierung der Amtsdienergehalte vorge— 
nommen und damals hat man eine 3. Kategorie geſchaffen mit 
dem Grundgehalte von 500 fl. und 30 Percent Quartiergeld. Im 
Jahre 1892 hat ſich die Nothwendigkeit herausgeſtellt, eine Er⸗ 
gänzung in dieſem Status platzgreifen zu laſſen, weil die Vor— 
ortediener, die ſeinerzeit durch die Einverleibung übernommen 
werden mufsten, auch in den Status eingereiht werden mufsten. 
Nun iſt man damals zu der Auskunft gelangt, eine Rückwärts⸗ 
regulierung vorzunehmen. Man hat nämlich die 3. Kategorie ge- 
ſchaffen mit dem Grundgehalte von 400 fl. und 150 fl. Quar- 
tiergeld. Durch die Schaffung dieſer 3. Kategorie wurden ſehr 
viele von den Dienern um 80 bis 100 fl. verkürzt. Das hat 
auch der Gemeinderath im Jahre 1894 eingeſehen und hat damals 
die Verfügung getroffen, beziehungsweiſe den Beſchluſs gefaſst, 
daſs den definitiv angeſtellten Dienern, beziehungsweiſe wenn ſie 
zu definitiven Anſtellungen kommen, die Quinquennien während 
der proviſoriſchen Dienſtzeit eingerechnet werden. Nun iſt es 
wirklich ſo weit gekommen, daßs definitive Diener mit 400 fl. 
überhaupt nicht mehr angeſtellt wurden; wenn man aber berück— 
ſichtigt, daſs der Gemeinderath im Jahre 1876 bereits der An- 
ficht geweſen iſt, das das Minimaleinkommen eines Dieners mit 
500 fl. und 150 fl. Quartiergeld feſtzuſetzen ſei, wenn Sie be- 
rückſichtigen, dajs ſeit dieſer Zeit 20 Jahre verfloſſen find und 
die Lebensbedürfniſſe ganz bedeutend ſich geſteigert haben, ſo iſt 
es nur conſequent und gewiſs auch billig, wenn Sie den An— 
trägen des Stadtrathes zuſtimmen, die hauptſächlich darin fußen, 
dafs der Grundgehalt eines proviſoriſchen Dieners mit 550 fl. Gehalt 
und 150 fl. Quartiergeld präliminirt wird. Ich erlaube mir ſohin 
namens des Stadtrathes folgende Anträge zu ſtellen (liest): 

„1. Die III. Bezugsclaſſe wird aufgehoben und ſämmtliche 
derzeit in dieſer Bezugsclaſſe ſtehende Amtsdiener, Schuldiener, 
Mahnboten, Markthallendiener, Aufſeher in den Verſorgungs— 
anſtalten, ſowie Nachtwächter in den Schlachthäuſern und die 
Wäſcheaufſeherin werden ab 1. October 1896 in die II. Bezugs⸗ 
claſſe mit dem Grundgehalte von jährlich 550 fl. eingereiht. 

Die I. und II. Bezugsclaſſe bleibt wie jetzt ſyſtemiſiert. 

2. Die Ernennung zum definitiven Markthallendiener hat 
wie bisher erſt nach in zufriedenſtellender Weiſe zurückgelegter fünf- 
jähriger proviſoriſcher Dienſtleiſtung zu erfolgen und es iſt dieſe 
letztere bezüglich des Anfalles der Quinquennalzulagen nicht in 
Anrechnung zu bringen. 

3. In Abänderung der SS 33 und 34 des Normales über 
die Augenſcheinsgebüren ꝛc., Koſt⸗ und Zehrgelder, wird das Koſt— 
geld für die Markthallendiener auf 50 kr. und die Nachtwachgebür 
auf 75 kr. herabgeſetzt. 
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4. Das Anſuchen der Markthallendiener um Abänderung der 
Bezeichnung „Hallendiener“, ſowie jenes um Enthebung derſelben 
von den Reinigungsarbeiten wird abgewieſen. 

5. Für die allenfalls noch auf das Jahr 1896 hiedurch ent— 
fallenden Mehrkoſten werde ein Zuſchuſscredit zur Rubrik III 11 a 
in der Höhe des eintretenden Erforderniſſes bewilligt und in das 
nächſtjährige Budget ein Betrag von 14.088 fl. 20 kr. zum Zwecke 
der Durchführung dieſer Reorganiſierung eingeſtellt. 

6. Bei proviſoriſchen Beſtellungen ſollen in erſter Linie zu⸗ 
ſtändige Wiener deutſcher Abſtammung und unter dieſen geweſene 
Unterofficiere den Vorzug haben. 

7. Die Gemeinderaths-Beſchlüſſe vom 6. Juli 1894, 33. 2561 
und 4528 werden aufgehoben.“ 

Das ſind nämlich die Gemeinderaths-Beſchlüſſe, die ſich 
darauf beziehen, daſs die von mir erwähnten Quinquennien bei 
der III. Bezugsclaſſe eingerechnet werden. Ich bitte dieſe Anträge 
anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Lucian 
Brunner! 


Gem.-Nat) Brunner: Meine Herren! Unter dieſen 
Anträgen iſt es der Punkt 6, welcher mich veranlafst, das Wort 
zu ergreifen Hier heißt es (liest): 

„Bei proviſoriſchen Beſtellungen ſollen in erſter Linie zuſtändige 
Wiener deutſcher Abſtammung und unter dieſen geweſene Unter— 
officiere den Vorzug haben.“ 

Nach meiner Anſicht kann dieſer Punkt, welcher in dem 
Stadtraths⸗Antrage enthalten iſt, nicht gebilligt werden, da er dem 
Geſetze widerſpricht. Es gibt ein ſogenanntes Staatsgrundgeſetz, 
das hat einen Artikel III. (Rufe links: Für die Juden!) — Juden 
oder Chriſten, wie es Ihnen beliebt. Ich nehme es Ihnen übrigens 
nicht übel, wenn Sie Jud' ſchreien. Sie wiſſen ja nichts anderes 
zu reden. (Unterbrechungen links.) 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht zu ſtören. 

Gem.-Nath Brunner: Dieſer Artikel lautet: Offentliche 
Staatsämter ſind allen Staatsbürgern gleich zugänglich. Nun iſt 
es aber auch, abgeſehen von dieſem Moment, finde ich, nicht 
gerecht, daſs Sie dieſen Punkt hier aufnehmen. Man ſpricht hier 
immer von der Wiener Bevölkerung und Sie ſagen, wir haben 
deren Intereſſen zu vertreten. Nun aber iſt die Wiener Bevölkerung 
in ihrer Majorität nicht nach Wien zuſtändig. Bei der letzten 
Volkszählung im Jahre 1891 waren 737.460 Perſonen, das iſt 
54 Percent der Bevölkerung, welche nicht nach Wien zuſtändig 
waren. 

Bekanntlich ſchützt das Nichtzuſtändigſein niemanden vor dem 
Steuerzahlen. Derjenige, der hier lebt, hat ebenſo ſein politiſches 
Recht, die Wahlberechtigung, wie er das Recht hat, mitzuzahlen 
wie die übrigen Bürger. Aus dieſem Grunde, glaube ich, ſollten 
Sie doch der Majorität der Bevölkerung nicht vor den Kopf 
ſtoßen, indem Sie dieſen principiellen Beſchluſs faſſen. Der Stadt— 
rath wird ja ohnehin nur den annehmen, den er will — praktiſch 
hat das alſo keine Bedeutung — aber auf die principielle Be— 
ſtimmung ſollten Sie verzichten. 

Dann heißt es „deutſcher Abſtammung“. (Ruf links: Keinen 
Böhmen!) Das iſt ein ſchönes Wort. Aber das zu conſtatieren, 
dürfte ziemlich ſchwer ſein. 
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Ich weiß zwar nicht, wie Sie die deutſche Abſtammung 
conſtatieren wollen, denn nach dem Namen dürfte man nicht viele 
Leute in Wien als Deutſche erkennen. 

Im verehrlichen Gemeinderathe gibt es ſehr viele Herren, 
ſogar Deutſchnationale, welche ihrem Namen nach nicht deutſcher 
Abſtammung ſind. Auf wie viele Generationen Sie da zurückgehen 
wollen, um die Deutſchheit zu conſtatieren, weiß ich auch nicht. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich bitte, ich bin ja nicht da, um dies zu 
thun, ſondern nur zu ſagen, was ich für richtig halte, und das 
werde ich immer thun, ob mir die Herren Beifall oder Miſsfall 
bezeugen. Das mit der deutſchen Abſtammung iſt eine von den 
Redensarten, die man zum Zwecke des Wählerfanges und zu 
anderen Zwecken in die Welt hinauswirft, wie ja bekanntlich bei 
uns in Oſterreich ſeit Jahren die Politik nichts mehr iſt als 
Wählerfang gröbſter Art. (Oho-Rufe und Unterbrechung links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten. Er⸗ 
lauben Sie mir eine Bemerkung. Ich möchte denn doch glauben, 
daſs man von der deutſchen Abſtammung in anderen Ausdrücken 
reden ſoll, als Sie es gethan haben. Die deutſche Abſtammung 
als Wählerfang gröbſter Art quaſi als Unfug hinzuſtellen, das 
muſßs ich doch zurückweiſen. Die deutſche Abſtammung iſt wenigſtens 
für mich etwas wert und ich kann Herrn Gem.-Rath Brunner 
verſichern, ich nehme es nicht übel, wenn er auf ſeine Abſtammung 
Wert legt, aber er ſoll auch meine Abſtammung nicht miſsachten. 
(Beifall links. — Gem.-Rath Purſcht ruft dazwiſchen.) 

Gem.- Math Brunner: Ich bitte, Herr Vorſitzender, entweder 
haben Sie mich miſsverſtanden oder mich miſsverſtehen wollen. 
Ich habe über die Worte deutſch und deutſche Nation gar nichts 
geſprochen, ich habe nur darüber geſprochen, was man mit dem 
Worte deutſch treibt. (Gem.-Rath Gregorig: Was die Juden 
mit dem Worte deutſch treiben!) 

Das Wort deutſche Abſtammung läſst ſich gar nicht genau 
definieren. Sie müſsten dieſe Theorie erſt erfinden. (Unterbrechung 
und Zwiſchenrufe links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, meine 
Herren, laſſen Sie den Herrn Collegen Brunner ruhig aus— 
reden; wir werden viel ſchneller fertig werden, wenn Sie ihn nicht 
unterbrechen, alſo ich bitte! 

Gem.-Nath Brunner (fortfahrend): Sie ſagen, ich ſei kein 
Deutſcher, gut (Unruhe), aber es gibt ja auf der Welt noch viele 
anſtändige Leute, die nicht Deutſche ſind, und unter den Deutſchen 
auch einige Leute, welche gar nicht anſtändig find (Rufe: Gewiſs! ), 
davon kann man ſich ja bei jeder Gelegenheit überzeugen ... 
(Erneuerte Unruhe links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, es 
empfiehlt ſich im Intereſſe der Beſchleunigung der Verhandlung, 
wenn Sie die Güte haben, den Herrn Collegen Brunner ruhig 
ausreden zu laſſen. Es iſt ja gut, was er ſpricht. (Heiterkeit 
links.) Alſo ich bitte, Herr Brunner! 

Gem.-Nath Brunner (fortfahrend): Das „Deutſch“ iſt alſo 
etwas, was ſich geſetzlich und wiſſenſchaftlich — möchte ich ſagen 
— gar nicht definieren lässt. (Widerſpruch links.) Ich weiß ganz 
gut, was Sie damit meinen, und ich werde Ihnen ganz gerne, 
wenn die Gelegenheit kommt, unſeren Geſichtspunkt klar machen. 
(Zwiſchenrufe links.) Sie können ja ſagen, weil Sie mir zurufen 
ich ſei kein Deutſcher, das heißt, weil ich jüdiſcher Religion bin 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Nein, die Religion macht gar nichts!) 
Über dieſen Geſichtspunkt werden wir ein andermal praktiſch reden. 
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(Gelächter links.) Jedenfalls wird ſich zeigen, wer ſich dann zu 

ſchämen hat! (Unruhe links.) 

Bire-Hürgermeifler Dr. Cueger: 
doch reden! 

Gem.-Nath Brunner: Ich glaube, dafs jeder, der in Wien 
lebt und hier Steuerzahler iſt, auch im Principe das Recht haben 
muſs, von der Gemeinde angeſtellt zu werden, und ich glaube, 
wenn Sie dieſen Beſchluſs faſſen — Sie können ihn ja mit 
Majorität faſſen — dafs er ungeſetzlich iſt und jederzeit annulliert 
werden kann. 

Aus dieſem Grunde empfehle ich Ihnen, dieſen Punkt abzu— 
lehnen; in der Sache iſt ja jedermann einverſtanden, denn wenn man 
beſſere Gehalte bewilligen kann, wird es ja jeder Menſch gerne 
thun. Wenn Sie aber derartige Sachen hineinbringen, dann wird 
jede Sache zur Parteiangelegenheit und das halte ich für ſchlecht. 

Ich empfehle Ihnen alſo alle Anträge bis auf Punkt 6. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Dann bitte ich den Herrn 
Referenten zum Schlufsworte. 

Referent: Ich finde es für vollkommen überflüſſig, auf dieſe 
Ausführungen weiter einzugehen (Bravo! links) und bitte Sie, 
nur meine, beziehungsweiſe die Anträge des Stadtrathes gefälligſt 
anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Nachdem ein Widerſpruch 
gegen die Punkte 1 bis 5 incluſive und Punkt 7 nicht erhoben 
worden iſt, werde ich über dieſe Punkte unter einem abſtimmen 
laſſen. Jene Herren, welche für die Punkte 1 bis incluſive 5 und 7 
des Stadtraths⸗Antrages find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Dieſelben ſind angenommen. 

Ich bringe nun Punkt 6 zur Abſtimmung, welcher lautet 
(liest): 

„Bei proviſoriſchen Beſtellungen ſollen in erſter Linie zu— 
ſtändige Wiener deutſcher Abſtammung und unter dieſen geweſene 
Unterofficiere den Vorzug haben.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſen Punkt annehmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Auch dieſer Antrag iſt ange— 
nommen. 

Beſchluſs: 1. Die III. Bezugsclaſſe wird aufgehoben und 
ſämmtliche derzeit in dieſer Bezugsclaſſe ſtehende Amts- 
diener, Schuldiener, Mahnboten, Markthallendiener, 
Aufſeher in den Verſorgungsanſtalten, ſowie Nacht— 
wächter in den Schlachthäuſern und die Wäſcheauf— 
ſeherin werden ab 1. October 1896 in die II. Bezugs- 
claſſe mit dem Grundgehalte von jährlich 550 fl. ein⸗ 
gereiht. 

Die J. und II. Bezugsclaſſe bleibt wie jetzt 
ſyſtemiſiert. 

2. Die Ernennung zum definitiven Markthallen⸗ 
diener hat wie bisher erſt nach in zufriedenſtellender 
Weiſe zurückgelegter fünfjähriger proviſoriſcher Dienſt— 
leiſtung zu erfolgen und es iſt dieſe letztere bezüglich 
des Anfalles der Ouinquennalzulagen nicht in An- 
rechnung zu bringen. 

3. In Abänderung der §8 33 und 34 des Nor: 
males über die Augenſcheinsgebüren ꝛc., Koſt⸗ und 
Zehrgelder, wird das Koſtgeld für die Markthallen 
diener auf 50 kr. und die Nachtwachgebür auf 75 kr. 
herabgeſetzt. 


Bitte, laſſen Sie ihn 
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4. Das Anſuchen der Markthallendiener um Ab- 
änderung der Bezeichnung „Hallendiener“, ſowie jenes 
um Enthebung derſelben von den Reinigungsarbeiten 
wird abgewieſen. 

5. Für die allenfalls noch auf das Jahr 1896 hie— 
durch entfallenden Mehrkoſten werde ein Zuſchuſßscredit 
zur Rubrik III 11 a in der Höhe des eintretenden Er- 
forderniſſes bewilligt und in das nächſtjährige Budget 
ein Betrag von 14.088 fl. 20 kr. zum Zwecke der 
Durchführung dieſer Reorganiſierung eingeſtellt. 

6. Bei proviſoriſchen Beſtellungen ſollen in erſter 
Linie zuſtändige Wiener deutſcher Abſtammung und 
unter dieſen geweſene Unterofficiere den Vorzug haben. 

7. Die Gemeinderaths-Beſchlüſſe vom 6. Juli 
1894, 33. 2561 und 4528 werden aufgehoben. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Schreiner zum Referate. (Gem.⸗Rath Dr. Geſſelbauer 
meldet ſich zum Worte.) Herr Gem.-Rath Dr. Geſſelbauer 
zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Geſſelbauer: Ich erlaube mir, neuerlich 
den Antrag auf Schluſs der Sitzung zu ſtellen und appelliere 
diesfalls an das collegiale Entgegenkommen der Herren von 
der Majorität, welchen es vielleicht bekannt war, dass in der 
heutigen Sitzung unſere Tagesordnung usque ad finem erledigt 
wird. Bei uns war dies leider nicht der Fall und wir haben 
daher unſere Dispoſitionen nicht danach treffen können. Wir 
werden in Zukunft bedacht ſein, gegen ſolche Überraſchungen, wie 
ſie heute vorgegangen ſind, uns zu ſichern. 

Ich bitte, den Antrag auf Schluss der Sitzung anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich mufs zurückweiſen, 
daſs es ſich hier um eine Überraſchung handelt. Es ſteht ja alles 
auf der Tagesordnung. Diejenigen Herren, welche auch dem früheren 
Gemeinderathe angehörten, wiſſen, dafs dringende Referate immer 
vorangehen. Aber ich will ja Gnade für Recht ergehen laſſen und 
ich ſage Ihnen, ich will nur noch den Herrn Gem.-Rath Schreiner 
referieren laſſen. (Rufe links: Iſt nicht da!) Das iſt ſehr zu De- 
dauern. Das ſage ich offen. Wenn ich von anderen Herren Col— 
legen erwartete, dafs fie hier bleiben, dann kann ich das auch von 
einem Stadtrathe erwarten. (Bravo! links.) Dann werde ich alſo 
nur noch den Herrn Collegen Hörmann referieren laſſen. Nach 
dieſem Referate erſcheinen die dringenden Referate erledigt und 
werde ich hier auch zum Schluſſe der Sitzung ſchreiten. 

26. Referent Gem.-Rath Hörmann: Zahl 7811. Project 
für den Canalbau in der Heinegaſſe im V. Bezirke. Das Stadt⸗ 
bauamt legt Ihnen ein Project vor, wonach in der Heinegaſſe 
ein Canalbau nach dem Profil II aus Beton hergeſtellt werden 
ſoll. Der Koſtenbetrag iſt 2044 fl. 55 kr. Nachdem dieſer Betrag 
nicht bedeckt iſt, muſs ein Zuſchuſscredit in der gleichen Höhe 
erwirkt werden, welcher in der Rubrik XXV 2 1 b einzuſtellen 
iſt. Der Stadtrath ſtellt den Antrag auf Bewilligung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich 
erſuche jene Herren, welche dem Referenten⸗Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange nommen. 
Beſchluſs: Für den Neubau eines Hauptunrathscanales in der 

Heinegaſſe bis zur Spengergaſſe im V. Bezirke wird 
zur Rubrik XXVII Ib ein Zuſchuſscredit in der 
Höhe von 2044 fl. 55 kr. bewilligt. 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wenn die Herren ge— 
neigt find — es iſt auf der vertraulichen Tagesordnung ein Stück, 
eine Gnadengabe für den 15. October — ſo würden wir das in 
der vertraulichen Sitzung erledigen. 

Die öffentliche Sitzung ift geſchloſſen; es findet eine 
kurze vertrauliche ſtatt. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung ¼9 Uhr abends.) 


Veſchluſs- Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 1. Oetober 1896. 
Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger. 

(7800.) Gem.-Nath Dr. Kupla beantragt den Fortbezug 
der Gnadengabe von jährlich 300 fl. vom 15. October 1896 an 
auf drei Jahre für Eva Stoitzner, Lehrerswitwe. 

(Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Sfenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 
2. Oetober 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters Joſef Strobach, des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Joſef 
Neumayer. 


Nürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Die Herren Gem.-Räthe Hipp, Dr. Porzer und 
Stiaßny entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Interpellatio nen zur 
Verleſung zu bringen. 

Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest): 

2. Interpellation des Gem. -Nathes Vurſcht: 

Nach einem in einem judenliberalen Blatte veröffentlichten Berichte über 
eine Verſammlung des Vereines der Fortſchrittsfreunde, welche am 29. Sep⸗ 
tember d. J. ſtattgefunden hat, ſoll der Reichsraths-Abgeordnete Noske ſowohl 
den Herrn Bürgermeiſter der Stadt Wien als auch die übrigen Mitglieder des 
Präſidiums in einer unerhörten Weiſe beſchimpft haben. 

Ich erlaube mir daher die Anfrage: 

Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun, um den Be— 
leidiger zur Rechenſchaft zu ziehen und ähnliche Beleidigungen in 
der Zukunft hintanzuhalten? 

Dürgermeifter: Ich erlaube mir, hierüber Folgendes zu 
bemerken. Die Anſchauungen eines Noske über meine Perſon ſind 
mir vollſtändig gleichgiltig. (Beifall links.) Beſchimpfende Außerungen 
desſelben richten ſich von ſelbſt und bedürfen daher keiner Zurück— 
weiſung. Je mehr ſolche Perſonen über mich und meine Collegen 
im Präſidium ſchimpfen, deſto mehr wird die Bevölkerung erkennen, 
auf welcher Seite ſich das Recht befindet. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatſchen links.) 

Schriftführer Gem.-Nath Närtl (liest): 

3. Anfrage des Gem.-Nathes Dr. Vogler und Genoſſen: 


Der Herr Bürgermeiſter hat in Beantwortung der von mir in der 
Sitzung vom 1. October 1896 eingebrachten Interpellation wegen ſeiner 


Außerungen zu einem Berliner Journaliſten geantwortet, daßs er vom Magiſtrate 
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kein Wort geſprochen, und dafs er damals von den Verhältniſſen und der Miss- 
wirthſchaft der früheren Judenliberalen geſprochen habe. 

Da Debatten über Interpellations-Beantwortungen nicht geſtattet find, 
ſehen wir uns genöthigt, neuerlich von dem geſchäftsordnungsmäßigen Rechte 
der Interpellation Gebrauch zu machen und ſtellen daher an den Herrn Bürger— 
meiſter die Anfrage: 

1. Hat der Herr Bürgermeiſter die Außerung: „Es wurde 
ein großes Becken aufgeſtellt, in dem ſich alle die Hände wuſchen“ 
mit Bezug auf die frühere liberale Majorität des Gemeinderathes 
gemacht? 

2. Wenn ja, auf welche Thatſachen vermag der Herr Bürger— 
meiſter ſeine in dieſer Außerung gelegene Anſchuldigung zu ſtützen? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu er— 
widern. Über meine eventuell privat gemachten Außerungen über 
die Thätigkeit der einen oder der anderen Partei, ſowie über meine 
diesbezüglichen Anſchauungen bin ich niemandem gegenüber ver— 
antwortlich. (Oho! rechts.) Das Interpellationsrecht bezieht ſich 
nur auf meine Thätigkeit als Bürgermeiſter, eventuell auf die 
Thätigkeit der mir als Bürgermeiſter untergeordneten Organe, nie 
und nimmer aber auf das, was ich als Privatmann thue. (Leb— 
hafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, die Anträge zur Ver— 
leſung zu bringen. (Gem.-Rath Dr. Mittler: Das iſt Ihnen 
heute nachts erſt eingefallen!) Ich bitte, Herr Dr. Mittler, 
Sie haben nicht das Wort. (Unruhe.) Wenn provociert wird, fo 
ſind Sie es, die provocieren. (Neuerliche Unruhe.) Ich bitte, meine 
Herren, um Ruhe. 


Schriftführer Hem.-Nath Tehofer (liest): 

4. Antrag des Gem.-Nathes Wimberger und Genoſſen: 

Die Wetterkataſtrophen, welche ſich im Laufe dieſes Jahres ereigneten, 
haben uns mit nicht zu verkennender Deutlichkeit bewieſen, dafs bisher in 
keineswegs genügender Weiſe allſeits für den entſprechenden Abfluſs von Hoch— 
wäſſern geſorgt iſt. Insbeſondere in jenen Stadttheilen, welche die Schmelz 
umfaſſen, ergab ſich bei den Unwettern nicht nur eine hochgradige Gefährdung 
des privaten Realbeſitzes, ſondern auch vielfach eine thatſächliche Beſchädigung 
desſelben, wie nicht minder auch eine ganz nahmhafte Beſchädigung der ver— 
hältnismäßig ſo mäßigen Bauten der Stadtbahn. 

Es wäre nun unverantworlich, wenn wir nicht alles aufbieten würden, 
um einer ſolch gefahrdrohenden Situation nach unſeren Kräften thunlichſt zu 
begegnen und in dem Schutze des materiellen Beſitzes unſerer Mitbürger und 
auch ihres Lebens, durch die Frage nach den Koſten, irgendwie beeinträchtigt 
würden. 

Die zumeiſt in dieſer Richtung gefährdeten Stadttheile ſind, wie ſchon 
vorbemerkt, jene, welche die Umrahmung der Schmelz bilden; und den Schutz 
derſelben bedingt eben die ſchleunigſte Vorſorge für eine eutſprechende Ableitung der 
großen Waſſermaſſen, die bei Unwettern, auf dem Schmelzer Felde ſich ſammelnd, 
in ihrem nicht beſchränkten Laufe ſo verheerende Wirkungen ausüben. 

Canaliſierung eines Theiles der Schmelz, und zwar desjenigen, auf 
welchem ſich der Friedhof befindet, vermag hier allein Abhilfe zu bringen. 

Wir wünſchen diesfalls eben die Pietät für die Dahingeſchiedenen mit 
der unvermeidlichen Fürſorge für die noch Lebenden nach Thunlichkeit zu ver— 
einigen ſuchen und es wird dies bei gutem Willen auch nicht ganz unmöglich 
fein. Wenn wir aber ſchou durch unſere Fürſorge für die Lebenden, alſo durch 
eine Canaliſierung des Friedhofterrains, gezwungen werden, die Pietät gegen 
die Verſchiedenen theilweiſe zu verletzen, fo ermöglicht uns dieſer Zwang zugleich 
auch die Schaffung neuer, insbeſondere in Anſeh ung der Schmelzer Infanterie— 
kaſerne erforderlicher Verkehrswege. 

Es ergeben ſich hienach folgende Anträge: 


1. Die Canaliſierung der Schmelz reſpective des Schmelzer 
Friedhofes iſt mit möglichſter Beſchleunigung, und zwar unter 
Grundlegung der projectierten Durchzüge durchzuführen. 

2. Die diesfälligen Durchzüge find unter einem für den Ver⸗ 
kehr in Stand zu ſetzen. 

3. Die durch dieſe Veranlagungen nicht berührten Theile 
des Friedhofes können nach Thunlichkeit vorerſt noch erhalten 
bleiben, ſollen aber in Hinkunft gemäß der diesfalls ſchon gefassten 
Beſchlüſſe nicht der Verbauung zugeführt, ſondern als Garten⸗ 
anlagen erhalten bleiben. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.-Rath Cehofer (liest): 

5. Antrag des Gem.⸗Nathes Sigmeth und Genoſſen: 

Die Gehwege von der Hütteldorferſtraße zum Baumgartener Friedhofe 
befinden ſich in ſehr ſchlechtem Zuſtaude; am 1. November (Allerheiligen) be⸗ 
ſuchen Tauſende von Menſchen den Friedhof und würden bei einem allfälligen 
ſchlechten Wetter die Wege dort unpaſſierbar ſein. 

Die Gefertigten erlauben ſich daher den Antrag zu ſtellen: 

Der Herr Bürgermeiſter wolle veranlaſſen, daſs eine gründ⸗ 
liche Ausbeſſerung der Gehwege dort noch vor dem 1. November 
vorgenommen werde. 


Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 
Schriftführer Gem.-Nath Cehofer (liest): 


6. Antrag des Gem.-Nathes Oppenberger und Genoſſen: 

In Aubetracht deſſen, dass trotz der triſten Verhältniſſe, unter denen der 
Gewerbeſtand zu leiden hat, derſelbe auch durch das derzeitige Gewerbegeſetz 
keinerlei Schutz erhält, und die Handels- und Gewerbekammer bei Entſchei— 
dungen und Gutachten immer nur ſich von der Rückſicht auf das Großcapital 
leiten läſst, wurde ſchon lange von Seiten des Gewerbeſtandes eine Trennung 
der Handels⸗ und Gewerbekammer gefordert. n 

Jedoch alle diesbezüglichen Petitionen an die beiden Häuſer des Reichs- 
rathes und alle von Expertiſen und auf Enquöten von Seiten der. Gewerbe— 
treibenden ausgeſprochenen Wünſche in dieſer Richtung blieben bisher voll- 
ſtändig unberückſichtigt. 

Daher erlaubt ſich Gefertigter zu beantragen: 


Der löbliche Gemeinderath möge dahin wirken, daſs die hohe 
Regierung endlich auf geeignetem Wege eine Trennung der Handels— 
und Gewerbekammer herbeiführe. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Cehofer (liest): 


7. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Vorzer und Genoſſen: 


Durch das Gesetz vom 14. Juni 1896, Nr. 196 R.⸗G.⸗Bl., iſt das allge⸗ 
meine Wahlrecht, wenn auch vorläufig noch in beſchränktem Umfange, für die 
Wahl in den Reichsrath eingeführt worden. Dieſe erfreuliche Erweiterung der 
Volksrechte muſs wohl conſequenterweiſe auch auf die Wahlen in den Landtag 
und in den Gemeinderath ausgedehnt werden, da es widerſinnig wäre, große 
Kreiſe des Volkes von dem Wahlrechte in die autonomen Vertretungskörper 
auszuſchließen, während ſie für das Parlament das Stimmrecht beſitzen und 
die Heranziehung der bisher vom Wahlrechte ausgeſchloſſenen Theile der Be— 
völkerung zur Ausübung desſelben auch in Gemeinde und Land nur dazu bei⸗ 
tragen kann, die legitime Geltendmachung von berechtigten Wünſchen einem 
Bevölkerungskreiſe zu ermöglichen, welcher bis jetzt durch die Geſetzgebung 
daran verhindert war. 

Es wird demnach der Antrag geſtellt: 


Der löbliche Gemeinderath wolle den Stadtrath beauftragen, 
bei Ausarbeitung der infolge eines früheren Antrages an den 
hohen n.-d. Landtag zu richtenden Petition wegen Anderung des 
Gemeindeſtatutes für die Reichshaupt- und Nefidenzitadt Wien vom 
24. December 1890 nebſt der Aufhebung des Stadtrathes auch 
die Aufnahme von geſetzlichen Beſtimmungen über die Erweiterung 
des Wahlrechtes für den Gemeinderath und die Bezirksausſchüſſe 
in der Richtung zu beantragen, dass jeder öſterreichiſche Staats— 
bürger männlichen Geſchlechtes, welcher das 24. Lebensjahr erreicht 
hat, eigenberechtigt iſt und ſich nicht im Concurſe befindet, eine 
Armenverſorgung genießt oder wegen eines gemeinen Delictes ver— 
urtheilt wurde, das active und paſſive Wahlrecht für den Gemeinde— 
rath und die Bezirksausſchüſſe erlange und demgemäß auch die 
Zahl der Gemeinderathsmandate entſprechend vermehrt werden. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 


Wir ſchreiten nun zur Erledigung der Tagesordnung. Zum 
Referate bitte ich Herrn Collegen Schreiner. 

8. Referent Gem.-Nalth Schreiner: Zahl 7729. Es iſt 
dies jenes Referat, welches ich Ihnen geſtern hätte erſtatten ſollen, 
als ich nach 1/,9 Uhr dazu aufgerufen wurde. Ich bitte Sie um 
Entſchuldigung, dafs ich nach 8 Uhr weggegangen bin; aber es 
ſteht mir nach § 12 der Geſchäfts ordnung das Recht zu, durch 
drei Sitzungen unentſchuldigt auszubleiben. (Widerſpruch links. Gem. 
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Rath Gregorig: Das gibt's nicht, die Stadträthe ſind bezahlt, 
das gilt nur für Gemeinderäthe.) 

Ich babe die Ehre zu referieren über die Comité⸗Einſetzung 
zur Ausarbeitung eines Organiſationsſtatutes für das Stadt— 
ſäuberungsweſen. Der Herr College Karl Lehofer hat einen 
Antrag eingebracht, betreffs der Reinigung der Straßen und Plätze 
in den Bezirken Wiens mit Ausnahme des I. Bezirkes. Er 
hat hier ausgeführt, welche Vortheile dies haben wird. Der 
Magiſtrat ſagt in ſeiner Außerung (liest): 

„In Entſprechung des Stadtraths-Beſcheides vom 20. Juli 
1896, Z. 5851, berichtet der Magiſtrat Folgendes: 

Auf dem Gebiete des Stadtſäuberungsweſens harren ſehr 
wichtige und in die ſtädtiſchen Finanzen tief einſchneidende Fragen 
ihrer Löſung, die nur bei gründlichem Studium und eingehender 
Berathung in einer den allgemeinen und den ökonomiſchen Inter— 
eſſen der Stadt entſprechenden Weiſe möglich ſein wird. 

Von dieſer Erwägung ausgehend, hatte der Magiſtrat die 
Abſicht, anläſslich der Berichterſtattung über die Kehrichtverfrach— 
tung, welche in allernächſter Zeit erfolgen wird, die Einſetzung 
eines Comités, beſtehend aus Mitgliedern des Stadt- beziehungs- 
weiſe Gemeinderathes, dem Magiſtrats-Referenten, einem Vertreter 
der Stadtbuchhaltung und des Stadtbauamtes zu beantragen, 
welches unter Beiziehung des Stadtſäuberungs⸗Inſpectorats und 
des Schaffers der Stadtſäuberung als Experten über alle Ange— 
legenheiten, welche die Reorganiſation des Stadtſäuberungsweſens 
betreffen, ſowie über die Einführung einer ſtaubfreien Kehricht— 
einſammlung und über die Kehrichtverwertung die Vorberathungen 
zu pflegen und ſodann die bezüglichen Anträge an den löblichen 
Stadt: beziehungsweiſe Gemeinderath zu ſtellen hätte. Referent 
kann daher den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Leho fer und 
Genoſſen auf Einſetzung eines Comit's von 19 Mitgliedern des 
löblichen Gemeinderathes nur wärmſtens befürworten. 

Was die sub Punkt 1 geſtellten Anträge betrifft, fo können 
dieſelben nach der Anſicht des Magiſtrates vorläufig nicht Gegen— 
ſtand der Berichterſtattung ſein, ſondern ſind von dem einzuſetzenden 


Comité zuerſt in Vorberathung zu ziehen.“ 


Der Stadtrath hat ſich dieſer Anſicht angeſchloſſen und hat 
beſchloſſen, Ihnen vorzuſchlagen, Sie mögen beſchließen, daſs aus 
jedem Bezirke ein Gemeinderath oder Stadtrath in dieſes Comité 
gewählt werde. Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? Herr Gem. 
Rath Dr. Geſſelbauer! 

Gem.-Nath Dr. Geſſelbauer: Ich möchte mir eine Anfrage 
an den Herrn Referenten erlauben. In welcher Weiſe ſoll die 
Zuſammenſetzung dieſes Comités erfolgen? Das ſteht hier nicht 
im gedruckten Antrage. Soll das Comité aus dem Plenum des 
Gemeinderathes oder bezirksweiſe gewählt werden? 

Bürgermeifler: Der Herr Referent! 

Referent: Jedenfalls aus dem Plenum, weil es dem Gemeinde— 
rathe zur Beſchluſsfaſſung vorgelegt wurde. 

Würgermeiſter: Herr College Tagleicht! 

Gem.-Nath Tagleicht: Der Vorſchlag, wie er vorliegt, iſt 
an und für ſich gut, aber die Art, die Zuſammenſetzung des 
Comités ſcheint mir ein Lapſus zu ſein. Ich halte nämlich dafür, 
daſs in dieſes Comité jedenfalls die Bezirksvorſteher einzuziehen 
beziehungsweiſe zu wählen ſind, weil naturgemäß die Herren 
Bezirksvorſteher und Bezirksausſchüſſe über die Bedürfniſſe ihrer 
Bezirke und auch im allgemeinen über das Säuberungsweſen gut 
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informiert ſind. Deshalb, glaube ich, es wären die Herren Bezirks— 
vorſteher in dieſes Comité zu wählen. Hingegen wäre aus dem 
Gemeinderathe eine geringere Anzahl als 19, alſo etwa ſechs Mit— 
glieder zu wählen, fo dass dann mit Hinzurechnung der 19 Bezirks— 
vorſteher dieſe Commiſſion aus 25 Mitglieder beſteht. Jedenfalls 
wären dieſe 25 Mitglieder qualitativ und quantitativ der Sache 
vollkommen gewachſen. Ich empfehle Ihnen, meine Herren, dieſen 
Antrag, weil er für den Gegenſtand wirklich von Wert und 
nützlich iſt. 

Vürgermeiſter: Der Herr Referent! 

Referent: Ich mus auf dem Stadtraths-Antrage beharren. 
Die Herren Bezirksvorſteher können allenfalls als Experten bei— 
gezogen werden. Es kann die Commiſſion ja beſchließen, die 
betreffenden Bezirksvorſteher beizuziehen oder nicht, denn es ſteht 
der Commiſſion frei, irgendwelche Experten zu beſtimmen, die 
natürlich kein Stimmrecht, ſondern nur eine berathende Stimme 
haben. 

Mürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Tagleicht! 

Gem.-⸗Nath Tagleicht: Ich bitte, zur Aufklärung! Der 
Herr Referent iſt im Irrthum. Es iſt im allgemeinen nicht möglich, 
daſs eine gewählte Commiſſion ohne Zuſtimmung des Gemeinde— 
rathes Experten vernimmt oder jemanden cooptiert, auch würde ein 
ſolcher Herr nur berathende und keine beſchließende Stimme haben. 
War alſo der Herr Referent darüber im Irrthum, ſo glaube ich, 
daſs er andererſeits nicht beſtreiten wird, das der Vorſchlag, wie 
ich ihn gemacht habe, nützlich iſt. 

Bürgermeiſter: Stellen alſo Herr Gem.-Rath Tagleicht 
einen Antrag? . 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich habe es ſchon vorher gethan, 
Herr Bürgermeiſter. 

Vürgermeiſter: Möchten Sie es ſchriftlich überreichen! 

Gem. -Nath Fagleicht: Der Antrag beſteht darin, daſs an 
Stelle der vom Herrn Referenten vorgeſchlagenen 19 Gemeinde— 
räthe in die Commiſſion die 19 Bezirksvorſteher und ſechs Gemeinde— 
räthe gewählt werden ſollen ſo daſs die Commiſſion aus 
25 Herren beſteht. Beſtehen Herr Bürgermeiſter darauf, daſs ich 
dies zu Papier bringe? 

Vürgermeiſter: Nein, nein. — Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger! 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Meine Herren! Ich 
erlaube mir, Sie darauf aufmerkſam zu machen, dass der Herr 
Vorredner die Beſtimmungen der Geſchäftsordnung nicht kennt. 
(Gem.⸗Rath Tagleicht: Ich kenne ſie. — Heiterkeit links.) 

Eine jede Commiſſion, welche von Seiten des Gemeinderathes 
gewählt wird, hat dieſelbe Geſchäftsordnung wie der Stadtrath, 
beziehungsweiſe der Gemeinderath; natürlich mit gewiſſen Aus— 
nahmen, welche durch die Natur der Geſchäfte ſelbſt bedingt ſind. 
Es iſt auch daher jede ſolche Commiſſion berechtigt, Experten zu 
vernehmen und iſt auch daher berechtigt, die Bezirksvorſteher zu 
vernehmen. Es wäre höchſt eigenthümlich, wenn wir heute eine 
Commiſſion aus den 19 Bezirksvorſtehern und ſechs Gemeinde— 
räthen wählen würden. Ich empfehle Ihnen die Anträge des 
Stadtrathes. (Beifall links. — Gem.⸗Rath Tagleicht: Nur alles 
beichließen !) 

Dürgermeifter: Der Herr Referent! 

Referent: Ich möchte dem Herrn Gem.-Rath Tagleicht 
nur erwidern, daſs ja der Magiſtratsreferent, der Vertreter der 
ſtädtiſchen Buchhaltung, das Stadtbauamt unter Beiziehung des 
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ſtädtiſchen Säuberungs⸗Inſpectors und des Schaffers der ſtädtiſchen 
Säuberung als Experten der Commiſſion angehören. Der Com- 
miſſion ſteht es ja frei, die Bezirksvorſteher ebenfalls als Experten 
beizuziehen und zu vernehmen. Ich bitte um Annahme des Antrages 
des Stadtrathes. 

Würgermeiſter: Die Debatte ift geſchloſſen. Zum Worte ift 
niemand mehr gemeldet. Wünſcht Herr Gem.-Nath Tagleicht, 
daſs fein Antrag zur Abſtimmung gelangt oder nicht? (Rufe links: 
Laſſ' geh'n! — Gem.⸗Rath Tagleicht: Nun, ich ziehe den Antrag 
zurück!) Ein Gegenantrag iſt alſo nicht geſtellt worden. Jene 
Herren, welche mit dem Referentenantrag einverſtanden ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Zur Ausarbeitung eines Organiſationsſtatutes für 

das Stadtſäuberungsweſen iſt ein Comité von 19 Mit⸗ 
gliedern des Gemeinderathes in der Art einzuſetzen, 
daſs aus jedem Bezirke ein Gemeinderath zu entſenden iſt. 

Nürgermeiſter: Ich möchte noch auf eine Außerung zurüd- 
kommen, welche Herr Gem.-Rath Schreiner zu Beginn ſeines 
Referates gemacht hat. Er hat gemeint, dass jedem Gemeinderathe 
das Recht zuſtehe, von drei Sitzungen wegzubleiben, das iſt 
allerdings mit Rückſicht auf den $ 12 der Geſchäftsordnung richtig. 
Es heißt aber hier ausdrücklich, dafs, wenn ein Gemeinderath 
durch mehr als drei aufeinanderfolgende Sitzungen wegzubleiben 
ſich erlaubt, er ſchriftlich aufzufordern iſt, ſeiner Verpflichtung 
nachzukommen. Ich hoffe, dafs die Anſchauung des Herrn 
Collegen Schreiner bei der Majorität vereinzelt bleiben werde, 
denn ein jeder mufs ſoviel Pflichtgefühl habet, dass er in jeder 
Sitzung des Gemeinderathes erſcheint. (Lebhafter Beifall links. — 
Ruf rechts: Beſonders ein Stadtrath !) 

Gem.-Nath Schreiner: Ich bitte um das Wort zu einer, 
perſönlichen Bemerkung. 

Vürgermeiſter: Jetzt gibt es keine perſönliche Bemerkung. 
— Herr Dr. Mittler zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Mittler (zur Geſchäftsordnung): Es hat 
ein Mitglied des Gemeinderathes das Wort zu einer perſönlichen 
Erklärung verlangt. Dieſes Wort wurde ihm abgeſchnitten. Wir 
müſſen darauf beſtehen, dafs gegen jeden Gemeinderath, welcher 
Partei immer er angehört, die Geſchäftsorduung gehandhabt werde 

Vürgermeiſter: Ich frage den Herrn Collegen Schreiner. 
ob er jetzt auch noch darauf beſteht, daſs er das Wort bekommt, 
nachdem Herr Dr. Mittler das Verlangen geftellt hat. (Gem. 
Rath Schreiner verzichtet.) Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger 
zur Geſchäftsordnung! 

Vice-Bürgermeiſter Dr. CTueger: Meine Herren! Es iſt 
jetzt Mode, die Verhandlungen des Gemeinderathes durch Be— 
merfungen zur Geſchäftsordnung zu verzögern. (Gem.-Rath 
Dr. Vogler: Das iſt früher nicht dageweſen?) Ich bitte, Herr 
Dr. Vogler, mich gefälligſt reden zu laſſen; dann können Sie 
ſich zum Worte melden. Ich will nur beweiſen, dafs die Herren 
die Geſchäftsordnung, die ſie ſelbſt gemacht haben, gar nicht kennen. 
Eine perſönliche Bemerkung gibt es nur innerhalb der Debatte. 
Nach einer Abſtimmung gibt es gar keine perſönliche Bemerkung 
mehr; da kann man ſich das Wort zur Geſchäftsordnung erbitten, 
aber nicht zu einer perſönlichen Bemerkung. 

So iſt die Sache, meine Herren! Ich bitte, die Geſchäfts— 
ordnung zu leſen und dieſelbe endlich einmal ſo zu handhaben, 
wie ſie gehandhabt werden ſoll und nicht immer durch geradezu 
lächerliche Bemerkungen zur Geſchäftsordnung die Verhandlungen 
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zu verzögern. (Lebhafter Beifall links. — Gem.⸗Rath Dr. Mittler: 
Die können plauſchen, was ſie wollen.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte, Herr Dr. Mittler, Sie haben 
nicht das Wort. Das Wort hat Herr Gem.-Rath Dr. Vogler 
zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich mufs zunächſt die Bemerkung 
des Herrn Vice⸗Bürgermeiſters zurückweiſen: „lächerliche Bemer— 
kungen“. Widerſpruch links.) Das iſt ein unpaſſender Ton, der 
wirklich von Seite des Präſidiums nicht angemeſſen iſt. In der 
Sache aber hat der Herr Vice-Bürgermeiſter vollſtändig Unrecht. Der 
Herr College Schreiner hat hier eine auf die Gefchäftsorduung 
ſich beziehende Bemerkung gemacht und hat ſich ausdrücklich auf 
einen Paragraph der Geſchäftsordnung bezogen; er hat geglaubt, 
daſs ihm auf Grund dieſes Paragraphen das Recht zuſtand, aus 
dem Sitzungsſaale ſich zu entfernen. Darauf hat der Herr Bürger— 
meiſter an der Hand der Geſchäftsordnung wieder eine geſchäfts— 
ordnungsmäßige Bemerkung gemacht. Wenn die Interpretation der 
Geſchäftsordnung ... (Stürmiſche Unterbrechung links. — Rufe: 
Hören Sie nicht auf? Sie verzögern alles.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte Sie um Ruhe und den Herrn 
Redner ausreden zu laſſen. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (fortfahrend): Wenn die Inter— 
pretation der Geſchäftsordnung in Frage gezogen wird, ſteht es jedem 
Mitgliede der Verſammlung frei, das Wort zu ergreifen und dazu zu 
reden. Infolge deſſen hat Herr Dr. Mittler recht gehabt, dieſe 
Bemerkung zur Geſchäftsordnung zu machen und auch Herr Col— 
lege Schreiner wäre hiezu berechtigt geweſen. Auch kann ſich 
der Herr Vice-Bürgermeiſter nicht darauf berufen, dafs jetzt allzu— 
häufig von dem Rechte, zur Geſchäftsordnung zu ſprechen, Ge— 
brauch gemacht wird, weil gerade unter dem früheren Regime von 
ſeiner Seite und gerade von ſeiner Perſon außerordentlich häufig 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht wurde. 

Würgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger zur 
Geſchäftsordnung. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): 
Es iſt gut, wenn wir die Geſchichte jetzt durchmachen. Zur Ge— 
ſchäftsordnung bemerke ich Folgendes: 

Herr College Schreiner hat ſich zu einer perſönlichen Be— 
merkung das Wort erbeten und ich habe erklärt, es gibt kein 
Wort zur perſönlichen Bemerkung außerhalb der Debatte, und nun, 
geehrter Herr College Dr. Vogler, leſen Sie mit mir den 
§ 30 der Geſchäftsordnung. In dieſem Paragraph heißt der 
Punkt 5: 

„Wenn ſolche Thatſachen oder perſönliche Beziehungen be— 
richtigt werden wollen, fo werden dieſe Berichtigungen nach dem 
Schluſsworte des Berichterſtatters entgegengenommen.“ 

Das iſt alſo klar und deutlich. (Widerſpruch rechts.) Meine 
Herren, das iſt doch jo klar, dafs das nur innerhalb der Debatte 
vorkommen kann. Wenn wir früher zur Geſchäftsordnung geſprochen 
haben, fo haben wir gewuſst, was wir reden. (Widerſpruch rechts 
und lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) Gerade weil die 
Geſchäftsordnung oft in der unglaublichſten Weiſe gehandhabt 
würde, müſſen wir auf deren genauer Einhaltung beſtehen. Ihre 
Bemerkungen aber waren noch nie in der Geſchäftsordnung be— 
gründet! Das nur zur perſönlichen Berichtigung. | 

Mürgermeiſter: Die Angelegenheit ift beendet, ich bitte den 
Herrn Referenten, fein Referat zu erftatten. 
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9. Referent Gem.-Rath Weſſely: Zahl 8009. (Unruhe. 
— Gem.⸗Rath Dr. Mittler ruft dazwiſchen.) 

Würgermeiſter: Ich bitte, Sie provocieren ſchon wieder. 
(Gem.-Rath Dr. Mittler: Ich habe nicht provociert.) Ich bitte, 
verhalten Sie ſich ruhig, Sie haben nicht das Recht, die Ver— 
ſammlung zu ſtören! 

Referent (fortfahrend): Der Oſterreichiſche Langſhanzüchter— 
Club iſt beim Gemeinderath um einen Ehrenpreis bittlich geworden. 

Unter Hinweis auf die Außerung des Marktamtes hat der 
Magiſtrat beantragt, es ſei dem genannten Club anläfslich der 
vom 4. bis 8. October 1896 ſtattfindenden Ausſtellung ſeines Zucht— 
materiales ein Betrag von 50 Kronen in Gold als untheilbarer 
Ehrenpreis der Stadt Wien zu bewilligen und dieſe Auslage auf 
den Reſervefond zu verweiſen. 

Der Stadtrath empfiehlt Ihnen dieſen Antrag zur Annahme, 
und ich bitte um ihre Zuſtimmung. 

Bürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, bringe ich den Antrag des Herrn 
Referenten zur Abſtimmung. Wer für den Referenten-Antrag 
iſt, wolle die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange— 
nommen. 

Beſchluſs: Dem Oſterreichiſchen Langſhanzüchterclub wird 
anläſslich der am 4. bis 8. October d. J. ſtattfinden⸗ 
den Ausſtellung ſeines Zuchtmateriales ein Betrag von 
50 Kronen in Gold als untheilbarer Ehrenpreis der 
Stadt Wien bewilligt und dieſe Ausgabe auf den 
Reſervefond verwieſen. 

Würgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Dr. Mayreder. 

10. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 7952 
beantragt Ihnen der Stadtrath eine Abänderung der ſeinerzeitigen 
Gemeinderaths-Beſchlüſſe bezüglich der Arbeiten des rechtsſeitigen 
Hauptſammelcanales. Die Offertausſchreibung für dieſe Arbeiten hat 
nämlich ein jo ungünſtiges Reſultat ergeben, dafs der Stadtrath nicht 
in der Lage war, ſich für eines der Offerte zu entſcheiden. Es haben 
nämlich im ganzen nur zwei Firmen eingereicht, Anton Sykora 
für das obere Baulos: Theilſtrecke von der Poſtgaſſe bis zum 
Wienfluſs, mit einer Aufzahlungsforderung von 16% q und die 
Union⸗Baugeſellſchaft für beide Bauloſe, und zwar für das obere 
Baulos mit einem Aufſchlage von 45% und für das untere 
Baulos vom Wienflufs bis zur Sophienbrücke mit einem Aufſchlage 
von 33%. Der Stadtrath konnte ſich auch nicht entſchließen, der 
Firma Sykora dieſe Arbeit zu übertragen, und zwar aus verſchie— 
denen Gründen techniſcher Natur. Noch weniger konnte er ſich ent⸗ 
ſchließen, dieſe Arbeit der Union-Baugeſellſchaft zu übergeben, weil 
die Aufgebote von 33 und 45% in den geſchäftlichen Rückſichten 
nicht begründet erſcheinen. Es iſt aber noch ein anderes Moment, 
welches die Preiſe für dieſe Bauten höher hinaufgeſchraubt hat 
als es nothwendig wäre, nämlich der Umſtand, dass dieſe Arbeit 
ohne den Schutz der in Ausſicht geſtellten oberſten Schleuſe in 
Nufsdorf hergeſtellt werden müſste. Dem Programme der Ver— 
fehrsanlagen entſpricht nämlich bloß, daſs die Gemeinde Wien 
den Sammelcanal überhaupt erſt dann zur Ausführung bringt, 
wenn die oberſte Schleufe in Nuſsdorf hergeſtellt iſt, daher die Waſſer⸗ 
ſtandverhältniſſe längs des Donaucanales geregelt ſind. Trotzdem nun 
dieſe Arbeit in Nussdorf, welche nicht von der Gemeinde, ſondern von 
der Donauregulierungs⸗Commiſſion durchgeführt wird — ich betone 
das, weil immer der Gemeinde Wien der Vorwurf gemacht wird, 
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dass fie beſonders verzögernd auf die Verkehrsanlagen einwirke — 
trotzdem alſo dieſe Arbeiten noch beiweitem nicht ſoweit gediehen 
waren, dass ein gewiſſer Schutz durch fie eingetreten wäre, hat 
die Gemeinde bereits den ganzen linksſeitigen Hauptſammelcanal 
fertiggeſtellt und den rechtsſeitigen auch bis zur Poſtgaſſe, bis 
zu welcher Strecke er auch bereits functioniert und mit Noth— 
ausläſſen gegen den Donaucanal verſehen iſt. 

Nachdem alſo nach dem Programme der Verkehrsanlagen die 
Nothwendigkeit nicht vorhanden iſt, auch den weiteren Theil, der 
durch die misslichen Waſſerſtandverhältniſſe im Donaucanal die 
Koſten noch mehr erhöhen würde, heute ſchon auszuführen, bean— 
tragt Ihnen der Stadtrath, dieſe Arbeiten vorläufig zu verſchieben, 
bis zu dem Zeitpunkte, wo dieſe Donaucanalarbeiten in Nufsdorf 
fertiggeſtellt ſein werden. Nachdem aber durch den Bau der Wien— 
thallinie, und ſpeciell des Bahnhofes Hauptzollamt, die Noth— 
wendigkeit vorhanden iſt, wenigſtens jenen Theil des rechtsſeitigen 
Hauptſammelcanales früher fertigzuſtellen, welcher unter dem 
Bahnkörper ſich befindet, wird beantragt, den Theilkoſtenvoranſchlag 
und das Theilproject für dieſe Strecke heute zu genehmigen, damit 
dadurch der Magiſtrat neuerdings in die Lage geſetzt wird, eine 
Offertverhandlung bezüglich dieſer Theilſtrecke auszuſchreiben. Die 
Dringlichkeit, mit der dieſe Angelegenheit behandelt wird, liegt 
eben darin, daſs der Stadtrath durch die Offertausſchreibung zu 
keinem Reſultate gekommen iſt, dennoch aber nach Thunlichkeit 
eine Verzögerung dieſer Arbeiten vermeiden will, die ſich ja da— 
durch ergibt, daſs wir weitere drei Wochen durch die neue Offert— 
ausſchreibung verlieren. Ich empfehle Ihnen daher die Annahme 
der vorliegenden Anträge, welche lauten (liest): 

„Der Gemeinderath wolle bezüglich der weiteren Ausführung 
des rechtsſeitigen Hauptſammelcanales und über das Ergebnis der 
wegen Sicherſtellung der Arbeiten im Bauloſe IVb und V, um— 
faſſend die Strecke des Sammelcanales zwiſchen der Poſtgaſſe und 
Sophienbrücke, am 9. September 1896 ſtattgehabten Offertver— 
handlung, folgende Beſchlüſſe faſſen: 

1. Die Ausführung des Sammelcanales in der weiteren 
Strecke von der Poſtgaſſe abwärts bis zur Sophienbrücke iſt zu 
verſchieben, bis die Abſperrvorrichtung und Schleuſe in Nuſs— 
dorf fertiggeſtellt iſt und die Bauarbeiten daher ungehindert von 
den Hochwäſſern des Donaucanales durchgeführt werden können. 

2. Hienach iſt das Ergebnis der wegen Vergebung der Bau⸗ 
arbeiten für die Strecke des Sammelcanales zwiſchen der Poſt— 
gaſſe und Sophienbrücke (Baulos IV b und V) am 9. September 
1896 ſtattgehabten Offertverhandlung abzulehnen. 

3. Die Fortſetzung des Baues des rechtsſeitigen Haupt⸗ 
ſammelcanales hat ſich vorläufig auf die Strecke zwiſchen dem 
Wienfluſſe und der Invalidengaſſe zu beſchränken und iſt dieſe 
Theilſtrecke im Hinblicke auf den Stadtbahnbau nächſt dem Haupt- 
zollamts⸗Bahnhofe ſofort in Ausführung zu bringen. 

4. Der vom Stadtbauamte für dieſe Theilſtrecke des rechts— 
feitigen Hauptſammelcanales vorgelegte Koſtenanſchlag V b wird 
mit dem Geſammterforderniſſe von 117.968 fl. 22 kr. genehmigt.“ 

Vürgermeiſter: Herr College Schönbichler. 

Gem.- Rath Schönbichler: Ich erlaube mir, den Antrag zu 
ſtellen, daſs man eine engere Concurrenz zwiſchen den betheiligten 
Firmen veranlaſſe, denn es iſt doch eigenthümlich, dafs die Arbeit 
einer zukommen fol. Man wird gewiſs nicht lange Zeit dazu 
brauchen, das kann innerhalb drei, vier Tagen geſchehen. 

Ich empfehle Ihnen dieſen Antrag. 


Nr. 80. — 6. October 1896. — Gemeinderaths-Sitzung vom 2. October 1896. 


N 


Referent: Es beſteht da ein Irrthum, es ſoll eine allgemeine 
Concurrenz aus geſchrieben werden, die Arbeit fol nicht einem ein— 
zelnen überlaſſen werden. Die Offertausſchreibung iſt aber nicht 
Gegenſtand des Gemeinderaths-Beſchluſſes, ſondern der Magiſtrats— 
thätigkeit. 

Gem.-Ralh Schönbichler: Ich bitte um Entſchuldigung, ich 
habe geglaubt, es wird mit einer Firma abgeſchloſſen. 

Bürgermeister: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet. 
Ich bringe nun den Antrag des Stadtrathes zur Abſtimmung und 
bitte jene Herren, welche für dieſen Antrag ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Veſchluſs: Die vorſtehenden vollſtändig zur Verleſung gebrachten 
vier Punkte des Referenten-Antrages. 

Mürgermeiſter: Ich conſtatiere die Anweſenheit von mehr als 
92 Mitgliedern des Gemeinderathes; wir werden nunmehr jene 
Stücke in Verhandlung nehmen, zu welchen eine qualificierte 
Majorität nothwendig iſt. Ich bitte Herrn Collegen Seichert 
zum Referate. 

11. Referent Gem.-Nath Seichert: Ich habe die Ehre, zur 
Zahl 7758 zu referieren. Es betrifft das ein Offert des Karl 
Hörandner auf Überlaſſung von Theilen der Cat.-Barc, 21/17, 
E.⸗Z. 226, Fünfhaus, und der Cat.⸗Parc. 1696/2, E.⸗Z. 431, 
VII. Bezirk, im Tauſchwege gegen einen Theil der E.⸗Z. 1041, 
VI. Bezirk (Beil. Nr. 111). Die Herren haben die diesbezüglichen 
Planſkizzen in der Hand; es find das die Planſkizzen A und II. 
Am Ausgange der verlängerten Mittelgaſſe in die Gürtelſtraße 
ſowohl, als auch am Ausgange der Neuſtiftgaſſe in die Peyerlgaſſe 
im VII. Bezirke beſitzen die Eheleute Hörandner Baugründe, 
welche an den Linienwall, welcher der Gemeinde Wien angehört, 
anſtoßen. Es ſollen im gegenſeitigen Intereſſe folgende Grundtrans— 
actionen vorgenommen werden, und zwar: Die Eheleute Hörandner 
bekommen an Baugrund die Figur a, e und d des Planes II, 
außerdem die Figur ab cd des Planes A; hingegen bekommt die 
Gemeinde einen Baugrund, welcher auf dem Plane II verzeichnet 
und mit den Buchſtaben aih umſchrieben iſt. Der Schluſßs— 
effect dieſer Transaction iſt folgender: Die Eheleute Hörandner 
erwerben ein Ausmaß von 133 m? Baugrund, die Gemeinde hin— 
gegen 210 m?. Es ift dies ein überſchuſs von 76·3 m? zu Gunſten 
der Gemeinde Wien. Hingegen müſſen die Eheleute Hörandner 
folgende Straßengründe in Tauſch nehmen, und zwar: nach dem 
Plane II die Figur a c b a im Ausmaße von circa 19 m? und 
andere Figuren im Geſammtausmaße von 323˙5 m?. Hingegen 
bekommt die Gemeinde Wien an Straßengrund die Figur 
a 6 J d im Ausmaße von 42 m2. Außerdem, daßs dieſe Gründe 
derart ausgetauſcht werden, wie ich hier ausgeführt habe, zahlen 
die Eheleute Hörandner an die Commune Wien einen Betrag von 
4600 fl. Der Stadtrath ſtellt ſomit folgenden Antrag zur Geneh— 
migung, und zwar (liest): | 

„Die Gemeinde Wien überläjst den Eheleuten Karl und 
Antonie Hörandner zum Zwecke der Arrondierung ihrer Realitäten 
&.-38. 1207 und 1208, VI. Bezirk, einen Theil der Cat.⸗Parc. 21/17, 
E.⸗Z. 226 Fünfhaus, Figur a 6 ea (Plan II), im Ausmaße 
von 3170 m?, ferners dem Karl Hörandner einen Theil der 
Linienwallparcelle 1696/2, E.⸗Z. 431, VII. Bezirk, Figur a bed ea 
(Plan A), im Ausmaße von circa 102 m? behufs Arrondierung 
feiner mit den Buchſtaben o db! al ce umſchriebenen, aus Theilen der 
E.⸗Z8. 410 und 412, VII. Bezirk, beſtehenden Bauſtelle, wogegen die 
Eheleute Hörandner von der ihnen gehörigen Realität E.⸗Z. 1041 
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VI. Bezirk, dem im Plane IT mit den Buchſtaben a h i a 
bezeichneten Theil im Ausmaße von circa 210 m? behufs Bildung 
einer Bauſtelle an der Ecke des Mariahilfergürtels und der Mittel— 
gaſſe laſtenfrei in das Eigenthum der Gemeinde übertragen. 
Dieſe Transaction wird unter folgenden Bedingungen ab— 
geſchloſſen: 
a) Die Eheleute Hörand ner bezahlen binnen 8 Tagen nach 
Verſtändigung von der Genehmigung obiger Transaction 
einen Barbetrag von 4600 fl. an die Gemeinde, worauf 


Sofort die gegenſeitige Beſitzübergabe reſp. Übernahme ſtattfindet. 


b) Die Eheleute Hörandner verpflichten ſich, ſofort den mit den 
Buchſtaben & 6 1 d umfchriebenen Theil der Realität 
E.⸗Z. 1207 VI. Bezirk (Plan II), im Ausmaße von circa 42 m? 
ohne Entſchädigung laſtenfrei und im richtigen Niveau als 
Straßengrund an die Gemeinde abzutreten. 

c) Letztere verpflichtet ſich, folgende Grundtheile zur grund— 
bücherlichen Abſchreibung bringen zu laſſen: 

a) Figur a b c a (Plan II) im Ausmaße von circa 19 m?, 

Theil der Linienwallparcelle 1427/4 E. Z. 1050 VI. Bezirk; 

6) Figur II, III, IV, V, VI, VII, VIII, II, Theil der Cat.⸗ 

Parc. 21/16, E.⸗Z. 289 Fünfhaus und Figur IV, V, VI, 
VII, VIII oe da Y IV, Theil der Cat.⸗Parc. 21/17, 
E.⸗Z. 226 Fünfhaus (Plan II) im Geſammtausmaße von 
323·50 m?. 

d) Die Gemeinde Wien ertheilt ihre Einwilligung zur grund— 
bücherlichen Löſchung des auf den E.⸗Z3. 1207 und 1208 
VI. Bezirk intabulierten Bauverbotes, ſowie der auf E.-3. 1207 
intabnlierten Wegſervitut auf Koſten der Eigenthümer dieſer 
Realitäten. 

e) Die Vertragskoſten tragen beide Theile zur Hälfte, die Über⸗ 
tragungsgebüren jeder Contrahent nach Maßgabe der von 
ihm zu erwerbenden Grundflächen.“ 

Es liegt das im beiderſeitigen Intereſſe, und ich empfehle 
Ihnen die Anträge des Stadtrathes, die ſehr gründlich durchberathen 
worden ſind, zur Annahme. 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand hiezu das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Nachdem niemand das Wort wünſcht, bringe ich die 
Anträge des Stadtrathes zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, 
welche mit den Anträgen einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Dieſe Anträge find mit mehr als 70 Stimmen ange 
nommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 

Vürgermeiſter: Ich bitte den Herrn Referenten fortzufahren. 

12. Referent Gem.-Nath Seichert: Ich habe hier das 
Referat Zahl 7666. Es iſt das dasjenige Referat, welches ich 
anlässlich der geſtrigen Gemeinderaths⸗Sitzung hätte vorbringen 
ſollen, welches ich auch theilweiſe zum Vortrage gebracht habe, 
welches aber deshalb unterbrochen werden muſste, weil die Anweſenheit 
von 92 Gemeinderäthen nicht zu conſtatieren war. Ich werde des— 
halb, weil ich jetzt Gemeinderäthe hier vorfinde, welche geſtern 
nicht anweſend waren, doch Veranlaſſung nehmen, etwas zu 
recapitulieren, was ich geſtern bereits erwähnt habe. 

Samuel Ritter v. Hahn beſitzt zwiſchen der Favoritenſtraße 
und Kriehubergaſſe, anliegend an den Linienwall, ein langgeſtrecktes 
Territorium, welches mit den Linienwallgründen im Tauſchwege 
gegenſeitig zu arrondieren iſt. 
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Dieſes Übereinkommen, welches im gegenſeitigen Intereſſe 
der Gemeinde ſowohl, als auch des Samuel Ritter v. Hahn 
gelegen iſt, wurde ſchon ſeinerzeit, und zwar am 5. October 1895 
durch den ſeinerzeitigen landesfürſtlichen Commiſſär Dr. v. Friebeis 
genehmigt, und zwar in der Weiſe, dass der Austauſch gegenſeitig 
ohne eine Aufzahlung zuſtande hätte kommen ſolleu. 

Anläſslich der Verſchiebung der Trappelgaſſe, welche ſich des— 
halb als nothwendig herausgeſtellt hat, weil eine neue Parcellierung 
der Gründe zwiſchen der Schönburg⸗, Blechthurm⸗, Starhemberg— 
und Schelleingaſſe hätte vorgenommen werden müſſen, wurde dieſes 
Übereinkommen ganz bedeutend alteriert. Ritter v. Hahn wollte 
von dem früheren Principe nicht Gebrauch machen, daſs man die 
Gründe wieder gegenſeitig derart austauſcht, daſs keine Aufzahlung 
erfolgt, ſondern er hat etwas mehr Gründe erwerben wollen. Dieſe 
Gründe ſind hier im Plane verzeichnet. Die Herren werden ſie 
finden, wenn ſie den Plan anſehen und die frühere Trappelgaſſe 
betrachten. In der Verlängerung dieſer liegen die zwei Gründe. 
Es iſt ein kleines Dreieck im Ausmaße von 1 m? und ein Trapez 
im Ausmaße von 93 m?. 

Herr Ritter v. Hahn erwirbt nun circa 94 m? mehr als 
die Gemeinde. Hiefür bezahlt aber Herr Ritter v. Hahn an die 
Gemeinde 6790 fl., und außerdem verpflichtet er ſich, dafür, daſs 
die Gemeinde ſeine Straßengründe, welche in das öffentliche Gut 
zu ſchreiben ſind, in das richtige Niveau bringt, eine Aufzahlung 
von rund 1000 fl. zu leiſten. 

Der Schlufseffect, den dieſe Grundtransaction haben wird, 
iſt folgender: Die Gemeinde erwirbt 15, Herr Ritter v. Hahn 
12 Bauſtellen, die Gemeinde bekommt im ganzen 2978 m? Bau— 
grund, wogegen Herr Ritter v. Hahn nur 2522 m? Baugrund 
bekommt. Außerdem bekommt noch die Gemeinde einen ſogenannten 
reſervierten Straßengrund, der nicht in das öffentliche Gut ge— 
ſchrieben, und der ſeinerzeit auch theilweiſe an die Anrainer dieſes 
Straßengrundes verkauft werden kann, im Ausmaße von 350 mz. 
Von Seite der Gemeinde werden circa 1000 m2 und von Seite 
des Herrn Ritter v. Hahn circa 1988 m? in das öffentliche Gut 
geſchrieben werden. 

Die Vorlage, wie ſie ſich uns hier darſtellt, iſt für die Ge— 
meinde ſehr vortheilhaft, und da fie im gegenſeitigen Intereſſe 
gelegen iſt, ſo bittet der Stadtrath, dieſer Vorlage Ihre Zu— 
ſtimmung zu geben. 

Vielleicht werden die Herren davon abſtehen, dass ich Ihnen 
alle genaueren Details auseinanderſetze, was die Gemeinde und 
was Herr Ritter v. Hahn bekommt. 

Vürgermeiſter: Die Herren haben die Vorlage in Händen 
und ich erlaube mir daher die Anfrage: Soll der Herr Referent 
die Anträge verleſen oder nicht? (Rufe: Nein!) Wünſcht jemand 
hiezu das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es meldet ſich niemand, 
ich bringe daher die Anträge zur Abſtimmung. 

Jene Herren, welche für die Referenten-Anträge ſind, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich conſtatiere, dass der 
Antrag mit mehr als 70 Stimmen angenommen wurde. 
Beſchluſs: Das auf Grund der Verfügung des Herrn k. k. 

Bezirkshauptmannes vom 7. October 1895, Z. 8084, 
zum Zwecke der Durchführung der Starhemberg-, 
Schönburg⸗, Trappel⸗, Blechthurm⸗ und Schellein⸗ 
gaſſe, ſowie behufs Arrondierung der zwiſchen der 
Favoritenſtraße und Kriehubergaſſe gelegenen, theils 
im Eigenthume der Gemeinde Wien, theils im Eigen⸗ 
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thume des Samuel Ritter von Hahn ſtehenden Grund— 
complexe E.⸗ZZ. 89 und 145, IV. Bezirk, abgeſchloſſene 
Übereinkommen wird im Hinblick auf die zufolge Ver⸗ 
fügung des Herrn k. k. Bezirkshauptmannes vom 
26. Februar 1896, Z. 1393, genehmigte Verſchiebung 
der Baulinien der verlängerten Trappelgaſſe zwiſchen 
Schelleingaſſe und Wiedenergürtel in nachſtehender 
Weiſe abgeändert: 

J. Die Gemeinde Wien überträgt in das Eigen— 
thum des Samuel Ritter von Hahn folgende Grund— 
flächen: 

a) von der im Grundbuche Wieden, IV. Bezirk, sub 

E.⸗Z. 145 inneliegenden Cat.-Barc. 1095: 

Figur abceda im Ausmaße von circa 

118 m?; Figur hi kh im Ausmaße von circa 

1m’; Fig. vwblalzyxuvim Ausmaße von 

circa 822 m'; Fig. at u! t! st at im Ausmaße von 

circa 91 m2; Fig. hi g. it ot get pt n k. 1. 

m! füht im Ausmaße von circa 867 m? und 

Fig. 2° a b 22 im Ausmaße von circa 68 m?; 

p) von der im Verzeichniſſe für das öffentliche Gut 

im IV. Bezirke inneliegenden Cat.⸗Parc. 1637 

die mit den Buchſtaben cep ed g fe ps es fe 

e dt ot beziehungsweiſe cs gs 3 es cs umſchrie— 

benen Theile im Ausmaße von circa 527 m? 

reſpective circa 28 m?, ſohin Grundflächen im 

Geſammtausmaße von circa 2522 m. 

II. Dagegen übergibt Samuel Ritter von Hahn 
laſtenfrei in das Eigenthum der Gemeinde Wien 
folgende Theile der im Grundbuche Wieden inne— 
liegenden Realität E.⸗Z. 89, Theile der Cat.⸗Parc. 1096, 
1097 und 1098: 

Figur efghe im Ausmaße von circa 42 m?; 
Fig. Imnutsopqr! im Ausmaße von circa 
370 m?; Fig. ul vibe ha zy ut im Ausmaße 
von circa 201 m?; Fig. q bꝛ ks as e? 6 im Aus⸗ 
maße von circa 38 m:; Fig. is c me 12 12 07 wũ 2 12 82 
ve d i“ h2 go fs js im Ausmaße von circa 1903 m?; 
Fig. y: x 22 52 im Ausmaße von circa 5 m?; Fig. bs 
h j kb? im Ausmaße von circa 69 m? und Fig. I, 
II, III, IV, y, XI, VI, VII, X, VIII, IX, I im 
Ausmaße von circa 350 m?, ſohin Grundflächen im 
Geſammtausmaße von circa 2978 m2. 

Obige Grundtransaction wird unter folgenden 
Bedingungen abgeſchloſſen: 

1. Samuel Ritter von Hahn überträgt von 
ſeiner Realität E.Z. 89, IV. Bezirk, nachbezeichnete 
Theile ins Verzeichnis für das öffentliche Gut: 

Fig. XI, V, XVIII, XIV, a, XIII, XV, XVII, 
XI, X, XIX, VII, VI, XI im Ausmaße von circa 
620 m2; Fig. k m1 15 m' os k im Ausmaße von 
circa 156 mz; Fig. bet' at ss rs e ps ust im 
Ausmaße von circa 550 m?; Fig. as ks is fs g 18 
a° im Ausmaße von circa 364 m?; Fig. w? 52 63 82 
we im Ausmaße von circa 290 m? und Fig. . 
k° g? im Ausmaße von circa 8 m. 

2. Samuel Ritter von Hahn leiſtet an die Ge— 


meinde Wien eine Aufzahlung im Betrage von 6790 fl. 
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(ſechstauſend, ſiebenhundertneunzig Gulden), welche 
bei der Übergabe der an den Genannten abzutretenden 
Flächen in ſeinen phyſiſchen Beſitz fällig iſt. 

3. Die Gemeinde Wien überträgt nachbenannte 
Theile der Realität E.-Z. 145, IV. Bezirk, ins Ver⸗ 
zeichnis für das öffentliche Gut: 

Fig. ab be c5a XIV, XVIII, V as im Ausmaße 
von circa 625 m? (freier Platz vor der Favoriten: 
linie); Fig. i 0 m Ei (verlängerte Schaumburger— 
gaſſe); Fig. b. ab as ats! ss an p! (verlängerte Schön— 
burggaſſe); ferners von der E.⸗Z. 302, Cat.⸗Parc. 1250, 
IV. Bezirk, den mit den Buchſtaben 16 Ks 16 j6 bezeich- 
neten Theil per circa 9 m? (verlängerte Schelleingaſſe.) 

Dagegen haben im Grundbuche als Eigenthum der 
Gemeinde Wien nachſtehende Theile der zu eröffnenden 
Straßen zu verbleiben: 

Figur d' i 19e ds (verlängerte Schaumburger— 
gaſſe); Figur fd gs as at a5 ad pi 5 (verlängerte Schön— 
burggaſſe); Figur is ks 18 ms je (verlängerte Trappel: 
gaſſe); Figur cô de es fs 86 y2 we hs 0s (verlängerte 
Blechthurmgaſſe) und Figur g5 he is ks a gs (am 
Wiedenergürtel). 

4. Dem Samuel Ritter v. Hahn wird die ihm 
nach der Wiener Bauordnung obliegende Verpflichtung 
zur Einlöſung der Realität Einl.-3. 1045, IV. Bezirk, 
und des mit den Ziffern X, XI, XII, XIII, X um⸗ 
ſchriebenen Theiles der Einl. Z. 301, IV. Bezirk, im 
Ausmaße von circa 22 m? bis zur halben Breite der 
Schelleingaſſe erlaſſen. 

5. Nachbezeichnete Bauſtellen, welche durch die 
Parcellierung des zufolge obiger Grundtransaction 
arrondierten Grundbeſitzes des Samuel Ritter v. 
Hahn entſtehen, werden mit Bauverbot belegt 
und iſt dasſelbe auf den bezüglichen Bauſtellen auf 
Koſten des Genannten grundbücherlich ſicherzuſtellen. 

a) Bauſtelle 4 bis zur Arrondierung derſelben mit 
einem Theile der Realität Einl.⸗Z. 301, IV. Be⸗ 
zirk, und Eröffnung der anrainenden Gaſſen auf 
die halbe Breite; 

b) Bauſtellen 22, 23, 24 und 25 bis zur Eröffnung 
der Schelleingaſſe auf die halbe Breite; 

c) Bauſtelle 25 a bis zur Arrondierung derſelben 
mit einem Theile der Einl.⸗Z. 1117, IV. Bezirk, 
und Eröffnung der Schelleingaſſe auf die halbe 
Breite; 

d) Bauſtelle 26 bis zur Arrondierung mit einem 
Theile der Einl.⸗Z. 1117, IV. Bezirk, und Er⸗ 
öffnung der Schellein- und Trappelgaſſe auf die 
halbe Breite; 

c) Die Bauſtelle 39 bis zur Arrondierung derſelben 
mit der Realität Einl.⸗Z. 1119, IV. Bezirk, und 
Eröffnung der Schellein⸗ und umgelegten Blech⸗ 
thurmgaſſe auf die halbe Breite. 

6. Samuel Ritter v. Hahn verpflichtet ſich, den 
dermalen über die Bauſtellen 23, 24, 25, 25 a, 26 
und 39 führenden öffentlichen Weg (Theil der Cat. 
Parc. 1637, IV. Bezirk) bis zur Eröffnung der 
Schelleingaſſe auf die halbe Breite als ſolchen zu be⸗ 
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laſſen, und willigt ein, daſs dieſe Verpflichtung auf 
feine Koften auf den obgenannten Bauſtellen grund: 
bücherlich ſichergeſtellt werde. 

7. Samuel Ritter v. Hahn verpflichtet ſich, 
binnen acht Tagen nach Verſtändigung von der Ge— 
nehmigung dieſes Übereinkommens als Beitragsleiſtung 
zu den Koſten der von der Gemeinde zu übernehmenden 
Niveauherſtellung auf den sub 1 angeführten Grund— 
flächen einen Barbetrag von 1000 fl. (eintauſend 
Gulden) zu Handen der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu 
erlegen. 

8. Die Koſten der Vertragserrichtung tragen beide 
Contrahenten je zur Hälfte, die Übertragungsgebüren 
jeder Vertragstheil nach Maßgabe der von ihm zu 
erwerbenden Grundflächen. 

Bürgermeifter: Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Weitmann. 

13. Referent Gem.-Rath Weitmann: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 7525 zu referieren. Georg Demski und Mathilde 
Gotthardt um Beſtimmung des Übernahmspreiſes für den im 
Falle des Umbaues des Hauſes Or.-Nr. 62 Mariahilferſtraße, 
VII. Bezirk, in die Verbauung einzubeziehenden Straßengrund per 
circa 2080 m?. 

Dieſer einzubeziehende Straßengrund wurde von den Schätz— 
meiſtern geſchätzt, und zwar mit dem hier angegebenen Preiſe. 
Der Geſammtpreis für dieſen Straßengrund beträgt ſonach 4576 fl. 
Der Stadtrath hat dieſen Preis als den örtlichen Verhältniſſen 
entſprechend gefunden, und erlaube ich mir im Namen des Stadt— 
rathes folgenden Antrag zu ſtellen (liest): 

„Beſtimmung des Übernahmspreiſes mit 220 fl. per Quadrat⸗ 
meter, d. i. mit 4576 fl., und Feſtſetzung der Giltigkeitsdauer 
dieſer Preisbeſtimmung auf zwei Jahre.“ 

Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 

Würgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche ich jene Herren, welche dem 
Referenten⸗Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Derſelbe iſt mit mehr als 70 Stimmen angenommen. 
Beſchluſs: Der Übernahmspreis für den im Falle des Umbaues 

des Hauſes Nr. 62 Mariahilferſtraße, VII. Bezirk, in 
die Verbauung einzubeziehenden Straßengrund per 
circa 20˙8 m? wird mit 220 fl. per Quadratmeter, 
d. i. mit 4576 fl. beſtimmt und wird die Giltigkeits⸗ 
dauer dieſer Preisbeſtimmung auf zwei Jahre feſt⸗ 
geſetzt. 

Bürgermeifler: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Hörmann. 

14. Referent Gem.-Nath Hörmann: Ich habe die Ehre 
zur Zahl 7827 zu referieren. Thomas und Juliana Porzer um 
Planauswechslung V., Hundsthurmerſtraße 54, Ecke der Sonnen⸗ 
hofgaſſe. Es betrifft dies eine Riſalitherſtellung mit 5˙80 m Länge 
auf der einen und 580 m Länge auf der anderen Seite und 8 em 
Vorſprung. Der Stadtrath ſtellt den Antrag (liest): | 

„überlaſſung des zur Anlage eines Riſalites (Vorſprung 
0:08 m, Länge 5•80 m) in der Hundsthurmerſtraße Or.-Nr. 54, 
erforderlichen Straßengrundes im Ausmaße von 0'464 m? gegen | 
Compenſation mit einer dreimal fo großen Fläche des abzu— 
tretenden Straßengrundes, ferner Überlaſſung des zur Anlage 
eines gleich dimenſionierten Riſalites bei dieſem Neubaue in der 
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Sonnenhofgaſſe erforderlichen Grundes um den Einheitspreis von 
90 fl. per Quadratmeter, das iſt um den Preis von 41 fl. 76 kr. 
Ich bitte um die Genehmigung. 

Bürgermeifler: Wünfht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche ich jene Herren, welche dem 
Referenten⸗-Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht. ) 
Derſelbe iſt mit mehr als 70 Stimmen angenommen. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 

NVürgermeiſter: Zum Referate Herr College Dr. Deutſch— 
mann. 

15. Referent Gem. Rath Dr. Deutſchmann: Zur 
Zahl 8080. Es handelt ſich hier um die Einlöſung des Hauſes 
Nr. 87 in der Unteren Bräuhausgaſſe, welches der Commune 
Wien von den Eigenthümern angeboten wurde, und zwar um den 
gerichtlichen Schätzwert. Dieſes Haus ſoll nämlich am 9. d. M. 
zur executiven Feilbietung kommen. Nachdem dieſes Haus rück— 
ſichtlich das ganze Reale in die künftige Straßenbreite der Unteren 
Bräuhausgaſſe fällt, ſo iſt — wenn auch nicht jetzt, ſo doch 
ſpäter — die Nothwendigkeit vorhanden, dasſelbe zu erwerben. 
Es iſt auch die Gefahr vorhanden, dass, wenn dieſes Haus bei 
der Feilbietung von jemand anderem erſtanden wird, dasſelbe der 
Commune ſeinerzeit theuerer zu ſtehen kommen wird, als es jetzt 
möglich iſt, dasſelbe zu erwerben. Das Stadtbauamt hat das 
Reale auf 5000 fl. geſchätzt; es ſtellt ſich dabei der Einheitspreis 
auf 24 fl. 85 kr. per Quadratmeter, während nach der gericht— 
lichen Schätzung der Einheitspreis nur 22 fl. 85 kr. beträgt. Wir 
bekommen es alſo billiger, als das Stadtbauamt das Reale be— 
wertet hat. 

Es wird alſo beantragt, dieſes Kaufanbot anzunehmen und 
für dasſelbe den Kaufpreis natürlich nur dann zu bezahlen, wenn 
die Sätze auf dem Hauſe auf Koſten der Antragfteller gelöſcht 
ſein werden, während die Gemeinde die Übertragungsgebür zu 
bezahlen haben wird. Nachdem der Credit für derartige Ausgaben 
erſchöpft iſt und im Laufe der Jahre bereits ein Zuſchuſseredit 
in der Höhe von 7758 fl. bewilligt wurde, unterbreitet Ihnen 
der Stadtrath den Antrag zur gefälligen Genehmigung, dajs zur 
Deckung der durch dieſen Ankauf erwachſenden Koſten zur Budget— 
XXII 4 „Ankauf von Realitäten und Gründen zur 
Straßenverbreiterung“ ein Zuſchuſscredit von 4600 fl. bewilligt 
werde. Ich erſuche Sie, dieſen Antrag auzunehmen. 

Vice Bürgermeifler Dr. Tueger (den Vorſitz über: 
nehmend): Herr College Dr. Kraft! 

Gem.-Nath Dr. Kraft: Ich möchte mir nur eine Auf— 
klärung vom Herrn Referenten erbitten. Ich verſtehe nicht recht, 
was mit dieſen 4600 fl. bedeckt werden ſoll. Soll damit in der 
Bräuhausgaſſe ein Haus erworben werden? 

Referent: Jawohl. 

Gem.-Rath Dr. Kraft: Um 4600 fl.? 

Referent: Das Haus iſt ein ganz kleines Object. Es iſt 
mehr ein Bau. Es iſt nur darauf erbaut ein Schupfen und ein 
Keller. Das Ausmaß der ganzen Realität iſt nur 201˙23 mz. 

Der Preis iſt vollkommen angemeſſen und wie geſagt, es 
wäre unvorſichtig, die Gelegenheit, das Haus um dieſen Preis zu 


erwerben, von ſich zu weiſen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 


das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene 
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Herren, welche für den Neferenten-Antrag ſtimmen, die Hand zu 

erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt zum Beſchluſſe erhoben. 

Beſchluſs: Zur Deckung der durch die Einlöſung des Hauſes 

Nr. 87 Untere Bräuhausgaſſe im V. Bezirke erwach— 

jenen Koſten wird zur Ausgabs⸗Rubrik XXII 4 „An⸗ 

kauf von Realitäten und Gründen zur Straßenver— 

breiterung“ ein Zuſchuſscredit von 4600 fl. bewilligt. 

16. Bice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Wir ſchreiten nunmehr 

zur Fortſetzung der Berathung des Referates wegen 
Aufhebung des Hauſierhandels. 

Ich erſuche Herrn Collegen Weſſely, an den Referententiſch zu 

treten. (Gem.⸗Rath Weſſely tritt an den Referententiſch.) Zum 

Worte ſind einſtweilen vorgemerkt die Herren Collegen: Mareſch, 


Schlechter, Brauneiß, Dr. Stern, Wrabetz, Leitner, 
Hütter, Gregorig, Steiner, Dr. Nechausky, Baum— 
gartner, Purſcht, Fiedler, Lehofer, Schleſinger, Polz— 


hofer. (Gem.⸗Rath Hawranek: Ich möchte auch um das Wort 
bitten!) Nun, einer mehr oder weniger, auf das kommt's nicht 
an! (Heiterkeit.) 

Das Wort hat Herr College Mareſch. 

Gem.-Nath Mareſch: Hochgeehrte Herren! Geſtatten Sie 
mir gütigſt zu dieſem wichtigen Referate einige wenige Worte, 
Denn es iſt in meiner Intention ſtets gelegen, nur für dasjenige 
einzutreten, was vorausſichtlich der großen Mehrheit von Nutzen 
iſt. Nach meiner Meinung müſſen wir die Hauſierfrage vor 
allem als Wiener auffaſſen. Die berufenen Vertreter des flachen 
Landes und der Gebirgsländer ſollen, ungehindert von uns, 
ihren Einfluſs geltend machen, um den Hauſierhandel dort, wo 
man ihn für unentbehrlich hält, auch in der Zukunft zu ermöglichen! 

In Wien iſt, wie jeder Unbefangene zugeben wird, der 
Hauſierer abſolut überflüſſig. Die Rückſicht auf die Bequemlichkeit 
derer, die den Weg zum nahen Greisler oder zu dem betreffenden 


Gewerbsmanne erſparen möchten, darf uns nicht abhalten, dem 


Hauſierunweſen ſein längſt verdientes Ende zu bereiten, weil die 
Schäden desſelben weit überwiegen. Deshalb ſage ich: Schutz dem 
ſeſshaften Gewerbe vor dem nomadiſierenden Hauſierer! Dies 
müſſen wir ſtets im Auge behalten. 

Als es ſich um die Errichtung einer großen Zahl Fleiſch— 
ſtände handelte, da fragten die Projectanten blutwenig darum, 
wie viele ſeſshafte Fleiſchhauer dadurch zugrunde gerichtet werden 
könnten. Die Wiener Hauſierer ſind zumeiſt Ausländer oder ſonſtige 
Fremdlinge, und deſtoweniger brauchen wir danach zu fragen, ob 
dieſelben durch das Verbot des Hauſierens in Wien geſchädigt 
werden. 

Das Hauſieren mit Lebensmitteln iſt ſchon aus ſanitären 
Gründen beſtimmt verwerflich. Auch das Hauſieren mit Gebrauchs— 


artikeln, beſonders Galanteriewaren, iſt vom volkswirtſchaftlichen 


Standpunkte verwerflich, weil die Hauſierer geradeſo wie die 
Ratenagenten nur zu häufig zu unnöthigen Auslagen verleiten. 
Das Hauſieren mit handwerksmäßig erzeugten Waren ſchädigt das 
Kleingewerbe in hohem Grade und dieſe Hauſierwaren ſollten ſchon 
deshalb in Wien nicht zugelaſſen werden. 

Am beſten iſt es, das Hauſieren in Wien ganz abzuſchaffen, 
insbeſondere, da ſich auch die k. k. Polizeidirection, das Stadt— 
phyſikat und die Marktbehörde für die Aufhebung des Haufier- 
handels in Wien ſehr präciſe und ſehr genau ausgeſprochen haben. 
Getroffen werden dadurch nur ſolche Leute, die jetzt dem ſeſshaften 
Wiener Gewerbsmanne unberechenbaren Schaden zufügen. Ich 
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kann deshalb den Antrag auf Aufhebung des Hauſierhandels in 
Wien nur beſtens befürworten. Für den Fall der Ablehnung des 
Stadtraths-Antrages jedoch erlaube ich mir folgenden Antrag zu 
ſtellen: Hauſierlicenzen für das Kronland Niederöſterreich find 
künftig nur mit Ausſchluſs des Wiener Gemeindegebietes und für 
das letztere nur an zuſtändige Wiener zu ertheilen, die ſich wegen 
hohen Alters oder wegen Gebrechlichkeit auf andere Art nicht fort— 
bringen können. (Beifall links.) 

NBürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Schlechter! 

Gem.-Nath Schlechter: Als in der letzten Sitzung das 
Referat über die Aufhebung des Hauſierhandels in Wien erſtattet 
wurde, war ich nicht wenig erſtaunt, daſs man an die Berathung 
dieſes Gegenſtandes gieng, ohne daſs uns das nöthige Material 
zur Verfügung geſtellt wurde. (Gelächter links.) Das ganze 
Material, meine Herren, welches uns zur Verfügung ſtand, war 
dieſes Blatt Papier (Gelächter links. — Gem.-Rath Gregorig: 
Aber Schlechter! Obmann des Genoſſenſchaftsverbandes!), ein 
Blatt Papier, welches zwei Anträge in zwei Sätzen enthält, welche 
lediglich aus dem Jahre 1887 abgeſchrieben wurden. 

Meine Herren! Sie haben dieſe kurze Vorausbemerkung eigen— 
thümlich aufgenommen. Sie wiſſen ja noch nicht, in welcher 
Richtung ich mich bewegen werde, und zu Ihrer Beruhigung — 
vielleicht werden Sie mich dann ununterbrochen reden laſſen — 
erkläre ich ſofort, daßſs ich für den erſten Theil des Antrages ſtimmen 
und auch Sprechen, daßs ich mir aber bezüglich des zweiten Theiles 
entſprechende Bemerkungen erlauben werde. 

Die Debatte iſt das letztemal nicht begonnen worden und es 
hat das wenigſtens das eine gute gehabt, dafs mittlerweile im 
Amtsblatte die verſchiedenen Gutachten erſchienen ſind, die der 
Herr Referent zur Verleſung gebracht hat. Nun erfordert aber 
eine Frage von ſo einſchneidender wirtſchaftlicher Bedeutung, eine 
Frage, bei welcher doch tauſende von Exiſtenzen intereſſiert ſind, 
und da wir ja doch Urſache haben, hier im Saale alle Intereſſen 
gegenſeitig gewiſſenhaft abzuwägen, doch, dafs dieſe verſchiedenen 
Gutachten nicht einſeitig gegeben werden, ſondern daßs man auch 
ſolche, welche gegentheiliger Meinung ſind, berückſichtige, daſs man 
dieſelben wenigſtens auch hier in dieſem Saale beſpricht. 

Das Amtsblatt alſo, welches das Referat enthält, hat 
gebracht: das Gutachten der Polizei-Direction, welches aus dem 
Jahre 1895 iſt, alſo neueſten Datums, ferner einen Theil des 
Berichtes des Marktamtes, der aber, wie ſchon der Herr Referent 
erwähnt hat, aus dem Jahre 1886 ſtammt; ebenſo einen kurzen 
Bericht des Stadtphyſikates, welcher ebenfalls alt ſiſt, und zwar 
aus dem Jahre 1886. Nun ſind das alles ſelbſtverſtändlich — 
man mußs ja auf dieſe Weiſe etwas durchbringen — Gutachten 
und Anträge, welche gegen den Hauſierhandel ſind, und man hat 
abſolut keine Erwähnung davon gethan, daſs das Magiſtrats- 
Referat aus dem Jahre 1887 etwas ganz anders lautet, und 
zwar hat ſich der Magiſtrat damals allerdings gegen den Hauſier⸗ 
handel ausgeſprochen, der auf Grundlage des Hauſierpatentes aus⸗ 
geübt wird, nicht aber gegen jenen Handel, der auf Grundlage 
des 8 60, Alinea 2 und 3 des Gewerbegeſetzes, in Wien aus— 
geübt wird und von uns ja auch nicht im Handumdrehen abge— 
ſchafft werden kann. 

Ich habe alſo darauf hingewieſen, meine Herren, daſs man 
uns eigentlich gar kein ſtatiſtiſches Material zur Verfügung geſtellt 
hat, und ich habe mir Mühe gegeben und mir vor allem ge— 
ſammelt, was möglich iſt. Denn ich glaube, die Verpflichtung 
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haben wir denn doch, dass wir dieſe Frage nicht, ich möchte jagen, 
einſeitig, nach einem Schlagworte, welches in Wien jetzt modern 
iſt, behandeln, ſondern nach unſerer Überzeugung ruhig und gewiffen- 
haft prüfen. Ich gebe Ihnen vorläufig Folgendes bekannt: Mir 
war es darum zu thun, bezüglich der Zahl der Hauſierer ver- 
läßsliche Auskünfte zu erhalten. Da iſt — jetzt ungefähr etwas 
über ein Jahr — eine Volksverſammlung in der Volkshalle abge- 
halten worden, ſelbſtverſtändlich im Intereſſe der Aufhebung des 
Hauſierhandels in Wien, und da werden Sie merkwürdige Ziffern 
finden, wenn Sie das ſtenographiſche Protokoll, welches damals 
in Druck gelegt wurde, leſen. Da wurde zuerſt gejagt, dafs die 
Hauſierer in Oſterreich 18.000 zählen. Das macht aber natürlich 
feinen Effect; was find 18.000 Hauſierer für ganz Oſterreich, 
nachdem auch nach den ſtatiſtiſchen Tabellen für Wien aus dem 
Jahre 1893 nur 1550 entfallen? Man muſste alſo für eine 
Steigerung ſorgen. Da hat man unter anderem gefunden, dais 
18.000 nicht wahr ſind, ſondern in der Zeit von zehn Minuten 
ſind aus ihnen 30.000, 50.000 geworden und am Schluſſe der 
Verſammlung, um Effect zu machen, ſind es 80.000 geweſen. 
Meine Herren! Das kann man in einer Volksverſammlung be— 
haupten, und zwar in einer ſolchen Verſammlung, wo man ja nur 
einſeitig diejenigen einladet, die den Zweck der Verſammlung 
kennen und denſelben unterſtützen. Es iſt ja ſonſt niemand in dieſe 
Verſammlung hineingelaſſen worden, denn gleich am Anfang bei 
Beginn der Sitzung hat der damalige Vorſitzende, der zufälligec— 
weiſe unſer geehrter Herr Referent geweſen iſt, den Wink mit dem 
Zaunpfahl gegeben, dafs für eine erkleckliche Anzahl von Ordnern 
in dieſer Verſammlung geſorgt iſt, dass ſich ja niemand einfallen 
laſſen darf, zu widerſprechen. ( Gem.⸗Rath Gregorig: Was 
war denn im Lanner⸗Saal, geehrter Herr College? — Gem.-Rath 
Rauſcher: Ja, Bauer, das iſt was anderes! — Heiterkeit und 
Unruhe.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte um Ruhe, 
meine Herren! 

Gem.-Nath Schlechter (fortfahrend): Am Schluſſe der Ver— 
ſammlung iſt auch der Polizeibericht verleſen worden, nämlich das 
Gutachten der k. k. Polizei⸗Direction in Wien. 

Meine Herren! Ich glaube, wir können ſehr dankbar 
ſein, daſs die Behörde ſich auf einen Standpunkt ſtellt, den ſie 
nach ihren Erfahrungen vertreten muſs und wird es mir gewils 
nicht einfallen, einer Behörde daraus einen Vorwurf zu machen, 
aber die Art und Weiſe, wie was vorgebracht wurde, erfordert 
in dieſem Saale denn doch eine kleine Beleuchtung. So zum 
Beiſpiel hat ſich der ausgezeichnete Herr Referent förmlich als 
ein Künſtler der Declamation dargeſtellt. (Heiterkeit.) Er hat 
nämlich ſolche Kunſtpauſen gemacht, dass er die Majorität geradezu 
provociert und herausgefordert hat, ihn ja recht mit Applaus zu 
bedenken. Die geehrten Herren werden ſich ja erinnern können, 
daſs er beiſpielsweiſe nach dem Worte „Galizien“ — ich weiß 
nicht, ob da in dem Polizeibericht ein Gedankenſtrich geweſen iſt, 
aber ich glaube es kaum — offenbar hat etwas Athem ſchöpfen 
müſſen (Ruf: Natürlich! — Heiterkeit links), um Ihnen Gelegen⸗ 
heit zu geben, das als guten Witz anzuſehen und dabei Applaus 
zu ſpenden. ( Heiterkeit.) Dasſelbe iſt bei dem Worte „Ungarn“ 
geſchehen. 

Nun möchte ich ein klein bilschen den Spieß umdrehen und 
möchte wiſſen, was würde denn der geehrte Herr College und 
Referent gethan haben, wenn beiſpielsweiſe die Polizei⸗Direction 
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auch jene Zahl genannt hätte, welche die Hauſierer betrifft, die 
aus Böhmen ſind. (Sehr gut! rechts.) Ich weiß nicht, ich glaube, 
es iſt doch nothwendig, daſs man dies auch in Betracht zieht. 
Und wenn ſie die ſtatiſtiſchen Tabellen anſehen, ſo finden Sie die 
Hauſierer aus dem Kronlande Galizien nicht ſtärker vertreten als 
diejenigen, welche aus Böhmen und Mähren nach Wien kommen 
und ebenfalls hier den Hauſierhandel betreiben. (Rufe links: Der 
Percentſatz!) Ich habe gerade gejagt, daſs in Bezug auf die 
Zahlen beinahe kein Unterſchied iſt, folglich auch ein gleicher 
Percentſatz. 

Nun iſt in der letzten Sitzung, wie geſagt, von dem Magi— 
ſtrats-Referate aus dem Jahre 1887 gar keine Rede geweſen, 
trotzdem andererſeits aus dem Jahre 1887 natürlich die paſſenden 
Gutachten des Marktcommiſſariates und des Stadtphyſikates ge— 
braucht werden. Nebenbei bemerkt, iſt das Stadtphyſikat ja auch 
von ſeinem Standpunkte aus vollſtändig verſtändlich, denn ein 
Stadtphyſikat, welches einmal behauptet hat, man dürfe das 
Wienfluſswaſſer nicht einmal zum Aufſpritzen der Straßen benützen, 
iſt um unſere Geſundheit fo außerordentlich beſorgt, dafs man 
nur erwarten kann, dafs... 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, Herr 
College! Dieſer Ausſpruch iſt nicht vom Stadtphyſikate, ſondern 
von einer anderen berühmten Perſönlichkeit, die ich heute nicht 
nennen will. Das nur zur Richtigſtellung. (Heiterkeit.) 

Gem.-Nath Schlechter (fortfahrend): Nun dürfte es, meine 
Herren, intereſſant ſein, und das erfordert die Objectivität hier in 
dieſem Saale, daſs man doch ein biſschen die alten Anſchauungen, 
welche der Magiſtrat im Jahre 1887 gehabt hat, citiert. 

Der Magiſtrat, namentlich als Gewerbebehörde, verdient denn 
doch jene Berückſichtigung, welche das Marktamt und die Ge— 
noſſenſchaften verdienen, umſomehr, nachdem ja der Magiſtrat 
geradezu mit dem Hauſierhandel im übertragenen Wirkungskreiſe 
zu thun hat. Ich habe bereits angekündigt, dass ich für 
Punkt 1 der Anträge ſtimmen werde. Ich werde mich in dieſer 
Beziehung kurz faſſen, ich will aber nur vor allem anderen 
eines conſtatieren, und zwar erſtens bezüglich der Haltung des 
Magiſtrates im Jahre 1887 auch wegen des Hauſierhandels 
nach dem Patente vom Jahre 1852, dass auch damals ſich der 
Magiſtrat für die Aufhebung dieſes Theiles des Hauſierhandels 
ausgeſprochen hat, und ich für meine Perſon habe auch erklärt, 
daßſs ich für dieſen Theil ſtimmen werde. 

Was nun weiter die Handelskammer anbelangt, ſo glaube 
ich, ſoll man eine ſolche Inſtitution nicht ſo nebenſächlich be— 
handeln (Widerſpruch links) wie Sie. Ich werde Ihnen aus den 
Acten nachweiſen, dass jener Paſſus in einem Antrage, der heute 
hier eingebracht wurde und wo es heißt, dass die Handelskammer 
nur das Großcapital vertritt, vollſtändig unrichtig iſt. Ich gehöre 
nicht der Handels⸗ und Gewerbekammer an, aber ich kann nicht 
zugeben, daſs man unrichtige Bemerkungen über eine Inſtitution 
macht, die ja ebenſogut auf der freien Wahl beruht. Die viel- 
verläſterte Handelskammer — das hätte gewiſs der Herr Referent 
hervorheben und documentariſch in der Hand haben können — 
hat ſich im Jahre 1887 ebenfalls für die Aufhebung des Hauſier⸗ 
patentes ausgeſprochen. 

Ich habe hier das Magiſtrats-Referat vom Jahre 1887 und 
aus demſelben geht dies deutlich hervor. Ich will gar nicht die 
Sätze verleſen, weil ja, wie gejagt, gar kein Unterſchied gegenüber 
meinen Anſchauungen darin iſt, und ich habe wiederholt erklärt, 
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daſs ich in dieſer Richtung, was den Hauſierhandel nach dem 
Hauſierpatente betrifft, vollſtändig einverſtanden bin, dass derſelbe 
in Wien ausgeſchloſſen werde. Ich bin ſelbſt Gewerbetreibender 
und muss dem Verlangen zuſtimmen, dafs derjenige, welcher ein 
Gewerbe ausübt, eine feſte Betriebsſtätte hat, daher Zins und alle 
möglichen Umlagen zu bezahlen hat, möglichſt in ſeiner Exiſtenz 
geſchützt werde, und in dieſer Richtung werde ich nicht nur nicht 
hinderlich fein, ſondern werde dieſes Beitreben auf das beſte 
unterſtützen. 

Ich kann alſo bezüglich des erſten Theiles jetzt ſchließen und 
auf den zweiten Theil übergehen. Bezüglich des zweiten Theiles, 
wo es ſich um jenen Handel handelt, welcher ſich auf die täglichen 
Bedürfniſſe bezieht, wie es im § 60 al. 2 Gewerbeordnung heißt, 
wird unter anderem Folgendes hervorgehoben: Schon im Jahre 
1887 — das wird auch der Herr Referent zugeben müſſen — 
hat ſich der Magiſtrat gegen die Aufhebung des Hauſierhandels 
ausgeſprochen und die Handelskammer hat ſich dagegen ausge— 
ſprochen, und ich glaube, meine Herren, Sie werden wohl ſo un— 
parteiiſch fein, das Sie mir erlauben, hier den Satz zur Vorleſung 
zu bringen, welcher den Standpunkt in kurzem prägnant zum 
Ausdrucke bringt, den auch ich in dieſer Frage einnehme (liest): 

„Die Concurrenz, welche den ſtabilen Gewerbsleuten aus dem 
Hauſierhandel mit Nahrungs- und Genufsmitteln erwächſt, kann 
und ſoll nicht geleugnet werden; aber höher als die Rückſicht auf 
dieſe Art von Gewerbsleuten ſtehen die berechtigten Intereſſen des 
conſumierenden Publicums, welche in dem Gutachten der Handels— 
und Gewerbekammer in überzeugender Weiſe dargeſtellt wurden.“ 

Wir ſind hier in dieſen Saal hereingeſchickt von Wählern 
beider Kategorien, des Gewerbe- und des Handelsſtandes. Wir 
ſind aber auch Vertreter von anderen Kategorien, welche nicht 
unter dieſe gehören, des Beamtenſtandes, der Lehrer und Privatiers, 
des Gros des Publicums, und zum letzten dürfen wir nicht ver— 
geſſen, daſs wir, meine Herren, obwohl wir kein Mandat von 
dieſem Theile der Bevölkerung haben, doch auch Rückſicht zu nehmen 
haben auf das Gros der Arbeiter (Gelächter links), auf das Gros 
jener arbeitenden Bevölkerung, für welche die Magenfrage nicht 
gleichgiltig iſt, für die es nicht gleichgiltig iſt, ob Sie hier im 
Rathhausſaale decretieren billiges Fleisch, d. h. Fleiſchſtände oder 
keine Fleiſchſtände und Beibehaltung des theuren Fleiſches, denen 
es nicht gleichgiltig ſein kann, wenn ſie decretieren Abſchaffung 
alles Hauſierhandels, und auf der anderen Seite auch die nöthigſten 
Lebensmittel, Brot u. dgl. vertheuern. 

Wir haben die allgemeinen Intereſſen zu ſchützen, nicht bloß 
die einſeitigen, und mit Rückſicht darauf habe ich mich zum Worte 
gemeldet und ich werde auch einen diesbezüglichen Antrag ſtellen. 

Meine Herren! Es iſt gewiſs intereſſant zu wiſſen, in welcher 
Weiſe für jenen Handel eingetreten wird, der nur fälſchlich als 
Hauſierhandel bezeichnet wird, denn der Handel mit Lebensmitteln 
wird nicht nach dem Hauſierpatent, ſondern nach der Gewerbe— 
ordnung § 60, Alinea 2 und 3, behandelt. Meine Herren! Er— 
lauben Sie mir, bezüglich dieſes Han dels demnach einige Sätze 
zur Verleſung zu bringen. Das damalige Magiſtrats-Referat ent⸗ 
hält Folgendes. — Ein großer Theil der Herren iſt in dieſem 
Saale neu und wird es daher intereſſieren, die bezüglichen Abſätze 
zu hören. — Da heißt es: 

„Die Kammer führt an, daj8 dieſer Handel mit Rückſicht auf 
die weite Entfernung der Märkte für die Conſumenten überhaupt, 
insbeſondere für die in beſchränkten Verhältniſſen lebenden, oft 
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in hohen Stockwerken wohnenden eine nicht zu unterſchätzende Be⸗ 
quemlichkeit bildet, und daſs die Beſeitigung desſelben geradezu 
bedauerlich wäre. Hinſichtlich des ſanitären Bedenkens wegen des 
allſeitigen Betaſtens der Ware in der dadurch möglichen Über- 
tragung von Krankheitsſtoffen, ſowie der Gefahr, daſs ſchlechte oder 
verdorbene Nahrungsmittel zum Verkaufe gelangen, ſpricht ſich 
das Gutachten dahin aus, daſs dieſe Bedenken und Gefahren gar 
nicht ſtärker ſeien, als auf jedem offenen Markte oder in jedem 
Laden. Die Nothwendigkeit, ja das Bedürfnis des Hauſierens mit 
Nahrungs⸗ und Genufsmitteln im Intereſſe der Bevölkerung hat 
auch die Geſetzgebung veranlaſst, das Feilbieten von Artikeln des 
täglichen Gebrauches ($ 60 der Gewerbeordnung) gar nicht unter 
das Hauſiergeſetz zu ſubſumieren, ſondern als freies Gewerbe zu 
betrachten, welches ohne beſondere Bewilligung betrieben werden 
kann.“ Alſo es iſt immer die Rückſicht auf den größten Theil der 
ärmeren Bevölkerung. Dann heißt es — Sie müſſen auch ſehen, 
wie es in anderen Städten ausſchaut — : „Auch in allen Städten 
Deutſchlands und Frankreichs iſt, wie die Kammer ſich weiter 
äußert, das Hauſieren mit Nahrungs- und Genufsmitteln geſtattet. 
Ja, in Frankreich iſt der Handel im Umherziehen mit ſolchen 
Nahrungsmitteln nicht nur ein freies Gewerbe ſondern ganz ſteuer— 
frei. Damit iſt wohl der Nachweis geliefert, dass die Weltſtädte, 
deren Markteinrichtungen gewiſs ausgebildeter find wie das unſerige, 
im Intereſſe der Conſumenten dieſen Verkehr mit Lebensmitteln 
aufrecht erhalten müſſen, wir daher keinen Anlaſs hätten, unſere 
Bevölkerung einer Bequemlichkeit zu berauben, die ſich vielleicht 
mehr als eine andere Inſtitution eingelebt hat.“ 

Meine Herreu! Es kommt noch Folgendes: Der damalige 
Magiſtrats-Referent — diesmal ſcheint gar kein Magiſtrats— 
Referat vorzuliegen, was ich auch ganz ſonderbar finde — hat 
dann noch mit Bezug auf die Bemerkungen des Stadtphyſikates 
und des Marktcommiſſariates Folgendes gejagt: „Nachdem weder 
vom ſanitäts⸗ noch vom marktpolizeilichen Standpunkte ſtich— 
hältige Bedenken gegen den Fortbeſtand des Hauſierhandels mit 
Nahrungs- und Genufsmitteln angeführt werden können und die in 
dem Gutachten der Handels- und Gewerbekammer enthaltenen 
treffenden Ausführungen über deſſen Unentbehrlichkeit und Be— 
quemlichkeit für das Publicum nicht widerlegt iſt, ſo gelangt der 
Referent zu dem Schluſſe, dass ſowohl die Nothwendigkeit als auch 
die Berechtigung für dieſen Hauſierhandel in Wien thatſächlich 
vorhanden iſt.“ 

Er kritiſiert übrigens den Bericht des Marktcommiſſariates, 
wie folgt: 2 

„Gänzlich unrichtig nach volkswirtſchaftlichen Grundſätzen ift 
die Behauptung des Marktcommiſſariates, daſs der durch den 
Hauſierer dem ſtabilen Gewerbsmanne auferlegte Zwang, ſeine 
Ware den Kunden ebenfalls ins Haus zu ſchicken, eine Ver— 
theuerung der Waren herbeiführe, indem ja im Gegentheile durch 
die Vervielfältigung des Angebotes die richtige Preisbildung be- 
wirkt wird.“ 

Das ſagt das Magiſtrats-Referat, und ich glaube, die Magi⸗ 
ſtrats⸗Referenten ſind keine Umſtürzler und keine Verfechter des 
Capitalismus, ſondern ſie faſſen ihre Aufgabe dahin auf, lediglich 
im Intereſſe des conſumierenden Publicums in ſolchen Dingen ihr 
Gutachten abzugeben. Nun, meine Herren, ich habe ganz offen 
erklärt, daſs ich dem erſten Theile des Antrages des Stadtrathes 
zuſtimmen werde. Ich bin auch überzeugt, daſs ſich gegen denſelben 
keine beſonders große Oppoſition ergeben wird. Wir haben aller— 
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dings noch eines dabei zu berückſichtigen — das find wir auch 
unſeren Wählern ſchuldig. Meine Herren, man darf Folgendes 
nicht vergeſſen: Das Erzeugnis oder vielmehr das Product, welches 
der Hauſierer nach dem Hauſierpatente verſchleißt, iſt ein gewerb— 
liches oder induſtrielles Erzeugnis. (Rufe links: Aber ein Pofel!) 
Das werden Sie mir zugeben; denn er ſelbſt als Hauſierer erzeugt 
nichts, und wenn er ein induſtrielles oder gewerbliches Product 
verſchleißt, verhauſiert, ſo muſs er es von einem Geſchäftsmanne 
haben, denn herzaubern kann es der Hauſierer nicht. Wir haben 


daher auch immerhin Urſache, der Frage eingedenk zu ſein, ob, 


wenn der Hauſierhandel nach dem Patente vom Jahre 1852, wie 
er ſich entwickelt hat, vollſtändig aufgehoben wird, nicht doch ein 
großer Theil und namentlich unſere kleinſten Gewerbsleute in den 
ehemaligen Vororten dadurch ſehr ſtark beeinträchtigt werden (Rufe 
links: Ah! Ah!), dass ihnen der Abſatz, welchen fie bisher gehabt 
haben, für die Zukunft vollſtändig entzogen wird. (Gelächter links.) 
Ich rede ja ganz ruhig. Sie werden mir doch nicht verdenken 
können, dafs ich das anführe, ich bin ja ſelbſt Gewerbetreibender 
und als ſolchem darf es mir nicht bloß um meinen privaten, per— 
ſönlichen Schutz zu thun fein, ſondern ich mufs als öffentlicher 
Vertreter doch immer die Intereſſen der Allgemeinheit im Auge 
haben. (Sehr richtig! rechts.) Darum habe ich auch dieſes Argu— 
ment angeführt. (Unruhe links.) Ich mußs ſagen, dajs ich heute 
ſehr überraſcht bin. Ich habe nicht geglaubt, daſs ich meine Aus— 
führungen unter ſo verhältnismäßiger Ruhe vorbringen kann. Ich 
habe auch niemanden angegriffen. Ich möchte nur wünſchen, dafs 
dies auch in Zukunft ſo ſein möge. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: 
Redner, das werde ſchon ich beſorgen. 
Herr Redner, nicht. 

Gem.-Nath Schlechter (fortfahrend): Ich habe die Frage 
genügend dargelegt. Sie werden mir zugeben, daſs bezüglich des 
erſten Punktes eine Differenz nicht beſteht, und ich bin dafür, 
daſs wir an das Handelsminiſterium uns mit dem Erſuchen 
wenden, es möge der Hauſierhandel nach dem Hauſierpatente vom 
Jahre 1852 für Wien aufgehoben werden; das, meine Herren, 
ſteht in unſerem Rechte. Ich glaube auch, dass, nachdem in dieſer 
Richtung eine große Anzahl übereinſtimmender Gutachten vor— 
handen iſt, das Handelsminiſterium dies bewilligen wird, und ich 
geſtehe, ohne daraus irgendwie Capital ſchlagen zu wollen, ganz 
aufrichtig zu, daſs mit Rückſicht darauf, daſs in den größten 
Städten und in einer großen Anzahl von Städten Ungarns der 
Hauſierhandel ausgeſchloſſen iſt, wir wahrlich auch alle Urſache 
haben, zu verlangen, dajs er auch für Wien ausgeſchloſſen werde, 
denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs derjenige Hauſierer, welcher 
anderswo das Gebiet ſeiner Thätigkeit verſchloſſen ſieht, ſich nach 
Wien wenden und hier hauſieren wollen wird. 

Alſo, meine Herren, ich vertheile Licht und Schatten, ich 
vertheidige hier gar nichts, was nicht zu vertheidigen wäre, und 
ich bin ſelbſt der Meinung, das die Wünſche bezüglich der Auf: 
hebung des Hauſierhandels nach dem Hauſierpatente vom Jahre 
1852 legitime Wünſche, berechtigte Wünſche ſind. 

Aber ich habe auch in zweiter Richtung ebenſo aufrichtig 
meine Bedenken zum Ausdrucke gebracht und hier ſteht auch die 
Sache rechtlich anders. Nachdem im Hauſierpatente von 1852 die 
ausdrückliche Beſtimmung enthalten iſt, daſs über Anſuchen einer 
Gemeinde das Handelsminiſterium im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern und der oberſten Polizeiſtelle dieſe 


Ich bitte den Herrn 
Dazu brauche ich Sie, 
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Gemeinde vom Hauſierhandel ausnehmen kann, haben wir dieſes 
Erſuchen an das Handelsminiſterium im Wege der Statthalterei 
zu leiten, und ich erwarte, wie ich glaube, mit vollem Recht, dass 
in dieſer Richtung unſeren berechtigten Wünſchen entſprochen 
werden wird. 

Was aber den zweiten Punkt anbelangt, ſo ſteht da die 
Sache anders. Dieſer andere Theil des Hauſierhandels — wie er 
eigentlich fälſchlich genannt wird — unterſteht nicht dem Hauſier— 
patente, ſondern den Beſtimmungen der Gewerbeordnung und es 
iſt ein etwas weiter Weg, bis ſich der Reichsrath herbeilaſſen 
wird, dem Miniſterium die Ermächtigung zu geben, in gewiſſen 
Gebieten einzelne Beſtimmungen der Gewerbeordnung aufzuheben. 
Meine Herren, das wäre ſozuſagen ein geſetzgeberiſches Novum. 
Das wird keine geſetzgeeberiſche Körperſchaft thun und namentlich 
dann nicht, wenn es ſich um eine Angelegenheit handelt, wo das 
Gros der Bevölkerung ganz bedeutend intereſſiert iſt. Meine 
Herren! Wenn Sie den Beſchluſßs einfach jo faſſen, wie er hier 
vorliegt, nämlich, es ſei eine Petition an das Abgeordnetenhaus 
zu richten, mit der Bitte, daſs das Miniſterium im Geſetzgebungs— 
wege ermächtigt werde, die Beſtimmungen der alinea 2 und 3 
des § 60 der Gewerbeordnung für einzelne Gebiete außer Kraft 
zu ſetzen, ſo wäre das, ich ſage das im vorhinein, ein Schlag 
ins Waſſer. Es wird ein Schlag ins Waſſer darum auch bleiben, 
weil man ſich nicht die Mühe genommen hat, bis heute eine 
überſicht gerade dieſes Theiles des Hauſierhandels in Wien 
zuſammenzuſtellen. Ich würde den Herrn Referenten gewiſs in 
Verlegenheit bringen, wenn ich ihn fragen würde, was doch ſo 
nahe läge, er ſolle mir ſagen, ob es ſtatiſtiſche Nachweiſungen 
über dieſen Theil des Hauſierhandels gibt; kann er mir ſagen, 
wie viele Amtshandlungen vorgenommen, wie viele beanſtändet 
wurden und was ſich für Übelftände herausgeſtellt haben? Meine 
Herren! Wenn Sie an eine geſetzgebende Körperſchaft gehen, müſſen 
Sie einen ſolchen Antrag wenigſtens genügend motivieren und 
das iſt in dieſem Falle nicht geſchehen. Es kann ferner dieſer 
Theil nicht gleichzeitig erledigt werden mit dem erſten Theile, 
weil der erſte Theil in ſeiner Erledigung nur vom Miniſterium, 
nicht aber vom Reichsrathe abhängt. Wenn Sie nun den zweiten 
Schritt machen wollen, dann machen Sie ihn erſt dann, wenn 
wir genügend mit Material ausgerüſtet ſind, welches auch in 
dieſer Richtung unbefangenen und objectiven Beurtheilern es 
ermöglicht, für eine ſolche Sache zu ſtimmen. Darum erlaube ich 
mir, zum Schluſſe nochmals die Erklärung abzugeben, dafs ich für 
den erſten Theil der Anträge ſtimmen werde, bezüglich des zweiten 
Punktes aber Folgendes beantrage: Punkt 2 wird an den Stadt⸗ 
rath zurückgeleitet und iſt vorerſt eine Außerung des Magiſtrates 
darüber einzuholen, welcher Außerung entsprechend ſtatiſtiſche Belege 
mitzugeben ſind, und es wäre dann die Angelegenheit dem Gemeinde— 
rathe zur neuerlichen Beſchluſsfaſſung vorzulegen. Das find wir, 
wie ich glaube, der Würde, dem Anſehen, der Ehre des Gemeinde— 
rathes ſchuldig. (Beifall rechts. — Gelächter links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Braun eiß! 

Gem.-Nath Prauneiß: Meine ſehr geehrten Herren! Ich 
kann mich mit den Ausführungen des Herrn Collegen Schlechter 
durchaus nicht einverſtanden erklären. Herr College Schlechter hat 
erwähnt, daßs die Beamten und Arbeiter dadurch Schaden erleiden, 
wenn der Hauſierhandel in Wien abgeſchafft wird, weil ſie da 
billige Lebensmittel bekommen. Ich habe nun die Erfahrung ge— 


macht, daſs die Leute dadurch durchaus keine billigen Lebensmittel 
6* 


1396 


ANN ALLEN NN 


bekommen, ſondern dass dieſe Hauſierer viel theurer verkaufen, als 
der ſeſshafte Geſchäftsmann. (Rufe links: Und einen rechten 
Schundl) Der ſeſshafte Geſchäftsmann, der hohe Steuer und Zins 
zahlen muſs, mus zuſehen, wie in dem Haufe, wo er wohnt, die 


Hauſierer vor ſeiner Naſe von Wohnung zu Wohnung gehen, von 


Partei zu Partei (Richtig! links) und ihm die Kunden dadurch 
entfremden. 

Es iſt da vom Collegen Schlechter auch etwas erwähnt worden 
von dem billigen Fleiſch. Da mache ich nebenbei aufmerkſam, dafs 
man einfach den Zwiſchenhandel und die Commiſſionäre am Vieh— 
markte abſchaffen möge, dann werden wir auch billiges Fleiſch 
haben! (So iſt es! Sehr richtig! links.) 

Ich möchte dann weiter noch auf etwas aufmerkſam machen: 
wenn der eigentliche Hauſierhandel in Wien abgeſchafft wird, ſo habe 
ich als Geſchäfsmann die Erfahrung gemacht, wird ein Hauſierhandel 
in zweiter Auflage in Wien aufkommen, der auch heute bereits 
exiſtiert, nämlich der Hauſierhandel, wo Agenten herumgehen, von 
Thür zu Thür (Richtig! links). Sie nehmen dort auf Kohl — wie 
man wieneriſch jagt — Beſtellungen auf und liefern dann die 
Ware nach Beſtellung. Wenn man alſo den eigentlichen Hauſierhandel 
abſchafft, wird dieſer Hauſierhandel in zweiter Auflage kommen. 
(Rufe links: Das geſchieht auch heute Schon!) Wenn wir nun 
nicht auch dagegen Stellung nehmen, daſs Agenten von Thür 
zu Thür gehen, ſo haben Sie damit gar nichts gethan, ſondern 
der Hauſierhandel wird unter einem anderen Namen weiterbe— 
ſtehen. 

In der Außerung der löblichen Polizei⸗Direction heißt es auch, 
die Unſicherheit in den Häuſern werde dadurch gefördert. Ich 
möchte nur eine kleine Epiſode erzählen, die mir paſſiert iſt. Ich 
ſitze in meiner Wohnung; da klopft jemand ſcharf an und macht 
die Thür auf. Es kommen zwei vom auserwählten Volke herein, 
die ſagen mir, meine Frau habe bei ihnen Handtücher beſtellt. Ich 
war ganz erſtaunt und ſage ihnen: „Ja, ich bin ja ſelbſt Kauf: 
mann, ich habe das ſelbſt im Geſchäft.“ „„Ah, bitte Pardon, wir 
haben uns geirrt““ war die Antwort. Sie haben aber vorher den 
Namen genannt, als ob thatſächlich meine Frau die Handtücher 
beſtellt hätte. Nehmen Sie an, eine Frau iſt allein in der Wohnung 
und zwei ſolche Kerle kommen in die Wohnung hinein. Was thut eine 
ſolche wehrloſe Frau? Sie kann ſich nicht helfen. Sie muss kaufen und 
ſich anſchmieren laſſen. Wenn da eine Anderung eintritt, ſo bin 
ich dafür — dasſelbe iſt auch in anderen Artikeln, in Specerei— 
artikeln und ſofort, da gehen auch die Agenten herum von Thür 
zu Thür — dafs auch das abgeſchafft wird, dass dies Agentieren 
von Thür zu Thür in den Häuſern verboten wird. Denn, wenn 
das nicht geſchieht, iſt die Abſchaffung des Hauſierhandels illuſoriſch. 
Die Betreffenden werden einfach in die Wohnung hinein— 
gehen, ſie ſchreiben vielleicht auf einen Zettel ſelbſt den Namen 
auf, liefern die Ware und wenn ſie dann beanſtändet werden, ſo 
werden ſie ſagen, wir haben auf Beſtellung geliefert. Wie geſagt, 
ich will mich auch dem accommodieren, wenn der Antrag des Col- 
legen Mareſch angenommen werden ſollte. Ich laſſe es mir 
gefallen, wenn in Wien erwerbsunfähige Leute, die nichts anderes 
thun können, mit Kleinigkeiten in den Gaſthäuſern hauſieren gehen. 
Aber dajs mit Lebensmitteln und allen möglichen in Wien hau— 
ſieren gegangen wird, iſt nicht nothwendig. Man mufs die ſeſs⸗ 
haften Geſchäftsleute, die einen hohen Zins und Steuer bezahlen, 
in Schutz nehmen. Bei ſolchen Hauſierern ſind oft ſechs, acht, zehn 
in einer Wohnung beiſammen. Sie haben keinen Zins, kaufen Pofel 
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zuſammen, auf dem Markt kaufen ſie auch alles mögliche zuſammen, 
was auf dem Markte nicht verkauft werden darf, und verhauſieren 
es in den Häuſern. Ich glaube, dajs es für die Geſundheit der 
Bevölkerung ſogar ſehr nothwendig iſt, dajs der Hauſierhandel 
überhaupt, beſonders mit Lebensmitteln, gänzlich abgeſtellt wird. 
(Richtig! links.) Ich möchte alſo nochmals aufmerkſam machen, 
daſs, wenn dieſer Antrag des Referenten angenommen wird, auch 
der Zuſatz gemacht werde, dafs auch das Agentieren von Thür 
zu Thür in den Häuſern verboten wird. (Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Doctor 
Stern! 

Gem.-Nath Dr. Stern: Es hat bereits College Schlechter 
über den zweiten Theil des uns vorgelegten Antrages geſprochen, 
und ich ſchließe mich ſeinen Ausführungen im vollen Sinne an 
und werde gegen den zweiten Theil des vorliegenden Antrages 
ſtimmen. Wenn ich zur Bekräftigung deſſen, was bereits vom Herrn 
Collegen Schlechter geſagt wurde, noch etwas anführen ſoll, ſo 
möchte ich darauf verweiſen, daſs ja vor kurzem eine Approvifio- 
nierungs⸗Conferenz einberufen wurde, in die ja auch Vertreter des 
Gemeinderathes, des Magiſtrates, des Markteommiſſariates berufen 
werden ſollen, und daſs es meines Erachtens doch wohl nicht an— 
geht, heute, ich möchte ſagen, mit einer gebundenen Marſchroute 
Vertreter aus der Gemeinde zu entſenden, welche ja dann in dieſer 
Approviſionierungs-Conferenz, in der auch die uns jetzt beſchäftigende 
Frage zur Sprache kommen wird, nichts anderes ſagen können, 
als dasjenige, was der Gemeinderath ohnehin beſchloſſen hat. 

Noch wichtiger aber erſcheint mir, daſs dem zweiten Theil des 
vorgelegten Antrages deshalb nicht ſtattgegeben werde, weil ja in 
dem § 60 der Gewerbeordnung, und zwar im dritten Abſatze, die 
Rede iſt von den anſäſſigen kleineren Gewerbsleuten, welche zu 
ihrem beſſeren Fortkommen das Feilbieten ihrer Erzeugniſſe inner— 
halb der Gemeinde von Haus zu Haus betreiben, und welche eben, 
weil ſie ſich in ſo dürftiger Lage befinden, weil ſie ſich nicht in 
der Lage befinden, einen offenen Laden oder einen Laden in einer 
begangenen Straße, in einer Straße, in welche Käufer kommen, 
zu halten, gerade auf das Feilbieten von Haus zu Haus inner— 
halb der Gemeinde, in welcher ſie anſäſſig ſind, angewieſen ſind. Bei 
dieſem Vorgehen gegen die kleineren, gegen die allerkleinſten Ge— 
werbsleute, in einem ſolchen Kampfe, das ſage ich ganz offen, da 
möchte ich nicht an Ihrer Seite ſtehen. Wenn ich nun zum erſten 
Theile des Antrages auf Hauſierſperre Wiens, alſo auf jenen An— 
trag auf die Sperre gegen den Hauſierhandel im Sinne des 
Hauſierpatentes übergehe, ſcheint es mir, dafs, wie aus öffent⸗ 
lichen Kundgebungen, aus Protokollen einer Enquste, welche ſeiner— 
zeit bei der n.⸗ö. Handelskammer gehalten wurde, hervorgeht, dass 
die Erwartungen, welchen man ſich gerade über die Wirkung der 
Hauſierſperre hingibt, denn doch nur in einem ſehr reducierten 
Maße und vielleicht gar nicht erfüllt werden. Sehen Sie, ich be— 
rufe mich da auf Außerungen ſehr ſachverſtändiger Männer; ich 
habe mich auch, wie Herr College Schlechter, um Material 
umgeſehen. Es hat vor wenigen Monaten in der Handelskammer 
eine Debatte ſtattgefunden, welche ſich mit demſelben Gegenſtande 
beſchäftigte und es haben damals der Vice-Präſident Kitſchelt, 
die Kammerräthe Strobl und Roſenſtingl, welcher früher 
dem Gemeinderathe angehörte, ſich gerade in einer ganz anderen 
Weiſe ausgeſprochen. (Gelächter links. — Rufe: Das glauben wir 
ſchon, die wollen Reichsraths⸗Abgeordnete werden!) Ich bitte Sie, 
auch die Äußerungen zu hören. Wenn — fo ſagten fie — fie vor 
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allem in Rechnung ziehen, was ohne die durch den Hauſier— 
handel gebotene reiche und bequeme Kaufgelegenheit nicht gekauft 
wird, wenn dann der verbleibende Reſt auf alle ſtabilen Kaufleute 
vertheilt wird, fo dürfte im Durchſchnitt der Mehrumſatz für jeden 
einzelnen der letzteren ein minimaler ſein. 

Und zu berückſichtigen wäre ferner, daſs es, was Sie ja 
gewiss beſſer wiſſen werden, als ich es weiß, eine große Anzahl 
Kleingewerbetreibender gibt, die eben nur für die Hauſierer 
arbeiten, und daſs ſelbſtverſtändlich dieſe Kleingewerbetreibenden 
durch die Hauſierſperre in Wien vollſtändig zugrunde gerichtet 
würden. Dass nach dem heutigen Stande der Geſetzgebung der 
ambulante Handel mit Lebensmitteln, dafs auch der Handel, welcher 
der kleinſte hier anſäſſige Gewerbetreibende mit ſeinen eigenen 
Erzeugniſſen betreibt, durch eine Hauſierſperre nicht getroffen 
werden wird, das iſt Ihnen bereits von meinem Vorredner, Herrn 
Collegen Schlechter, auseinandergeſetzt worden, und ergibt ſich 
ganz klar daraus, das Sie nach dieſer Richtung gerade eine 
Geſetzänderung erſt in Antrag bringen wollen. Aber gänzlich wird 
überſehen — und es iſt darauf noch von keiner Seite hingewieſen 
worden — daßs es eine ganze Reihe von Arten des privilegierten 
Hauſierhandels gibt, welche durch eine Hauſierſperre im Sinne 
des Geſetzes nicht getroffen werden kann. Dieſe Privilegien ſind 
in dem § 17 unſeres Hauſierpatentes codificiert enthalten, jo daſs, 
wenn die Hauſierſperre in Wien verfügt würde, z. B. die Be— 
wohner des Bezirkes Waidhofen an der Thaya in Bezug auf die 
in dieſem Bezirke erzeugten Zwirne und Bänder, die Bewohner 
von Karlſtein in Bezug auf Holzuhren nach wie vor ihren Hauſier— 
handel betreiben können. Und ſo geringfügig Ihnen dies erſcheinen 
mag, ſo möchte ich doch nur darauf verweiſen, dafs in dem 
Motivenberichte, welchen die Regierung zu dem neuen, derzeit dem 
Abgeordnetenhauſe vorliegenden Geſetzentwurfe beigegeben hat, 
geſagt wird, dafs in dieſem Betriebe allein 900 Perſonen ihre 
Exiſtenz finden, dajs 900 Perſonen ihrer Exiſtenz beraubt würden, 
wenn bloß dieſer verhältnismäßig kleine Hauſierhandel abgeſtellt wird. 

Wenn morgen die Hauſierſperre in Wien verfügt wird, können 
Sie an dem Hauſierhandel nicht hindern die Bewohner des 
böhmiſchen Erzgebirges bezüglich der dort erzeugten Spitzen und 
Stickereiwaren, die Tiroler mit den Teppichen und den Artikeln, 
welche ihnen bisher zugeſtanden geweſen find, die ſlovakiſchen 
Drahtbinder, die Leinwandhändler aus dem Arvaer Comitate, die 
Händler mit gemeinen Leinen- und Baumwollwaren von St. Georgen, 
St. Nikolai, St. Peter in Ungarn, die Gottſcheer und Fiumaner, 
die Bewohner des Flitſcher Bezirkes bezüglich des Hauſierhandels 
mit Tuch, die Bewohner von Andrichow und Kenty im Wado— 
wicer Kreiſe bezüglich des Hauſierhandels mit Zwilch, und ſo gibt 
es eine ganze Reihe von Hauſiergeſchäften, welche im Sinne des 
Geſetzes ſelbſt dann, wenn eine Hanfierjperre in Wien verfügt 
würde, durch das Geſetz im Sinne der heutigen Geſetzgebung nicht 
getroffen werden könnten. Allerdings iſt es richtig, daſs in dem 
neuen Hauſiergeſetzentwurfe, welcher derzeit dem Abgeordnetenhauſe 
vorliegt, diesfalls der Regierung eine gewiſſe, aber auch nicht eine 
allzu große Latitude gegeben wird. 

Wie der Ruf „Hauſierſperre“, ich möchte ſagen ein Schlagwort 
geworden iſt — was man alles darunter verſteht, welche Er— 
wartungen man daran knüpft — darüber liefern die Protokolle der 
Enquéte, welche vor einigen Jahren von der Handelskammer 
veranſtaltet wurde, in welcher 44 Genoſſenſchaften ihr Gutachten 
abgegeben haben, ein beredtes Zeugnis. 
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Geſtatten Sie mir, dass ich Ihnen nur ein einziges Beiſpiel aus 
dem reichen Materiale dieſer Enquste-Protokolle, welche mir vor— 
liegen, anführe. Da beſchweren ſich zum Beiſpiel die Hallentrödler 
bitter über den Hauſierhandel, und warum? Sie allein — ſo ſagen 
ſie — haben bisher die abgelegten Kleider, alte Wäſche, altes 
Hausgeräthe und das alte Gerümpel billig zuſammengekauft, ſie 
allein hätten bisher bei öffentlichen Feilbietungen, namentlich bei 
executiven Feilbietungen natürlich alles billigſt zu erſtehen Gelegenheit 
gehabt, aber nun kommen die Hauſierer, das ſei ihre Concurrenz. 
Ja, meine Herren, iſt denn das ein berechtigtes Intereſſe, welches 
eines Schutzes ſeitens der Regierung bedarf oder würdig iſt. Da 
könnten ja ebenſo die Hallentrödler petitionieren gegen die neue 
Executionsordnung, durch welche die Verſchleuderung der Executions— 
objecte hintangehalten werden ſoll. Und dann ſind dieſe Concurrenten 
gar keine Hauſierer. Das ſind Leute, welche dieſe alten Sachen 
geradeſo wie die Hallentrödler zuſammenkaufen und dann an andere 
Geſchäftsleute, an Kleiderhändler, Trödler, verkaufen, auch an 
Fabriken, wie zum Beiſpiel Hadern und alte Lumpen an Papier⸗— 
fabriken. Der befugte Hauſierer muss mit einem Haufierpajs ver- 
ſehen ſein, in welchem ganz genau die Waren bezeichnet ſind, 
welche er zu führen berechtigt iſt, und nur von dem befugten 
Hauſierer ſpreche ich, denn gegen den unbefugten Hauſierer vor- 
zugehen, dazu brauchen Sie keine Hauſierſperre. Der befugte Hauſierer 
muſs feinen Hauſierpaſs und ſeine Waren jederzeit vorzulegen in 
der Lage ſein und den Beweis erbringen können, daj$ er wirklich 
keine anderen Artikel als diejenigen, welche ihm im Hauſierpafs geſtattet 
find, führt, er muss ferner die Provenienz der Waren ausweiſen, 
die Rechnung der Firma haben, von welcher er ſeine Waren bezieht, 
und was die Controle anbetrifft, ſo unterſteht er der Controle der 
Sicherheitswache, der Polizei- und der Finanzwache, und dafs die 
Finanzwache ihren Dienſt ſehr eifrig, vielleicht zu eifrig verſieht, 
darüber Fälle anzuführen wäre wohl überflüſſig. 

Es wird hier in dieſen Enquéte-Protokollen geſagt, der Hauſierer 
zahlt keine Steuer. Iſt das denn wahr? Und weiter wird geſagt, 
wenn der Steuercommiſſär kommt, ſo finde er gar keine Objecte, 
um mit der Pfändung vorzugehen, iſt es denn wahr? (Stürmiſche 
Rufe links: Natürlich!) Ich bitte Sie recht ſehr, der Hauſierer 
mufS die Hauſierſteuer im vorhinein, bei dem Erhalt und bei der 
Verlängerung je auf ein Jahr im vorhinein zahlen. Es wird zum 
Vorwurf gemacht, durch den Hauſierhandel werden die Strafhaus— 
arbeiten in den Verkehr gebracht, und dadurch wird dem Gewerbe— 
ſtande geſchädigt. Ja, meine Herren, der Verkauf der Strafhaus- 
arbeit kann eine Schädigung ſein, das gebe ich ja zu, aber dann 
richtet ſich die Gegnerſchaft gegen den Verſchleiß der Strafhaus— 
arbeiten und nicht gegen die Hauſierer. Die Strafhausarbeiten 
würden, wenn nicht durch die Hauſierer, in anderer Weiſe in den 
Verkehr gebracht werden. 

Es wird geklagt über die vielen unbefugten Hauſierer. Ich 
habe neulich in der „Neuen Freien Preſſe“ einen Vorſchlag repro— 
duciert geleſen, den bereits vor einer Reihe von Jahren der Gem. 
Rath Kleyhonz gemacht hat, daſs den Hauſierern auferlegt werde, 
Blechſchilder zu tragen, um ſich auf ſolche Weiſe auszuweiſen, ſo 
daſs jeder Schutz gewährt würde. 

Aber alle dieſe Gutachten, Enquéten und Beſchwerden, welche 
ſich hier finden, werden weit überboten durch dasjenige, was in 
der Polizeinote enthalten iſt. Es gehen, ſagt die Polizei, ſo viele 
Leute in die Häuſer hauſieren, Verkäufer, kleine Gewerbsleute mit 
ihren Erzeugniſſen, Agenten, Pränumerantenſammler, Vertheiler 
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von Ankündigungszetteln und da werden die Leute geſtört und die 
polizeiliche Nachforſchung werde ſehr erſchwert, wenn ein Ver— 
brechen vorkommt. 

Es iſt nun bekannt, dass die meiſten und ſchwerſten Ver— 
brechen bei Nacht verübt werden, und in gar keiner anderen 
Großſtadt als in Wien werden die Hausthore um 10 Uhr abends 
geichloffen und bleiben verſchloſſen. Alle Fremden klagen über den 
Mangel an Nachtleben in Wien. Ja, ſollen wir da der Polizei noch 
weiter entgegenkommen? Warum findet denn da die Polizei diejenigen 
nicht, die ſich bei Nacht ſtrafbarer Handlungen ſchuldig machen. Ein viel 
lebhafterer und geſteigerter Verkehr wird in den Straßen und infolge 
deſſen auch in den Häuſern eintreten — und ich hoffe, dass er eintreten 
wird — wenn einmal die Stadtbahn gebaut ſein wird. Ja, viel— 
leicht wird dann die Polizeibehörde ſich auch gegen die Stadtbahn 
erklären. (Gelächter links.) Die Polizei hat überhaupt eine wahre 
Abneigung gegen das Wandergewerbe, und jagt, der Hauſierhandel fei fo 
ein Mittelding zwiſchen Arbeit und Landſtreicherei und ſei dem 
letzteren viel näher. (Zurufe.) Na, wenn Sie einen armen, blut— 
armen Menſchen, der unter ſeinem Pack ſo ſchwer trägt — denn 
er darf ſich keiner Hilfsträger oder Laſtthiere bedienen — bei der 
Sonnenhitze im Sommer und bei der Kälte im Winter ſehen, ſo 
werden Sie wohl nicht behaupten, dafs er nicht ſchwer verdient 
und ſehr ſchwer arbeitet. Übrigens, meine Herren, da iſt doch die 
Regierung einer anderen Meinung als die Polizei und möchte ich 
nur auf das verweiſen, was im Motivenberichte der Regierung 
angeführt wird. 

Die Regierung hält im Motivenberichte zu dem neuen Hauſier— 
geſetze an dem Standpunkte feſt, dafs allerdings dem ſeſshaften 
Kaufmanne und Gewerbsmanne entgegengekommen, dafs deshalb 
der Hauſierhandel beſchränkt, dass er unter ſtrenger Aufſicht ge— 
halten werden muſs; aber fie verkennt nicht die Wichtigkeit des 
Hauſierhandels für die haus- und fabriksmäßige Induſtrie, die 
nicht genug betont werden kann, und für gewiſſe Conſumenten— 
kreiſe, und fie ſagt: Die Aufhebung oder allzuweitgehende Be— 
ſchränkung des Hauſierhandels würde tauſenden von unbemittelten 
Staatsbürgern die letzte Möglichkeit einer ehrlichen Exiſtenz ent— 
ziehen und ſie dem Elende entgegentreiben und ſpeciell die Be— 
völkerung gewiſſer erwerbsarmer Gegenden, die ſeit undenklichen 
Zeiten zum Theile vom Hauſierhandel lebt, zur Auswanderung 
zwingen. Die Regierung verweist auch in ihrem Motivenberichte 
auf die Geſetzgebung der meiſten fremdländiſchen Staaten, ins⸗ 
beſondere jene des Deutſchen Reiches, welche bemüht iſt, dem Ge— 
werbebetrieb im Umherziehen in der Reihe der regelmäßigen Be— 
triebsformen ſeine Stelle zu ſichern. 

Das klingt doch ganz anders als die Note der Polizei, und 
ich glaube, daſs dieſem Miniſterium, welches dieſen Motiven- 
bericht erſtattet hat, denn doch ein anderes Material zur Ver— 
fügung ſtand als der Wiener Polizei. Meine Empfindung, mein 
Gefühl hat aber meiſtens jene Stelle der Polizeinote empört, 
in welcher — ich möchte ſagen — eine Anzeige (Zuruf: Denun— 
ciation!) bei der Gemeinde enthalten iſt. „Denkt Euch,“ ſagt die 
Polizeinote, „die Kinder der galiziſchen Hauſierer“ — auf die 
wird ja beſonders verwieſen — „die beſuchen ſogar die Schulen 
der Gemeinde und dadurch müſſen die Schulen vermehrt werden, 
und die Kinder bekommen auch unentgeltlich Lehrmittel!“ Ja, 
meine Herren, ich frage Sie zunächſt, was geht denn das die 
Polizei an? (Lebhaftes Gelächter links. — Rufe rechts: So iſt es!) 
Ich frage aber weiter, ob es bei einem Budget von 35 bis 
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40 Millionen Gulden und ſpeciell bei einem Schulbudget von 
über 9,000.000 fl. jährlich, wie wir es haben, wirklich eine Rolle 
ſpielen kann, wenn für ein paar hundert, oder ſagen wir noch 
mehr Kinder dieſer armen Hauſierer ſich infolge deſſen nach einer 
Reihe von Jahren die Nothwendigkeit herausſtellt, vielleicht eine 
Schule mehr zu errichten? 


Sehen Sie, meine Herren, da möchte ich der Polizeibehörde 
zum angelegentlichſten Studium nicht allein den Motivenbericht 
der Regierung, ſondern ein Gutachten empfehlen, welches in jener 
von mir oft ſchon erwähnten Enquste von Seiten einer Genoſſen— 
ſchaft, nämlich von Seite der Spenglergenoſſenſchaft, erſtattet 
wurde. Dieſelbe führt Beſchwerde gegen die ſlovakiſchen Draht— 
binder, und da ſagt ſie unter anderem: Die Beſchwerde iſt da— 
gegen gerichtet, daſs eine große Anzahl ſchulpflichtiger Kinder 
zum Betriebe des Geſchäftes verwendet und der Schule entzogen 
werde. Sie ſagt, ſchon das Gefühl der Menſchlichkeit ſollte es 
gar nicht zulaſſen, dafs ſolche Knaben ohne allen Unterricht auf: 
wachſen und ihr ganzes Leben mit Hauſieren verbringen, das ſie 
zumeiſt mit Betteln verbinden. Es wirft geradezu ein trauriges 
Licht auf unſere Verhältniſſe, dais in Ofterreich-Ungarn, wo der 
Schulzwang ſeit dem Jahre 1869 geſetzlich beſteht, nach faſt 
20 Jahren es noch möglich iſt, dafs Hunderte von Knaben die 
Wohlthaten des Schulunterrichtes entbehren müſſen, eine Wohl⸗ 
that, die ſie in den Stand ſetzen würde, nützliche Glieder der 
menſchlichen Geſellſchaft zu werden. 

Sehen Sie, das iſt ein Standpunkt, den man theilen muſs, 
aber nicht den Standpunkt der Polizei, welcher ſich dagegen er— 
hebt, daſs die Eltern die Kinder in die Schule ſchicken und viel— 
leicht dadurch der Gemeinde Laſten erwachſen, dafs nach einer 
Reihe von Jahren die Nothwendigkeit ſich ergeben wird, in der— 
artigen Bezirken neue Schulen zu errichten. Meine Herren! In 
unſerem 40 Millionen⸗Budget — der Rechnungsabſchluſs wurde 
uns heute oder geſtern zugeſtellt — ſind für Lehrmittel 170.000 fl. 
für 173.000 Schulkinder eingeſtellt. (Rufe links: Das haben Sie 
ſchon geſagt!) Was für ein jämmerlicher Betrag kann denn da 
durch den Schulbücherbedarf der neuen Schüler herauskommen, 
und iſt es der Gemeinde würdig, einen derartigen Standpunkt 
einzunehmen? (Beifall rechts.) 

Das neue Hauſiergeſetz iſt im Reichsrathe bereits in Ver— 
handlung. Die Berathung im Ausſchuſſe iſt vollendet, es iſt ein 
Referent dafür beſtellt. Die Verhältniſſe, welche durch das neue 
Hauſiergeſetz ins Leben treten werden, werden andere ſein, es 
werden viele Verſchärfungen eintreten. 

Wenn aber heute die Anträge, die Sie hier ſtellen, zum Be⸗ 
ſchluſſe erhoben würden und wenn dieſe Beſchlüſſe actuell würden — 
und das muss man doch annehmen, daſs der Antragfteller von 
dieſer Vorausſetzung ausgeht, denn ſonſt müſste man an dem 
Ernſte dieſer Anträge zweifeln — wenn alſo dieſe Beſchlüſſe 
actuell würden, dann wird, wie ſchon früher geſagt wurde, 
Tauſenden von armen Victualienhändlern die Exiſtenz entzogen, 
dann wird den kleinen anſäſſigen Gewerbsleuten, welche mit ihren 
Erzeugniſſen innerhalb ihres Bezirkes von Haus zu Haus wandern, 
ihr Erwerb entzogen, Tauſende von Hauſierern werden mit ihren 
Angehörigen ins Elend getrieben! 

Es wäre gar nicht zu überſehen das Elend, der Jammer, 
welcher unter Tauſenden von Menſchen verbreitet würden, wenn 
wirklich dieſe Beſchlüſſe actuell würden! 


Nr. 80. — 6. October 1896. — Oben: Sitzung vom 2. October 1896. 


—. 


Im Intereſſe der Humanität, des Gewerbes, dem meines 
Erachtens dadurch nicht geholfen würde, und im Intereſſe der 


Stadt Wien werde ich gegen die Anträge des Referenten ſtimmen. 


(Lebhafter Beifall rechts.) | 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Herr 
Wrabetz hat das Wort. 

Gem.-Nath Wrabetz: Der Herr Referent hat an dem 
Tage, an welchem wir die Verhandlung über dieſen Gegenſtand 
begonnen haben, mit den Worten begonnen, daſs es ſich um eine 
Frage handle, welche ſich ſeit Jahren in den Verhandlungen der 
öffentlichen Körperſchaften fortſchleppt. Ich kann das nun beſtätigen. 
Wenn Sie, meine Herren, die Frage eine Seeſchlange nennen, ſo 
nenne ich ſie ein Schlagwort, welches von engherzigem Egoismus 
dictiert iſt. 

Die Schäden, die der Hauſierhandel verurſacht, werden über⸗ 
trieben und die Hoffnungen, die an die Aufhebung desſelben geknüpft 
werden, ſind ebenſo übertrieben. Ich bin gegen die vorſtehenden 
Anträge des Stadtrathes, und zwar werde ich mir dieſelben von 
drei Standpunkten zu bekämpfen erlauben, vom Standpunkte des 
Producenten, vom Standpunkte des Conſumenten und im Namen 
der Humanität. (Gelächter links). Wie gute Chriſten über die 
Humanität lachen können, begreife ich nicht! .. . (Beifall rechts. — 
Ernenertes Gelächter und Rufe links: Falſche Humanität!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. CTueger: Ich bitte nur fort— 
zufahren, Herr Redner! (Heiterkeit. ) 

Gem.-Nath Wrabetz: Ich habe gejagt vom Standpunkte 
des Producenten und werde mir erlauben, das auch nachzuweiſen. 
Es wird zwar in dieſem Streite ſehr oft mit dem Argumente ge— 
kommen, dafs die Hauſierer ausländiſche und Pofelware ver— 
ſchleißen. (Gem.⸗Rath Hawranek: Sie gehen auch mit Photo— 
graphien! — Lebhafte Heiterkeit links.) Das mag ſchon ſein. Aber 
deswegen neide ich den armen Teufeln den Verdienſt nicht. Das 
erſte, dafs fie mit ausländiſchen Waren hauſieren gehen, iſt ein— 
fach nicht richtig und das zweite iſt nur bedingungsweiſe richtig. 
Denn ein großer Theil der Hauſierer verſchleißt Artikel von Wiener 
Gewerbetreibenden und es ſteht Vertretern von Wiener Gewerbe— 
3 meines Erachtens ſchlecht an, von dieſen Erzeugniſſen 

r „Pofelware“ zu ſprechen. Ich werde mir ſo fort erlauben, 
Ihnen dieſe Wiener Erzeugniſſe zu nennen. Sie können ja den be⸗ 
treffenden Genoſſenſchaften dann ſagen, dafs fie nur Pofelware 
erzeugen. (Unruhe und Zwiſchenrufe links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Darſ ich bitten, meine 
Herren, den Herrn Redner nicht zu unterbrechen. Ich möchte Sie 
ſehr erſuchen, dies nicht zu thun. Sie verzögern nur die Sache 
und geben dem Redner neuen Stoff. (Heiterkeit.) Wenn Sie ihn 
nicht unterbrechen, wird er früher aufhören. Heiterkeit.) Ich bitte 
alſo um Ruhe. 

Gem.- Rath Wradeb: Ich habe gejagt, das die Wiener 
Induſtrie ſehr ſtark betheiligt iſt. Ich könnte auch darauf verweiſen, 
dafs ein Theil der Wiener Genoſſenſchaften ſich gegen die Auf⸗ 
hebung des Hauſierhandels ausgeſprochen hat, und zwar in erſter 
Linie die Wiener Ledergalanteriewaren— „Erzeuger, deren Induſtrie 
unbeſtritten nicht nur in Wien, ſondern auch in ganz Deutſchland 
anerkannt iſt, fo dafs man gewiſs von keiner Pofelware ſprechen 
kann. Wenn aber dem Erzeuger — das kann dem tüchtigſten Gewerbe— 


TCueger: Gem.⸗Rath 


treibenden geſchehen, das heißt, es geſchieht nicht ihm, ſondern 


ſeinem Arbeiter — das eine oder andere Stück nicht ganz nach Wunſch 
ausfällt, daun kann ein reeller Gewerbetreibender dieſes Product 


gebend): 


1399 


—ů — 


AUE 


— 


nicht mehr als Primaware auf den Markt bringen, dann bringt 
er es als Secundaware durch den Hauſierer auf den Markt. 
(Zwiſchenrufe links.) Was ſoll er denn thun? Die Gewerbe⸗ 
treibenden find ja keine reichen Leute, dafs fie Ware nach Dutzenden 
auf den Miſt werfen können. 

Dann haben wir die Meerſchauminduſtrie, welche ein großes Gebiet 

umfafst und wo die Wiener Leiſtungen unbeſtritten auch in Deutſch⸗ 
land daſtehen, die Holzpfeifenerzeuger, die Gürtler und Bronzewaren⸗ 
erzeuger, die Kammacher, die Mundharmonikaerzeuger, Gummi: 
und Spielwarenhändler, Stöcke, Drechslerwaren⸗, Gipsfiguren⸗ 
macher u. ſ. w. Das ſind lauter Wiener Gewerbetreibende, die 
zum großen Theile ihre Erzeugniſſe nur durch den Hauſierhandel 
auf den Markt bringen können. Es gebe wohl einen andereu Weg: 
wenn Sie alle dieſe Gewerbetreibenden von den ſeſshaften Kauf⸗ 
leuten abhängig machen, die Hauſierer abſchaffen und den Mann 
zwingen, zum Kaufmanne zu gehen und ihn zu bitten, dass er 
ihm ſeine Ware abnimmt; dann hat er auch Abſatz. Aber erſtens 
iſt die Frage, ob der Kaufmann jederzeit ſo viel aufnehmen kann, 
weil er nicht ſo viel vertreiben kann wie die Hauſierer, und 
zweitens liefern Sie damit nur den | ſchlechter ſituierten Gewerbe— 
treibenden dem beſſer ſituierten aus, Sie unterſtützen mit einem Worte 
auf dieſe Weiſe das Großcapital. (ebhaftes Gelächter links.) Aber 
gewiſs, meine Herren, weil der arme Teufel ſich auf der Mariahilfer⸗ 
ſtraße oder auf der Wiedener Hauptſtraße kein Gewölbe nehmen kann, 
dazu mußs einer auch ſchon ein entſprechendes Capital haben. 
(Rufe links: Sechshauſer Hauptſtraße!) Da mußs er auch ein 
entſprechendes Capital haben. 

Dass alle jene Artikel, welche von den begünſtigten Gegenden 
erzeugt werden, auch bei der Aufhebung des Hauſierhandels 
nicht ausgeſchloſſen ſind, hat Herr College Dr. Stern ſchon 
auseinandergeſetzt und ich will deshalb auf Wiederholungen nicht 
eingehen. Aber bezüglich einzelner Artikel will ich Ihnen nur ein 
einziges Beiſpiel ſagen, das ſich wirklich zugetragen hat und das 
mir in jüngſter Zeit bei einer Debatte über dieſen Gegenſtand 
durch einen Gewährsmann verbürgt wurde. Ein Kammacher in 
Wien — es iſt mir ſogar deſſen Name bekannt — hatte eines 
Tages mit einem Vermiſchtwarenhändler, der in ſeiner Nähe 
wohnte, ein Geſpräch über die Aufhebung des Hau ſierhandels 
geführt und der Gemiſchtwarenhändler hatte ihm erklärt: Ich könnte 
Ihnen wenigſtens um 15 fl. Kämme im Jahre abkaufen, wenn 
dieſe Hauſierer nicht wären. Darauf gibt ihm der Kammacher zur 
Antwort: Sehen Sie, ich habe 12 Arbeiter, die ich ſtändig be⸗ 
ſchäftige; die kaufen ſo durchſchnittlich jeder bei Ihnen im Tag um 
50 kr. verſchiedene Lebensmittel. Das macht im Jahre einen Um⸗ 
ſatz von 2000 fl., den Sie durch meine Arbeiter machen. (Gem. 
Rath Gregorig: Von 12 Arbeitern bei 50 kr. täglich?) So 


| rechnen Sie doch nach, 6 mal 365, das iſt doch kein Kunſtſtück. 


Pice- Mürgermeiſter Dr. CTueger (das Glockenzeichen 
Ich bitte um Ruhe und bitte den Herrn Redner fort— 
zufahren, aber nicht immer in fragender Form zu ſprechen, ſon⸗ 
dern richten Sie die Rede mehr zu mir. 

Gem.-Nath Wrabetz: Bitte, wenn man ſagt, das macht 
nicht 2000, jo mußs ich doch fragen, ob 6 mal 365 nicht 2000 
macht; es macht ſogar 2190. 

Vice⸗ Bürgermeifler Dr. Tueger: Das glaube ich Ihnen 
ohnehin, aber ich bitte, nach der Geſchäftsordnung die Rede mehr 
an mich zu richten, es intereſſiert mich ebenſo, wie die geehrten 
Herren. (Heiterkeit links.) 
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Gem.-Rath Wrabetz: Alſo, es iſt mir übrigens alleseins, 
ich richte meine Rede an den Herrn Vorſitzenden auch. 

e e = Steger: An die Verſammlung 
meine ich, aber nicht ſo 

Gem.-Nath Wraleg. Ja. (Heiterkeit rechts.) Sie machen 
mit meinen Arbeitern ein Geſchäft von über 2000 fl. Wenn 
mir aber die Hauſierer die Kämme nicht mehr verkaufen werden, 
kann ich von meinen zwölf Arbeitern zehn entlaffen und von 
Ihnen kriege ich 15 fl. für Kämme. 

Und fo verhält es ſich in den meiſten Fällen. Dadurch, dafs 
der Hauſierer zu jeder Zeit, bei jeder Gelegenheit, in jeder Straße 
ſeine Waren offeriert, iſt der Anreiz zum Kaufe, die Gelegenheit 
zum Kaufe eine viel größere, und darum wird auch mehr Umſatz 
gemacht. Dieſer Umſatz kommt direct oder indirect doch allen Ge⸗ 
werbetreibenden zugute. 

Es würde alſo durch die Aufhebung des Hauſierhandels in 
Wien ſpeciell den Gewerbetreibenden, und zwar einer großen An— 
zahl Gewerbetreibenden, welche bekannte Wiener Artikel erzeugen, 
eine ganz empfindliche Schädigung bereitet werden. Es gibt aller— 
dings auch Artikel, werden Sie mir ſagen, die die Fabriksinduſtrie 
erzeugt. Auch das iſt richtig, meine Herren, und wenn Sie viel— 
leicht für die Fabrikanten jenes Gefühl nicht haben, das Sie für 
die Gewerbetreibenden zu haben vorgeben, ſo mus ich erklären, 
dafs ja andererſeits die Fabriken wieder Tauſende von Arbeitern 
beſchäftigen, und dafs es nicht gleichgiltig iſt, ob davon ein Theil 
durch eine Verminderung des Abſatzes ſein Brot verliert. 

Es würde unſtreitig eine Verringerung des Conſums ein⸗ 
treten und es würde zugleich aber auch eine Schädigung des 
Gewerbeſtandes auf dem flachen Lande, eintreten; denn es liegt 
doch auf der Hand, dafs, wenn Sie den Hausierer aus der Stadt 
1 er nun die Umgebung von Wien, ja ganz Nieder- 
öſterreich weit mehr überſchwemmen muſs als früher, weil der 
Mann doch leben mufs. 

Was nun den Lebensmittelhandel anbelangt, fo iſt ſchon 
ausgeführt worden, dass er unter die Gewerbeordnung und nicht 
unter das Hauſierpatent fällt, und ich bezweifle ſehr, dafs die 
Regierung auf dieſen Wunſch eingehen wird. Man mußs ſich ja 
doch auch die Producenten vor Augen halten. Wir in Wien haben 
1,400.000 Einwohner; unter dieſen ſind 91.000 ſelbſtändige 
Handels⸗ und Gewerbetreibende. Sie ſehen alſo, dafs die Zahl 
der Producenten circa 6½ Percent und die Zahl der Conſumenten 
93 ½ Percent beträgt. Ich glaube alſo, eine Regierung wird auf 
dieſe 93½ Percent Conſumenten auch einige Rückſicht nehmen müſſen. 
Wir haben aber das Beiſpiel anderer Großſtädte in Betracht 
zu ziehen. 

Es gibt Hauptſtädte wie zum Beiſpiel London, wo feſte 
Verkaufsſtätten für Lebensmittel beinahe gar nicht exiſtieren, wo 
beinahe alles ſich dem Hauſierhandel zugewendet hat, weil der 
Engländer ein Sprichwort kennt und befolgt, das der erſte Herr 
Redner in dieſer Debatte nicht zu kennen ſcheint oder zum mindeſten 
nicht befolgt. Denn er hat davon geſprochen, wozu ſoll man mit 
Lebensmitteln hauſieren gehen? Weil die betreffenden Conſumenten 
zu bequem ſeien, zum nächſten Greisler oder Kaufmann zu gehen? 
Der Engländer ſagt: Zeit iſt Geld. Es iſt nicht Bequemlichkeit 
bei ihm, dafs er nicht herumläuft in zehn Geſchäften, um die 
Bedürfniſſe für den Tag einzukaufen, ſondern er ſagt, in der Zeit 
kann ich etwas anderes thun, und wenn der Mann ſein Product 
anbringen will, dann kommt er auch zu mir ins Haus und darum 
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iſt die Verſorgung mit Lebensmitteln in einer Großſtadt wie 
London, das dreimal ſo groß iſt und viermal ſo viel Einwohner 


hat wie Wien, auf dieſe Art geregelt. Ich könnte ebenſogut von 


Paris und anderen Hauptſtädten reden, ich möchte aber die Sache 
nicht zu weit ausdehnen. 

Ich möchte aber nun auf jenen zweiten Theil des Stadtraths⸗ 
Antrages kommen, der von der Aufhebung der Alinea 2 und 3 
des § 60 der Gewerbeordnung ſpricht. Die Alinea 2 handelt von 
dem Hauſieren mit Lebensmitteln, das habe ich ſchon erwähnt 
und Herr Dr. Stern hat dies auch ausgeführt. Auch bei 
Alinea 3 war Herr Dr. Stern der erſte Redner, welcher über- 
haupt den Text dieſer Alinea der Verſammlung zur Kenntnis 
gebracht hat. Ich bezweifle, dass die Zahl jener, die die ganze 
Gewerbeordnung paragraphenweiſe im kleinen Finger haben, ſehr 
groß fein wird; ich geſtehe ohneweiters, dafs ich den Text nach⸗ 
geſehen habe, ach dect der Referent uns mit der witzigen Bemerkung 
abgefunden hat, es wird ja wo eine Gewerbeordnung ſein, ſchauen S' 
halt wo nach! (Heiterkeit.) Ich hätte geglaubt, wenn man ſchon einen 
Paragraphen der Gewerbeordnung anzieht, daſs man den Paragraphen 
vielleicht auch hier auf dem vorliegenden Antrage, wo noch ein leerer 
Raum iſt, hektographieren hätte können; aber ich glaube, man 
hat es abſichtlich nicht gethan, da dieſer Antrag des Stadtrathes 
ſich gerade gegen die kleinſten, wirtſchaftlich ſchwächſten Gewerbe— 
treibenden richtet. (Beifall rechts.) Meine Herren, Herr Dr. Stern 
hat den paſſus ſchon citiert; in demſelben heißt es wörtlich: „Auch 
iſt es der Gewerbebehörde überlaſſen, in ihrem Bezirke anſäſſigen, 
kleineren Gewerbsleuten“, alfo nicht den verruchten Hauſierern aus 
Galizien „zu ihrem beſſeren Fortkommen das Feilbieten ihrer 
Erzeugniſſe innerhalb ihrer Gemeinde von Haus zu Haus zu 
geſtatten.“ Ja, meine Herren, Sie haben vorhin gelacht, wie ich 
geſagt habe, Sie unterſtützen das Großcapital. Geſtern haben 


Sie in dieſem Saale dem Stadterweiterungsfond 1,000.000 fl. 


votiert, und heute wollen Sie dem kleinſten Gewerbetreibenden 
ſein Brot wegnehmen. (Beifall und Händeklatſchen rechts. — 
Widerſpruch links.) Der Stadtraths-Antrag iſt ganz unſchädlich, 
denn das Miniſterium hat nicht die Macht, dieſen Paragraphen 
aufzuheben (Widerſpruch links), weil es hiezu einer Geſetzesvorlage 
bedarf, und ſo verworren die Verhältniſſe im Abgeordnetenhauſe 
auch find, jo iſt man doch nicht fo egoiſtiſch, dafs man mit einem 
Federſtrich Tauſenden von ehrlichen aber armen Gewerbsleuten ihr 
Brot wegnimmt, gerade, weil Sie es wollen. (Widerſpruch links. 
— Beifall rechts. — Gem.⸗Rath Gregorig: Das find Ge— 
werbetreibende!) Hier handelt es ſich um anſäſſige Kleingewerbe— 
treibende. Wenn Sie es, meine Herren, nicht wiſſen, ſo leſen 
Sie den § 60 der Gewerbeordnung nach! (Stürmiſcher Wider— 
ſpruch links.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Aber ich bitte um Ruhe. 
Ich bitte, den Redner in vollſter Ruhe anzuhören, es iſt ja jeder: 
manns Sache, ob er es glaubt oder nicht. (Widerſpruch rechts.) 
Alſo, bitte um Ruhe. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler ruft dazwiſchen.) 
Herr Dr. Vogler, ich bitte, mir keine Belehrungen zu geben, 
ich bin hier verpflichtet, Ordnung und Ruhe aufrechtzuerhalten. 
(Ruf rechts: Aber objectiv!) Fortwährend wird hier provociert, 
und die ganze Tonart des Herrn Dr. Vogler iſt eine fort— 


währende Provocation, und dieſer Provocation trete ich entgegen. 
(Zwiſchenruf links.) Aber ich ärgere mich gar nicht. (Heiterkeit 
links.) Alſo, ich bitte, mich nicht zu belehren, Herr Dr. Vogler, 
(Lebhafte 


wenn Sie einmal Vorſitzender fein werden, dann... 
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Heiterkeit links.) Alſo, ich bitte um Ruhe! (Zum Redner gewendet :) 
Ich bitte, fortzufahren! 

Gem.-Nath Wrabetz: (fortahrend): Wir haben eine große 
Anzahl ſolcher kleiner Gewerbetreibenden, die am Samstag mit 
ihren Waren hauſieren gehen müſſen, nur dafs fie am Sonntag 
mit ihrer Familie etwas zu leben haben. (Rufe links: Leider ) 
Ja leider! Und Sie wollen ihnen dieſe einzige Möglichkeit auch 
noch rauben. (Widerſpruch links.) Wo liegt denn da die Con- 
ſequenz? Aber, meine Herren, von welchen Erfolgen die theil— 
weiſe Aufhebung des Hauſierhandels begleitet iſt, dafür haben wir 
ein Beiſpiel an der Stadtgemeinde Linz, wo auch der Hauſier— 
handel aufgehoben wurde. 

Der oberöſterreichiſche Landtag war ſchon ein Jahr darauf 
in der Lage, ſich mit den Klagen der Producenten zu befaſſen, 
daſs fie durch die Aufhebung des Hauſierhandels in der Haupt— 
ſtadt Linz ſchwer geſchädigt worden ſind, und ich will Ihnen hier 
eine Quelle anführen, die gewifs nicht verfänglich ift, es iſt der 
oberöſterreichiſche Reichsraths⸗ und Landtagsabgeordnete Dr. 
Ebenhoch, welcher in der Sitzung des oberöſterreichiſchen Land— 
tages vom 8. Februar 1894 erklärt hat, dass durch das Verbot 
des Hauſierhandels im Stadtbezirke Linz thatſächlich einer Reihe 
von Gewerben des oberen Mühlviertels ein Abſatzgebiet ver— 
ſchloſſen worden iſt, welches ſie früher für ihre in ihrer Haus— 
induſtrie erzeugten Producte beſeſſen haben, und er ſagt, dass der 
Schade ein ſehr empfindlicher ſei, wenn ſie wohlerworbener Rechte, 
die ſie durch Jahre erworben haben, gegenwärtig beraubt und in 
eine jo traurige Lage verſetzt werden. Und der Abt Gras böck 
iſt ebenfalls warm für die Hauſierer eingetreten, ebenſo Abge— 
ordneter Rogl, alſo lauter Herren, die nicht vielleicht der Partei 
angehören, zu der ich mich bekenne, ſondern ihre Gegner ſind. 
Alſo ſchon ein Jahr nach der Aufhebung des Hauſierhandels hat 
man geſehen, wie ſchädigend dieſelbe nicht nur für die Hauſierer, 
ſondern auch für alle Producenten geweſen iſt. (Hört! rechts.) 

Ich habe geſagt, auch der Standpunkt des Conſumenten mußs 
berückſichtigt werden, und habe bemerkt, daſs es auch Conſumenten 
gibt, die es verſtehen, mit der Zeit zu geizen. Der Conſument 
will aber in erſter Linie billig kaufen und wünſcht keine Mono⸗ 
pole. Wenn von einem der Herren Redner geſagt wurde, der Con— 
ſument kaufe beim Hauſierer theuerer, ſo ſage ich, der Conſument iſt 
ja großjährig, man kann ihm doch keinen Curator aufſtellen und 
ihm vorſchreiben, wo er einzukaufen hat, er wird ſelbſt wiſſen, 
wo er theuer und wo er billig kauft, und wenn es einen Con- 
ſumenten gibt, der beim Hauſierer theurer kauft als beim ſeſs— 
haften Gewerbetreibenden, dann iſt es bei dem im Oberſtübchen 
nicht ganz richtig, und wir haben keine Urſache, für ihn einen 
Curator abzugeben. In erſter Linie wünſcht der Conſument aber 
die freie Concurrenz, und es iſt gerade in den letzten Tagen, weil 
dieſe Frage fo viel Staub aufpirbelt, ein ſehr intereſſantes 


Document veröffentlicht worden, welches ſich in einer Broſchüre 


des Secretärs des mähriſchen Gewerbevereines, der über gewerb— 
liche Fragen recht intereſſante Abhandlungen geſchrieben hat, vor— 
findet. Es iſt ein kaiſerliches Nefeript vom Jahre 1795. Es iſt 
alſo 101 Jahre alt, hat aber in dieſen 101 Jahren an ſeiner 
Wahrheit nicht das geringſte eingebüßt. Dieſes kaiſerliche Nefeript 
von dem verſtorbenen Kaiſer Franz lautet: „Da das Hauſieren 
den geſchwinden Verſchleiß der erbländiſchen Kunſtproducte zum 
Nutzen der Producenten fördert und vervielfältigt, auch der noch 
größeren Zahl der Conſumenten den Vortheil verſchafft, ſo manche 
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Waren wohlfeiler als in den Kauf- und Kramläden an ſich zu 
bringen, und übrigens es ja jedem freiſteht, von Hauſierern oder 
von Kaufleuten einzukaufen, ſo gehört das Hauſieren unter die 
nützlichen Geſchäfte und Nahrungszweige, die man deswegen, weil 
ſich Miſsbräuche wie bei allen menſchlichen Handlungen ein— 
ſchleichen können, nicht abſtellen muss.“ 

Das iſt ein wahres Wort und dieſes kaiſerliche Wort ſticht 
wohlthuend ab gegen den Erlajs der Polizeidirection, den wir 
in der letzten Sitzung hier verleſen gehört haben. (Sehr richtig! 
rechts.) Ich werde in eine Kritik dieſes Erlaſſes hier nicht eingehen, 
mir ſteht ja doch noch eine andere Tribüne zur Verfügung, wo 
ich mich über den Erlass der k. k. Polizeidirection ausſprechen 
werde. (Rufe links: Nimmer lang!) Ich kann nur ſagen, dafs 
mir ein einſeitigeres und parteiiſcheres Schriftſtück einer kaiſerlichen 
Behörde noch nie vorgekommen iſt, daſs ich dagegen proteſtiere, 
daſs man eine Anzahl armer Teufel, welche genöthigt find, mit 
dem Hauſieren ihr Leben zu friſten, insgeſammt als Diebe und 
Diebshehler hinſtellt (Lebhafter Beifall rechts.) — das iſt einer 
kaiſerlichen Behörde unwürdig. (Beifall rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, Herr 
Redner! Ich dulde es wohl ſehr gerne und mußs es dulden, daſs 
Kritik geübt wird, aber ich kann nicht dulden, dafs eine kaiſerliche 
Behörde beleidigt wird. 

Sie mögen das, was die Polizeidirection uns mitgetheilt hat, 
für unrichtig und für unwahr halten, aber nicht für unwürdig 
einer Behörde erklären. 

Ich rufe Sie aus dieſem Anlaſſe zur Ordnung und erſuche 
Sie, ſich in Ihren Ausdrücken zu mäßigen. Sie als alter Parla— 
mentarier wiſſen, dass ſich jo etwas nicht gehört, und Sie ſollten 
ſich doch von vorneherein, um irgendeinen Beifall von der einen 
oder der anderen Seite zu erlangen, nicht zu ſolchen Außerungen 
verſteigen. Das entſpricht wirklich nicht der Würde eines Gemeinde— 
rathes der Stadt Wien. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen 
links. — Rufe rechts: So, ſo!) 

Gem.⸗Kath Wrabetz: Ich kann dem Herrn Vice-Bürger— 
meiſter nur ſagen, dass er auch als alter Parlamentarier wiſſen 
ſoll, dafs, wenn man nicht mehr über die Polizei ſagt, als ich 
geſagt habe, der Präſident des Abgeordnetenhauſes, den er als ſo 
großen Reactionär verſchreit, einem nicht das Wort entzieht und 
nicht zur Ordnung ruft, und ich werde ihm den Beweis liefern, 
weil ich bei der nächſten Budgetberathung dieſen Erlas der 
Polizeidirection zur Sprache bringen werde, und da werden wir 
ſehen, wer freiheitlicher iſt: der Herr Vorſitzende oder der Herr 
Präſident Chlumecky. (Beifall rechts.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, Herr 
Redner, ich habe das ruhig angehört. Ich hege gar keinen Zweifel, 
dafs der Herr Präſident des Abgeordnetenhauſes, Se. Excellenz 
Baron Chlumecky, Sie als Abgeordneten nicht zur Ordnung 
rufen wird. Damit iſt es genug. (Anhaltender Beifall und Hände— 
klatſchen links.) 

Gem.-Nath Wrabetz (fortfahrend): Nachdem alſo die Polizei 
in dieſem Schriftſtücke die geſammten Hauſierer des Diebſtahles 
oder mindeſtens der Hehlerei verdächtigt hat, habe ich mir erlaubt, 
das ſtatiſtiſche Jahrbuch der Stadt Wien zur Hand zu nehmen, 
um zu ſehen, wie viele Verurtheilungen wegen Diebſtahles zum 
Beiſpiele in Wien vorkommen. Da habe ich im letzten Berichte 


vom Jahre 1893 gefunden, dass ſtrafrechtliche Verurtheilungen 
wegen Diebſtahles im ganzen Jahre 1218 vorgekommen ſind. 
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(Ruf links: Iſt das nichts?) Nun, ich glaube, aus den Verhand 
lungen dürfte man ja wiſſen, dass dies nicht durchaus Hauſierer 
waren. (Ruf links: Die hat man eben nicht erwiſcht!) Ich bitte 
über jene, welche die Polizei nicht erwiſcht hat, kann ſie auch 
nicht urtheilen. Es ſind die Berufskategorien dieſer Verurtheilten 
angegeben und da findet man darunter 83 ſelbſtändige Unternehmer 
in Gewerbe und Handel und 218, die ſonſtigen Berufskategorien 
angehören. Es können alſo die verurtheilten Hauſierer nur unter 
dieſen 218 Perſonen ſein. Wegen Übertretung des Hauſierpatentes 
hat der Wiener Magiſtrat 1562 Straferkenntniſſe gefällt. Nun iſt zu 
dieſer Ziffer zu bemerken, dafs die meiſten Übertretungen des 
Hauſierpatentes eben jene ſind, welche die unbefugten Hauſierer 
betreffen, denn das unbefugte Hauſieren iſt die erſte und ſtärkſte 
Übertretung des Hauſierpatentes. Sie ſehen alſo, daſs auch dieſe 
Ziffer zu den Angaben der Polizei nicht ſtimmt. 

Wie wenig es aber gerechtfertigt iſt, deswegen, weil ein Theil 
der Staatsbürger irgendeiner Kategorie ſich Vergehen zu ſchulden 
kommen läſst, über die Geſammtheit den Stab zu brechen, das 
mögen Sie aus anderen Ziffern erſehen. 

Ich habe nachgeſehen, wie viele Verurtheilungen ſeitens des 
Magiſtrates erfolgt ſind, beim Stande der Handels- und Gewerbe— 
treibenden, und zwar wegen verſchiedener Überſchreitungen, weil 
doch auch das Marktamt in der Frage ſein Gutachten erſtattet 
und geſchildert hat, wie ſanitätswidrig die Wohnungen der Hauſierer 
ſind, wie unrein die Waren u. ſ. w., und da finde ich im Jahre 
1893 im ſtatiſtiſchen Jahrbuche der Stadt Wien: gewerbepolizei— 
liche Straferkenntniſſe 7138, aich- und marftpolizeiliche 1061, ge: 
ſundheitspolizeiliche 1092, und reinlichkeitspolizeiliche 1644, zır- 
ſammen 10.935 Verurtheilungen ſelbſtändiger Gewerbetreibender! 
(Hört! rechts.) 

Was würden Sie nun ſagen, meine Herren, wenn die Polizei 
ſich erlaubt hätte, auf Grund dieſer Ziffern über die geſammten 
Handels- und Gewerbetreibenden, weil eine Anzahl unreeller Individuen 
unter ihnen ſind, ein ſolches Urtheil zu fällen, wie ſie es bezüglich 
der ganzen Hauſierer gethan hat? (Beifall rechts.) 

Solche Generalverdächtigungen ſind nirgends am Platze; wenn 
man ſolche Behauptungen aufſtellt, muſs man Ziffern dafür er- 
bringen und wenn die Polizei das nicht kann, hätte ſie auch die 
Verfaſſung einer ſolchen Note bleiben laſſen können. (So iſt es! 
rechts.) 

Ich habe ſchließlich geſagt, daſs ich auch vom Standpunkte 
der Humanität gegen die Aufhebung des Hauſierhandels Stellung 
nehmen muss. Die Zahl der Hauſierer nach dem Hauſierpatente 
wurde ja hier wiederholt genannt, es ſind 1550 Perſonen im 
Jahre 1893 geweſen und die Zahl dieſer Perſonen nimmt von 
Jahr zu Jahr ab. Nun hätte es vielleicht einen Sinn, meine 
Herren, wenn man die Hauſierer ſo langſam auf den Ausſterbe— 
etat ſetzen und bei der Ertheilung neuer Licenzen nur mit größter 
Vorſicht vorgehen würde. Darüber könnte niemand ein Wort des 
Tadels verlieren, weil dadurch ein allmählicher Übergang hergeſtellt, 
weil dadurch nicht mit einem Schlage einer Reihe von Familien 
ihr Lebensunterhalt genommen würde. Und die Behörden gehen, 
ſcheint es, auch ganz klugerweiſe ſo vor. Denn unter dieſen 
1550 Hauſierlicenzen, welche im Jahre 1893 ausgegeben waren, 
waren 1523 verlängerte Bewilligungen und nur 27 neu ertheilte. 
Vergleichen Sie dieſe Ziffer von 27 neuen Hauſierlicenzen mit 
dieſen Unſummen von neuen Gewerbeanmeldungen im Jahre und 
wundern Sie ſich nicht, wenn es zum Beiſpiele einer Anzahl von 
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Approviſionierungsgewerben ſchlecht geht. Sehen Sie ſich doch — 
ich bitte — das Amtsblatt der Stadt Wien an, das wir jede 
Woche bekommen, wie viel Vermiſchtwarenhändler und Greislereien 
jede Woche neu angemeldet werden. Ja, um Himmelswillen, wer 
ſoll denn für die Leute ſorgen? Sie können doch nicht die Produ— 
centen ſtaatlicherſeits eintheilen und jedem eine Anzahl Conſumenten 
zucommandieren laſſen. Die Leute ſollen nicht ſo voreilig ſein in 
der Gründung von Geſchäften. (Widerſpruch und Unruhe links.) 

Wir haben alſo 27 neu ertheilte Bewilligungen, im ganzen 
aber 1550 Hauſierer gegenüber 91.000 Gewerbetreibenden. Und 
wenn Sie dann dieſen Umſatz der Hauſierer, der ſich doch immer 
nur auf einige Gulden im Tage erſtreckt, mit dem Umſatze der 
ſefshaften Gewerbetreibenden, mit dem Bedarfe der Millionenſtadt 
Wien vergleichen, dann, meine Herren, kommt ein ſo kleinwinziger 
Betrag für dieſe Hauſierer heraus, das ich nicht begreifen kann, 
wie man ihnen um das Biſschen noch neidig ſein kann. (Beifall 
rechts.) 

Aber, meine Herren, noch etwas! Die Haupterforderniſſe 
beim Hauſierer erſchweren ja ſchon den Antritt dieſes Gewerbes. 
Er mufs unbeſcholten fein, das iſt die erſte Bedingung. Er darf 
alſo wenigſtens als Dieb oder Diebshehler noch nicht bekannt 
fein, und läſst er ſich ein Vergehen gegen die Sicherheit des 
Eigenthums zu Schulden kommen, dann wird ihm die Hauſier⸗ 
licenz entzogen. Er muss, wie ſchon bemerkt worden iſt, die Steuer 
für ein Jahr im vorhinein zahlen und erhält die Bewilligung nur 
für ein Jahr. Lauter Bedingungen, die beim Gewerbe nicht ge⸗ 
ſtellt werden. Beim Gewerbetreibenden frägt niemand, wenn er 
anmeldet, ob er wirklich unbeſcholten iſt, ob er die Steuer auf ein 
Jahr im vorhinein bezahlen kann. Er bekommt auch den Erwerb— 
ſteuerſchein auf eine unbegrenzte Dauer von Jahren. Kurz, in 
jeder Weiſe wird es ihm leichter gemacht als dem Hauſierer, und 
die Art des Betriebes iſt doch wirklich das traurigſte Los, das 
einen treffen kann, und ich verſtehe nicht, wie ein ſeſshafter Ge— 
werbetreibender, deſſen zeitweiſe bedrängte Lage ich auch kenne und 
zugeben will, noch dem um das Brot neidig ſein kann, der vom 
frühen Morgen bis zum ſpäten Abend mit einem ſchweren Bündel 
beladen herumwandern mufs, ſich alle erdenklichen Grobheiten 
willenlos gefallen laſſen mufs! 

Da iſt z. B. geſagt worden: Welche Beläſtigung iſt das, 
wenn im Wirtshaus ein Hauſierer nach dem anderen kommt! 
Meine Herren! Glauben Sie denn nicht, daßs der Hauſierer recht 
gerne mit dem tauſchen würde, der beim Stammtiſch ſitzt und 
ſeinen Tapper macht und ſein Schnitzel iſst, und dafs er viel 
lieber den herumgehen ſehen möchte mit dem Bündel auf dem 
Rücken! (Beifall rechts. — Widerſpruch und Rufe links: Das 
ſind ſonderbare Anſichten!) Das finde ich gar nicht ſonderbar. 
Wenn Sie es ſonderbar finden, kann ich nichts dafür. (Rufe 
links: Lauter Schnitzel!) Er kann auch Gollaſch eſſen, der Hauſierer 
hat nicht einmal das. (Unruhe links.) 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen. 

Gem.-Nath Wrabetz: In der Zeit der fortwährenden ... 
(Anhaltende Unruhe links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen. Wenn ich Sie erſuche, bitte ich, 
dieſer meiner Bitte zu entſprechen. Ich bitte fortzufahren, Herr 
Redner. 
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Gem.-Nath Wrabetz: Dass es wirklich arme Teufel find, 
dafür — wenn es wirklich noch eines Beleges bedarf — habe ich 
hier einen Beleg. Ich habe hier einen Auszug der Unterſtützungen, 
welche der hieſige philanthropiſche Verein Hauſierern in Wien im 
Jahre 1895 gewährt hat. 

Es ſind im ganzen 295 Parteien mit 2698 fl. betheilt 
worden. Alſo, meine Herren, für ſolche arme Teufel, denen ein 
Humanitätsverein noch Beträge ſchenken muss, dajs fie nur noth— 
dürftig ihr Leben friſten können, für ſolche arme Teufel, glaube 
ich, ſollten Sie doch etwas Mitleid empfinden. Was ſollen die 
Leute nun anfangen, wenn wirklich die Regierung ſich entſchließt, 
den Hauſierhandel aufzuheben? (Rufe links: Arbeiten ſollen ſie!) 
Wenn Sie glauben, dass das Hauſieren keine Arbeit iſt, fo kann 
man mit Ihnen darüber nicht ſtreiten. Ich muss aber bemerken, 
daſs die Handarbeit den Leuten heutzutage ſehr erſchwert iſt. Man 
mufs ſich eben nicht auf das Syſtem capricieren, auf das man 
ſich in Oſterreich capriciert, daſs einer glaubt, er mußs bei ſeinem 
Gewerbe bleiben, wenn er auch ſieht, er geht dabei zu Grunde. In 
Amerika machen es die Leute geſcheidter; da fangen ſie zu der 
Zeit, wo ſie noch ein paar Groſchen haben, ein anderes Gewerbe 
an und bringen es da oft noch zu einem Vermögen. Aber, meine 
Herren, bei uns iſt das nicht möglich, bei uns kann ein Menſch 
mit 50, 60 Jahren nicht noch als Lehrbub wohin gehen, um den 
Befähigungsnachweis zu erlangen. (Rufe links: Aha! — Lebhafter 
Beifall rechts.) Das Wort „arbeiten“ iſt leicht ausgeſprochen, Sie 
könnten gerade ſo gut einem Arbeitsloſen ſagen, er ſoll arbeiten; 
er möchte arbeiten, geben Sie ihm nur Arbeit! Unſere Anſichten 
ſind ja — gottlob — verſchieden, ich kann Ihnen aber nur ſagen, 
dafs es nach meiner Anſicht nicht chriſtlich iſt, wenn man gegen 
arme Teufel fo vorgeht und dafs es kein Schutz des wirtſchaftlich 
Schwachen iſt, wenn man verlangt, dass auch der Gewerbeſtand, 
der nach § 60, Alinea 3, zum hauſieren berechtigt iſt, dieſes 
Recht verlieren ſoll. 

Ich möchte mir zum Schluſſe doch noch erlauben, ein 
biſschen die Petitionen anzuſchauen, die um Aufhebung des Hauſier— 
handels gekommen ſind, weil gar ſo geflunkert wird mit den 
Unterſchriften auf dieſen Petitionen, welche Genoſſenſchaften dieſe 
Petitionen unterſchrieben haben. Meine Herren, wenn man 
das Verzeichnis liest, dann kann man ſich allerdings des 
Lachens nicht enthalten; denn wenn man ſieht, dass Genoſſen— 
ſchaften, denen nie ein Hauſierer auch nur einen Kreuzer 
Verdienſt weggenommen hat, weil er ihnen keinen wegnehmen 
kann, um Aufhebung des Hauſierhandels petitionieren, dann ſieht 
man doch, dass das ganze eine künſtliche Mache iſt (Oho!-Rufe 
links) und nicht der Ausdruck der Überzeugung. Ich habe eine 
ganze Reihe von Genoſſenſchaften hier notiert — ich will Sie mit der 
Verleſung nicht ermüden — aber was hat denn z. B. die Genoſſenſchaft 
der Faſsbinder, dann (Heiterkeit rechts. — Widerſpruch links und 
Rufe: Ja, das kennt er gar nicht!) die Genoſſenſchaft der Zimmer— 
und Decorationsmaler (Heiterkeit rechts), die Genoſſenſchaft der 
Friſeure und Raſeure (Lebhafte Heiterkeit rechts), die Genoſſen— 
ſchaft der Claviermacher und Orgelbauer (Erneuerte Heiterkeit 
rechts), die Genoſſenſchaft der Brunnenmeiſter (Lebhafte Heiterkeit 
rechts), der Maſchinenbauer (Lebhafte Heiterkeit rechts), der Zahn— 
techniker (Lebhafte Heiterkeit rechts), der Rauchfangkehrer (Lebhafte 
Heiterkeit rechts), der Stuccateure (Lebhafte Heiterkeit rechts) und 
der Deichgräber (Lebhafte Heiterkeit rechts) u. ſ. w., u. ſ. w. und 
der Einſpänner (Lebhafte Heiterkeit rechts), der Großfuhrwerker 
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(Lebhafte Heiterkeit rechts), der Kleinfuhrwerker (Lebhafte Heiterkeit 
rechts) mit dem Hauſierhandel zu thun? Wenn Sie da noch nicht 
einſehen, daſs man es mit einem nackten Schlagworte zu thun hat, 
dann, meine Herren, iſt eben alles reden umſonſt. 

Aber eine Frage möchte ich doch noch aufwerfen. Wenn der 
Hauſierhandel abgeſchafft wird, ſo entfallen ſelbſtverſtändlich die 
Steuern, die für denſelben entrichtet werden (Gelächter links), 
und nachdem ja die Herren ſich für die Gewerbetreibenden eine ſo 
große Verbeſſerung ihrer Lage erwarten, wenn der Hauſierhandel 
abgeſchafft wird, ſo darf wohl der Finanzminiſter mit Recht er— 
warten, dass die Gewerbetreibenden die Liebenswürdigkeit haben 
werden, dann die Steuern, die die Hauſierer gezahlt haben, zu über— 
nehmen, weil die ja dann ein viel beſſeres Geſchäft machen. Ich 
fürchte aber ſehr, meine Herren, da wird es ſo gehen, wie in 
einem Falle, den ich ſelbſt vor Jahren einmal in Fünfhaus erlebt 
habe, wo ein Arbeiter-Conſum Verein einen Weinſchank gehabt hat, und 
wo die Wirte bei der Vertheilung der Verzehrungsſteuer auf die ein— 
zelnen Perſonen dem Conſum-Verein eine ganz erhebliche Summe 
Verzehrungsſteuer hinaufgehalst haben, weil ſie geſagt haben, der 
Verein mache ein Rieſengeſchäft! Er hat gezahlt, hat aber geſehen, dafs 
er bei dem Geſchäfte daraufzahlt und hat den Weinſchank aufge— 
laſſen. Bei der nächſten Repartition nach drei Jahren haben die 
Vertreter dieſes Vereines natürlich erklärt: Ja, jetzt zahlen wir die 
Verzehrungsſteuer nicht mehr; wir ſchenken keinen Wein mehr aus, 
jetzt müſſen das Rieſengeſchäft, was wir gemacht haben, die Herren 
Wirte machen (Heiterkeit rechts); und ſiehe da — jeder Wirt hat 
erklärt, er ſchenkt kein Seitel mehr aus wie früher, und gerade ſo 
wird es beim Haufierhandel ſein. Selbſt wenn der eine oder 
andere mehr verdient, wird er es nicht eingeſtehen. 

Ich kann daher nur jagen, meine Herren, dass ich dem 
Schlufsſatze der Petition, welche ſeinerzeit von Seite der Hauſierer 
in Wien bei Gelegenheit der Vorlage des neuen Geſetzentwurfes 
dem Abgeordnetenhauſe eingereicht wurde, vollkommen beiſtimme, 
daſs die Aufhebung des Hauſierhandels in Wien die Vernichtung 
einer Reihe von Exiſtenzen, und zwar gerade der kleinſten Leute 
bezweckt, dass eine ſchwere Schädigung der einheimiſchen Induſtrie 
welche zum Theile für dieſes Gewerbe bereits eingerichtet iſt, 
thatſächlich erfolgt — daſs eine materielle Schädigung des Staates 
erfolgt, will ich nebenbei bemerken — und dafs endlich eine Be— 
laſtung der Gemeinden und der öffentlichen Armenpflege durch die 
Verſorgung ſo vieler Perſonen, welche brotlos werden, eintreten wird. 

Meine Herren, Sie haben erſt geſtern in dieſem Saale 
gehört, welche Laſten das neue Heimatsgeſetz einer Gemeinde wie 
Wien auferlegt, und heute wollen Sie die Zahl dieſer Hilfsbe— 
dürftigen noch vermehren! Ich gratuliere Ihnen hiezu, nach 
meinen chriſtlichen Principien (Gelächter links. — Zur Linken 
gewendet:) — ſie find vielleicht beſſer als die Ihrigen — gebe 
ich meine Hand zur Schädigung einer Reihe armer Teufel nicht 
her (Beifall rechts) und darum werde ich gegen dieſe Vorlage 
ſtimmen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts. — Wider— 
ſpruch links.) 

Dr. Herr 


Vice-Mürgermeiſter 
Leitner! 

Gem.-Nath Leitner: Ich hätte nicht geglaubt, dais ich 
meine Ausführungen ebenfalls mit einem Schriftſtücke zu beginnen 
habe, welches vielleicht ein wohlthuendes Pflaſter für die Majorität 
ſein wird. Ich habe mich auch um ein Material umgeſehen und 
da iſt mir ein Schriftſtück vom 10. Mai 1722 vorgekommen, 
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welches folgendermaßen lautet. Es ift zu intereſſant, als dafs ich 
Ihnen dasſelbe vorenthalten ſollte und geſtatten Sie, dass ich 
dasſelbe vorleſe. Im Patente vom 10. Mai 1722 heißt es wörtlich 
(liest): „Daß viele Diebe, Räuber und Mörder, um die Häuſer 
und Wohnungen auszuſpähen und ihr böſes Vorhaben deſto leichter 
auszuüben, zumal auch auf den Gaſſen und Straßen deſto 
ſicherer unterm Vorwande eines zehrlichen Gewerbes wandeln zu 
können, auf das Hauſieren mit Gewürz, Queckſilber, Bandeln und 
anderen Krämereien, item ſogenannter kurzer Ware, ſich begeben, 
andurch in ihren Kraxen, Butten, Stangen, Bündeln und anderen 
Packwaren, nebſt dem Diebszeug die geſtohlenen und geraubten 
Sachen durchbringen, ſelbe bei ihren Diebshehlern niederlegen und 
endlich an die Tandler ꝛc. ꝛc. verſilbern.“ 

Das habe ich nicht geſprochen, ich kann auch für das nicht 
verantwortlich gemacht werden; aber eigenthümlich iſt es, daßs 
ſich die Sicherheitsbehörde ſchon im Jahre 1722 mit dem Hauſier— 
handel eingehend befaſst hat. 

Wenn nun Herr College Wrabetz behauptet, es hätten 
Hauſierpatentverbote in früheren Jahren nicht ſtattgefunden, ſo 
kann ich Sie ſicher eines beſſeren belehren, weil im Jahre 1722 
Maria Thereſia den Hauſierhandel in Städten und Märkten ver— 
boten hat, im Jahre 1787 iſt dieſes Patent durch Kaiſer Joſef 
aufgehoben, aber im Jahre 1811 abermals in einigen Landes— 
theilen eingeführt worden. Alſo ſchon früher hat man ſich mit der 
Frage des Hauſierhandels beſchäftigt, als Aufdrängen der Handels— 


und Gewerbetreibenden wurde derſelbe zu wiederholtenmalen ver- 


boten. Nun, allerdings wurden wir im Jahre 1852 mit einem 
neuen Patente beglückt, welches heute noch in Kraft iſt. Meine 
Herren! Ich kann Sie verſichern, ich befaſſe mich mit der Frage 
des Hauſierhandels auch ſchon längere Zeit. Unendlich viele 
Petitionen ſind von den verſchiedenſten Genoſſenſchaften an das 
hohe Abgeordnetehaus gerichtet worden, und alle ſtrebten an, den 
Hauſierhandel in feiner Gänze abzuſchaffen. 

Wenn der Herr Schlechter behauptet, daßs viele dadurch 
arme Teufel werden, nun ja, das mag ſchon möglich ſein, aber 
es hat bisher noch niemand gefragt, wenn Tauſende von Arbeitern 
arbeitslos geworden ſind, wo die ihre Arbeit herzunehmen haben, 
es hat bisher noch niemand gefragt, was mit den vielen zu— 
grunde gegangenen Geſchäftsleuten zu geſchehen hat, die durch den 
ausgedehnten Hauſierhandel um ihr Brot gebracht worden ſind 
(Rufe links: Sehr gut!), und wenn z. B. College Schlechter 
und College Wrabetz von einem Acte der Humanität geſprochen 
haben, ſo behaupte ich, daſs das nur Humanitätsduſelei iſt. Ich bin 
der Meinung, es ſei Sache des Staates, für eine ordentliche 
Armenverſorgung zu ſorgen, damit die verkrüppelten armen Perſonen 
ihre Verſorgung finden, aber an uns iſt es ja nicht, daſs wir 
uns ſpeciell für den Hauſierer einſetzen. Wir haben ganz andere 
Momente in Betracht zu ziehen, und da möchte ich in erſter 
Linie das ſanitäre Moment hervorheben; der ganze Angriff der 
contra-Redner richtet ſich gegen den zweiten Abſatz 2 des Stadt— 
raths⸗Antrages, wo es heißt, daſs aus dem § 60 der zweite Ab— 
fat zu eliminieren wäre. Ja, meine Herren, das iſt höchſt wichtig 
und im Intereſſe des Armſten der Armen, wie Sie vorhin be— 
hauptet haben, im Intereſſe des Arbeiters. 

Ich glaube, dafs Herr Gem.-Rath Stern oder College 
Schlechter, und wie ſie alle heißen, die vor mir geſprochen, 
keine Idee haben, was in den Vorſtädten für geſundheitsſchädliches 
Gemüſe und Artikel des täglichen Bedarfes an die Conſumenten, 
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an die wirklich Armſten der Armen abgegeben werden. Ich glaube 
es ſchon, die Herren ſind in der Lage, ſich das Gemüſe am Groß— 
markte zu beſchaffen, aber die Armen in unſeren Bezirken draußen, 
die ſind dies zu thun wohl nicht in der Lage. Und Sie muthen dem 
Gemeinderathe zu, er möge dieſem Antrage zuſtimmen, damit der 
Arbeiter oder die Arbeitersfrau keine Zeit verliert, um die Artikel 
ihres täglichen Bedarfes bei anſäſſigen Geſchäftsleuten zu kaufen. 
Ich habe mir ein Material geſammelt und auf Grund dieſes 
werde ich Ihnen nachweiſen, daßs es in ſanitärer Hinſicht aufs 
dringendſte geboten erſcheint, daſs der Hauſierhandel mit Artikeln 
des täglichen Bedarfes unter allen Umſtänden verboten werden 
ſoll. Bevor ich dieſes Schriftſtück zur Verleſung bringe, erlaube 
ich mir, Folgendes zu bemerken. 

Dieſer Antrag ſtammt aus dem Jahre 1892. Damals haben 
anläjslich der Cholera in unſerem Bezirke Commiſſionen getagt 
und vielleicht auch in allen anderen Bezirken, und Sie dürften 
dieſelben Erfahrungen gemacht haben, die unſere Commiſſionen bei 
dieſen Nachtreviſionen gemacht haben. Es liegt nun ein Antrag 
des Bezirks-Ausſchuſſes des XVII. Bezirkes Reimann und Ge— 
noſſen vor, welcher folgendermaßen lautet. Ich bemerke nur, dass in 
dieſen Commiſſionen ſowohl das magiſtratiſche Bezirksamt, als 
auch das Stadtbauamt, die Polizei und das Stadtphyſikat ver- 
treten waren. Da iſt nun folgender Antrag im Bezirks-Ausſchuſſe 
eingebracht worden. 

Ich glaube, es wird mir geſtattet ſein, dieſen Antrag zur 
Verleſung zu bringen (liest): 

„Antrag des Bezirks-Ausſchuſſes Johann Reimann und 
Genoſſen: Es ſei der Hauſierhandel mit Gemüſe, Obſt wegen der 
Unmöglichkeit ſelben in ſanitärer Beziehung genügend überwachen zu 
können, für Wien gänzlich zu verbieten. Zur Vermeidung ſanitärer 
Übelftände, insbeſondere der Entſtehung und Verbreitung von 
Krankheiten ꝛc. wird bei allen Lebensmittelhändlern mit ſtabilem 
Betriebsorte außer der peinlichſten Reinlichkeit beim Geſchäftsbetriebe 
das Nichtſchlafen im Verkaufslocale und den eventuellen Waren— 
magazinen von Seite der Markt- und Sanitätsbehörden gefordert 
und die Einhaltung dieſer Forderungen mit Recht ſtrengſtens 
controliert. Wie aber iſt es bei den Händlern, die ihre Waren 
im Umherziehen verkaufen? Wie controliert man dieſe auf Ein— 
haltung der ſanitären Vorſchriften? Einfach gar nicht, weil man 
ſie nicht controlieren kann, denn ſie haben keine Magazine und 
nicht einmal ihre Wohnungen — meiſtens ſind ſie Bettgeher — 
ſind der Marktbehörde bekannt. 

Gelegentlich der wegen der Choleragefahr angeordneten 
Wohnungsreviſionen haben wir nun Gelegenheit gehabt, ſchaudernd 
einen Einblick in die Aufbewahrung dieſer Lebensmittel durch die 
Hauſierer zu machen. In mit kranken und geſunden Menſchen 
überfüllten, ſchmutzigen und übelriechenden Zimmern und Küchen 
liegt die Ware auf dem Fussboden in buntem Verein mit gefüllten 
Nachtgeſchirren — die tagsüber getragene Kleidung und Stiefel 
daraufgeworfen. Auch wird die Ware von folchen, die auf dem 
Fufsboden ſchlafen, als Kopfpolſter benützt. (Hört, hört! links.) 
So wie es im Punkte der Aufbewahrung der verkäuflichen Ware 
in unſerem Bezirke beſtellt iſt, ſo wird es wohl auch in anderen 
Bezirken der Fall ſein. Und ſolche mit allen möglichen Miasmen 
geſchwängerte und Krankheit erregende, auch Ungeziefer bergende 
Ware wird ſodann dem conſumierenden Publicum als Lebensmittel 
verkauft. Wenn man in Kenntnis aller dieſer Übelſtände den 
Hauſierhandel mit Lebensmitteln, der bei den maſſenhaft vorhandenen 
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ſtabilen Händlern mit ſolchen überhaupt keine Nothwendigkeit iſt, 
noch länger belaſſen würde, ſo wäre das geradezu ein Verbrechen, 
das man an der Geſundheit der Bewohner Wiens begehen würde, 
und aus dieſen Gründen haben wir obigen Antrag geſtellt und 
erſuchen der großen Gefahr wegen, welche ſtündlich der Geſundheit 
Tauſender droht, um dringlichſte Behandlung desſelben.“ 


Meine Herren! Das ſind Thatſachen, das ſind keine ſoge— 
nannten Schlagworte, von denen behauptet werden kann, dass ſie 
in die Luft hinausgeworfen werden, um Wähler zu fangen. Das 
iſt das Ergebnis commiſſioneller Erhebungen, und ich behaupte, 
es iſt im eminenteſten Intereſſe der Armſten, der Arbeiter, gelegen, 
daſs ſie mit friſchen Lebensmitteln verſorgt werden können. 


Was nun den Herrn Collegen Wrabetz anbelangt, welcher 
behauptet hat, dass die Geſchäftsleute einen empfindlichen Schaden 
erleiden würden, wenn man den Hauſierhandel abſchaffen möchte, 
muss ich denn doch Folgendes darauf erwidern: Von dem Hau— 
ſierer, welcher die zurückgeſetzten Waren vom Fabrikanten kauft, 
wird noch kein Conſument erfahren haben, dafs das eine wirklich 
zurückgeſetzte Ware iſt, ſondern er wird ſie immer als Prima— 
qualität, als beſte Qualität anpreiſen. 

Auch eine moraliſche Seite hat dieſer Hauſierhandel. Ich 
meine, daſs es gewiſs nicht moraliſch iſt, wenn der Hauſierer dem 
Conſumenten einen Artikel um den doppelten Betrag anbietet, um 
ihn dann vielleicht nach längerem Hin- und Herfeilſchen um die 
Hälfte zu geben. Es iſt eben nicht jeder danach angelegt, dass er 
dieſe Geſchichte prakticiert und mit dem Hanſierer herumfeilſcht. 
Ich habe Gelegenheit gehabt, in einem Geſchäfte anweſend zu 
fein, wo ein Hauſierer mit lächelndem Munde erzählte, dass er 
einige Paare Socken, welche ihn 1 fl. 10 kr. gekoſtet hatten, um 2 fl. 
45 kr. an einen Conſumenten verkauft hat. Meine Herren, das iſt 
kein Geſchäft, das iſt ein Betrug, und wenn man die Hauſierer 
auch von dieſem Standpunkte aus bekämpft, ſo iſt es nur ein Gebot 
der Gerechtigkeit. 

Es iſt kein Wunder, dafs der geehrte Herr Vorredner über 
die Verhältniſſe des Hauſierhandels in Wien nicht genug informiert 
iſt. Ich werde mit einem Worte ſeine Rede ſtreifen, wo er 
von den Hauſierern in der Politik geſprochen hat. Nun, da ſollte 
der Herr Redner der Oppoſition vorſichtiger ſein. Denn Sie haben 
Ihre freiheitlichen Principien bei allen Parteien, bei den Polen, 
bei den Clericalen, bei den Slovenen, bei allen volksfeindlichen 
Parteien angeboten. Es haben ſie dieſelben und die Bevölkerung 
als Pofelware erkannt und zurückgewieſen, und jetzt, meine ſehr 
geehrten Herren, wünſcht die Bevölkerung, dajs Sie als die Ver— 
theidiger des Hauſierhandels auf politiſchem Gebiet ſammt dem 
Hauſierhandel auf wirtſchaftlichem Gebiete bejeitigt” werden. (Heiter⸗ 
keit und Beifall links.) 

Es hat einer der geehrten Herren von jener Seite darauf 
hingewieſen, dass wir jetzt beſtrebt find, das Verſprechen, das wir 
unſeren Wählern gegeben haben, einzulöſen. Gewiſs. Aber er ſetzt 
ſich mit den Rednern in Widerſpruch, welche geſtern in einer 
Wählerverſammlung im IX. Bezirke geſprochen haben. Ich kann 
mich mit Rückſicht auf die Würde des Gemeinderathes auf 


ein ſo tiefes Niveau parlamentariſchen Anſtandes nicht begeben, 
wie die Herren Redner geſtern im IX. Bezirke geſprochen 
haben. (Beifall links.) Er widerſpricht alſo jenen Rednern, weil 
wir in der That nicht nur hier im Gemeinderathe, ſondern auch 
im Landtage, und wenn wir, ſo Gott will, in ſo großer Anzahl 
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im Reichsrathe einziehen, dafs wir die Macht haben, auf die 
Geſetzgebung Einfluſs zu nehmen, auch dort das unſeren Wählern 
gegebene Verſprechen einlöſen werden. Es iſt der Wunſch der Ge⸗ 
werbetreibenden und des ſeſshaften Handels, nicht nur in Wien, 
ſondern auch in den Städten und Märkten und auf dem flachen Lande, 
daſs der Hauſierhandel abgeſchafft wird, weil er jedes Gewerbe 
direct oder indirect ſchädigt. Es gibt keines, welches er nicht ſchädigt. 
Aus dieſem Grunde ſtehen wir für die gänzliche Abſchaffung des 
Hauſierhandels ein, ſchon aus dem Grunde, weil durch ihn viele 
Arbeitskräfte, insbeſondere auf dem Lande draußen entzogen werden. 


Es iſt weiters auch vom Herrn Gem.-Rath Dr. Stern 
die Haus⸗Induſtrie genannt worden, er hat gemeint, daßs es nicht 
möglich ſei, dieſe verſchiedenen Paragraphen des Patentes zu 
eliminieren, und daſs es den Bewohnern aus gewiſſen Landes— 
theilen immer geſtattet ſein wird, ihre Waren hier an den 
Mann zu bringen. Das mag ja möglich ſein, aber das eine be⸗ 
haupte ich, dass heute dieſe ſogenannten Hauſierer aus den ver⸗ 
schiedenen Landestheilen der Monarchie, welche mit Erzeugniſſen 
der Haus-⸗Induſtrie herumhauſieren, eigentlich gar nicht aus 
dieſen Gegenden ſtammen. (So iſt es! links.) Die ſogenannten 
Tiroler, die hier in Wien mit Loden hauſieren, ſind ja nicht aus 
Tirol, ſondern vielleicht aus der Leopoldſtadt (Rufe links: Lauter 
Juden!) oder aus anderen Bezirken. Ebenſo haben Sie vorher 
ſchon gehört, iſt es auch mit den ſogenannten Slovaken, die mit 
Geſchirr hauſieren gehen. Ja, glauben Sie, daſs das wirklich Be— 
wohner Ungarns find, die mit ſelbſtgemachten Erzeugniſſen hauſieren? 
Nein, in Mödling iſt eine Fabrik, die dieſe Leute anſtellt, damit 
ſie mit ihrem Pofelkram die Conſumenten in Wien und Um⸗ 
gebung beglücken. Ebenſo iſt es mit den ſogenannten Bosniaken; 
wir haben uns ihrer ſehr freundlich angenommen, aus purem 
Mitleidsgefühl, jetzt aber iſt bekannt geworden, daßs ein Geſchäfts— 
mann, ich glaube im IV. Bezirke, dieſe Bosniaken vollſtändig 
ausrüſtet und in die Bezirke ſendet (So iſt es! links), um die 
Bevölkerung zu betrügen! (Richtig! links.) 

Meine Herren! Ich ſpeciell von meinem Standpunkte als 
Handelstreibender lege ein beſonderes Gewicht darauf, daſs der 
zweite Abſatz des § 60 aus der Gewerbeordnung eliminiert werde. 
Wenn Herr College Wrabetz behauptet, das ſei nicht möglich, 
ſo ſage ich, im Geſetzgebungswege iſt alles möglich, und wenn 
dieſer Paragraph wirklich aus der Gewerbeordnung hinauskommt, 
ſo iſt endlich einmal der erſte Schritt gethan, die Gewerbeordnung 
zu verbeſſern. Es gibt nämlich gar kein Geſetz, welches ſo ſchlecht 
gemacht ift, wie die Gewerbe-Ordnung; das Drängen nach Ver— 
beſſerung der Gewerbeordnung iſt nothwendig, wenn die ſeſshafte 
Geſchäftswelt ihr Fortkommen finden, wenn ihr Fortbeſtand ge— 
ſichert werden ſoll! 

Ich möchte alſo die verehrte Majorität bitten, dem Stadt⸗ 
raths-⸗Antrage vollinhaltlich zuzuſtimmen, denn ich bin überzeugt, 
dafs es nicht nur im Intereſſe der Handels- und Gewerbe— 
treibenden, ſondern im Intereſſe der geſammten Bevölkerung von 
Wien geſchieht! (Lebhafter Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Bünds⸗ 
dorf zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Vünds dorf: Ich beantrage Schlufg der Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Jene Herren, die für 
den Schluss der Debatte ſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 
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Es haben noch das Wort die Herren Collegen: Hütter, 
Gregorig, Stein er, Dr. Nechansky, Baumgartner, Purſcht, 
Fiedler, Lehofer, Schleſinger, Polzhofer, Hawranek, 
Brunner, Swoboda, Platter, Lorenz Müller, Dr. Geß— 
mann, Kubik, Dr. Pommer. 


Herr College Hütter hat das Wort. (Unruhe.) Ich bitte 
meine Herren, im Intereſſe der Zeit ſich etwas kurz zu faſſen. 


Gem.-Nath Hütter: Hochgeehrte Herren! In Anbetracht 
deſſen, daſs heute ſchon ſehr viel geſprochen worden iſt, werde ich 
mich ſehr kurz faſſen. Ich bin nicht einer von jenen, die auf 
100 Jahre zurückgrübeln und vielleicht mit Citaten kommen, was 
damals geſchehen iſt. Ich habe auch kein Patent vom Kaiſer Franz 
zur Hand, ſondern werde mich ſpeciell auf dem praktiſchen Gebiete 
bewegen. Die Praxis zeigt uns ja allen, wir brauchen weder nach 
der einen noch nach der anderen Seite hinzuſehen; ſondern geſtehen 
wir uns offen: Iſt es am Platze, dass der Hauſierhandel in dieſer 
Art und Form, wie er bis jetzt betrieben worden iſt, für Wien 
weiterbeſtehen ſoll? Da mufs ſich jeder ehrlich Denkende ſagen: 
Nein; er kann abſolut nicht ſo fortbeſtehen. Wenn wir von zwei 
Übeln eines zu wählen haben, iſt es ja ſelbſtverſtändlich, daſs wir 
immer nach dem kleineren greifen müſſen. Und wenn hier ſo viel— 
fach auf die Armſten der Armen hingewieſen worden iſt, die ſich 
mit derartigen Gegenſtänden befaſſen, um ihr Leben zu friſten, ſo 
kann ich Ihnen rundweg ſagen: Nein, es iſt nicht wahr, ſondern 
eine große Anzahl von ſeſshaften Gewerbetreibenden iſt uns gewiss 
mehr bedeutend, als dieſe wenigen Hauſierer, die noch dazu, und 
ich kann das mit Beſtimmtheit aus voller Überzeugung ausſprechen, 
ſich beiweitem beſſer geſtellt wiſſen, als ſo mancher ſeſshafte Ge— 
werbetreibende, der in ſeinem Gewölbe zu warten hat, wie der 
Hund auf die Schläge, bis die Kunde hereinkommt. Wenn wir 
das ins Auge faſſen, jo glaube ich, dafs man ſich hier nicht auf 
die Humanitätsduſelei hinausſpielen darf, indem man immer ſagt, 
er hätte nichts davon, er kann nur ſein nothdürftigſtes aus dem 
Hauſierhandel herausſchlagen. Ich ſage Ihnen, ich war wiederholt 
Zeuge, wie ein Hauſierer eine Ware angeprieſen hat, die haar— 
ſträubend war. Ich war Zeuge, wie ein Hauſierer einen Gegen— 
ſtand um 12 fl. geboten und ihn um 6 fl. gelaſſen hat. Nun 
frage ich Sie: Iſt das reell? Ich frage Sie weiter, kann ein 
ſeßshafter Gewerbetreibender einen ſolchen Raubzug begehen, ohne 
von der Behörde das nöthige zu erfahren? Nein, das geht nur 
auf dieſem Gebiete. 


Ich habe aber die Sache noch weiter verfolgt und war in 
einer Stunde darauf Zeuge, wie der betreffende Hauſierer wieder 
die Ware angeboten hat. Der frühere Käufer war dabei und 
ſagte, wie der Hauſierer den Preis von 12 fl. begehrte: das 
brauchen Sie nicht zu geben, ich habe gerade zuvor den Gegen— 
ſtand um 6 fl. gekauft. Der andere wollte den Vogel abſchießen 
und ſagte: ich werde ihm auch keine 6 fl. geben. Er bietet 4 fl. 
und bekommt auch die Ware. Ich glaube, wenn derartige Dinge 
vorkommen, geht es doch nicht an, dafs ſolche Leute die ſeſshaften 
Gewerbetreibenden in ſolcher Weiſe ſchädigen, daſs man nicht 
Front dagegen macht. Es iſt ja ſo viel darüber geſprochen worden, 
daſs ich gewiſs nicht mehr viel darüber zu ſagen habe. Jedoch 
das eine ſage ich: Wenn die geehrte Majorität des Gemeinde— 
rathes den Neferenten-Antrag vollinhaltlich annimmt, fo wird 
Ihnen der Dank der geſammten Gewerbetreibenden nicht nur von 
Wien, ſondern von ganz Niederöſterreich zutheil werden. 
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Nun, meine Herren, haben wir noch eines in Bezug auf 
die Auswärtigen zu berückſichtigen. 

Es wird hervorgehoben, dass Fabriken, die auswärtig ſind 
u. ſ. w. empfindlich geſchädigt werden. Ja, meine Herren, wir 
haben doch in erſter Linie zu ſorgen, dafs die Gewerbetreibenden 
nicht in einer ſolchen Weiſe geſchädigt werden und dais fie ihren 
Schutz finden. Ich will weiter gehen und fagen, dafs durch die 
Hauſierer, die ſich in die Wohnungen einſchleichen, nicht nur 
Geſchäfte gemacht werden, die haarſträubend find, ſondern dass, 
wenn ein Hauſierer mit irgend einem Gegenſtande in die Wohnung 
kommt und die Dienſtboten zu Hauſe ſind, es zuweilen vorkommt, 
daſs ſogar Tauſchgeſchäfte mit den Dienſtboten gemacht werden 
u. ſ. w., wofür ich ebenfalls Beweiſe erbringen kann. Nun, 
meine Herren, wenn alles das in Betracht gezogen wird, ſo 
glaube ich, daſs wir ganz ruhig aus dem Saale hinausgehen 
können, wenn wir ſagen, wir haben endlich dieſem Übelftande 
abgeholfen. (Beifall links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer (den Vorſitz über- 
nehmend): Herr College Gregorig hat das Wort. 

Gem.-Nath Gregorig: Meine hochverehrten Herren! Das 
Verdict, das die Polizei ſowohl über das Weſen des Hauſier— 
handels als über die Perſonen, welche denſelben betreiben und 
über die Provenienz der Waren, die durch den Hauſierer ver— 
trieben werden, gefällt hat, iſt ein ganz vernichtendes. 

Meine Herren, jeder Menſch, der nur im geringſten mit dem Leben, 
mit der Geſundheit feiner Mitmenſchen mitfühlt, muss überzeugt fein, 
daſs mit einer veralteten, den wahren Bedürfniſſen nicht mehr ent— 
ſprechenden Inſtitution aufgeräumt werden muss. Die Polizei— 
Direction hat ſich in ihrem Gutachten insbeſondere an jenen 
Punkt gehalten, in welchem die Sicherheit der Perſon und des 
Eigenthums der Bevölkerung bedroht iſt oder wenigſtens in Ge— 
fahr kommt. Deshalb bin ich noch nicht mit allem, was die 
Polizei⸗Direction ſagt, einverſtanden. 

Die Polizeidirection meint, es ſei einer ganzen Reihe von 
Gewerben, nämlich den Hauſierern mit verſchiedenen Gewerbe— 
artikeln, wie z. B. Kämme, Seifen, Cravatten, ohne Bedenken das 
Hauſierrecht zu geben, das iſt richtig, ohne Bedenken für die 
Sicherheit der Bevölkerung. Aber die Gewerbetreibenden denken 
über den Fall anders. Die Gewerbetreibenden ſind gegen den 
Hauſierhandel deshalb, weil er ſie ungerecht ſchädigt. 

Es iſt ſoviel von der Steuerkraft der Hauſierer geſprochen 
worden. Einer von den Herren hat geſagt — ich glaube, es war 
Herr College Schlechter — es gibt 1500 Hauſierer, während 
ein anderer Herr — ich glaube Herr Gem.-Rath Dr. Stern — 
behauptet hat, es ſeien Tauſende und Abertauſende Hauſier— 
exiſtenzen geſchädigt. 

So ein Hauſierer zahlt jährlich 5 fl. Erwerbſteuer. Dieſe 
5 fl. Erwerbſteuer ergeben ſammt allen Zuſchlägen ungefähr 12 fl. 
pro Jahr (Widerſpruch), ungefähr, ich weiß es nicht genau. Hauſierer 
mit 10 fl. Erwerbſteuer wird es vielleicht ſehr wenige geben (Rufe: 
Gar keinen !); o ja, es gibt welche, die das größer betreiben, es 
dürften einer oder zwei ſein. Ein Gewerbetreibender, der ein offenes 
Gewölbe hat, zahlt mindeſtens 10½ fl. Steuer; das kommt pro 
Jahr mit den Zuſchlägen auf 36½ fl. Dieſe Steuer würde 
den Gewerbetreibenden auch nicht ruinieren, aber er hat auch noch 
die Hauszinsſteuer zu bezahlen. Man ſagt, der Hausherr bezahlt 
die Hauszinsſteuer. Das iſt unrichtig, der Mieter zahlt ſie, denn 


wenn er ein Gewölbe hat, für das er 500 fl. Miete bezahlt, 
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dann zahlt er 200 fl. Hauszinsſteuer dafür. Das iſt eine Summe, 
die dem Gewerbetreibenden wehthut, und davon zahlt der Hauſierer 
nichts, er zahlt nur für die Wohnung, aber nichts für den Be— 
trieb. Das iſt die Urſache, warum wir Gewerbetreibenden ſagen: 
die Hauſierer bilden für uns eine Concurrenz, die für uns unerträglich 
iſt. Der Staat hat ein entſchiedenes fiscaliſches Intereſſe daran, das 
die Steuerkraft nicht ſinkt, daſs der Gewerbetreibende ſeine Steuern 
weiter abführen kann. Ebenſowie es ein geſchickter Gärtner nicht 
angehen laſſen wird, daſs an einem Obſtbaume Achſelſchöſslinge 
oder Waſſertriebe entſtehen, die ſich wunderbar entwickeln, ebenſo— 
wenig kann der Staat es zugeben, daſs die Steuerkraft feiner 
Steuerzahler durch die Hauſierer geſchädigt werde, weil durch 
die Ausbreitung der Hauſierer mit der Zeit immer wieder der 
Gewerbeſtand zurückgeht, die Steuern geringer werden, während 
durch die Hauſierer ein geradezu minimaler Steuerbetrag ein— 
kommt. Es iſt hier in der Zuſchrift der Polizeidirection haupt— 
ſächlich über Artikel meines Gewerbes geſprochen. Es ſind nämlich 
die Pfaidler. 

Es wird in Wien rieſig mit Cravatten hauſiert. Mich ſpeciell 
berührt das nicht; aber als Mitglied der Pfaidlergenoſſenſchaft 
fühle ich mich verpflichtet, für meine Geſchäftsangehörigen hier 
einzutreten. Es iſt abſolut nicht nothwendig, dafs in Wien jemand 
mit Cravatten hauſieren geht. Wir haben circa 2500 Pfaidler; in 
zahlreichen anderen Geſchäften kann man Cravatten und Kurz— 
waren kaufen, folglich iſt es thatjächlich überflüſfig. Bedauerlich 
iſt es aber, daſs die Genoſſenſchaft der Pfaidler in Wien hier in 
der Hauſierangelegenheit nicht eingegriffen hat; das wundert mich 
allerdings nicht, weil die Hälfte der Mitglieder, oder wenigſtens 
ein Drittel, ich glaube, 1200, Juden ſind, auch im Vorſtande eine 
Unmaſſe Juden drinnen ſitzen und gerade einzelne von den Vorſtands— 
mitgliedern auch den Hauſierhandel betreiben. (Hört! links.) Und 
wiſſen Sie: wenn eine Dame ein Corſet braucht, entſteht eine 
ganze Jagd, wie ſie zur Kundſchaft hinlaufen und ihre Ware 
anbieten. Alſo die jüdiſchen Geſchäfte betreiben den Hauſierhandel 
mit Waren; ohne eine Beſtellung wird hingelaufen und die Ware 
angeboten. Damit wird der ehrliche Kaufmann ruiniert. Die 
machen Geſchäfte untereinander, da ſitzen ſie beiſammen, wo 
20 Juden hinkommen, da muſßs man den ganzen Tag räuchern, 
damit man den Knofel hinausbringt. (Heiterkeit links.) 

Ich komme nun zur Entgegnung auf die Redner von jener 
(rechten) Seite. Den beiden erſten habe ich nur zwei Kleinigkeiten 
zu erwidern: 

Der Herr Obmann des Genoſſenſchaftsverbandes der Liberalen 
braucht noch Daten gegen den Hauſierhandel und ſagt, daßs die 
nothwendigſten Lebensmittel, namentlich das Brot, vertheuert 
werden, wenn der Hauſierhandel aufgehoben wird. Meine geehrten 
Herren! Sie wiſſen, wie traurig die Bäcker heute daran ſind. 
Sie müſſen ihr Brot den Kunden ins Haus ſchicken und da 
bekommt der Zuträger 30 bis 40 Percent (So iſt es! links), 
nicht das Publicum wird dadurch geſchädigt, wenn der Haufier- 
handel beſeitigt wird, ſondern der Zuträger. Der Bäcker hängt von 
dem Zuträger ab, und wenn der heute weggeht, kennt der Bäcker 
ſeine Kundſchaft nicht und kann ſich eine andere ſuchen. (Zu— 
ſtimmung links.) 

Es iſt eine bewuſste Unwahrheit, wenn jemand jagt: wenn 
der Hauſierhandel aufgehoben wird, wird das Publicum geſchädigt. 
(Rufe rechts: Und der Greisler?) — Der Greisler zahlt Steuer. 
— Der Gebäckhauſierer zahlt gar keine Steuer. 
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Damit hat ſich der geehrte Herr Redner Gem.-Rath 
Dr. Stern auf Koryphäen berufen, die ſich für den Hauſier— 
handel ausgeſprochen haben, zum Beiſpiel auf den Eiſenmöbel— 
fabrikanten Kitſchelt, auf den Handelsagenten Strobl und 
den bekannten liberalen ehemaligen Gem.-Rath Roſenſtingl. 
Das ſind die Capacitäten, die für den Hauſierhandel eingetreten 
ſind. (Heiterkeit links.) 

Jetzt komme ich zum dritten Herrn, dem Abgeordneten und 
Gem.⸗Rath Wrabetz. Meine geehrten Herren! Die Gewerbe— 
treibenden werden, wenn ſie morgen die Zeitung leſen, ſchauen, 
was ihnen plötzlich für ein großer Freund erwachſen iſt. (Beifall 
und Heiterkeit links.) Ich bin überhaupt erſtaunt, daſs jene Herren 
auf einmal ſo gewerbefreundlich geworden ſind. (Heiterkeit und 
Beifall links.) Die ganze Geſchichte iſt eben nur ein Fang. Man 
ſieht, der Boden ſchwindet immer mehr unter den Füßen und da 
iſt man auf einmal wieder gewerbefreundlich und hat dieſe armen 
Gewerbetreibenden ganz eng ans Herz geſchloſſen. (So iſt es! links.) 

Ich habe kürzlich einmal den Gem.-Rath Wrabetz am Weſt⸗ 
bahnhofe geſehen. Da iſt er im II. Claſſe-Wartſaale ge weſen; man 
hat vergeſſen, ihn herauszuholen, der Zug iſt wegge fahren und er 
iſt dageblieben, und da hat er ſich geäußert: „Ich kann mich doch 
nicht hinüberſtellen zu dieſen Leuten von der III. Claſſe.“ (Hört! 
Hört! links.) Auf der Bahn ſind ſie ihm alſo unangenehm; 
es waren auch Hauſierer darunter, ganz kleine Geſchäftsleute; ich 
war auch dabei. Er hat ſich nicht unter ſie geſtellt. (Heiterkeit links.) 

Es wird uns der Vorwurf des Mangels an Humanität ent— 
gegengeſchleudert. Wir ſollen human ſein mit den Juden! Aber 
ſchauen Sie doch nach Galizien, wie human die Juden dort mit 
den Chriſten umgehen. Die Chriſten find die Armen und die Aus— 
gebeuteten und die Juden machen ſich breit; die haben die chriſt— 
liche Bevölkerung beſtohlen. Da iſt von Humanität nicht die Rede, 
wenn man den Chriſten das letzte Hemd vom Körper wegnimmt. 
(So iſt es! links.) 

Dann ſagen die Herren, eine Menge Induſtrien, auch Gewerbe 
werden leiden, die Meerſchaum Induſtrie und ſonſt noch weitere, 
Meine Herren! Dieſe kleinen Arbeiter liefern ja nicht direct den 
Hauſierern. Sie lieferu an den Juden und erſt von den Juden 
muss der Hanſierer die Ware einkaufen (Beifall links), denn der 
Hauſierer hat keine Mittel, hat kein Geld und er zahlt häufig 
überhaupt nicht. 

Es exiſtiert da ein Bonmot. Da hat einer von einem 
Hauſierer Hoſenträger gekauft, er hat ſie ſehr billig bekommen, ich 
glaube um 50 kr. Auf die Frage, warum das ſo billig iſt, ſagt 
der Hauſierer: „Ich könnte ſie Ihnen um 50 kr. nicht geben, 
wenn ich fie zahlen müſste. (Heiterkeit.) Ich bin fie ſchuldig.“ 

Ferner hat der geehrte Herr Redner uns bezüglich der 2000 fl. 
ſo ausgelacht. Aber ſeine Worte waren wörtlich: „Die zwölf 
Kammarbeiter kaufen täglich für 50 kr.“ u. ſ. w. „Das macht im 
Jahre 2500 fl.“ (Rufe rechts: Jeder einzelne Arbeiter!) Das hat 
er nicht geſagt. Die Herren ſollen zuerſt correct reden oder ſie 
ſollen uns keine Lehren geben. Er hat geſagt: „Die Arbeiter 
kaufen.“ 

Dann hat der geehrte Herr Dr. Stern den Hauſierern ein 
Loblied geſungen: ſie vermitteln den Conſumenten den Einkauf 
und verſchaffen ihnen die Gelegenheit zum Kaufe. 

Meine geehrten Herren! Der größte Krebsſchaden des Haufier- 
weſens beſteht darin, dafs die Hauſierer in die Familien eindringen. 
wie Herr College Brauneiß erzählt hat. Dieſe Leute zwingen 
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durch alle möglichen Schliche viele Perſonen, Dinge zu kaufen, die 
ſie nicht brauchen. 

Mir iſt folgender Fall vorgekommen: Es kam ein Agent zu 
mir, dem eine kranke Arbeiterin aus meinem Geſchäfte 5 fl. 
ſchuldig war. Ich frage ihn, wofür, und er ſagt, er habe ihr eine 
Kapelle mit einer vergoldeten Statue für ihr Zimmer verkauft. 
Ich frage ihn, was dieſelbe bei ſofortiger Zahlung koſtet, und er 
ſagt 2 fl. 50 kr. (Rufe links: Hört!) Die arme Arbeiterin hat 
alſo 5 fl. dafür gezahlt. Die brauchte es ja gar nicht, weil ſie 
ohnedies eine Muttergottes und Heiligenbilder hat. Aber der Jude 
kommt und verkauft ſie ihr. (Rufe: Eine Kapelle! — Heiterkeit.) 

Der geehrte Herr College hat auch auf die Stadt London 
hingewieſen. Auch in London find den Leuten die Hauſierer zu vie 
geworden und die Behörde mufste einſchreiten, weil die Unzayr 
meiſt öſterreichiſcher und ruſſiſcher polniſcher Juden in unver— 
ſchämter Weiſe das Publicum beläſtigte. Man konnte die Straßen 
gar nicht paſſieren, weil ſie, gerade ſo wie es bei uns in der 
Kärnthnerſtraße noch immer geſchieht, die Leute mit Gewalt ab— 
fangen; da möge die Polizei einſchreiten, die Londoner Polizei iſt 
auch ſchon eingeſchritten. . | 

Jetzt hätte ich den Herrn Wrabetz bald etwas zu fagen 
vergeſſen. Er ſpielt ſich als den Schützer des kleinen Mannes aus. 
Er iſt auch Secretär der Franz Joſef⸗Stiftung, welche dazu ge— 
gründet wurde, den kleinen Gewerbsmann zu unterſtützen. Sehen 
Sie, der geehrte Herr Abgeordnete und Gem.-Rath Wrabetz 
ſcheut ſich nicht, aus dieſer Stiftung, die zum Wohle des Klein— 
gewerbes beſtimmt iſt, 1500 fl. Gehalt zu nehmen. (Lebhafte Hört!- 
Rufe links. — Rufe rechts: Und die Stadträthe ?) 

Worin beſteht der eigentliche Kampf der Herren? Alles 
andere iſt nur ein Scheinkampf. Sie haben geſagt, mit dem erſten 
Punkte können ſie einverſtanden ſein, weil ſie nicht anderes reden 
dürfen; aber für den zweiten Punkt können ſie nicht ſtimmen, 
dieſer betrifft nämlich diejenigen Hauſierer, welche auf Grund des 
Gewerbegeſetzes beſtehen. 

Wir haben geſtern gehört, wie ſich Herr Dr. Vogler um 
die Heimatsberechtigung der Juden ſo heiß angenommen hat, und 
hören Sie, was die Polizei darüber ſagt, und zwar unter der 
Geltung des jetzigen Heimatsgeſetzes. Sie ſagt: „Gegen den Fort— 
beſtand des Hauſierhandels in Wien muſs ſpeciell der Umſtand 
geltend gemacht werden, dass ſich hier eine von Jahr zu Jahr 
ſteigernde Zahl ſpeciell aus Galizien und Ungarn eingewanderter 
Perſonen ſeſshaft machen, welche für ſich keine andere Beſtimmung 
als den Hauſierhandel in Anſpruch nehmen.“ Alſo Sie ſehen, heute 
ſchon drängen ſich Leute hieher, um den Hauſierhandel auszu- 
üben. Nach dem neuen Heimatsgeſetz, wenn es Geſetzeskraft 
erlangt, müſſen Sie die Leute alle hier zuſtändig machen. Was 
wird dann geſchehen? Die Leute werden nicht den Hauſierhandel 
anmelden, ſondern irgendein Gewerbe und werden, geſtützt auf 
den Gewerbeſchein, den Hauſierhandel betreiben. Das iſt die 
Gefahr und gegen dieſe Gefahr wollen wir uns wehren. Schauen 
Sie fo einen ruſſiſchen Juden an; wenn er nach Ofterreich 
kommt, was geſchieht? Seine Glaubensgenoſſen geben ihm Geld 
und er meldet ſofort ein Gewerbe an; er iſt nicht mehr aus— 
weislos. Ich glaube, dafür beſteht ein eigener Verein. Dann zahlt 
er Steuer und er iſt gefeit gegen jede Ausweiſung. Dann werden 
die Leute Hauſierer, und was die in Oſterreich treiben und in 
Wien ſpeciell für Schaden anrichten, das brauche ich Ihnen nicht 
weiter auseinanderſetzen. 
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Ich habe ſchon erwähnt, dafs die Hauſierer nicht nur dadurch 
ſchaden, dafs fie mit ihren eigenen Waren hauſieren gehen, ſondern 
dadurch auch, dafs fie der Partei, der Kunde alles mögliche be— 
ſorgen. Sie können von einem Hauſierer alles haben, alles bringt 
er Ihnen, auch eine Geliebte bringt er Ihnen zu, wenn Sie eine 
brauchen. (Heiterkeit links.) Ich werde Ihnen, nur um ein Bei— 
ſpiel dafür anzuführen, was alles vorkommen kann, einen Witz 
wiedergeben, der, glaube ich, in den „Fliegenden Blättern“ kürzlich 
erſchienen iſt, der aber das Weſen des jüdiſchen Hauſierers auf 
das Trefflichſte charakteriſiert. Ein öſterreichiſcher Cavalier, ein 
Officier, wird nach Polen verſetzt; Sie wiſſen ja, in Polen werden 
die Officiere von den Hauſierern ausgeſogen. Mir iſt zum Bei— 
ſpiel bekannt, daſs in einem Huſaren- oder Dragoner-Regimente 
18 Officiere austreten mussten, dass fie den Staatsdienſt verlaſſen 
muſsten, weil ſie von den polniſchen Juden ausgeraubt wurden. 
Dieſer Officier nun war ein Jagdliebhaber und ſagte zu ſeinem 
Leibhauſierer: „Sie, ich brauche ein paar Dackeln.“ (Rufe rechts: 
Das iſt alt!) Er empfiehlt ihm ein paar Dackeln und ſagt: „Ich 
habe ein paar ausgezeichnete Dackeln.“ Sie ſind endlich von 180 fl. 
auf 120 fl. heruntergekommen. Bei der Thüre dreht ſich der 
Jude um und ſagt: „Entſchuldigen Sie, Herr Rittmeiſterleben, 
was iſt denn ein Dackel!“ (Heiterkeit links.) So ſchauen unſere 
Hauſierer aus, ſie haben Artikel, aber ſie kennen ſie nicht und 
verſchleißen ſie doch. Das iſt der Schaden des Gewerbes und der 
ehrlichen Gewerbetreibenden, die mit ſolchen Mitteln nicht arbeiten 
können, dieſe werden zugrunde gerichtet, die Steuerkraft des Staates 
leidet darunter und deshalb: Hinaus mit den Hauſierern! (Beifall 
und Händellatſchen links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger (welcher inzwiſchen den 
Vorſitz wieder übernommen hat): Herr College Schneeweiß 
hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Rath Schneeweiß: Ich erlaube mir, die Wahl von 
Generalrednern zu beantragen. (Ironiſcher Beifall rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Jene Herren, welche 
für die Wahl von Generalrednern ſind, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt mit großer Majorität angenommen. 

Ich erlaube mir nun, die einzelnen Herren Redner zu erſuchen, 
ſich zu äußern, ob ſie pro oder contra ſprechen wollen. (Über 
Befragen des Vorſitzenden erklären ſich pro die Herren Gem.-Räthe 
Steiner, Baumgartner, Purſcht, Fiedler, Lehofer, 
Polzhofer, Hawranek, Swoboda, Platter, Lorenz 
Müller, Kubik und Dr. Pommer, contra Herr Gem.-Rath 
Brunner.) 

Es iſt nur ein Contraredner, nämlich Herr Gem.-Rath 
Brunner. Die anderen Herren haben ſich auf einen General— 
redner zu einigen und ich bitte, dies zu thun. Nachdem jetzt ein 
Proredner geſprochen hat. kommt nun ein Contraredner zum Worte. 
Herr Gem.⸗Rath Brunner hat das Wort! (Pauſe. — Lebhafte 
Heiterkeit links.) Darf ich bitten, Herr College Lucian Brunner 
hat das Wort. (Erneuerte lebhafte Heiterkeit links. — Pauſe.) Darf 
ich bitten, Herr College Lucian Brunner hat das Wort. (An- 
haltende lebhafte Heiterkeit links.) 

Gem.-Aath Brunner: Meine Herren! Die Ausführungen 


des Gem.⸗Rathes Wrabetz, mit dem ich ſonſt gewis in politiſcher 
Beziehung nicht einverſtanden bin, waren fo ausgezeichnete (leb— 
hafte Heiterkeit links), dafs ich gewiſs hätte auf das Wort vers 
zichten können, aber da mich die Herren doch ſo gerne hören (leb— 
hafte Heiterkeit), will ich Ihnen das Vergnügen machen, damit 


A 
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Sie wenigſtens auf Ihre Koſten kommen. Was nun die Frage 
des Hauſiergeſetzes betrifft, fo ſehen Sie, dafs ich diesbezüglich 
keine Vorbereitungen getroffen habe, um eine längere Rede zu halten. 
In dieſem Punkte halte ich mich auch an die Worte, welche der 
Herr Vice-Bürgermeifter geſtern geſprochen hat. 

Es iſt das ein Punkt, in dem ich mit ihm einig gehe — 
wahrſcheinlich iſt es einer der wenigen Punkte, in denen ich mit 
ihm einig bin. Was die Frage des Hauſierhandels betrifft, ſo 
glaube ich, dafs wir alle überzeugt find, das die Ausführungen 
des Herrn Gem.⸗Rath Wrabetz nicht zu widerlegen ſind, aber 
Sie haben nun einmal die Kette zu ſchleppen, welche darin be— 
ſteht, das man Jahr und Tag ſämmtlichen Kleingewerbetreibenden 
geſagt hat: Ja, das iſt das große Mittel, wodurch Sie gerettet 
werden. Nun, meine Herren, das iſt eine ſchwere Täuſchung, 
davon iſt, glaube ich, jeder, der etwas vom Gewerbeweſen verſteht, 
längſt überzeugt. Auch ich halte es für wünſchenswerth, wenn dem 
Gewerbe aufgeholfen werden könnte, aber die Mittel dazu liegen 
auf einem ganz anderen Gebiete. Um unſerem Gewerbe aufzu— 
helfen, muſs man vor allem ſorgen, dafs die Conſumenten Geld 
haben, dann würden die Gewerbetreibenden auch Geſchäfte machen, 
weil die Kunden in der Lage wären, eine entſprechende Lebens— 
führung einzuhalten. Der Hauptgrund aber, daſs es dem Gewerbe 
uicht gut geht, iſt nach meiner Anſicht nicht dieſer Zwiſchenhandel, 
ſondern eben der, daſs die Conſumenten durch das Steuerweſen, 
welches in Wien und im ganzen Reiche herrſcht, ausgeſogen werden, 
jo daßs eben nichts übrig bleibt als das nackte Leben. Was nun 
die Hauſierfrage betrifft, ſo iſt ſchon von allen Hauſierern ge— 
ſprochen worden, nur eine Sorte von Hauſierern wurde noch von 
niemandem angefochten. Es iſt nämlich in der Politik. (Heiterkeit. ) 
Da iſt das Hauſieren in der Mode. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Darf 
ich bitten, Herr Redner, ich bitte zur Sache zu ſprechen. Das 
Hauſieren mit Politik iſt weder ein Hauſieren auf Grund des 
Hauſierpatentes noch auf Grund der Gewerbeordnung (Heiter⸗ 
keit), alſo das passt nicht hieher. (Erneuerte Heiterkeit.) Ich bitte 
fortzufahren. 

Gem.⸗Rath Brunner (fortfahrend): Nun, die Sache iſt 
ziemlich ſpruchreif. Es iſt alles genau erörtert worden, von allen 
Seiten, und jeder, der ſich unterrichten will, hat ſich durch die 
verſchiedenen Ausführungen heute unterrichten können. 

Ich will nur darauf zurückkommen, dafs auch ich bedauere, 
daßs wir in dieſer jo wichtigen Sache viel zu wenig Vorlagen 
hatten. Die Vorlage des Stadtrathes war ſo mangelhaft, es war 
eigentlich nichts darin als ein paar Zeilen Referat, ein Bericht 
der Polizei, des Phyſikates und Marktamtes. Das iſt doch eine 
wirtſchaftlich-öbkonomiſche Frage und die Idee, dieſe durch die 
Polizei begutachten zu laſſen, iſt köſtlich, ausgezeichnet! 

Wo anders glaubt man, die Polizei ſei dazu da, um Ver— 
brecher zu fangen oder das Eigenthum friedlicher Bürger zu ſchützen. 
Unſere Polizei geht eben viel weiter und will ſogar national— 
ökonomiſche Fragen löſen und darüber berichten. Ich muß mich 
dabei gegen den Ton ausſprechen, den man gegen einzelne Kategorien 
von Leuten angeſchlagen hat, zum Beiſpiel gegen die Hauſierer 
aus Galizien. Die Polizei ſollte doch wiſſen, dais nicht bloß 
Hauſierer aus Galizien kommen; ſeit einigen Jahren iſt ſogar ein 
lebhafter Miniſter⸗-Import aus Galizien (Heiterkeit), und die 
Polizei ſollte ſchon deshalb Ehrfurcht vor dieſem Import aus 
Galizien haben. (Sehr gut rechts! — Heiterkeit.) Wenn man ſagt, 
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dafs die Hauſierer aus Galizien eine Landplage ſeien, ſo iſt doch 
bekannt, daſs das Geſchäft eines Hauſierers kein ſo glänzendes iſt, 
daſs die Leute ſich darum reißen ſollten, und auch wenn man das 
aufheben würde, ſo wäre dem Gewerbe dadurch nicht im mindeſten 
geholfen. 

Die vorliegende Frage wurde angeblich angefangen zur Rettung 
der kleinen Leute und endet damit, daſs 20.000 bis 25.000 Menſchen 
brotlos werden ſollen. (Widerſpruch links.) Ich bitte, es ſind nicht 
bloß 1500, nach der Gewerbeordnung werden Tauſende betroffen, 
auf die 1500 käme es nicht an. (Rufe links: Aufhören!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Darf ich bitten, meine 
Herren! 

Gem.-Nath Brunner (fortfahrend): Aus dieſen Gründen 
kann ich wohl ſagen, dass, wer ſich fein Gewiſſen nicht beladen 
will, ohne den Schatten eines Beweiſes, dafs dem Gewerbe damit 
geholfen wird, nicht zuſtimmen kann, dafs eine ſolche Menge von 
Menſchen aufs Pflaſter geſetzt wird und das Gewerbe, welches 
von dieſer Aufhebung des Hauſierhandels eine Verbeſſerung ‚feiner 
Lage erhofft, wird, glaube ich, bitter enttäuſcht werden. Ich 
ſtimme natürlich gegen den Referenten-Antrag. (Beifall rechts. — 
Ironiſcher Beifall und Gelächter links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Zum Generalredner pro 
it Herr Gem.-Rath Steiner gewählt worden. Ich ertheile ihm 
das Wort. 

Gem.-Rath Steiner: Ich werde mich mit Rückſicht auf 
die vorgeſchrittene Zeit kurz faſſen und in rein ſachlicher Weiſe 
den geehrten Herren von der Oppoſition erwidern. Beim Zuſammen⸗ 
tritt des gegenwärtigen Gemeinderathes wurde mir von Seite 
meiner Parteigenoſſen außerhalb des Gemeinderathes zu wieder— 
holtenmalen mitgetheilt, wir können uns auf eine ſcharfe, tüchtige 
Oppoſition gefaſst machen, welche nach Ausſpruch ihrer Preſſe 
ſtets mit ſachlichen Argumenten kämpfen wird. Meine Herren! 
Verzeihen Sie mir, nach der heutigen Debatte verſtehen Sie mit 
ſachlichen Argumenten Oppoſition zu machen nicht. Da hätten 
Sie vielleicht bei der gegenwärtigen Majorität, als dieſelbe 
Oppoſition war, gefälligſt etwas lernen können. (Zuſtimmung 
links. — Gelächter rechts.) Nun, meine ſehr geehrten Herren, Sie 
ſagen, es iſt nicht richtig. Der geehrte Herr Generalredner der 
Oppoſition (Heiterkeit links) ſpricht von Verhältniſſen in Wien, 
die er nicht kennt, denn ich habe hier einen Buchauszug, wonach 
der geehrte Herr Generalredner der Oppoſition erſt im Jahre 
1891 nach Wien eingewandert iſt. (Lebhafte Rufe links: Hört! 
Hört!) 

Es hat Herr College Schlechter auch geſagt, und dieſes 
Argument wird bei jeder Debatte nahezu von einem oder dem 
anderen der geehrten Herren der Oppoſition ins Treffen geführt, 
es läge nicht genug Material vor. Ich erlaube mir, den Collegen 
Schlechter zu fragen, ob er nicht ſchon ſelbſt Petitionen zur 
Abſchaffung des Hauſierhandels mitunterſchrieben hat, ob er die 
nicht geleſen hat. Die müſſen doch einen Motivenbericht gehabt 
haben. Aber man ändert oft eben ſeine Meinungen, ſeine Anſichten, 
und zwar für Demokratie und Liberalismus. Es iſt das geradeſo, 
wie beim Hauſierhandel. (Heiterkeit links.) Die Polizeinote hat 
auf die Oppoſition beim Worte „Galizien“ wie ein rothes Tuch 
gewirkt, das Wort „Galizien“ vertragen die Herren nicht. (Heiter- 
keit links.) Der ganze Bericht war rein objectiv gehalten (Wider- 
ſpruch rechts) und es iſt charakteriſtiſch, wie die geehrten Herren 
der Oppoſition ſofort eine Judenfrage aus der Abſchaffung des 
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Hauſierhandels machen. Ja, erklären denn wir, dafs die Chriſten 
weiter hauſieren dürfen? Wir ſagen: Abſchaffung des Hauſier⸗ 
handels. Es wundert mich daher, daſs keiner der geehrten Herren 
der Oppoſition auf die alte Idee gekommen iſt: Verletzung der 
Staatsgrundgeſetze! (Heiterkeit links.) Was wäre geſchehen, wenn 
wir dasjenige, was die Polizei mit Recht und Wahrheit behauptet 
hat, in einer Wählerverſammlung geſagt hätten? Da wäre in 
erſter Linie der Verein zur Bekämpfung des Antiſemitismus ein⸗ 
geſchritten (Heiterkeit links) und hätte ſich verwahrt gegen die 
unerhörte Roheit dieſer Antiſemiten, dann wären die Organe ins 
Treffen geſchickt worden, Polizeipräſident, Statthalter, Interpella⸗ 
tionen im Reichsrathe, Miniſter des Innern, Verletzung der 
Staatsgrundgeſetze, und wenn die maßgebenden Factoren nach— 
geſehen hätten, fo hätten fie gefunden, dass dasjenige, was wir 
ſeit Jahren in unſeren Wählerverſammlungen ſagen, das Wahre 
die Polizei auch ein wahrheitsgetreues Gutachten 
abgegeben hat. (Bravo! Bravo! links. — Widerſpruch rechts.) 
Aber Herr College Wrabetz — ich will dies nur ſtreifen —, 
welcher heute auch ſein gewerbefreundliches Herz entdeckt (Gelächter 
links) und gemeint hat, im Parlamente ſei die liberale Partei 
noch eine Macht, beugt ſich vor dem Grafen Badeni und em— 
pfängt geduldig die Schläge. So eine Macht iſt die liberale 
Partei im Parlamente, jo eine Macht iſt fie, das im vergangenen 
Jahre, als von Seite des Herrn Dr. Lueger der Dringlichkeits— 
Antrag geſtellt worden iſt, es möge noch in der letzten Seſſion 
des Reichsrathes an die Anderung der Gewerbenovelle geſchritten 
werden, dieſelbe liberale Partei gegen den Antrag des Herrn 
Dr. Lueger geſtimmt hat. (Rufe rechts: Gewiss!) Nicht wahr, 
und dann halten Sie ſich darüber auf, daſs der Abſatz 2, wo 
eine Anderung des § 60 der Gewerbeordnung verlangt wird, nicht 
geändert wird. Ja, meine geehrten Herren der liberalen Partei, 
halten Sie die Verſprechungen, die Sie Ihren Wählern vor der 
Wahl machen, täuſchen Sie ſie nicht nach der Wahl, wenn ſie 
Sie in einen Vertretungskörper ſchicken, thun Sie nicht das Gegen⸗ 
theil davon. 

Wenn wir in Wählerverſammlungen gehen und Ihre Machi⸗ 
nationen, die Sie im Parlamente hinter den Couliſſen zu Gunſten 
der Feinde der kleinen arbeitenden Bevölkerung betreiben, mit⸗ 
theilen, ſo kommen Sie und ſagen: Ha, das ſind Volksverhetzer, 
das find Clericale, bitten dabei den Papſt, dass er gegen uns 
auftreten fol, den Biſchof von St. Pölten ... (Stürmiſcher, 
anhaltender Beifall und Händeklatſchen links.) Dieſe Comödien 
ziehen nicht mehr. (Beifall links und auf den Gallerien.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger (unterbrechend): Herr 
College Wrabetz theilt mir ſoeben mit, dass die Gallerien applau⸗ 
dieren. (Gem.⸗Rath Wrabetz: Das habe ich nicht gethan! 
— Ruf: Der Schlechter war es.) Ich erſuche die Gallerien, 
ſich am Beifalle nicht zu betheiligen. Ich bitte den Redner, fort: 
zufahren. 

Gem.-RNath Steiner (fortfahrend): Herr College Stern 
hat der Meinung Ausdruck gegeben, dafs das Feilbieten der 
Waren durch kleine Leute eine Schädigung derſelben herbeiführen 
würde. Ja, wiſſen Sie, wie dieſe kleinen Leute ein Geſchäft er⸗ 
öffnen? Es eröffnen Leute ein Geſchäft, wo ſchon drei, vier auf 


demſelben Platze zu viel ſind. Sie ſchleudern mit den Waren, ein 
Jahr, zwei, drei Jahre, ſo lange der Credit währt, ſchädigen da⸗ 
durch dieſe Heinen Leute, die ſeſshaften Geſchäftsleute; wenn es dann 
nicht mehr 


geht, macht er Plaite (Heiterkeit links), 14 Tage 
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Arreſt und verläjst, wenn er zwei- bis dreimal Plaite gemacht 
hat, mit dem Fiaker das Landesgericht und kauft ſich wo eine 
Villa auf Koſten des Gewerbeſtandes. (Heiterkeit und Rufe 
links: Das find Ihre Parteigenoſſen !) Meine ſehr geehrten Herren! 
Alſo ſolche Argumente können ja ſpielend widerlegt werden, doch 
ich will mit Rückſicht auf die Zeit nicht lange ausholen. 

Nur eines noch. Es hat Herr College Wrabetz — und es 
freut mich — eine Debatte im Parlamente angekündigt. Das wird 
intereffant fein im Parlamente. Sie können verſichert fein, dad 
auch wir genaue Kenner der Verhältniſſe ſind, daſs auch wir 
im Parlamente, aber ernſtlich, uns um die Intereſſen des 
Gewerbe- und Handelsſtandes annehmen werden. Er hat ge⸗ 
meint, dafs der Hauſierer unbeſcholten ſein muſs und hat von 
Dieben und Diebshehlern geſprochen. Dieſelben kann die Polizei 
ſchwer eruieren, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil der 
betreffende Nuchem Schapira, Leib Schapira, Siegfried 
Schapira, Donat Schapira, alle Augenblicke einen anderen 
Taufnamen hat. (Heiterkeit links.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, Herr 
Redner, das iſt wohl nicht möglich, das ſind nicht Taufnamen! 
(Heiterkeit.) 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): In den Wählerliſten ſoll 
derlei vorgekommen ſein, allerdings im zweiten Bezirke. 

Nun, meine Herren, iſt das Verſprechen, welches wir der 
Wählerſchaft gegeben haben, hiemit eingelöst, und es wird auch 
an anderen Orten eingelöst werden. 

Ich bitte die geehrten Redner der Oppoſition, wenn fie wieder 
in ihren Verſammlungen ſprechen, loyal zu erklären, dafs die 
Majorität beſtrebt iſt, ihre Verſprechungen einzulöſen und alles 
das zu ſchaffen, was im Intereſſe des ehrlichen Gewerbes und 
Handelsſtandes gelegen iſt. 

Dies bitte ich den Herrn Collegen Wrabetz für heute hier, 
das nächſtemal im Parlamente gefälligſt zur Kenntnis zu nehmen. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Der Herr Referent zum 
Schlusswort! 

Referent: Ich bin dem Herrn Generalredner pro ſehr viel 
Dank ſchuldig: er hat mich weſentlich überhoben, vieles auf die 
Einwendungen der Herren, die dagegen geſprocheu haben, vor— 
bringen zu müſſen. 

Es haben überhaupt nur drei Herren ſich gegen den Antrag 
ausgeſprochen, der vierte Herr, der geſprochen hat, hat ſich nur 
theilweiſe dagegen ausgeſprochen. 

Auch ich muſs mich darüber wundern, dass Herr College 
Schlechter Material verlangt hat in einer Angelegenheit, die 
doch ſämmtliche Genoſſenſchafts-Vorſteher angeht, und gerade er iſt 
Vorſteher einer jener Genoſſenſchaften, deren Mitglieder weſentlich 
durch den Hauſierhandel geſchädigt ſind. Ich wundere mich, 
daſs er noch geſagt hat, er hat kein Material. Ich kenne ihn 
doch als einen der thätigſten Genoſſenſchafts-Vorſteher, und er 
hat ſich nicht ausgekannt und hat noch Material verlangt. Er hat 
ſich beklagt über die Monſtreverſammlung in der Volkshalle hier, 
und dass da Ordner aufgeſtellt waren. Ja, hätten wir bei einer 
ſolchen Verſammlung nicht vorher für eine Anzahl von Ordnern 
ſorgen ſollen? Iſt da nicht vielleicht irgend ein Zufall möglich, 
daſs das größte Unglück geſchehen könnte? (Gelächter rechts.) Über⸗ 
haupt, wir haben ja keine Ordner mit Knütteln aufgeſtellt, es 
waren ja ganz anſtändige Leute, lauter Geſchäftsleute. (Rufe rechts: 
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Auch Hauſierer?) Hauſierer war meines Wiſſens nur einer drinnen, 
der Oppoſition gemacht hat. 

Die Anträge ſind einſtimmig bis auf dieſen Herrn angenommen 
worden, dass dieſer ſie nicht acceptiert hat, werden Sie wohl ein⸗ 
ſehen. Es wäre ein Unglück geweſen, wenn wir den Herrn hätten 
reden laſſen. (Heiterkeit.) Denn „Eine Schwalbe macht keinen 
Sommer!“ Wenn der Herr geſehen hätte, welche Strömung oder 
Stimmung in der Verſammlung geherrſcht hat, ſo hätte er ſich 
überlegen ſollen, ſich zum Worte zu melden, um gegen die An⸗ 
träge des Comités zu ſtimmen. Das iſt immer ſehr gefährlich für 
die Perſon, die ſich unvorſichtig in eine ſolche Gefahr ſelbſt hinein⸗ 
ſtürzt. (Ruf rechts: So iſt es!) Ich glaube auch, wenn Sie auch 
über mich lachen, fo werden Sie doch zugeben, dafs dieſe Sache 
die Gewerbetreibenden ſchon nahezu ein Menſchenalter beſchäftigt. 
Alles ſchreit um Abſchaffung des Hauſierhandels und Beweiſe haben 
Sie hier, in dem alle Bezirks-Ausſchüſſe bis auf einige wenige — 
vier oder fünf — fi) dafür ausgeſprochen haben, dafs der Hauſier⸗ 
handel abgeſchafft werden ſoll. Wer iſt eigentlich der maßgebendſte 
Factor? (Ruf: Die Polizei!) Ganz richtig bemerkt, die Polizei. 
Aber auch die Bezirks⸗Ausſchüſſe ſind in ſtetem Contact mit den 
Gewerbetreibenden, die werden die Bedürfniſſe eines jeden einzel⸗ 
nen ganz gewiſs beurtheilen können, und zwar viel beſſer als einige 
Herren, die ſich hier dagegen ausgeſprochen haben, oder glauben 
die Herren, dass Sie geſcheiter find, als die Tauſende und aber 
Tauſende von Geſchäftsleuten, nicht nur in Wien, ſondern im 
ganzen Reiche? Überall ſchreit man nach Abhilfe gegen dieſe un- 
gerechtfertigte und himmelſchreiende Concurrenz, welche nie zu 
rechtfertigen iſt, welche einen ungeheueren Krebsſchaden bildet für 
die Gewerbetreibenden. Und Sie wollen geſcheiter ſein, Sie wollen 
ſich dagegen auflehnen, gegen dieſe Forderungen, Sie wollen ſagen: 
Ihr ſeid dumm, Ihr verſteht das nicht, das thut Euch nicht weh, 
den laſſen wir leben, und auf der anderen Seite wollen Sie die 
paar Tauſend Hauſierer in Schutz nehmen? Sie ſagen, es werden 
tauſende Hauſierer zu Grunde gerichtet, haben keine Exiſtenz und 
darauf vergeſſen Sie, wie viele hunderttauſende Geſchäftsleute 
durch die Hauſierer ruiniert worden ſind; das iſt ein fauler Ein⸗ 
wand. 

Wenn ein Redner die Hauſierer in Schutz genommen hat, 
wundere ich mich nicht. Aber dass ſich die anderen ihm auch 
anschließen und dieſelben in Schutz nehmen, kann ich nicht be- 
greifen. Ich mufs ſtaunen, meine Herren, daſs Herr Gem.-Rath 
Schlechter ſich dem erſten Antrage vollkommen anſchließt, den 
zweiten Antrag aber nicht anerkennen will. Dem ſtimmt er nicht 
zu. Ich ſtaune. Und ich ſtaune nochmals, dafs er nicht den Pferde- 
fuß darin erblickt. Wenn wir den erſten Punkt annehmen und den 
zweiten nicht, wiſſen Sie, was die Hauſierer machen werden? 
Sie werden alle auf Grund des § 60 der Gewerbeordnung ihr 
Gewerbe anmelden und der Hauſierer iſt wieder da. Eines iſt ohne 
das andere nicht möglich. (Rufe rechts: Befähigungsnachweis!) 

Herr College Schlechter hat gejagt, daßs vielleicht gar 
kein Magiſtratsreferat vorliegt! O ja, und gerade das Magiſtrats⸗ 
referat diente zur Grundlage der Berathung im Stadtrathe. 
(Unruhe rechts.) 

VBice-Bürgermeifter Dr. CTueger: Geehrte Herren von der 
Oppoſition: Ich conſtatiere nur, daßs Sie fortwährend unter— 
brechen, und ich bitte, ſich nicht zu beſchweren, wenn ich 
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zur Ordnung rufe. Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 
Gleiches Recht für alle! 

Referent (fortfahrend): Ich glaube, meine Herren, wenn 
Sie es noch nicht gehört haben, ſo iſt dadurch nichts verdorben. 
Sie können es noch immer anhören. Es iſt von großer 
Wichtigkeit. | 

Bice-BWürgermeifter Dr. Cueger: Ich bitte, den Herrn 
Referenten, es, wenn möglich, zu verleſen, die Herren wollen ja 
immer informiert ſein. (Rufe rechts: Ja, früher!) 

Referent: Der Magiſtratsreferent ſagt Folgendes (liest): 
„Nachdem nun die Regierung ſich beſtimmt gefunden hat, in Prag 
ein Hauſierverbot zu erlaſſen, dürfte ein ſolches auch der Gemeinde 
Wien nicht verweigert werden können. Durch ein ſolches Hauſierverbot 
kann indes der im Umherziehen betriebene Handel mit Nahrungs⸗ 
und Genufsmittel nicht getroffen werden, nachdem dieſer Handel 
nicht auf dem Hauſiergeſetze, ſondern auf der Gewerbeordnung 
beruht. Die Bedenken jedoch, welche gegen den Hauſierhandel 
geltend gemacht werden, ſprechen vielleicht noch in höherem 
Grade gegen dieſe Art des Gewerbebetriebes und wird auch in 
Eingaben der Bezirksvertretungen gerade auf die Beſeitigung 
dieſes Handels, und zwar aus ſanitären Gründen, das Haupt⸗ 
gewicht gelegt.“ 

Es hat bereits — ich habe dies ſchon eingangs meines Referates 
erwähnt — der Gemeinderath im Jahre 1887 eine Petition des 
gleichen Inhaltes an die hohe Regierung gerichtet. Leider hat dies 
nichts genützt und jetzt gehen wir halt wieder daran. Der Herr 
College Schlechter hat ſich darüber gewundert, daſs wir das— 
ſelbe thun wollen, was wir damals gethan haben. Ja, haben ſich 
die Zeiten oder vielleicht die Verhältniſſe ſeit dieſer Zeit geändert, 
find fie vielleicht beſſer geworden, dafs wir nichts thun ſollen? 
Ich glaube, Herr College Schlechter wird es recht gut wiſſen, 
daſs in feinem Gewerbe ſich die Lage nicht verbeſſert hat. Er hat 
darauf hingewieſen, dajs die Geſchäftsleute ja für die Hauſierer 
arbeiten. Ich weiß nicht, wie viel die Buchbinder verdienen werden, 
welche den Leuten, die an den Ecken ſtehen und in den Straßen 
herumgehen und drei Büchel um 10 kr. verkaufen, ihre Ware 
liefern. (Gem.⸗Rath Gregorig: Die meiſten ſind nicht gekauft!) 
Das wollte ich dem Herrn Collegen Schlechter ſagen. 

Der Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern, meine Herren, hat vieles 
erwähnt, was ſchon ſehr bekannt iſt. Ich habe ihn gar nicht ernſt 
genommen. Er erzählte von dem S 17 des Hauſierpatentes, nach 
welchem es jenen Leuten, die in gewiſſen Landestheilen ihre Ware 
erzeugen, erlaubt iſt, dieſelbe zu verhauſieren. Er erzählte von 
Tiroler Teppichhändlern. Meine Herren, ich habe ſchon ewig lange 
keinen Tiroler Teppichhändler geſehen. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: 
„Tirol in Wien!“) Ja, meine Herren, mit dieſen Pofelteppichen 
gehen ſie herum, aber keine ordentlichen Teppiche (Oho! rechts), 
und das ſind gar keine Tiroler, das ſind Wiener. (Gem.⸗Rath 
Purſcht: Das ſind Juden!) Dann hat er von Raſtelbindern 
geſprochen. Ja, meine Herren, die Raſtelbinder (Rufe links: Das 
ſind Landsleute!) ſollen ja mit Drahtwaren herumgehen, aber das 
Hauſieren mit Blechgeſchirren iſt ihnen nicht erlaubt. Er citierte 


dann einen Paſſus aus dem Gutachten des damaligen Vorſtehers 
Matthies, der ſich dagegen ausgeſprochen hat, daſs man den 
Kindern den Schulbeſuch verweigert oder ihnen die Gelegenheit 
dazu nicht gibt. 
Ja, meine Herren, warum hat er denn nicht das ganze 
Gutachten verleſen? Da kommen andere haarſträubende Punkte 
8* 
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vor, in welcher Art das Spenglergewerbe durch die Raſtelbinder 
geſchädigt wird. Das iſt wert, daſs man das vervielfältigt und 
liest. Herr College Matthies hat es gethan, aber er iſt heute gar 
nicht anweſend. (Ruf rechts: Er war hier!) Nein, ich habe auf— 
gepajst, welche von den Herren Vorſtehern da find, um fie zur 
Mithilfe bei dieſen Anträgen aufrufen zu können. Es iſt aber nu 
der einzige College Schlechter da und der iſt nicht dafür. Ich 
werde mich ſehr kurz faſſen, aber einiges mußs ich doch noch 
anführen. 

Herr College Wrabetz (Ruf links: Das ſteht nicht dafür J) 
hat das Hauſieren in Schutz genommen und geſagt, es dient zur 
Bequemlichkeit des conſumierenden Publicums. Da werde ich ihm 
die Behauptung entgegenſetzen, daßs dieſer Hauſierhandel zur 
Demoraliſierung des dienenden Perſonales dient. Ich habe Beweiſe 
dafür. Er mag nur ſeine eigene Frau Gemahlin fragen, was ſie 
durch die Bequemlichkeit, die man den dienenden Perſonen bietet, 
für ein Kreuz hat mit ihren Dienſtboten. (Heiterkeit.) Es wird 
geſagt, die Bäcker gehen auch in die Häuſer. Ja, das iſt einer der 
wichtigſten Punkte und ich werde Ihnen da abermals etwas vorleſen 
(Rufe links: Nein!), weil mit dieſer Sache ſo viel Staub auf— 
gewirbelt wurde. Die Genoſſenſchaft der Bäcker hat ſich an das 
Actionscomité des Genoſſenſchaftstages gewendet und mittels dieſer 
Zuſchrift (weist die Zuſchrift vor) ſich der Action gegen den Hauſier— 
handel vollinhaltlich angeſchloſſen. 8 

Die Außerung iſt wörtlich folgende (liest): „Indem das ver— 
ehrliche Actionscomité des Wiener Gewerbe-Genoſſenſchaftstages 
beſchloſſen hat, an maßgebender Stelle die Beſchwerde über das 
Haufierunweſen neuerlich vorzubringen und dieſe Beſchwerdeſchrift 
durch möglichſt viele Daten zu belegen, ſo erlauben wir uns, in 
Beantwortung Ihres geſchätzten Schreibens vom 15. Juli 1896 
über die ſchädlichen Wirkungen des Hauſierens mit Brot und 
Gebäck für das Bäckergerwerbe und das conſumierende Publicum 
nachfolgende Außerung Ihnen abzugeben: 

Was zunächſt Ihre an uns geſtellte Frage anbelangt, welche 
Leute treiben Hauſierhandel mit Brot und Gebäck, ſo beantworten 
wir dieſelbe dahin, dass die Brot- und Gebäckhauſierer ſich aus 
den verſchiedenen Berufsſtänden, zum wenigſten aus dem Stande 
der Bäckereiarbeiter recrutieren und meiſtentheils ſolche Leute ſind, 
die in ihrer eigentlichen Berufskategorie (Metier) aus irgend einer 
Veranlaſſung, ſei es durch eigenes, ſei es durch fremdes Ver— 
ſchulden, Schiffbruch gelitten haben, ihr Forikommen darin nicht 
fanden und nun, die andauernde Arbeit in ſtabilen Werkſtätten 
meiſt ſcheuend, zum Nachtheile der Bäcker und der Conſumenten, 
ſich auf das umherziehende, weniger beſchwerliche und zugleich 
lucrative Hauſiergeſchäft mit Backwaren werfen. Durch die laxe 
Handhabung des 8 60 der Gewerbeordnung, welche das Feilbieten 
von Brot- und Gebäckserzeugniſſen von Haus zu Haus in Wien 
allgemein geſtattet und die Hauſierer nur verpflichtet, auf Ver- 
langen dem Käufer das zum Verkauf beſtimmte Gebäck abzuwiegen, 
wurde dieſen Leuten eine willkommene Handhabe geboten, um 
unter dem Deckmantel angeblicher unverſchuldeter Nothlage reich— 
lichen Kinderſegens u. a. m. von der Behörde maſſenhaft 
Hauſierlicenzen zu erlangen und dadurch zugleich eine Schmutz— 
concurrenz im Bäckergewerbe auf Koſten der reellen Gewerbe— 
treibenden und zum Nachtheile des conſumierenden Publicums 
geſchaffen. Der Nachtheil des Hauſierens mit Brot und Gebäck 


für unſer Geſchäft macht ſich zuvörderſt fühlbar durch den all— 
mähligen Verfall des Ladengeſchäftes und in dem den Bäckern, 
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welche ihr Geſchäft auf gewohnter ſolider Baſis fortführen wollen, 
auferlegten unausweichlichen Zwange den Ladenkäufern mehr zu 
bieten, wollten ſie ihr Ladengeſchäft nicht völlig brachlegen und 
die Kunden zum größten Theil an die aufgetauchten fremden 
Hauſierer verlieren u. ſ. w.“ (Schluſsrufe.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Sind die Herren ſchon 
genügend aufgeklärt? (Lebhafte Heiterkeit und Rufe: Ja!) 

Referent (fortfahrend): Ich habe damit zeigen wollen, dafs 
dieſes Alinea 3 des § 60 in der Weiſe missbraucht worden iſt, 
daſs ein ganzes Gewerbe entſtanden iſt, welches eigentlich ein 
zweites Gewerbe der Bäckerei iſt. Die heutigen Bäckermeiſter 
hängen dadurch von der Gnade der Hauſierer ab. (Beiſall links.) 
Die Hauſierer haben 30 Percent Proviſion und die ſeſshaften 
Gewerbetreibenden haben höchſtens 16 Percent. (Rufe rechts: 
Wozu geben ſie ſie ?) Weil der Bäckermeiſter keine Kunden kennt, 
der Hauſierer kennt ſie. Ich hätte noch ſehr viele Daten da, aber 
das würde zu weit führen; das werden Sie mir zugeben, dass ich 
in der Frage gut informiert bin. (Zuſtimmung.) Ich arbeite, wie 
ich ſchon geſagt habe, ein Menſchenalter in dieſer Sache, 
25 Jahre. Ich kann Ihnen beweiſen, dafs ich vor 25 Jahren 
ſchon gegen den Hauſierhandel mit Lebensmitteln gekämpft habe. 
Ich hätte gewiſs noch Daten, mit denen ich alle dieſe vorge— 
brachten Argumente zurückweiſen könnte. Aber alles das, glaube 
ich, iſt nicht nothwendig. Sie ſind ja alle ohnehin gut über dieſe 
Frage informiert und wer nein ſagt, der will mich und die ganze 
Welt zum Narren halten. (Lebhafte Heiterkeit und Beifall links.) 
Ich bitte Sie, dieſe Anträge des Stadtrathes anzunehmen. (Bei— 
fall links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Sueger: Zur thatſächlichen Be— 
richtigung hat das Wort Herr Gem.-Rath Wrabetz. Aber ich 
bitte, nur zur thatſächlichen Berichtigung. 


Gem.⸗Nath Wrabetz: Ich berichtige thatſächlich, dass der 
erſte Herr Redner nach mir, mir Worte in den Mund gelegt hat, 
die ich nicht gebraucht habe, indem er erklärte, ich hätte geſagt, 
daſs früher Hauſierverbote nicht ſtattgefunden haben. Ich habe 
davon gar nicht geſprochen. 

Bezüglich der Außerungen des Gem.-Rathes Gregorig 
berichtige ich thatſächlich, daſs ich gejagt habe: „12 Arbeiter, 
jeder verzehrt 50 kr. täglich. (Widerſpruch links. — Gem.“ 
Rath Gregorig: Das iſt nicht wahr, ich habe gute Ohren!) 
Das macht per Tag 6 fl.“ Ferner berichtige ich thatſächlich, dafs 
die ganze Geſchichte von der Weſtbahn, die Herr Gem.-Rath 
Gregorig erzählt hat, von Anfang bis zu Ende unwahr iſt. 
(Hört! Hört! rechts. — Gem.-Rath Gregorig: Ich habe 
Zeugen dafür!) Nachdem ich nicht annehmen kann, daßs der Herr 
Gemeinderath abſichtlich die Unwahrheit erzählt hat, ſo kann ich nur 
annehmen, dass er meine Perſon verkannt hat; denn ich conftatiere 
thatſächlich, dafs ich ſammt meiner ganzen Familie immer 
III. Claſſe fahre (Hört! rechts), daher eine Berührung mit den 
kleinen Leuten nicht ſcheuen kann. Hingegen habe ich Collegen des 
Herrn Gregorig, Abgeordnete, wiederholt geſehen, wie ſie ſich 
ein ſeparates Coupé ſelbſt in der II. Claſſe am Weſtbahnhofe 
beſtellt haben, damit ſie mit dem übrigen Volk nicht in Berührung 
kommen. (Heiterkeit und Beifall rechts.) n 

Was aber nun die letzten Bemerkungen desſelben Herrn 
Redners bezüglich der Franz Joſefs⸗Stiftung anbelangt, fo conftatiere 
ich thatſächlich, daſs dieſe Stiftung, als ſie vor 20 Jahren gegründet 
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wurde, ſich fofort ſelbſtverſtändlich einen Secretär mit einem Gehalte 
von 1800 fl. beſtellt hat — vor 20 Jahren. 

Nach zehn Jahren, nachdem der Mann geſtorben war, habe 
ich über Zureden der Herren (Rufe links: Aha!) dieſe Stelle 
übernommen. (Gelächter links.) Aber, meine Herren, iſt denn ein 
ehrlicher Verdienſt eine Schande? Was für Begriffe haben Sie 
denn? Dann habe ich dieſe Stelle unter Verdreifachung der Arbeit 
um 1500 fl. übernommen. Wenn Sie darin eine Schande ſehen, 
dann ſage ich Ihnen nur, dann iſt es geradeſo unrecht, dafs die 
Stadträthe ſich zahlen laſſen, dann iſt es geradeſo unrecht, dass 
125 Wiener Gewerbegenoſſenſchaften für ihre Verwaltung ſich 
261.926 fl. bezahlen laſſen. (Hört! Hört! rechts.) Jeder ehrliche 
Menſch kann für ſeine Arbeit ſich bezahlen laſſen (Beifall rechts), 
und wer das für eine Schande hält, der mußs ganz merkwürdige 
Begriffe haben. Wenn ich der Judenknecht wäre, als den ſie mich 
hinſtellen, dann brauchte ich nicht .. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Sie haben 
ſchon berichtigt; nur nicht ſo hitzig, das iſt nicht nöthig! 

Gem.-Nath Wrabetz (fortfahrend): Nun komme ich auf 
die letzten Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Steiner, der 
einfach immer vom Abgeordnetenhauſe und von der liberalen Partei 
geſprochen hat. Ich werde da gar nichts berichtigen, weil das nach 
meiner Meinung gar nicht zum Gegenſtande gehört, weil ich auch 
auf dieſer Seite des hohen Hauſes ſitze und vielleicht da viel 
ſchneller zum Gegenſtande gerufen würde. 

Endlich möchte ich den Herrn Vorſitzenden ſelbſt berichtigen, 
der geſagt hat, ich habe auf die Gallerien aufmerkſam gemacht. 
Ich habe lediglich hinaufgeſchaut, was wohl keinem Mitgliede des 
Hauſes verboten iſt, und habe mir dabei allerdings meine Ge— 
danken gemacht, daſs es hier Uſus iſt, dafs ſich die Gallerie immer 
an den Verhandlungen betheiligt, aber nur meine Gedanken, ge— 
äußert habe ich ſie nicht. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Sie erlauben vielleicht, 
dafs ich ſelbſt eine klein Berichtigung vornehme. Ich habe von 
dieſer (rechten) Seite den Ruf gehört „Die Gallerien!“ Auf mich 
hat es den Eindruck gemacht, als ob es die Stimme des Herrn 
Collegen Wrabetz geweſen wäre. Vielleicht hat Herr College 
Wrabetz laut gedacht, ohne es zu wiſſen. (Heiterkeit links. — 
Gem.⸗Rath Wrabetz: Nein, nein!) Es kommt nun Herr 
College Purſcht zur thatſächlichen Berichtigung; aber ich bitte, 
dieſem grauſamen Spiele, wenn möglich, bald ein Ende zu machen. 

Gem.-Nath Vurſcht: Ich berichtige thatſächlich, dajs ich 
den Gem.⸗Rath Wrabetz nicht verkannt habe, dass er es war, 
der am Weſtbahnhof Spectakel gemacht hat, daſs er im Warteſaal 
II. Claſſe nicht durch das Glockenzeichen aufmerkſam gemacht wird, 
dafs der Zug wegfährt, und er hat dabei erklärt, dass er ſich nicht 
in die III. Claſſe zu den Leuten ſtellen kann. Das berichtige ich 
thatſächlich, und wenn er ſagt, daßs er es nicht war, fo iſt über- 
haupt unwahr, was er ſpricht. (Unruhe. — Gem.-Rath Wrabetz: 
Zur thatſächlichen Berichtigung.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger : Meine Herren, darf ich 
bitten! (Gem.⸗Rath Wrabetz: Das laſſe ich mir nicht bieten! — 
Widerſpruch und Unruhe.) Herr College Gregorig zur that— 
ſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich danke, die Geſchichte iſt ohnehin 
bekannt. 

Gem.-Nath Wrabetz: Ich kann nur nochmals thatſächlich 
berichtigen, daßs dieſe, wie wir jetzt hören, bekannte Geſchichte, 
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einfach nicht wahr iſt. (Heiterkeit rechts.) Denn ich erinnere mich 
nur eines Vorfalles, der am Weſtbahnhofe heuer war, wo ich die 
Bahneinrichtung kritiſiert habe. (Gem.⸗Rath Purſcht: Dann 
waren Sie es alſo doch! — Unruhe rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, meine 
Herren, um etwas Ruhe; wir werden ſonſt gar nicht fertig und 
vertrödeln die Zeit mit ſolchem — ich könnte förmlich ſagen — 
Tratſch. 

Gem.-⸗Nath Brabetz: Ich habe die Bahneinrichtung kriti⸗ 
ſiert, daſs die Weſtbahn bei Abgang eines Zuges nicht ſämmtliche 
Warteſäle öffnet und daſs das ganze Publicum bei dem einen 
Ausgange hinausgehen muss. (Lebhafte Unruhe.) Das iſt doch 
etwas ganz anderes und die Kritik ſteht mir geradeſo gut zu, wie 
jedem anderen. (Gem.⸗Rath Purſcht: Zur thatſächlichen Be⸗ 
richtigung!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Aber es iſt ja gar nicht 
der Mühe wert, das iſt ja eine Geſchichte, die gar nicht hieher 
gehört; ſie iſt vollſtändig gleichgiltig. Ich glaube, wir ſchreiten 


zur Abſtimmung. 


Es liegen zwei Anträge des Stadtrathes vor; ich werde über 
jeden getrennt abſtimmen laſſen. Es liegt weiters ein Antrag des 
Herrn Collegen Maresch vor. Derſelbe iſt aber nur für den 
Fall geſtellt, daſs beide Anträge des Stadtrathes nicht angenommen 
werden ſollten. Es liegt ferner ein Antrag des Gem.-Rathes 
Schlechter vor, und zwar nur zu Punkt 2 der Anträge. Ich 
werde dieſen Antrag Schlechter vor dem Antrage des Stadt— 
rathes zur Abſtimmung bringen, weil er ein Vertagungsantrag 
iſt. Er lautet nämlich: „Der Antrag 2 wird an den Stadtrath 
zurückgeleitet und es iſt vorerſt die Außerung des Magiſtrates 
darüber einzuholen, welcher Außerung die entſprechenden ſtatiſtiſchen 
Belege beizulegen ſind und die Angelegenheit zur neuerlichen Be— 
ſchluſsfaſſung vorzulegen.“ 

Bezüglich des Antrages Brauneiß werde ich die Unter— 
ſtützungsfrage ſtellen, weil die Agentenfrage nicht direct mit dem 
Hauſierhandel zuſammenhängt. Wenn der Antrag unterſtützt wird, 
ſo wird er dem Stadtrathe zugewieſen. Ich glaube, die Herren 
ſind mit dieſem Vorgange einverſtanden. Zur Geſchäftsordnung 
Herr Gem.⸗Rath Gregorig. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
über die beiden Anträge des Stadtrathes die namentliche Abſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte diejenigen 
Herren, welche dafür find, daj8 über die Anträge des Stadtrathes 
namentlich abgeſtimmt werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht. 
— Rufe links: Einſtimmig angenommen!) Ich conſtatiere, dafs 
dieſer Beſchluſs, wenn auch nicht einſtimmig, ſo doch mit großer 
Majorität angenommen worden iſt. 

Wir ſchreiten nunmehr zur Abſtimmung über den Antrag 1 des 
Stadtrathes. Diejenigen Herren, welche dafür ſind, bitte ich, mit 
„Ja“ zu ſtimmen, diejenigen Herren, welche dagegen ſind, mit 
„Nein“. Ich bitte mit dem Aufrufe zu beginnen. 

(über Namensaufruf des Schriftführers Gem.⸗ ⸗Rathes Lehofer 
ſtimmen mit Ja die Herren Gem.-Räthe Bärtl, Baum— 
gartner, Becker Franz Joſef, Becker Guſtap, Bock, Braun, 
Brauneiß, Bünds dorf, Coſtenoble, Dr. Deutſchmann, 
Dürbeck, Eigner, Fickeys, Fiedler, Fiſcher, Dr. Fochler, 


Gaiſer, Geyer, Götz, Gregorig, Grünbeck Joſef, Grün— 
beck Sebaſtian, Haufe, Hawranek, Hörmann, Hraba, 
Hütter, Dr. Klotzberg, Dr. Kraft, Kreiſel, Dr. Krenn, 
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Kubik, Dr. Kupka, Lehofer, Leitner, Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger, Manner, Mareſch, Dr. Mayreder, Migl, 
Müller Lorenz, Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer, Ober— 
zeller, Oppenberger, Pichler, Platter, Polzhofer, 
Dr. Pommer, Proſchek, Purſcht, Rauer, Rauſcher, Rißa— 
weg, Roſam, Sauerborn, Schedifka, Schlechter, Schleidt, 
Schlögl, Schneeweiß, Schreiner, Schuh, Schwarzmaher, 
Seichert, Sigmeth, Stehlik, Steiner, Sturm, Swoboda, 
Tiſchler, Tomanek, Dr. Wähner, Weitmann, Weſſely, 


3 


Zatzka; mit Nein die Herren Gem.-Räthe Brunner, Freih. 


v. Engerth, Dr. Geſſelbauer, Dr. Goldmann, Helbig, 
Dr. Nechansky, Edl. v. Poſchacher, Dr. Reiſch, Seiler, 
Dr. Stern, Tagleicht, Wrabetz, Zifferer.) 

Der Antrag wurde mit 75. „Ja“ gegen 13 „Nein“ zum 
Beſchluſſe erhoben. 

Es kommt der Antrag Schlechter zur Abſtimmung. Der: 
ſelbe geht dahin, daſs der Antrag 2 des Stadtrathes neuerdings 
an den Stadtrath zurückgeleitet werde, um weitere Erhebungen zu 
pflegen. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag Schlechter 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt abgelehnt. 

Wir ſchreiten ſohin zur namentlichen Abſtimmung über den 
Antrag 2. 

Ich bitte die Herren deutlich „Ja“ und „Nein“ zu jagen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.-Rath 
Bärtl ſtimmen nachfolgende Gem.-Räthe mit Ja: Bärtl, 
Baumgartner, Becker Franz Joſef, Becker Guſtav, Bock, 
Braun, Brauneiß, Bündsdorf, Coſtenoble, Dr. Deutſch— 
mann, Dürbeck, Eigner, Fickeys, Fiedler, Fiſcher, Dr. 
Fochler, Geyer, Götz, Gregorig. Grünbeck Joſef, Grün— 
beck Sebaſtian, Hauke, Hawranek, Hörmann, Hraba, 
Hütter, Dr. Kraft, Kreiſel, Kubik, Dr. Kupka, Lehofer, 
Leitner, Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger, Manner, Mareſch, 
Dr. Mayreder, Migl, Müller Lorenz, Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Neumayer, Oberzeller, Oppenberger, Pichler, Platter, 
Polzhofer, Dr. Pommer, Proſchek, Purſcht, Rauer, 


Rauſcher, Rißaweg, Roſam, Schedifka, Schleidt, Schlögl, 


Schneeweiß, Schreiner, Schuh, Schwarzmayer, Seichert, 
Sigmeth, Staſtnik, Stehlik, Steiner, Sturm, Swoboda, 
Tiſchler, Tomanek, Dr. Wähner, Weitmann, Weſſely, 
Zatzka. Mit Nein nachfolgende Gem.⸗Räthe: Brunner, Freih. 
von Engerth, Dr. Geſſelbauer, Dr. Goldmann, Helbig, 
Dr. Klotzberg, Joh. K. Müller, Dr. Nechansky, Edler von 
Poſchacher, Dr. Reiſch, Schlechter, Seiler, Dr. Stern, 
Tagleicht, Wrabetz, Zifferer.) 

Der Antrag iſt mit 71 gegen 16 Stimmen zum Beſchluſſe 
erhoben worden. 

Ich bitte nun jene Herren, welche den Antrag des Herrn 
Collegen Brauneiß bezüglich der Agenten unterſtützen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt genügend unterſtützt 
und geht an den Stadtrath. 

Beſchluſs: 1. An das k. k. Handelsminiſterium iſt die Bitte zu 
richten, die Stadt Wien in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen des § 10 des Hauſierpatentes, beziehungsweiſe 
8 5 der Vollzugsvorſchrift vom Hauſierhandel auszu⸗ 
nehmen. 

2. An das Abgeordnetenhaus iſt eine Petition zu 
richten mit der Bitte, dafs das k. k. Miniſterium im 
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Geſetzgebungswege ermächtigt werde, die Beſtimmungen 
der Alinea 2 und 3 des § 60 der Gewerbeordnung 
für einzelne Gebiete außer Kraft zu ſetzen. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Die Sitzung iſt ge- 
ſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung um 9 Uhr abends.) 


Allgemeine Nachrichten. 


Commiſſton für Verkehrsanlagen. 
3. October 1896. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung 
der Wiener Verkehrsanlagen 10.188 Arbeiter verwendet; hievon 
waren 5766 beim Bau der Gürtel⸗, Vororte- und Wienthallinie 
der Stadtbahn, 547 beim Bau des Schlenſencanales nächſt Nuſs⸗ 
dorf, 3865 bei der Wienfluſs-Regulierung, 10 am Sammelcanale 
im rechten Wienflufsufer beſchäftigt; außerdem ſtanden in Ver⸗ 
wendung: bei den Bahnbauten 224 Fuhrwerke und 21 Dampf⸗ 
maſchinen, beim Schleuſencanalbau 1 Fuhrwerk und 4 Dampf⸗ 
maſchinen, bei der Wienflufs-Negulierung 49 Fuhrwerke, 36 Dampf- 
und 5 Dynamomaſchinen, am Sammelcanale im rechten Wien⸗ 
fluſsufer 1 Fuhrwerk. 


Approviſionierungs- Angelegenheiten. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 27. September bis 3. October 1896. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. . 293.544 kg (Davon aus Wien — 221.246, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 18.815; aus 
Oberöſterreich — 1.230; aus Mähren 
— 5.383; aus Galizien — 41.550; aus 
Ungarn — 2.778; aus der Bukowina — 
— 2.362; aus Steiermark — 180 kg) 

(Davon aus Wien — 1.314; aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 25; aus 
Oberöſterreich — 59; aus Mähren — 
93; aus Ungarn — 22; aus Galizien 
— 3.719; aus der Bukowina — — kg) 


(Davon aus Wien — —, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich 15; aus Galizien 
— 26.767; aus Ungarn — 366; aus Mähren 
— 310; aus der Bukowina — 5.684 kg) 
(Davon aus Wien — —, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 3.058; aus der 
Bukowina — —; aus Böhmen — 352; 
aus Mähren 2.063 — ; aus Galizien — 
17.909; aus Ungarn — —; aus Croatien 
— 810; aus Bosnien — —; aus Steier⸗ 
mark 240 kg) 

. . 1.209 Stück (Davon aus Wien — 435, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 13; aus Oberöſterreich 
— 2 jaus Mähren — 52; aus Galizien 
— 676; aus Ungarn — 30; aus 
der Bukowina — 1 Stück.) 


Rindfleisch 


Kalbfleiſch 5.232 „ 


Schaffleiſch. . . 33.142 „ 


Schweinfleiſch. . 24.432 „ 


Kälber 
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397 Stück (Davon aus Wien — 280, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 17; aus Mähren 
— 29; aus Galizien — 71; aus Ungarn 
— — ; aus Serbien — — Stück.) 
(Davon aus Wien — 231, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 11; aus Mähren — 21; 
aus Galizien — 312; aus Ungarn — 8; 
aus Bosnien — —; aus Croatien — 129; 
aus Schleſien — — Stück.) 

(Davon aus Wien — —; aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — —; aus Galizien — —; 
aus Mähren — —; aus Ungarn — — 
aus Steiermark — — Stück.) 


Die Zufuhren für den Approviſionierungsverein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


2. Preisbewegung: 


Schafe 


Schweine 762 „ 


Lämmer 


| Siedfleiſch von 25 bis 75 kr. per Kg. 
eee Roſtbraten u. Rieden „ 60 „ 100 „ „ „ 
Kalbfleiſch ‚— 11122 7 40 7 70 17 „„ „1 
Schaffleiſch ‚— 2 „ 30 „ 5⁴ nn „ 
Schweinfleiſch e Fe ee „ 56 „ 75 „ „ „ 
Kälber ä „ AO OR ae 
Shafe: = 5 use = .592: 28,380. gr Su a 
Schweine „ e OA 
Lämmer „ — „ — fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war ſtärker als in der Vorwoche, 
es geſtaltete ſich der Geſchäftsverkehr lebhaft und wurde Schwein— 
fleiſch um 3 kr. billiger abgegeben, während Rindfleiſch um 2 kr. 
im Preiſe ſtieg. Die übrigen Fleiſchwaren notierten vorwöchentliche 
Preiſe. 


* % 
* 


Pferdemarkt vom 2. October 1896. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 454 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . . „120-410 fl. per Stück 
„ Schlachtpferde . 32 — 76, „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
% * 
* 


Schlachtviehmarkt vom 5. Oetober 1896. 
(einſchließlich des Contumazmarktes vom 3. October 1896). 

1. Geſammtauftrieb: 6346 Stück, und zwar: 
Maſtvieh 3193, Weidevieh 880, Beinlvieh 2263. 
(Darunter unverkaufter Reſt von dem vorwöchentlichen Donnerstag- 
markte: 330 Stück.) 

Dieſer Geſammtauftrieb zerfällt in: 

Ochſen 4846, Stiere 687, Kühe 813. 

(Davon waren Büffel 451 Stück.) 


Provenienz des Geſammtauftriebes: 
aus Ländern der ungariſchen Krone . . 3772 Stück 


„ Galizien und der Bukowina. . 552 „ 
„ dem ſonſtigen Oſterreicc h.. 2022 „ 
„ dem Auslande — „ 
u Bosnien ae . — „ 
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2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht: 

Ochſen J. Qualität von 32 bis 37 fl. (extrem von — 373 bis 40fl.) 
77 II. 77 * 28 77 33 „) 

77 III. u " 23 77 28 19 
Stiere. „ 24 „ 

Kühe . „ 23 „ 

Büffel. „ 18 „ 

Beinlvieh „ 16 


b) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 21 bis 80 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 


3. Verkauf. N 
4637 Stück 


Angekauft wurden für Wien:. 
5 R „ auswärts. 1367 „ 
Unverkauft blieben 342 „ 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 508 Stück mehr 
aufgetrieben. Infolge des bedeutend vermehrten Angebotes haben 
bei flauer Kaufluſt Prima⸗Qualitäten ½ fl., mittlere und mindere 
Qualitäten ½ bis 1 fl. per 100 Kg. im Preiſe eingebüßt. 


* * 
* 
Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 3. Oetober 1896. 
a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 74 —82 kg) von 7 fl 35 kr. bis 8 fl. 10 kr. 
Roggen \ 1 H 1 9 7 3 5 72 7. 6 N 50 Mm " 6 n. 77 
(DELL: u A a a ee a W „ „ 
Mais „% „ % j%—ℳr „ „% „% „„ „ 7 4 77 45 70 II 6 „ 10 n 
.../ N „ 6 „ 10, „ 7 „ — „ 
b) Mahlproducte. 

Grieß a a von 12 fl. 50 kr. bis 14 fl. 50 kr 

neue Type M) 6 „ 50 nn 13 77 90 7 
Weizenmehl | ee 6,60, „14. 80, 
Roggenmehl a a ee der W 8 12 „ 40 „ 
Weizen kle ie. „ BO, 3 85 „ 
Roggenklei e „ 4 „ 10, 4 20 „ 

* % 


Beſchränkungen des Verkehres mit Klauenthieren aus Steiermark 
nach Niederöſterreich. 

Die k. k. n.⸗6. Statthalterei hat mit 1. October 1896, 
3. 92049 (M.⸗Z. 169215/ XV), Nachſtehendes kundgemacht: 

Aus Anlass ſtattgefundener Einſchleppungen der Maul- und 
Klauenſeuche durch aus den Bezirken Bruck a. d. Mur und 
Judenburg nach Niederöſterreich eingebrachte Rinder findet die 
Statthalterei unter Behebung ihrer Kundmachung vom 25. Auguſt 
1896, Z. 80070, die Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, 
Schafen, Ziegen und Schweinen) nicht allein aus den politiſchen 
Bezirken Deutſch-Lands berg, Feldbach, Stadtgebiet 


Graz, Graz Umgebung, Leibnitz, Stadtgebiet Marburg, 
Marburg Umgebung, Stadtgebiet Pettau, Pettau Um⸗ 
gebung, Radkersburg, Voitsberg und Windiſchgr az, 
ſondern auch aus den politiſchen Bezirken Bruck a. d. Mur und 
Judenburg in Steiermark nach Niederöſterreich zu unterſagen. 

Die Einfuhr von zur Schlachtung beſtimmten Rindern aus 
den angeführten Gebieten nach Wien, St. Marx, ift jedoch, 
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und zwar gegen Beobachtung der mit den h. ä. Kundmachungen 
vom 10. September und 15. October 1895, 33. 84899 und 
97615, hinſichtlich der Zufuhren von Rindern aus wegen Maul: 
und Klauenſeuche geſperrten Gebieten Ungarns vorgeſchriebenen 
Bedingungen bis auf weiteres geſtattet. 

Das mit der h. ä. Kundmachung vom 18. Juni 1896, 
3. 59084, wegen des Herrſchens der Schweinepeſt in Steiermark 
erlaſſene Verbot der Einfuhr von Handels: (Futter-) Schweinen 
aus dieſem Kronlande nach Niederöſterreich bleibt noch fernerhin 
aufrecht. 

Übertretungen dieſer am 3. October 1896 in Wirkſamkeit 
tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 
1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, beſtraft werden. 


* 
* * 


Anordnungen gegen die Verbreitung der Maul⸗ und Klauenſeuche 
in Niederöſterreich. 


Die k. k. n.⸗6. Statthalterei hat mit Erlaſs vom 26. Sep- 
tember 1896, Z. 90732 (M.⸗Z. 166461) XV), Nachſtehendes kund⸗ 
gemacht: 

Mit Rückſicht auf die Gefahr der Verbreitung der Maul- und 
Klauenſeuche in Niederöſterreich werden hiemit die Beſtimmungen 
der hierämtlichen Kundmachungen vom 5. Mai 1892, Z. 27818 
und vom 23. Auguſt 1894, Z. 61260, wonach das Schlachtvieh 
vom Wiener Central⸗Viehmarkte nur in die an das Stadtgebiet 
von Wien grenzenden politiſchen Bezirke, ferner nach den Orten 
des Gerichtsbezirkes Ebreichsdorf, des politiſchen Bezirkes Wiener⸗ 
Neuſtadt und behufs Abfuhr nach dem an der Südbahn und ihren 
Anſchluſsbahnen gelegenen hierländigen Orten zum Matzleinsdorfer 
Bahnhofe abgetrieben werden darf, dagegen nach anderen Bezirken, 
beziehungsweiſe entfernteren Orten nur mittels der Eiſenbahn, und 
zwar nach den, den Beſtimmungsorten nächſtgelegenen Stationen 
befördert werden mufs, neuerdings zur allgemeinen Danachachtung 
in Erinnerung gebracht. 

Gleichzeitig wird bemerkt, dafs hinſichtlich des obgedachten 
Viehverkehres die Vorſchriften über den Viehtrieb, ſowie jene der 
Durchführungs⸗Verordnung alinea 3 und 4 zu § 7 des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36, betreffend 
die abgeſonderte Haltung des Schlacht- und Nutzviehes ſeitens 
der Fleiſcher, ſowie die Unterbringung dieſer Thiere in den Ställen 
der Gaſtwirte genaueſtens Anwendung zu finden haben. Ferner 
findet die hohe k. k. Statthalterei auf Grund des § 3 des oben 
bezogenen Geſetzes anzuordnen, daſs die vom Wiener Central⸗ 
Viehmarkte abgegebenen, für Niederöſterreich beſtimmten Schlacht— 
thiere thatſächlich nur in die auf den betreffenden Viehpäſſen 
angegebenen Beſtimmungsorte gebracht werden dürfen und dort 


ohne weiteren Wechſel des Standortes in der kürzeſten Zeit, 


längſtens aber innerhalb von acht Tagen (vom Tage der Ein— 
bringung in den betreffenden Ort an berechnet) zur Schlachtung 
gelangen müſſen. 

Übertretungen dieſer mit dem Tage der Verlautbarung im 
Amtsblatte der „Wiener Zeitung“ in Kraft erwachſenden An- 
ordnungen werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 51, beſtraft. 


Nr. 80. — 6. October 1896. — Allgemeine Nachrichten ꝛc. 


N ——ññꝛñ— — ä —ů — —ͤ . —— — AIR 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 24. September bis 1. October 1896. 
Waren eingelagerk 84.970 Meter⸗Centner 
„ ausgelagert . 75.256 R 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
26.704 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 1. October 1896: 370.786 Meter-Centner, und zwar: 
5 Meter⸗Centner Weizen, 19.843 Meter⸗Centner Roggen, 


8².715 erſte, 20.706 1 afer, 

125.123 } Mais, 32.140 „ Olſaaten, 
5.929 . Mehl u. Kleie, 2.312 . Wein, 
11.219 5 Zucker, 1.193 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,372.645 fl. öſt. Währ. 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 1. October bis 5. October 1896: 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Nordbahnſtraße 26, von Emil Wehle, Kolingaſſe 9, 
Bauführer Franz Nowatſchek (7386). 
III. Bezirk: Haus, Löwengaſſe 27, von Karl Haller, Löwengaſſe 14, 
Bauführer J. Ev. Hattay (7448). 
VII. Bezirk: Haus, Lindengaſſe 21, von Karl Stiegler, Baumeiſter (7484). 
IX. Bezirk: Haus, Ackergaſſe 1, von Eduard Berger und Siegmund 
Stern, XVI., Währing-Weinhauſerſtraße 57, Bauführer 
F. No watſchek (7402). 
X. Bezirk: Schröttergaſſe, Ettenreichgaſſe, Einl. Nr. 1506, von Johanna 
Richter, Bauführer Franz Klement (42579). 


Für Zubauten: 
III. Bezirk: Schlachthausgaſſe 15, von Johann Schödl, 
F. Gutmann (7426). 
X. Bezirk: Eugengaſſe, 66, von Franz Bartſch, Bauführer W. Stadler 
(42359). 
Simmeringerſtraße 11, von Felten & Guilleaume, Bau— 
führer Schumacher (43203). 
Quellengaſſe 215, von Karl Weber, Bauführer J. Riediger 
(43587). 
Trieſterſtraße 15, von Franz Richter, Bauführer J. Riediger 
(43650). 
Dampfgaſſe 22, von Albert Katſcher, Bauführer 2 (43798). 
: Küche und Zimmer, Krapfenwaldgaſſe 8, von Marie Ziak, 
IX. Berggaſſe 11, Bauführer J. Hattay (20134). 


Bauführer 


Für Adaptierungen: 

: Weihburggaſſe 29, von Alois Pfalz, Bauführer? (7390). 

Wipplingerſtraße 7, von der Wiener Baugeſellſchaft (7410). 

Heinrichgaſſe 4, von Friedrich Birnbaum, Rudolfsplatz 13, 
Bauführer M. Gaſſelſeder (7423). 

Rudolfsplatz 11/12, von Anton Höcker, Maurermeiſter 
(7449). g 

Rudolfsplatz 12, vom Journaliſten- und Schriftiteller-Berein 
„Concordia“, Bauführer J. & M. Sturany (7454). 

Hannovergaſſe 4, von Joſef Horak, Bauführer J. Fritz 
(7381). | 

Treuſtraße 11/13, Wolfsaugaſſe 6, von Joſef Czeriny, 
XVII., Hauptſtraße 158, Bauführer? (7425). 

III. Bezirk: Landſtraße Hauptſtraße 107, von Rudolf Rirſch, Bauführer 

Matth. Trimmel (7430). 


II. Bezirk: 


7 " 
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IV. Bezirk: Karolinengaſſe 27, von Anna Windsberger, Windmühl⸗ 
gaſſe 30, Bauführer J. Witzmann (7410). 

Mariahilferſtraße 35, von Anton Klement, Maurermeiſter 
(7452). | 

Schleiergaſſe 2, von Franz Burger, Bauführer J. Zeit⸗ 
linger (43233). 

Fabriksgaſſe 4 bis 8, von Francisca Schima, ebenda, 
Bauführer Auguſt Altmann, Maurermeiſter (31050). 
Hauptſtraße 32, von Rudolf Egger v. Möllwald, IV., 
Schwindgaſſe 11, Bauführer Ludwig Pötzelmayer, Bau— 

meiſter (31070). 

Ottakring, Erdbruſtgaſſe, Cat.⸗Parc. 497/1, Einl.⸗Z. 420, 
von Rudolf Hötzel, XIII., Flötzerſteig 242, von Ferd. 
L. Baldia (48654). 

Ottakring, Koppſtraße 29, von Rudolf Baar, Koppſtraße 30, 
Bauführer Joſef Rein hart (48859). 

Dornbach, Dornbacherſtraße 46, von Moriz Pick, ebenda, 
Bauführer ? (35153). 

Hernals, Römergaſſe 79, von Dr. Karl Müller, ebenda, 
Bauführer Alois Matſchinger (34997). 

Döbling, Barawitzkagaſſe 21, von Louis Bochmann, ebenda, 
Bauführer Ad. Micheroli (20153). 


7. 77 


X. Bezirk: 


XII. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


” I 


XVII. Bezirk: 


" ” 


XIX. Bezirk: 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

Vordach, Täborſtraße 2, von der Actiengeſellſchaft „Hotel 
goldenes Lamm“, Bauführer R. Ph. Wagner (7363). 
Keſſelhaus, Eisvogelgaſſe 2, von Otto Kunz, Gfrorner— 

gaſſe 1, Bauführer M. & J. Sturany (7428). 

Rohrcanal, Victorgaſſe 20, von Gebrüder Andreae noe. 
J. Konheiſer, Bauführer C. Melcher (7362). 

Ausſtellungshütte, Wiedener Hauptſtraße, von Joſef Hof— 
mann, Bauführer F. Dezort (7471). 

Seitentract, Hernals, Beheimgaſſe 37, von Marie Hof— 
bauer, ebenda, Bauführer Franz Haslinger (35243). 

Einfriedungsmauer, Hernals, Sautergaſſe 13, von Pietro 
Calderato, XVI., Roſenhügel 2, Bauführer Georg 
Kowarik (34871). 

Schupfen, Heiligenftadt, Ham merſchmiedgaſſe, Cat.⸗Parc. 282, 
von Ludwig Peyrl, ebenda, Bauführer Joſef Puchinger 
(20135). 

Glashaus, Döbling, Gatterburggaſſe 5, von Bernhard 
Wüſter, ebenda, Bauführer Adolf Micheroli (20153). 


II. Bezirk: 


IV. Bezirk: 


XVII. Bezirk: 


Gefude um Bekanntgabe der Waulinie wurden überreicht: 


II. Bezirk: Heiſtergaſſe, Einl.⸗Z. 101, von Joſef Steiner, Glaſergaſſe 5 
(7367). 
X. Bezirk: Muhrengaſſe 19, von Franz Waitzendorfer (42575). 
XVII. Bezirk: Eiſernes Gitter, Dornbach, Dornbacherſtraße 52, von Martha 
Prohaska (35242). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
IX. Bezirk: Ackergaſſe 1, von F. Nowatſchek, Maurermeiſter (7401). 


Gewerbeanmeldungen vom 29. September 1896. 


(Fortſetzung.) 


Rada Thomas — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Kröllgaſſe 19. 

Glanz Sarah — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Dominicanerbaſtei 19. 

Krenn Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Veronikagaſſe 12. 

Langer Hermine — Gemiſchtwaren-Verſchleis — V., Hundsthurmer⸗ 
ſtraße 46. ö 

Löw Salomon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Wienſtraße 91. 

Luſtig Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIV., Schönbrunner— 
ſtraße 50. 

Matt Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Annagaſſe 9. 

Schner Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Embelgaſſe 64. 

Silbiger Samuel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Landesgerichtsſtraße 6. 

Hariſch Franz — Herrenkleidermacher — XIV., Braunhirſchengaſſe 23. 

Karäſek Joſef — Kleidermacher — V., Wehrgaſſe 23. 

Lindermann Joſef — Marktfierant — V., Steinbauergaſſe 22. 
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Sediwy Francisca — Milch-, Gebäd- und Canditen⸗Verſchleiß — XVII., 
Wichtelgaſſe 76. 

Jerny Karl — Papier- und Schreibrequiſiten-Verſchleiß — I., Nagler⸗ 
aſſe 13. 
f Kaufmann Ferdinand, Fiedler Francisca, Grubmüller Marie — Papier⸗ 
ſäcke⸗Erzeugung — J., Riemergaſſe 6. 

Pfiffinger Thereſe — Pferdefleiſch- und Pferdefleiſchſelchwaren-Verſchleiß 
— XIV., Märzſtraße 74. 

Hart Johann — Schuhmacher — XVII., Taubergaſſe 7. 

Müller Matthias — Schweizerkitt-Erzeugung — XIV., Reithoferplatz 11. 

Simacek Johann — Schuhmacher — X., Columbusgaſſe 69. 

Toman Karl — Schuhmacher — XVII., Dornerplatz 1. 

Potſchka Heinrich — Siebwaren-Erzeugung — V., Wildemanngaſſe 9. 

Samohel Karl — Tapezierer — XVII., Hernalſer Hauptſtraße 28. 

Adrian Anaſtaſia — Victualien-Verſchleiß — V., Johannagaſſe 8. 


** * 
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Gewerbeaumeldungen vom 30. September 1896. 


Gröger Karl — Agentur und Commiſſiousgeſchäft — XVI., Liebhardt- 
gaſſe 11. ö 

Ganguſch Antou — Bäcker — IV., Margarethenſtraße 47. 

Rada Karl — Bäcker — V., Kohlgaſſe 38. 

Bittner Karl — Brantwein- und Theeſchank — XVI., Ottakringer⸗ 


ſtraße 211. 

Brunner Wilhelmine — Brennmaterialien-Kleinhandel — XVI., Arlt— 
gaſſe 44. 

Fleißig Alois — Brennmaterialien-Kleinhandel — II., Weintrauben— 
gaſſe 31. 


Herzog Marcus — Brantwein- und Theeſchenker — J., Fleiſchmarkt 70. 

Zemanek Joſefa — Butter», Topfeu- und Eierfeilbieten im Umherziehen 
— II., Mühlfeldgaſſe 12. 

Batſch Albert — Commiſſionswaren-Verſchleiß — I., Fleiſchmarkt 14. 

Roſinger Leopoldine — Damenkleidermacherin — XVI., Hippgaſſe 5. 

Franz Heinrich — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift: „Der Bau— 
arbeiter“ — XVI., Dettergaſſe 8. 

Alt David — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift: „Der Traber“ 
— II., Wasnergaſſe 13. 

Navl Eduard — Einſpänner, Lic.-Nr. 67 — II., Waldmüllergaſſe 23. 

Lang Barbara — Fiakergewerbe, Lic.-Nr. 526 (Fortbetrieb) — III. 
Wälliſchgaſſe 18. 

Watzke Lorenz — Fleiſchhauergewerbe — VI., Bürgerſpitalgaſſe 16. 

Huber Karl — Fleiſch- und Selchwaren-Verſchleiß — XVI., Breſtlg. 3. 

Sura Johann — Friſeur — XVI., Gablenzgaſſe 34. 

Feßel Michael — Gaſtwirt — XVI., Enenkelſtraße 35. 

Glattau Moriz — Gänſeausbraten und Verabreichung von Gänſen 
1 Gänſebeſtandtheilen, ſowie Koſcher-Selchwaren — XVI., Ottakringer⸗ 
ſtraße 41. 

Noibinger Heinrich — Gaſt- und Schankgewerbe — XVI., Ottakringer— 
ſtraße 192. 

Putz Joſef — Gaſt- und Schankgewerbe — XVI., Enenkelſtraße 23. 

Ungar Kolomann — Gaft- und Schankgewerbe — XII., Steinackerg. 2. 

Urdl Joſef — Gaſtwirt — XV., Zwölfergaſſe 23. 

Adler Hana — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Radetzkyſtraße 6. 

Blazek Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Wintergaſſe 4. 

Frühauf Antonie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Miesbachgaſſe 12. 

Hoyer Cäcilie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Payergaſſe 21. 

Jedlinski Wenzel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Obere Donau— 


ſtraße 19. 
Kainer Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakringerſtr. 212. 
Klimeſch Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XI., Simmeringer 


Hauptſtraße 138. 

Michalek Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Arltgaſſe 46. 

Nowak Eliſe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmeringer Haupt- 
ſtraße 3. ö 
Obriſt Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Vaſtiengaſſe 27. 
Reiß Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Humboldtgaſſe 29. 
Schier Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Weſtbahnſtraße 5. 
Semrad Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Arnethgaſſe 42. 
Weſſely Henriette — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Pfarrgaſſe 16. 
Auerbach Julius — Geſchäftsbeſorgung für eine Firma — II., Ruepp⸗ 


gaſſe 32. 


Bloch Siegmund — Getreide-, Mehlprodueten⸗ und Hülſenfrüchten⸗ 
Agent — II., Obere Donauſtraße 25. 

Schimmerling Moriz Leopold — Getreide-, Mehlproducten- und Hülſen⸗ 
früchten⸗Agent — II., Obere Augartenſtraße 45 a. 

Berner Franz — Handelsagent — XVIII., Michaelerſtraße 29. 

Reis Hermann — Handelsagent — II., Blumauergaſſe 23. 

Ritzi Joſef — Handelsagent — XVIII., Staudgaſſe 70. 

Kluſatſchek Franz — Hausadminiſtralion — III., Metternichgaſſe 9. 

Morawetz Ottokar — Hausadminiſtrator — III., Hohlweggaſſe 21. 

Blim Johann — Kaffeeſchenker — I., Mayſedergaſſe 4. 

Beier Rudolf — Kamm⸗ und Fächermacher — XIV., Grimmgaſſe 26. 

Pawlik Marie — Canditen-Verſchleiß — XVI., Lambertgaſſe 16. | 

Schuſter Barbara — Kleider- und Wäfcheiibernahme zum Putzen und 


| Reinigen — VII., Neubaugaſſe 71. 
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Pomeisl Johann — Kleinfuhrwerf — XVI., Roſeuhügel. 

Vavkicka Johann — Kleidermacher — XVI., Peyerlgaſſe 18. 

Baumgartner Hermann — Knopföſen⸗Erzeugung — XVI., Rückert⸗ 
aſſe 5. g 
. Sternberg Joſef — Kranken- und Leichenvereinsagent — II., Bäuerle— 
aſſe 17. 
a) Becher Johann Ernſt — Kryſtallſoda- und Laugenſtein⸗Erzeugung — 
II., Schüttelſtraße 31. 

Schubert Wilhelmine — Kunſtblumen-Erzeugung — III., Poſthorng. 8. 

Pawelka Thomas — Leder- und Schuhmacherzugehör-Verſchleiß — XVI., 
Richard Wagnerplatz 7. 

Kriſch Henriette — Leinwand-Verſchleißerin — XIV., Geibelgaſſe 9. 

Cziani Marie — Marktvictualienhandel — XVIII., Währing⸗Weinhauſer⸗ 
ſtraße 126. 

Rockenbauer Johann — Marktvictualienhandel — II., Im Werd, Wohn- 
ort: Retzbach 67. 

Weidmann Guſtav — Agent für Maſchinen- und techniſche Bedarfsartikel 
— II., Praterſtraße 15. 

Klemeut Juliana — Milch-, Gebäd- und Canditen⸗Verſchleiß — XVII., | 
Geblergaſſe 60. 

Truſchka Paul — Milch-, Gebäck⸗ und Canditen-Verſchleiß — XVI., 
Grundſteingaſſe 66. 

Saphier Mindel — Modiſtin — II., Rothe Sterngaſſe 14. 

Wiſtermeyer Anton — Muſiker — XVI., Habichergaſſe 28. 

Ecker Alexander — Naturblumenhandel — XVI., Neulerchenfelder— 
gürtel 26. 

Mateyka Betty — Naturblumeuhandel — VI., Gumpendorferſtraße 16. 

Jeuthner Johanna — Obſt-, Grünzeug- und Gemüſe-Verſchleiß — II., 
Negerlegaſſe 1. 

Machajdik Martin — Obſt- und Grünwaren-Verſchleiß — XVI., Lambert⸗ 
aſſe 13. 
5 Zelenka Paul — Obſt- und Gemüſefeilbieten im Umherziehen — XVI., 
Panikengaſſe 37. 

Neufeld Erneſtine — Parfümerie- und Toilettenartikel-Verſchleiß — III., 
Renngaſſe 56. 

Schebelka Marie — Parfümerie-, Toilettenwaren-, Kerzen- und Waſch— 
artikel⸗Verſchleiß — III., Rennweg 56. 

Hrabalek Marie — Patſchenmachergewerbe — XVI., Bachgaſſe 22. 

Legale Taube — Pfaidlerwaren- und Kleiderſtoffe-Verſchleiß — II., 
Mathildenplatz 6. 

Wolf Wilhelm Adolf — Privilegiums-Ausübung auf Kohlen-Briquettes 
und Verfahren zur Herſtellung derſelben — II., Ferdinandſtraße 11. 

König Joſef — Proviſionsagent — X., Laxenburgerſtraße 11. 

Fradinger Karl — Radfahrſchule — II., Dammſtraße 33. 

Mayer Heinrich — Rauchfangkehrer — II., Brigittagaſſe 22. 

Sobota Franz — Schneider — III., Erdbergſtraße 16. 

Jansky Wenzel — Schuhmacher — XVI., Hasnerſtraße 65. 

Nagy Stephan — Schuhmacher — X., Buchengaſſe 45. 

Schwehla Franz — Schuhmacher — II., Adamsbergergaſſe 2. 

Rothe Thereſe — Schul-, Gebetbücher- und Kalenderverkauf — II., 
Volkertplatz 6. 

Dungler Ignaz — Selchwaren-Verſchleiß — XIV., Schönbrunner⸗ 
traße 79. 
f Fiſcher Marie — Speiſenverabreichung — II., Taborſtraße 54. 

Litſchaner Anna — Speiſenverabreichung für die Dauer des Witwen- 
ſtandes — II., Taborſtraße 108. 

Weißinger Joſefa — Spielkartenputzerei — XVII., Geblergaſſe 74. 

Stermann Ignaz — Spirituoſen⸗Verſchleiß in verſchloſſenen Gefäßen 
mit Ausſchluſs jeglichen Ausſchankes — V., Stollberggaſſe 47. 

Neunteufel Johann — Tiſchler — II., Circusgaſſe 16. 

Vizdal Anton — Tiſchler — XII., Bonygaſſe 27. 

Böhm Magdalena — Wäſcherei und Wäſcheputzerei — XIV., Selzer— 
aſſe 12. 
5 Steiner Maximilian — Wildbret⸗ und Geflügelhandel — II., Wallen- 
ſte inſtraße 68. 

Kultſar Arpad — Zuckerbäcker — III., Hauptſtraße 18. 


* * 
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Ohrenberger Andreas — Brennmaterialien-Kleinhandel — XVIII., 
Gürtel 152. 

Hajek Ferdinand — Bürſtenbinder — III., Hohlweggaſſe 6. 

Zdunovski Franz — Niederlage chemiſcher Produete — II., Scherzerg. 1. 

Treutler Johann — Commiſſionswaren-Verſchleiß in Colonialwaren — 
III., Waſſergaſſe 32. | 

Schömig Helene — Damenkleidermacherin — XIX., Kahlenbergerſtr. 19. 

Kaſchik Joſef — Drechsler — XIII., St. Veitgaſſe 40. 

Scherbaum Johann — Drechslerei — XV., Tannengaſſe 3. 

Freund Marie — Fleiſch-Verſchleiß — XIV., Schwendergaſſe 7. 

Heiſinger Franz — Fleiſch⸗Verſchleißer — IV., Kettenbrückengaſſe 10. 

Wager Agnes — Friſeur- und Raſeurgewerbe — XVII., Leopold Ernſt⸗ 
aſſe 24. 
50 Fiſcher Anna — Geflügel- und Wildbret-Verſchleiß — IX., Markthalle, 
elle 9. ö 
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Kohaut Otto — Gaft- und Schankgewerbe — XII., Mandlgaſſe 10. 

Ehrlich Julie — Geflügel-Verſchleiß — IX., Grünethorgaſſe 19 a. 

Böhme Roſalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Prager Reichsſtr. 19. 

Furtlehner Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Rögergaſſe 21. 

Hutter Ferdinand — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Krichbaumg. 32. 

Kohn Mendel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Alſerbachſtraße 32. 

Kopfſtein Emil — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtr. 38. 

Mayer Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Hegelgaſſe 5. 

Maurer Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Vivenotgaſſe 41. 

Schipper Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Hietzinger Haupt⸗ 
ſtraße 160. 
| Beck Adolf, Beck Olga — Handelsagentie — J., Wallnerſtraße 3. 

Stransky Victor — Handelsagentie — J., Rudolfsplatz 3. 

Greif Anton — Herrenkleidermacher — XV., Goldſchlagſtraße 20. 

Weſſely Karl — Herrenkleidermacher — II., Volkertſtraße 7. 

Pugelj Katharina — Kaſtauien-, Apfel- und Erdäpfelbraten — VII., 
Neuſtiftgaſſe 26. 

Huber Roſalia — Kleinfuhrwerk — III., Erdbergſtraße 59. 

Klupp Karl — Kleinfuhrwerk — XIII., Sampogaſſe 7. 

Patzl Franz — Kleinfuhrwerk — XVIII., Lacknergaſſe 65. 

Tüngel Johann — Kleinfuhrwerk — XVIII., Thereſiengaſſe 36. 

Bronold Katharina — Kunſt- und Naturblumenhandel — XIII., 
Hietzingerſtraße 147. 

Bienert Amalia — Marktvictualieunhandel — XVIII., Michaelerſtr. 32. 

Haas Amalia — Mieder-Erzeugung und Pfaidlerei — II., Wallenſtein⸗ 
ſtraße 53. 

Böckl Marie — Milch-, Eier-, Butter-, Topfen- und Gebäck-Verſchleiß — 
II., Marchfelderſtraße 8. 

0 al Matthias — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — IL, Herminen⸗ 
gaſſe 15. 
Kohn Leopold — Modewarenhandel en gros — I., Franz Joſefsquai 29. 

Probſt Karl — Muſiker — II., Halmgaſſe 3. 

Mrazek Anton — Naturblumenhaudel — XVIII., Exnergaſſe 1. 

Pokorny Katharina — Obſthandel — VIII., Skodagaſſe 20. 

Langer Olga — Pfaidlerin — IX., Pfluggaſſe 1. 

Schaub Anton — Pfaidler — XII., Biſchofgaſſe 16. 

Weisz Helene — Pfaidlerei — I., Wipplingerſtraße 12. 

Rychlovsky Johann — Schuhmacher — XVII., Springergaſſe 11. 

Szäraz Julius (Gyula) — Schuhmacher — J., Bäckerſtraße 20. 

Wanik Joſef — Schuhmacher — II., Untere Augartenſtraße 31. 

Schotik Hermine — Schulhefte-, Preisliſten-, Schreib- und Zeichen⸗ 
requiſiten⸗Verſchleiß ꝛe. — XVII., Parhamerplatz 11. 

Stern Karl — Tapezierer — XVII., Palffygaſſe 15. 

Blaſchka Karl — Tiſchler — XIV., Braunhirſchengaſſe 38. 

Wipper Henriette — Toiletteartikel- und Bürſten-Verſchleiß — IX., 
Porzellangaſſe 54. 

Berger Anna — Vereinscaſſier gegen Proviſion — XVII., Hauptſtr. 25. 

Rabas Marie — Victualienhandel — XIII., Linzerſtraße 179. 

Biſſelechner Abraham — Wäſcheübernahme zum Putzen — II., Rem⸗ 
brandtſtraße 31. 

Schinko Johanna — Väſcherei und Wäſcheputzerei — XIII., Baum⸗ 
gartenſtraße 67. 

Medinger Wilhelm — Wechſelescompte — J., Deutſchmeiſterplatz 4. 

Kling Francisca — Weinſchankgewerbe — J., Bäckerſtraße 8. a 

Blaßek Marie — Weißnäherin — III., Geſtettengaſſe 1 a. 

Pidewieth Charlotte — Wohnungsvermittlung und Dienſtvermittlung 
für Stellenſuchende gewöhnlicher Kategorie — IX., Porzellangaſſe 53. 

ö su Joſef — Würſtel-Verſchleiß im Umherziehen — III., Khunn⸗ 
gaſſe 9. 

Wodicka Anton — Verſchleiß von Würſtel, Gebäck, Obſt, Käſe und ſaueren 
Gurken — X., Columbusgaſſe 76. 


* * 
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Löwy Hugo — Beleuchtungsartikel-Verſchleiß — J., Wipplingerſtraße 29. 
Weniſch Ferdinand — Bildhauer — III., Erdbergſtraße 29. 
Spitzer Hermann — Betrieb von Börſegeſchäften — IV., Paniglgaſſe 4. 
0 u Matthias — Brennmaterialien⸗Kleinhandel — II., Große Mohren⸗ 
gaſſe 6. f 
Herlitſchka Marie — Brennmaterialien⸗Kleinhandel — V., Bachergaſſe 3 b. 
ö 1 Marie — Brennmaterialien⸗Kleinhandel — XVI., Blumberg⸗ 
gaſſe 17. 
Suda Anna — Brennmaterialien⸗Kleinhandel — IV., Wohllebengaſſe 15. 
Prezelmayer Malvine — Cartonagewaren⸗Erzeugung — V., Wienſtr. 91. 
Gratzel Guſtav — Herausgeber der periodiſchen Druckſchrift „Kammer⸗ 
ſtenograph“ früher „Der rothe Hahn“ — VI., Müllergaſſe 12. 
„Hit Abraham — Elektrotechniſche Bedarfsartikel⸗Verſchleiß mit Ausſchluſs 
aller Inſtallationsarbeiten — II., Novaragaſſe 37. 
Kerndl Thereſia — Fleiſch⸗ und Selchwaren⸗Verſchleiß — II., Kaiſer 
eee 30. 8 | 
airinger Karl — Fleiſchſelchwaren-Verſchleiß — J., Habsburgergaſſe 1. 
Bielohaubek Johann — Gaſtwirt — V., Einſiedlergaſſe 60. Fe 
Stefanitſch Franz — Geſchirr-Verſchleiß — XIV., Selzergaſſe 20. 
Hofner Ignaz — Guillocheur — XIII., Winckelmannſtraße 4. 
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Hamperl Adalbert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Taborſtraße 106. 
Hilfreich Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtr. 96. 
Katzenbeißer Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Zwölfergaſſe 11. 
Pacherl Varbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Ufergaſſe 8. 
Remes Auguſte — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Arbeitergaſſe 23. 
f N Katharine Henriette — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Trubel⸗ 
ga E 8 [N . * 0 . 

Weiß Iſidor — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Nordbahuſtraße 8. 

Mlatſch Franz — Kaftanienbrater, — III., Hauptſtraße 9. 

Noſan Gregor — Kaſtanien-, Apfel- und Erdäpfelbrater — VIII., 
Neudeggergaſſe 3. 5 

Rus Francisca — Kaſtanien⸗, Apfel⸗ und Erdäpfelbraten — VII., 
Lerchenfelderſtraße 11. ö 

Spiletic Jakob — Kaſtanienbrater — XVI., Kirchſtetterngaſſe 44. 

Pifko Hermine — Kleidermacherin — J., Bäckerſtraße 24. 

Sverak Joſef — Lederabfallzurichter — XII., Fabriksgaſſe 4. 

Preſenz Joſefa — Leinenwaren-Verſchleiß — V., Griesgaſſe 24. 

Schrodt Albert — Leinwand-, Schnitt- und Wirkwaren⸗Verſchleiß — VI., 
Gum pendorferſtraße 111. 

Mayer Johann Sebaſtian — Lohnfuhrwerksgewerbe — XIII., Auhof⸗ 
ſtraße 194. . 

Bitſch Robert — Mauufacturwaren-Verſchleiß — IX., Nufsdorferitr. 13. 

Hermann Francisca — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Ottakringer— 
ſtraße 203. 

Knopp Francisca — Marktvictualienhandel — II., Große Schiffgaſſe 28. 

Richter Franz — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VI., Haydugaſſe 17. 

Padour Johann — Möbeltiſchler — X., Muhrengaſſe 22. 

Moller Albert — Händler und Erzeuger von Olen, Vaſalien und 
i Fetten für Lederappretur und Maſchinenſchmierzwecke — X., Welden⸗ 
gaſſe 16. 

Waſel Johann — Pfandſcheinauslöſung — III., Hohlweggaſſe 15. 

a N Markus, Kaufmann Alexander — Pfaidler — J., Franz Joſefs— 
quai 5. 

Steibl Erneſtine — Pfaidlerei — VI., Stumpergaſſe 42. 

Barta Thekla — Pferdefleiſch-Verſchleiß — III. Erdbergſtraße 87. 

Philipp Jakob — Schriftgießer — VI., Barnabitengaſſe 7. 

Svajeſik Gabriel — Schuhmacher — V., Hundsthurmerſtraße 97. 

Bauer Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — V., Schwarzhorngafie 4. 

Ziſtler Johann — Speiſenverabreichung — XVI., Friedrich Kaiſergaſſe 19. 

Wlach Marie — Stopfbüchſen⸗Abdichtungspräparate⸗Erzeugung — IV., 
Margarethenſtraße 38. 

Eigner Eliſabeth — Wüſcheputzerei — VI., Kaſernengaſſe 22. 

Pen vn Karoline — Wäſcherei und Wäſcheputzerei — XIII., Penzinger⸗ 
traße 29. 
Sommer Francisca — WVäſccheputzerei — Lichtenthalergaſſe 3. 


* %* 


Gewerbeaumeldungen vom 3. October 1896. 


Probſt Karl — Baumeiſter — III., Kegelgeſſe 26. 

Schneider Anton — Bäcker — X., Haſengaſſe 24. . 

Grätzner Emilie — Damenkleidermacherin — III., Rochusgaſſe 13. 

Oberngruber Anna — Damenkleidermacherin — VII., Stiftgaſſe 25. 

Saliger Emilie — Damenkleidermacherin — X., Eugengaſſe 17. 

Adametz Philipp — Flaſchenbierhandel — XIX., Barawitzkagaſſe 5. 

Krejczikik Katharina — Fleiſchverſchleiß — IV., Schönburggaſſe 28. 

Herr Stephan — Gaſtwirt — VII., Mariahilferſtraße 56. u 

Müllner Leopold — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XII., Meidling⸗ 
Schönbrunnerſtraße 78. . 

Altendorf Michael — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Neubaugaſſe 57. 

Klima Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Neuſtiftgaſſe. 

Müller Johann — Reinigung von Geſchäfts- und Wohnungslocalitäten, 
Einrichtungsgegenſtände, Auslagen und Fenſter, ſowie Einlaſſen und Aufbürſten 
von Fußböden — VII., Myrthengaſſe 2. . 

Pitſchan Ludwig — Häuſerreinigungsgewerbe — VII., Neuſtiftgaſſe 9. 

Rakuſan Karl — Hutmacher — XVII., Hernalſer Hauptſtraße 33. 

Stampfel Anton — Kaſtanien⸗, Apfel⸗ und Erdäpfelbraten — VII., 
Burggaſſe 81. 

Mader Victor — Lithograph — III., Griesgaſſe 2. . 

Mogyoroſſy Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — X., Himberger⸗ 
ſtraße 58. a 1 | 
en Peſchl Anna — Milch- und Gebäckverſchleiß — VII., Neuſtiftgaſſe 105. 

Eiſenhofer Irma — Modiſtin — VII., Mariahilferſtraße 98. 

Schedl Marie — Modiſtin — VII., Mariahilferſtraße 24. . 

Kriſzt Leondine — Verſchleiß von Papier⸗, Schreib-, Zeichenrequiſiten 
und mercantilen Druckſorten — VII., Neuſtiftgaſſe 123. 

Heidenreich Roſalia — Pfaidlerin — XVII., Jörgerſtraße 38. 

Mayer Leopoldine — Pfaidlerin — XV., Grimmgaſſe 17. 

Saliger Emilie — Pfaidlerin — X., Eugengaſſe 17. 

Treml Marie — Pfaidlerin — VII., Kaiſerſtraße 90. 

Wolf Eckert — Pfaidler — IV., Schleifmühlgaſſe 13. 

Trümper Michael — Nichtbetrieb eines verkäuflichen Schankgewerbes — 
XIX., Haſenauerſtraße 2. . N 

Kohout Franz — Schuhmacher — XIV., Dreihausgaſſe 19. 
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Eiſenhut Marianne — Schul-, Gebetbücher-, Gebete-, Kalender- und 
Heiligenbilder-Verſchleiß — XIV., Dadlergaſſe 15. 

Nemes Marie — Selchwaren-Verſchleiß — IV., Alleegaſſe 60. | 

f u Katharina — Spiritnofenerzeugung auf kaltem Wege — X., Gellert⸗ 

gaſſe 15. 

Daniel Agnes — Victualien-Verſchleiß — X., Davidgaſſe 16. 

Tauba Johann — Victualien⸗Verſchleiß — XVII., Taubergaſſe 26. 

Nowen Franz — Zuckerbäcker — VII., Burggaſſe 40. | 

Swoboda Leopoldine — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — XVIII., 
Währingergürtel 7. 


Gewerbeanmeldungen vom 5. October 1896. 


Frank Wilhelm — Bäcker — XVI., Hasnerſtraße 89. 

Kaisler Marie — Blumenbinden und Verſchleiß von friſchen und ge— 
trockneten Bouquets und Kränzen auf Märkten, beziehungsweiſe auf dazu 
beſtimmten Plätzen — XV., Kohlenhofgaſſe 4. 

Pour Joſef — Damenkleidermacher — VIII., Lederergaſſe 26. 

Urban Marie Anna — Damenkleidermacherin — XVIII., Gentzgaſſe 54. 

Abramſon Juſtin — Dauernde Dienſtleiſtung gegen Proviſionsbezug für 
die Verſicherungsgeſellſchaft „Victoria“ in Berlin — III., Kleiſtgaſſe 22. 

Hradil Thereſe — Feinputzerei — VIII., Mölkergaſſe 3. 

Braun Karl — Fleiſchſelchergewerbe — XVI., Taubergaſſe 21. 

Herzer Hermine — Gaſt- und Schankgewerbe — XVII., Palffygaſſe 18. 

Hutterer Abraham — Ausſchank und Kleinverſchleiß gebrannter geiſtiger 
Getränke — III., Hauptſtraße 139. | 

Aujezky Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Stolzenthalerg. 14. 

Feigl Helene — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Alſerſtraße 5. 

Hackl Friedrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Griesgaſſe 15. 

Kern Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Reinprechtsdorferſtr. 39. 

Klappacher Franz — Gemiſchtwaren⸗-Verſchleiß — XVI., Ottakringer⸗ 
ſtraße 203. N 

Morawetz Anna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XV., Schönbrunnerſtr. 1. 

Muth Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtraße 96. 

Rouſek Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Hauffgaſſe 23. 

Swoboda Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Meidling— 
Schönbrunnerſtraße 131. 8 a 

Voglmayr Engelbert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Bechardgaſſe 8, 

Wieſe Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Lerchenfelderſtraße 5. 

Med Barbara — Herrenkleidermachergewerbe — XIV., Denglergaſſe 4. 

Miſche Marie — Kaſtanien-, Apfel- und Erdäpfelbraten — XVII., 
Horneckgaſſe 17. | 

R u Joſef — Kaſtanien⸗, Apfel- und Erdäpfelbraten — III., Seidl⸗ 
gaſſe 29. 

Baier Georg — Kleidermacher — VIII., Lerchenfelderſtraße 70/72. 

Janiczek Franz — Kleidermacher — VIII., Löwenburggaſſe 4. 

Meiſtrik Thereſe — Cravattennäherin — VIII., Langegaſſe 28. 

Kahlig Giſela — Kunſtſtickerei, mit Ausnahme der Gold-, Silber- und 
Perlenſtickerei — I., Weihburggaſſe 18. 

Bittermann Joſef — Marktvictnalienhandel — X., Erlachgaſſe 77. 

Kogler Ludmilla — Marionettentheaterbetrieb — III., Hainburgerſtr. 37. 

Wengraf Amalia — Maſchinſtrickerei — J., Seitenſtettengaſſe 5. 

Kalny Thomas — Milch-, Gebäck- und Canditen-Verſchleiß — XVIII., 
Anton Frankgaſſe 3. 

Ecker Karoline — Verſchleiß optiſcher Artikel — XII., Gierſtergaſſe 6. 

Reitmair Michael — Pfaidler — XVI., Wattgaſſe 17. 

Bobrich Karoline — Photographengewerbe — XVII., Ottakringerſtr. 70. 

Janda Karl — Privat-Violinſchule — XVI., Schellhammergaſſe 5. 

Stephanides Anna — Privatſchule für weibliche Handarbeiten — XVI., 
Thaliaſtraße 14. 

Hartinger Auguſt — Proviſionsagent — III., Münzgaſſe 1. 

Markitan Wenzel — Sandgewinnung — XIV., Nobilegaſſe 35. 

Doucha Joſef — Schankbetrieb, pachtweiſe — III., Raſumoffskygaſſe 20. 

Polzer Karl, Polzer Karl Auguſtin — Schiefer- und Ziegeldecker und 
Handel mit Schieferſteinen — V., Luftgaſſe 3. 

Ketz Franz — Schloſſer — XVI., Ottakringerſtraße 30. 

Kurko Matthias — Schuhmacher — XVI., Gablenzgaſſe 50. 

Vopalka Anna — Schuhwaren-Verſchleiß — V., Matzleinsdorferſtr. 55. 

Schwicker Marie — Selchwaren-Verſchleiß — XIV., Reindorfgaſſe 4. 

Fanta Philipp — Spediteur — J., Schottenring 35. 

Tramba Franz — Tapezierer — VIII., Langegaſſe 30. 

Panzer Johann — Verſchleiß von getrocknetem Thee — XIII., Linzer⸗ 
ſtraße 76. 

Sebela Adolfine — Tiſchlergewerbe — XVI., Hippgaſſe 10. 

Dunkl Joſefa — Victualienhandel — XVII., Römergaſſe 79. 

Füllerer Katharina — Victualien-Verſchleiß — VIII., Langegaſſe 24. 

Nowotny Autonie — Victualien-Verſchleiß — XVI., Hasnerſtraße 20. 

Schöfler Franz — Victualien-Verſchleiß — XVIII., Sternwarteſtraße 1. 

Hermann Mathilde. — Wein-Commiſſionshandel in handelsüblich ge— 
ſchloſſenen Gefäßen — J., Lothringerſtraße 15. 

Haller Marie Anna — Weißnäherin — VIII., Fuhrmannsgaſſe 7. 


* *. 
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Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Ge⸗ 
meinderathes vom 1. October 1896. f 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 

1. Entſchuldigung der Gem.⸗Räthe Wieder und Kaiſer wegen 
Fernbleibens 
Beurlaubung des Gem.⸗Rathes Dr. Wieſinger 
Dank des Erzherzogs Franz Salvator für dargebrachte Glück— 
wünſche .. 
Einladung des Gemeinderathes ſeitens des Cardinals Fürſterz⸗ 


biſchofes zum Hochamte anlässlich des Namenstages Seiner 
Majeſtät des Kaiſers .. 


2. 
3. 


5. Statthalterei⸗Erlaſs, betreffend die Allerhöchſte Sanction des 
Geſetzes puncto Aufnahme eines Anlehens von 60 Millionen 
Kronen ſeitens der Gemeinde Wiens 

6. Legat nach Joachim Wilhelm Salo moon 


Interpellation: 


7. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend eine angebliche Außerung 
des Bürgermeiſters, anlässlich eines Interviews in Berlin . .. 


Anträge: 


Gem.⸗Rath Leitner, betreffend den Petroleumhandel 

Gem.⸗Rath Lehofer, betreffend die Einführung einer ratio— 
nelleren Bewirtſchaftungsweiſe des Fondsgutes Kaiſer-Ebersdorf 

Gem. -Rath Tomanek betreffend eine termingemäße Vertheilung 
der Armenlernmittel 


11. Gem.⸗Rath Brauneiß, betreffend die Schaffung von Über— 
gängen über die Stadtbahn auf dem Fünfhauſer- und Neubau⸗ 
if ðV:dſ 0 

12. Gem.⸗Rath Tagleicht, betreffend eine Reviſion des ſtädtiſchen 
r... 

Referate: 


13. Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann, betreffend Stellungnahme gegen 
den dem Abgeordnetenhauſe vorliegenden Referenten-Entwurf 
der Heimatsgeſetznovelle 
Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend Zuſtimmung zur Er— 
theilung der 30jährigen Steuerfreiheit für die durch die Demo— 
lierung der Franz Joſefskaſerne gewonnenen Bauſtellen . .. 
Derſelbe, betreffend das Detailproject für den Schulbau XIII., 
Speiſingerſtraße 44 
Gem.⸗Rath Dr. Wähner, betreffend die Subventionierung des 
Schillervereines „Die Glocke“ 
Gem.⸗Rath Fiedler, betreffend die Beiſtellung eines Mehr— 
quantums von Schotter für die Erhaltung der Schotterftraßen 
des V. Bezirkes (Zuſchuſscredit) 
Gem.⸗Rath Hipp, betreffend Herſtellungen im Volksbade für 
den XVII. Bezirk (Zuſchuſscredit) 
Gem.⸗Rath Lorenz Müller, betreffend den Canalbau in der 
Salzach⸗ und Leyſtraße und Traiſengaſſe im II. Bezirke (Zu⸗ 
ſchuſseredit) 
Gem.⸗Rath Seichert, betreffend Abänderung der mit Samuel 
Ritter v. Hahn vereinbarten Grundtransaction hinſichtlich der 
Realitäten Einl.⸗ZZ. 89 und 145 im IV. Bezirke, behufs Re⸗ 
gulierung der Starhemberg- und Schelleingaſſe 
Der ſelbe, betreffend Reparatursarbeiten an dem Dache des 
Schulgebäudes IL, Darwingaſſe 17, Pazmanitengaſſe 17 (Zu⸗ 
ſchuſs credit)... 
Derſelbe, betreffend das Project für den Schulbau auf den 
ehemaligen Nitſche'ſchen Gründen, XII., Hetzendorferſtraße .. 
Gem.⸗Rath Hraba, betreffend die Bewilligung eines Zuſchuſßs— 
credites zu den Ausgabs⸗Rubriken III 14 „Aushilfen an active 
Beamte und Diener“ und III 16 „Beſoldungsvorſchüſſe an Be- 
amte und Diener“ 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Hütteldorfer 
Verſchönerungsvereines 
Derſelbe, betreffend die Auflaſſung der III. Bezugsclaſſe für 
die Amtsdiener, Schuldiener, Mahnboten und Markthallendiener 
und Einverleibung derſelben in die II. Bezugsclaſſe 
Gem.⸗Rath Hörmann, betreffend den Canalbau in der Heine- 
gaſſe im V. Bezirke (Zuſchuſscredit). .. 


14. 


15. 
16. 
17. 
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1354 


354 


— 
D 
Sy 
S 


vom 1. October 1896. 
Inhalt: 


Gem.⸗Rath Dr. Kupka, betreffend Fortbezug der Gnadengabe für Eva 
13 


Stoitzner 


Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des 

Gemeinderathes vom 2. October 1896. 

Inhalt: 
Mittheilung des Vorſitzenden: 

1. Entſchuldigung der Gem.⸗Räthe Hipp, Dr. Porzer und 
Stiaßny wegen Fernbleibens 

Interpellationen: 

2. Gem.⸗Rath Purſcht, betreffend eine Rede des Reichsraths⸗ 
Abgeordneten Noske in einer der Verſammlungen der Fort- 
ſchrittsfreunde am 29. September d. ee a ee 5 

3. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend Äußerungen des Bürger- 
meiſters zu Berliner Journaliſten 


Anträge: 

4. Gem.⸗ Rath Wimberger, 
Schmelzer Friedhofes 
5. Gem.⸗Rath Siegmeth, betreffend Ausbeſſerung der Gehwege 
von der Hütteldorferſtraße zum Baumgartener Friedhofe ... 
. Gem.» Rath Oppenberger, betreffend die Trennung der 
Handels- und Gewerbekamme nnn 
. Gem.⸗Rath Dr. Porzer, betreffend Aufnahme von Beſtim— 
mungen wegen Erweiterung des Wahlrechtes für den Gemeinde— 

rath und die Bezirksausſchüſſe in das Gemeindeſtatut 


Referate: 

8. Gem.⸗Rath Schreiner, betreffend den Antrag des Gem.- 
Rathes Lehofer behufs Einſetzung eines Comités zur Aus⸗ 
arbeitung eines Organiſationsſtatutes für das Stadtſäuberungs⸗ 
weſen e 

Gem.⸗Rath Weſſely, betreffend, die Bewilligung eines Ehren⸗ 
preiſes für die Ausſtellung des Oſterreichiſchen Langſhanzüchter— 
club 
Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend die Ausführung des Baues 
des rechtsſeitigen Hauptſammelcanales in der Theilſtrecke Poſt— 
gaſſe —-Sophien brücke CCC 
Gem. ⸗Rath Seichert, betreffend die Überlaſſung von Theilen 
der Cat.⸗Parc. 21/17, Einl.⸗Z. 226 Fünfhaus und Cat.⸗ 
Parc. 1696/2, Einl.⸗Z. 431, VII. Bezirk, im Tauſchwege gegen 
einen Theil der Einl.⸗Z. 1041, VI. Bezirk, an K. Hörandner 
Derſelbe, betreffend Abänderung der mit Samuel Ritter v. 
Hahn vereinbarten Grundtransaction hinſichtlich der Realitäten 
Einl.⸗ZZ. 89 und 145 im IV. Bezirke behufs Regulierung der 
Starhemberg und Schelleingaſſe wg 
Gem.⸗Rath Weitmann, betreffend die Beſtimmung des Über: 
nahmspreiſes für den im Falle des Umbaues des Hauſes 
Nr. 62 Mariahilferſtraße, VII. Bezirk, des Georg Demski 
und der Mathilde Gotthardt in die Verbauung einzube— 
ziehenden Straßengrund 
Gem.-Rath Hörmann, betreffend Riſalitanlagen beim Hauſe 
V., Hundsthurmerſtraße 54, des Thomas und der Juliana 
Porzer 
Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann, betreffend die Einlöſung des 
Hauſes V., Untere Bräuhausgaſſe 87 
Gem.⸗Rath Weſſely, betreffend die Aufhebung des Hauſier— 
handels für das Gemeindegebiet von Wien ; 


betreffend Canaliſierung des 
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Commiſſion für Verkehrsanlagen 
Approviſionierungs-Angelegenheiten: 
Täglicher Fleiſchmarkt vom 27. September bis 3. October 1896 .. 
Pferdemarkt vom 2. October 1896 
Schlachtviehmarkt vom 5. October 1896 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in Wien 
vom 3. October 1896 | 
Beſchränkungen des Verkehres mit Klauenthieren aus Steiermark 
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Anordnungen gegen die Verbreitung der Maul- und Klauenſeuche 
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Städliſches Lagerhan wein ae ah 
Baubewegung: 


Gewerbeanmeldungen 


Geſuche um Baubewilligungen vom 1. bis 5. October 1896... 


Kundmachungen. 
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